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Wie auf allen anderen Rechtsgebieten, ſo iſt auch im 
Hinterlegungsweſen zwiſchen dem materiellen und dem for⸗ 
mellen Recht zu unterſcheiden. Das materielle Hinterlegungs⸗ 
recht beſtimmt, wann ein Betrag hinterlegt werden darf oder 
hinterlegt werden muß. Es regelt die Rechtsfolgen, die ſich 
unter den Beteiligten aus der Hinterlegung ergeben. Die 
Vorſchriften dieſes materiellen Hinterlegungsrechts ſind kreuz 
und quer über die geſamte Rechtsordnung verſtreut. (Ver⸗ 
gleiche beiſpielsweiſe: 88 52, 372, 1281, 1580, 1986 BGB. ; 
§§ 272, 689 HGB.; 88 67 Abſ. 3, 123 Abſ. 2, 179 Abſ. 3 
AktGG.; 88 110, 707, 713, 805 3PO.; 88 117, 118 StpO.). 
Das formelle Hinterlegungsrecht behandelt kurz geſagt die 
techniſche Durchführung dieſer im materiellen Recht vor⸗ 
geſehenen Hinterlegungen. Es gibt darüber Auskunft, wo und 
in welcher Form zu hinterlegen iſt, wie die Hinterlegungs— 
gegenſtände zu behandeln, wann, an wen und wie ſie heraus⸗ 
zugeben ſind. Dieſe formelle Ausgeſtaltung des Hinter⸗ 
legungsrechts war bisher den Ländern überlaſſen, und es gab 
daher 17 verſchiedene Hinterlegungsordnungen, die in ihrem 
Aufbau und in ihren Einzelbeſtimmungen teilweiſe erheb⸗ 
lich voneinander abwichen. An die Stelle dieſer Landes⸗ 
hinterlegungsordnungen iſt nunmehr eine Reichshinterlegungs⸗ 
ordnung getreten, die das formelle Hinterlegungsrecht einheit⸗ 
lich für das geſamte Reich regelt !). 

In der Reichshinterlegungsordnung (§O.) und in den 
dazugehörenden Durchführungs⸗ und Verwaltungsvorſchriften 
finden ſich zahlreiche Beſtimmungen, die in erſter Linie den 
inneren Geſchäftsgang der Hinterlegungsbehörden betreffen 
(z. B. die Buch- und Aktenführung). Es bedarf wohl kaum 
näherer Begründung, daß eine Wiedergabe dieſer Beſtimmun⸗ 
gen im Rahmen der vorliegenden Darſtellung weder erforder- 
lich noch zweckmäßig iſt. Den Rechtſuchenden — und damit 
auch den Anwalt — intereſſieren naturgemäß nur die Vor⸗ 
ſchriften der HO., die für ihn normalerweiſe praktiſch von Be⸗ 
deutung werden können. Nur dieſe Vorſchriften ſollen im 
folgenden beſprochen werden. 


1. Hinterlegungsbehörden 


Wer hinterlegen will, muß vor allem wiſſen, wo er dies 
tun kann. Die HO. unterſcheidet zwiſchen „Hinterlegungs⸗ 
ſtellen“ und „Hinterlegungskaſſen“ (§ 1 Abſ. 1). Die Auf⸗ 
gaben im Hinterlegungsverfahren ſind unter dieſe Einrich⸗ 
tungen in der Weiſe verteilt, daß die Hinterlegungskaſſen die 
rein kaſſenmäßigen, die Hinterlegungsſtellen alle anderen Ge⸗ 
ſchäfte zu erledigen haben. Vielleicht wird dieſe Aufgaben⸗ 
teilung durch einen Vergleich mit einem Sparkaſſenbetrieb be⸗ 
ſonders deutlich: Die Hinterlegungsſtelle iſt der Schalter 


1) HO. v. 10. März 1937 (RGBl. I, 285) (Amtliche Begründung 
zum Geſetz vgl. D. 1937, 423); VO. zur Durchführung der HO. 
v. 12. März 1937 (RGBl. I, 296); Ausführungsvorſchriften zur HO., 
AV. des RIM. v. 15. März 1937 (DI. S. 426) (AO.); Vor⸗ 
drucke für das Hinterlegungsweſen, AV. des RIM. v. 16. März 1937 
(DJ. S. 431). 


„Buchhaltung“; hier muß ſich der Kunde immer zuerſt hin⸗ 
wenden. Die Hinterlegungskaſſe iſt der Kaſſenſchalter. 

Hinterlegungsſtellen ſind die Amtsgerichte, Hinter⸗ 
legungskaſſen die Kaſſen der Juſtizverwaltung (gi Abſ. 1 
und 2). Solche Kaſſen ſind nun zwar nicht bei jedem Amts⸗ 
gericht eingerichtet?). Überall da, wo Gerichtskaſſen fehlen, 
find jedoch Gerichtszahlſtellen vorhanden, fo daß ſich Schwie⸗ 
rigkeiten im Hinterlegungsverkehr wohl kaum ergeben können. 
Im einzelnen wird auf die kaſſenmäßige Durchführung der 
Hinterlegung ſpäter einzugehen fern, Die Geſchäfte der Hin⸗ 
terlegungsſtellen werden von einem beſtimmten Zeitpunkt an 
von dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle wahrgenommen 
(82 92.) 

Der Grundſatz, daß die Hinterlegung bei den Juſtiz⸗ 
behörden — Hinterlegungsſtellen und Hinterlegungskaſſen — 
zu erfolgen hat, iſt in der HO. für einige Sonderfälle durch⸗ 
brochen worden. So können Wertpapiere — lediglich dieſe! — 
in den Fällen der 8$ 1082, 1392, 1525, 1550, 1667, 1686, 
1814, 1818, 1915, 2116 BGB. nicht nur bei dieſen Be⸗ 
hörden, ſondern auch bei den Staatsbanken hinterlegt wer⸗ 
den. Der RIM. kann darüber hinaus auch noch andere Kre⸗ 
ditinſtitute für dieſe Hinterlegungen zulaſſen (vgl. 8 27 HO.). 
Weiterhin können Hinterlegungen in Stiftungs- und Fidei⸗ 
kommißangelegenheiten nicht nur bei den Juſtizbehörden, 
ſondern auch bei der Reichsbank und den Staatsbanken er⸗ 
folgen (8 30 HO.). Inſoweit lehnt ſich die neue HO. an 
die Regelungen an, die ſchon bisher in den meiſten Ländern 
üblich waren. Für die Hinterlegung bei allen dieſen Banken 
und den etwa zugelaſſenen Inſtituten haben ſelbſtverſtändlich 
die Verfahrensvorſchriften der HO. keine Geltung. Hier wird 
es vielmehr in allen Einzelfragen — Form der Annahme, 
Bedingungen für die Herausgabe uſw. — auf die Geſchäfts⸗ 
bedingungen oder Verwaltungsvorſchriften der betreffenden 
Anſtalt anfommen?). 


2. Hinterlegungsgegenſtände 

Das BGB. ſieht in § 372 eine Hinterlegung von „Geld, 
Wertpapieren und ſonſtigen Urkunden ſowie Koſtbarkeiten“ 
vor. Darüber hinaus war es den Landesgeſetzgebungen über⸗ 
laſſen, auch andere Gegenſtände zur Hinterlegung zuzulaſſen 
(vgl. Art. 146 Ech BGB.). Von dieſer Möglichkeit iſt jedoch 
mangels eines Bedürfniſſes nirgends Gebrauch gemacht wor⸗ 
den. Auch die neue HO. läßt es daher hierbei bewenden. Es 
können alſo nur Geld, Wertpapiere, ſonſtige Urkunden und 
Koſtbarkeiten hinterlegt werden (8 5 HO.). 


3. Annahme zur Hinterlegung 
Zur Entſtehung des Hinterlegungsverhältniſſes iſt zweier⸗ 


2) Pgl. 88 4, 5, 6 Juſtizkaſſend. v. 30. Jan. 1937. 

3) Hinterlegungen in Sliftungs⸗ und Fideikommißangelegenheiten 
können auch von den Staatsbanken und der Reichsbank nur mit 
Genehmigung der Auffichts- oder Fideikommißbehörde herausgegeben 

O.). 


werden (vgl. im einzelnen 88 28, 29, 309 
172 
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lei erforderlich: Es muß einmal eine Verfügung der Hinter⸗ 
legungsſtelle ergangen fein, die die Hinterlegung zuläßt (8 6 
HO.), und außerdem muß der Hinterlegungsgegenſtand bei 
der Hinterlegungskaſſe (Zahlſtelle) abgeliefert ſein. 

a) Annahmeantrag. Die Annahmeverfügung ergeht ent⸗ 
weder auf Erſuchen der zuſtändigen Behörde (dieſer Fall 
intereſſiert hier nicht) oder auf Antrag des Hinterlegers 
(8 6 Ziff. 1 und 2 HO.). Es iſt ein ſchriftlicher Antrag er- 
forderlich, der in zwei Stücken eingereicht werden muß; fehlt 
ein Stück, ſo wird von Amts wegen ein koſtenpflichtiges 
Zweitſtück angefertigt (vgl. § 26 Ziff. 116 HO.). 

Das Geſetz verlangt einen Antrag des „Hinterlegers“. 
Was iſt hierunter zu verſtehen? Hinterleger iſt derjenige, 
der nach materiellem Hinterlegungsrecht zur Hinterlegung 
berechtigt iſt (fo z. B. der Schuldner nach 8 372 BGB., 
der Kläger nach § 114 Abſ. 1 3PO., der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner nach §S 713 Abſ. 2 ZPO.). Kann an feiner Stelle 
ein Dritter kraft eigenen Rechts hinterlegen? Dieſe Frage 
kann nicht für alle Fälle einheitlich beantwortet werden. Es 
kommt im einzelnen auf die geſetzliche Beſtimmung an, auf 
Grund deren hinterlegt werden ſoll. Bei der Hinterlegung 
zwecks Sicherheitsleiſtung wird man jedoch mit der bisherigen 
Praxis annehmen müſſen, daß der Dritte allgemein kraft 
eigenen Rechts hinterlegen kann. 

Der Antrag kann ſelbſtverſtändlich auch durch einen 
Vertreter geſtellt werden, ohne daß hierzu eine Vollmachts⸗ 
vorlage notwendig wäre. Zur Vermeidung von Schwierig⸗ 
keiten muß jedoch der Antrag ſo gefaßt ſein, daß Zweifel 
darüber, ob jemand als Dritter kraft eigenen Rechts oder als 
Vertreter hinterlegt hat, nicht entſtehen können. 


Was muß der Antrag enthalten? Er hat entweder die 
Tatſachen anzugeben, die die Hinterlegung rechtfertigen, oder 
darzutun, daß die Hinterlegung auf der Entſcheidung oder 
Anordnung einer zuſtändigen Behörde beruht. Die hier dar⸗ 
zulegenden Tatſachen brauchen weder bewieſen noch glaubhaft 
gemacht zu werden. Weſentlich iſt nur, daß ſich aus ihnen 
ſchlüſſig ein Hinterlegungsgrund ergibt. Die behördliche Ent⸗ 
ſcheidung oder Anordnung iſt dem Antrag in Urſchrift, Aus⸗ 
fertigung oder Abſchrift beizufügen. In gewiſſen Fällen ge⸗ 
nügt eine Bezugnahme auf die Gerichtsakten (vgl. 8 15 
AVS O.). Hervorzuheben iſt, daß der hinterlegende Dritt- 
ſchuldner den Pfändungsbeſchluß nicht vorzulegen braucht. 
Denn er hinterlegt auf Grund des Geſetzes, nicht auf Grund 
des Beſchluſſes. 


In den Ausführungsvorſchriften zur HO. ſind die Er⸗ 
forderniſſe des Antrags zuſammenfaſſend dargeſtellt (vgl. 
ss 11—15 AVHO. — Vgl. insbeſondere auch das zu⸗ 
gehörige Mufterformular?a)). Auf eine Wiedergabe dieſer 
Vorſchriften muß hier aus Raumgründen verzichtet werden. 
Es iſt jedoch dringend zu empfehlen, bei jedem Hinter⸗ 
legungsantrag dieſe Vorſchriften und das Muſterformular 
genaueſtens zu beachten. Denn wenn auch die Hinterlegungs⸗ 
ſtelle gehalten iſt, zunächſt auf Berichtigung oder Vervoll⸗ 
ſtändigung eines unrichtigen Antrags hinzuwirken (§ 11 Abſ. 2 
A VH O.), fo bedeutet dies doch immer eine Arbeitserſchwe⸗ 
rung, die beſſer vermieden werden ſollte. 

Iſt der Antrag in Ordnung, ſo erläßt die Hinterlegungs⸗ 
ſtelle eine Annahmeanordnung. Hält ſie jedoch den Antrag 
für unzuläſſig, ſo hat ſie ihn mit ſchriftlicher Begründung 
zurückzuweiſen. 

b) Das Annahmeverfahren. Die Einlieferung des Hin⸗ 
terlegungsgegenſtandes kann entweder vor oder nach Erlaß 
der Annahmeanordnung erfolgen. Im erſteren Falle wickelt 
ſich das Verfahren wie folgt ab: Die Hinterlegungsſtelle wird 
durch die Kaſſe von der Einlieferung benachrichtigt. Sie for⸗ 
dert alsdann den Einlieferer auf, binnen einer beſtimmten 
Friſt den Annahmeantrag zu ſtellen. Geſchieht dies nicht, ſo 
wird der Gegenſtand dem Einlieferer poſtgebührenpflichtig 
zurückgeſandt ($ 18 AV O.). Im zweiten Falle wird der 
Hinterleger von dem Erlaß der Annahmeverfügung in Keunt⸗ 


za) Vordruck 1 und 2 der oben genannten Vordruck⸗AV. 
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nis geſetzt und zugleich aufgefordert, den Gegenſtand inner⸗ 
halb einer beſtimmten Friſt bei der Hinterlegungskaſſe ein⸗ 
zuliefern. Erfolgt die Einlieferung nicht, ſo gilt der Antrag 
als zurückgenommen (vgl. 8 17 AVO.) . 

In den Ausführungsvorſchriften zur HO. heißt es je⸗ 
weils, es müſſe bei der Hinterlegungskaſſe eingeliefert wer⸗ 
den. Schon oben iſt kurz darauf hingewieſen worden, daß 
hier unter Umſtänden dem Hinterleger auch die Gerichts⸗ 
zahlſtelle zur Verfügung ſteht. Denn dieſe iſt — wenn der 
Hinterleger dies verlangt — gehalten, Geld⸗ und Wert⸗ 
hinterlegungen für die Gerichtskaſſe anzunehmen ). 


4. Verwaltung der Hinterlegungsmaſſe 


Die Beſtimmungen über die Verwaltung der Hinter⸗ 
legungsmaſſe ſind verhältnismäßig einfach, ſoweit es ſich 
um hinterlegtes Geld handelt. An geſetzlichen und geſetzlich 
zugelaſſenen Zahlungsmitteln) erwirbt das Reich kraft Ge⸗ 
ſetzes Eigentum (8 7 Abſ. 1 HO.). Bei anderen Zahlungs⸗ 
mitteln bleiben hingegen die Eigentumsverhältniſſe völlig 
unberührt. Sie können allerdings mit Zuſtimmung der Be- 
teiligten in geſetzliche oder geſetzlich zugelaſſene Zahlungs⸗ 
mittel umgewandelt werden, die dann in das Eigentum des 
Reichs übergehen (8 7 Abſ. 2 HO.). Geld, an dem das Reich 
Eigentum erwirbt, wird nach Maßgabe des 88 HD. ver⸗ 
zinſt ). Hinterlegtes Geld kann übrigens unter Umſtänden 
zum Ankauf von Wertpapieren verwandt werden (vgl. 8 10 
Abſ. 3 Ziff. 3 HO.). 

Alle anderen Hinterlegungsgegenſtände — Wertpapiere, 
jonſtige Urkunden, Koſtbarkeiten — ſind unverändert aufzu⸗ 
bewahren; ein Eigentumswechſel tritt nicht ein (§ 9 Abſ. 1 
HO.). Schwierigkeiten bietet die Verwaltung von Wert⸗ 
papieren. Denn hier wird es doch oft notwendig zur Er⸗ 
haltung und Sicherung der Rechte, Geſchäfte verſchiedenſter 
Art vorzunehmen, die der Eigentümer — ohne die Papiere 
in der Hand zu haben — nicht erledigen kann (z. B. Um⸗ 
tauſch von Papieren, Einlöſung ausgeloſter Stücke, Beſchaf⸗ 
fung neuer Zins⸗ oder Dividendenſcheine uſw.). Die HO. 
hat dafür Sorge getragen, daß die weſentlichſten Wertpapier⸗ 
geſchäfte von der Hinterlegungsſtelle erledigt werden. (So 
3. B.: Einlöſung ausgeloſter, gekündigter oder ſonſt fälliger 
Wertpapiere, Umtauſch, Abſtempelung u. dgl. von aufge⸗ 
rufenen Stücken, Einlöſung fälliger und Beſchaffung neuer 
Zins⸗ und Dividendenſcheine; vgl. im einzelnen § 10 HO. )) 
Hervorzuheben iſt jedoch, daß alſo nicht alle Geſchäfte vor⸗ 
genommen werden, und daß auch die im Geſetz angeführten 
Geſchäfte von den Hinterlegungsſtellen nur dann beſorgt 
werden, wenn gewiſſe Vorausſetzungen erfüllt ſind: Die 
Notwendigkeit zur Vornahme der Geſchäfte muß ſich ent⸗ 
weder aus einer beſtimmten Verloſungstabelle, aus dem 
Papier ſelbſt oder aus einem beſonderen Antrag eines Be⸗ 
teiligten ergeben. Außerdem beginnt die Pflicht der Hinter⸗ 
legungsſtelle zur Wertpapierverwaltung grundſätzlich erſt, 
wenn die Hinterlegung drei Monate gedauert hat s). Auf der 
anderen Seite hat die HO. der Hinterlegungsſtelle freie Hand 
gelaſſen, gegebenenfalls auf Autrag auch Maßnahmen außer⸗ 
halb der typiſchen Geſchäfte durchzuführen. 

Die Regelung der Wertpapierverwaltung iſt — wie 
ſchon betont — durchaus nicht einfach. Es wird ſich des⸗ 
halb dringend empfehlen, bei jeder Wertpapierhinterlegung 
die einſchlägigen Vorſchriften genau zu beachten. Denn für 
alle Geſchäfte, die nicht der Hinterlegungsſtelle obliegen, 
muß der Beteiligte ſelbſt ſorgen. Der Anwalt wird deshalb 
gut tun, den Mandanten, für den er Wertpapiere hinter⸗ 
legen ſoll, hierauf ausdrücklich aufmerkſam zu machen. 


4) Vgl. 8 5 der Anlage 1 zu 8 6 Juſtizkaſſend. 

5) Geſetzliche Zahlungsmittel find die Reichsbanknoten und alle 
Reichsmünzen; geſetzlich zugelaſſene Zahlungsmittel ſind die Renten⸗ 
bankſcheine. 

) Der Zinsſatz beträgt nach 8 1 der oben zitierten DurchfVO. 
zur HO. 1% jährlich. * 

7) Intern werden die Geſchäfte zur Wertpapierverwaltung von 
den Oberjuſtizkaſſen wahrgenommen (vgl. 88 65, 174 Juſtizkaſſend.). 

8) Vgl. 82 DurchfVO. zur HO. 
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5. Herausgabe der Hinterlegungsmaſſe 


Die Frage, unter welchen Umſtänden die Herausgabe 
aner Hinterlegungsmaſſe verlangt werden kann, iſt für die 
Praxis im Grunde genommen die wichtigſte Frage des ge⸗ 
ſamten Hinterlegungsrechts. Ebenſo wie für die Annahme, 
ſo bedarf es auch zur Herausgabe in jedem Falle einer aus⸗ 
brücklichen Verfügung der Hinterlegungsſtelle (S 12 HO.). 
bieſe Verfügung ergeht entweder auf Antrag oder auf be⸗ 
hördliches Erſuchen. 


2) Der Fall einer Herausgabe auf behördliches Erſuchen 
ift an ſich der einfachere und ſoll deshalb hier auch zuerſt 
behandelt werden. Das Erſuchen um Herausgabe muß von 
einer zuſtändigen Behörde ausgehen. Hieraus darf nicht ge- 
ſchloſſen werden, daß die Hinterlegungsſtelle die materielle 
Aichtigkeit des Erſuchens nachzuprüfen habe. Es iſt vielmehr 
lediglich feſtzuſtellen, ob die erſuchende Behörde für die An⸗ 
gelegenheit als ſolche zuſtändig iſt. Trifft dies zu, dann muß 
dem Erſuchen ſtattgegeben werden. In gewiſſen Fällen iſt 
bie Prüfung der Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtelle ganz 
und gar entzogen, nämlich dann, wenn das Erſuchen von 
einer oberſten Reichsbehörde oder von einem Gericht des 
Reichs geſtellt iſt. 

„Die Hinterlegungsſtelle hat allerdings ſtets die Pflicht, 
bie erſuchenden Behörden auf Bedenken hinzuweiſen, die dieſe 
etwa überſehen haben könnten. Beſtehen die Behörden gleich- 
6 55 5 ihrem Erſuchen, ſo muß dieſem ſtattgegeben werden 

5 Jh 


bh) Auf Antrag ergeht die Herausgabeverfügung, wenn 
991 Berechtigung des Empfängers nachgewieſen iſt (813 
Abſ. 1 HO.). Der Antrag kann nur von einem Betei⸗ 
ligten ausgehen. Wer iſt Beteiligter? Der Begriff des 
Beteiligten, der gerade im Herausgabeverfahren eine große 
Rolle ſpielt, iſt lediglich aus dem formellen Hinterlegungs⸗ 
recht zu entnehmen. Beteiligt iſt deshalb durchaus nicht 
mit (wirtſchaftlich oder materiellrechtlich) intereſſiert 
zu verwechſeln. So wäre z. B. bie Tatſache, daß eine ge⸗ 
ſtohlene Sache hinterlegt worden iſt, keineswegs ausreichend, 
um den beſtohlenen Eigentümer zum Beteiligten zu machen. 
ieſer müßte vielmehr ſein Recht außerhalb des Hinter⸗ 
egungsverfahrens verfolgen. 


Als Beteiligte ſind zunächſt alle Perſonen anzuſehen, die 
nach dem Inhalt des Antrags und ſeinen Ergänzungen als 
empfangsberechtigt in Betracht kommen. Beteiligte find weiter⸗ 
hin alle diejenigen, die durch eine Anderung der Rechtsver⸗ 
hältniſſe in den Kreis der möglichen Empfangsberechtigten 
fallen. (Typiſche Fälle ſind z. B.: Rechtsnachfolge, Ande⸗ 
rungen in der Geſchäftsfähigkeit, Arreſte, einſtweilige Ver⸗ 
gungen, Pfändungen.) 


c) Der Antrag kann auch durch einen Vertreter geſtellt 
werden, der allerdings ſeine Vollmacht nachzuweiſen hat. Eine 
prozeßvollmacht würde dabei ausreichen. Ergibt ſich die 
Vollmacht aus dem Rubrum eines eingereichten Urteils oder 
Vergleichs, ſo wird ſich normalerweiſe die Vorlage einer 
beſonderen Vollmachtsurkunde erübrigen. (Beantragt der Ver⸗ 
treter Auslieferung des Hinterlegungsgegenſtandes an ſich, 
10 wird die Aushändigung an ihn nur auf Grund einer be⸗ 
ſonderen, ausdrücklichen Empfang svollmacht — nicht zu 
verwechſeln mit der einfachen Vollmacht, die zur Antrags⸗ 
ſtellung ausreicht! — erfolgen können.) 


d) Wann die „Berechtigung des Empfängers“ nachge- 
wieſen iſt, laßt ſich allgemein nicht jagen. Es kommt auf die 
kechtslage jedes einzelnen Falles an, deren Beurteilung dem 
pflichtmäßigen Ermeſſen der Hinterlegungsſtelle obliegt. Das 
Geſetz gibt nur folgende allgemeine Regel: Die Empfangs⸗ 
berechtigung iſt als bewieſen anzufehen, wenn fie durch 
rechtskräftige Entſcheidung mit Wirkung gegen alle Beteiligten 
oder gegen das Reich feſtgeſtellt iſt oder wenn alle Beteiligten 
mit der Herausgabe einverſtanden find (813 Abſ. 2 HO.). 
Aber ſelbſt in dieſen Fällen kann die Hinterlegungsſtelle die 
Jerausgabeverfügung zurückſtellen, wenn dies aus nachträg⸗ 
lich entſtandenen Gründen geboten erſcheint. 


e) An Formvorſchriften hat der Beteiligte folgendes zu 
beachten: Der Antrag iſt ſchriftlich zu ſtellen; bei ſeiner Ab⸗ 
faſſung kann man ſich allerdings der Hilfe der Geſchäftsſtelle 
bedienen. Dem Antrag find alle Urkunden beizufügen — Ent⸗ 
ſcheidungen in Urſchrift, Ausfertigung oder beglaubigter Ab⸗ 
ſchrift —, die zur Rechtfertigung des Herausgabebegehrens 
erforderlich ſind. Bei Urkunden, die ſich beim Hinterlegungs⸗ 
Amtsgericht befinden, genügt die Bezugnahme auf die Akten. 
Im übrigen müſſen — falls die Hinterlegungsſtelle dies 
verlangt — Vollmachtsurkunden und Erklärungen der Be⸗ 
teiligten, die zum Nachweis der Empfangsberechtigung ein⸗ 
zureichen ſind, mit einer öffentlichen Unterſchriftbeglaubigung 
oder mit der beſonderen Unterſchriftenbeſcheinigung einer 
öffentlichen Urkundsperſon — z. B. eines Polizeipräſidenten, 
eines Bürgermeiſters uſw. — verſehen fein (vgl. §8 14 HO.). 
Es wird daher grundſätzlich zu empfehlen ſein, daß ſich der 
Antragſteller jedenfalls ſolche Erklärungen, bei denen eine 
Nachholung der Beglaubigung oder Beſcheinigung nur unter 
beſonderen Schwierigkeiten möglich wäre — z. B. Erklärun⸗ 
gen eines in Überſee befindlichen Beteiligten — von vorn⸗ 
herein in rechter Form abgeben läßt. 


1) Die tatſächliche Auslieferung der Hinterlegungsmaſſe 
obliegt der Hinterlegungskaſſe. Die Kaſſe ſoll Geldbeträge 
grundſätzlich auf das im Herausgabeantrag bezeichnete Konto 
überweiſen. Die Auslieferung wird im übrigen dann poſt⸗ 
gebührenfrei vorgenommen, wenn die Einlieferung bei einer 
Gerichtszahlſtelle erfolgt war oder wenn es ſich um Wert⸗ 
papiere handelt, die zur Verwaltung an die Oberjuſtizkaſſe 
abgegeben ſind. In allen anderen Fällen hat der Empfänger 
die Poſtgebühren zu tragen; wohnt er am Sitz der Kaſſe, 
ſo ſoll ihm allerdings die Möglichkeit gegeben werden, den 
Hinterlegungsgegenſtand binnen einer Woche abzuholen (vgl. 
§ 29 Abſ. 5 AXHD.). 


Es iſt möglich, daß noch nich Erlaß der Herausgabe⸗ 
verfügung Rechtsänderungen eintketen, die an ſich der Aus⸗ 
zahlung eutgegenſtehen (3. B. neue Pfändungen). Die Hinter⸗ 
legungsſtelle ſoll alsdann unverzüglich den Verſuch machen, 
die Herausgabeverfügung zurückzuziehen (8 32 AVO .). Wer 
ſicher gehen will, wird in ſolchen Fällen ſtets ſofort auch von 
ſich aus die Kaſſe unterrichten. 


) Nach der bisherigen Rechtſprechung zum Hinter⸗ 
legungsrecht haftete der Staat, deſſen Behörden zu Unrecht 
eine Hinterlegungsmaſſe ausgeliefert hatten, dem Berechtigten 
auch weiterhin aus dem Hinterlegungsverhaltnis ). Hier 
trifft die HO. eine grundſätzliche Neuerung: Nach 8 18 HO. 
kann das Reich nach der Herausgabe eines Hinterlegungs⸗ 
gegenſtandes nur auf Grund der Vorſchriften über die Haf⸗ 
tung für Amtspflichtverletzungen der Juſtizbeamten in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Mit dieſer Regelung, die alſo eine 
Klage aus dem Hinterlegungsverhältnis unmöglich macht, ſoll 
nach der Begründung zum Geſetz die Folgerung aus der 
öfſentlich⸗rechtlichen Natur des Hinterlegungsverhältniſſes ge⸗ 
zogen werden. 


6. Das beſondere Herausgabe verfahren 
nach § 16 H O. 


Der hundertprozentige Nachweis der Empfangsberech⸗ 
tigung, der ja im normalen Herausgabeverfahren Voraus- 
ſetzung für den Erlaß der Herausgabeverfügung iſt, läßt ſich 
erfahrungsgemäß oftmals nur unter den allergrößten Schwie⸗ 
rigkeiten führen. Es iſt dem Antragſteller häufig genug un⸗ 
möglich, jedem Beteiligten gegenüber — und es können 
deren recht viele fein — die erforderlichen Beweismittel bei- 
zubringen. So mußte er bisher vielfach entweder klagen oder 
auf die Weiterbetreibung des Herausgabeverfahrens ver⸗ 
zichten. Dieſes unter Umſtänden höchſt unerwünſchte und 
unbillige Ergebnis ſoll durch die neue HO. beſeitigt werden. 
Auch ſie hält zwar grundſätzlich daran feſt, daß dem Antrag⸗ 
ſteller die Beweislaſt für die Empfangsberechtigung obliegt. 
Hat er jedoch alles getan, was von ihm vernünftigerweiſe 


9) Vgl. RG. 101, 350. 
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verlangt werden kann, und wäre es nach Lage der Sache 
unbillig, von ihm noch eingehendere Nachweiſe zu fordern, 
dann darf die Hinterlegungsſtelle ihm die weitere Beweis⸗ 
laſt abnehmen: Sie kann nämlich einem Beteiligten, der der 
Herausgabe bisher nicht zugeſtimmt hat, eine Friſt ſetzen, 
binnen deren er nachweiſen muß, daß er ſeine angeblichen 
Anſprüche auf die Hinterlegungsmaſſe eingeklagt hat. Wird 
dieſe Klage nicht erhoben, ſo gilt die Zuſtimmung dieſes 
Beteiligten als erteilt (S 16 HO.). Ob dieſes Verfahren ein⸗ 
geſchlagen werden ſoll oder nicht, beſtimmt die Hinterlegungs⸗ 
ſtelle nach freiem Ermeſſen. Der Beteiligte hat daher auch 
kein Recht, einen förmlichen Antrag auf Einleitung des 
Verfahrens zu ſtellen. Anregungen nach dieſer Richtung kann 
er natürlich immer geben. Die Hinterlegungsſtelle wäre je⸗ 
doch in einem ſolchen Falle nicht verpflichtet, hierauf ein⸗ 
zugehen oder einen förmlichen Beſcheid zu erteilen. 


Die Regelung in § 16 HO., die vielleicht als die wich⸗ 
tigſte Neuerung im formellen Hinterlegungsrecht angeſehen 
werden muß, wird ſicherlich dazu beitragen, die Starrheit 
des bisherigen Herausgabeverfahrens aufzulockern und das 
Verfahren weſentlich elaſtiſcher zu geſtalten. Allerdings muß 
ſich der die Herausgabe betreibende Rechtsſuchende darüber 
im klaren bleiben, daß es in erſter Linie ſeine Pflicht iſt, 
den erforderlichen Nachweis für die Empfangsberechtigung 
zu erbringen. Die Hinterlegungsſtelle ſoll und wird ihm nur 
helfen, wenn nach dem vorgelegten Material ein hoher Grad 
von Wahrſcheinlichkeit für die Empfangsberechtigung des An⸗ 
tragſtellers (oder der etwa von ihm bezeichneten Perſon) 
ſpricht. 


7. Erlöſchen des Herausgabeanſpruchs, 
oſten 


In jeder Hinterlegungsordnung müſſen Vorſchriften dar⸗ 
über enthalten ſein, was mit „uralten“ Hinterlegungsmaſſen 
geſchehen ſoll. Nach den bisherigen landesrechtlichen Rege⸗ 
lungen war hier vielfach ein beſonderes Ausſchlußverfahren 
vorgeſehen. Dieſe Einrichtung gibt es künftig nicht mehr: 
Die neue HO. ſtellt den Grundſatz auf, daß der Heraus⸗ 
gabeanſpruch nach 30 Jahren erliſcht, wenn ein begründeter 
Herausgabeantrag nicht geſtellt iſt; die Hinterlegungsmaſſe 
verfällt alsdann dem Reich (88 21, 23 HO.). Für einige 
Ausnahmefälle gelten beſondere Verjährungsvorſchriften (vgl. 
im einzelnen §8 19, 20 HO.). 


Die Koſtenregelung der HO. iſt klar und einfach: Bei 
Geldhinterlegungen werden Gebühren überhaupt nicht er⸗ 
hoben. Bei anderen Hinterlegungen gilt ein beſonderer Ge⸗ 
bührentarif (z. B. bei Anleihen des Reichs 0,25 AM im 
Halbjahr für jede angefangene 1000 AM Wert; vgl. des 
näheren 88 24, 25 HO.). Im übrigen finden auf das Koſten⸗ 
verfahren die Vorſchriften der RͤoſtO. ſinngemäß Anwen⸗ 
dung; gewiſſe Abweichungen ſind im Geſetz ausdrücklich auf⸗ 
geführt (8 26 HO.). 


8. Rechtsbehelfe im Hinterlegungs verfahren 


Für manche Hinterlegungsordnung war es bisher ge⸗ 
radezu eine Doktorfrage, ob die Hinterlegungsgeſchäfte eine 
Angelegenheit der Gerichtsbarkeit oder der Justizverwaltung 
ſeien. Dieſe Frage iſt durch die neue Hinterlegungsordnug 
eindeutig gelöſt: Hinterlegungsgeſchäfte find Juſtizver⸗ 
waltungsgeſchäfte. Dieſes ergibt ſich ſowohl aus den 
Beſtimmungen über die Behördenorganiſation als auch aus 
den Vorſchriften über die Beſchwerde. 


Im Hinterlegungsverfahren iſt — wie in jedem anderen 
Verwaltungsverfahren — zwiſchen einer förmlichen Be⸗ 
ſchwerde und der allgemeinen Dienſtaufſichtsbeſchwerde zu 
unterſcheiden. Die förmliche Hinterlegungsbeſchwerde iſt nach 
§ 3 HO. gegen Entſcheidungen der Hinterlegungsſtellen 
gegeben und kann von demjenigen erhoben werden, der durch 


die anzufechtende Entſcheidung beſchwert ft. Sie iſt alſo zu⸗ 
läſſig, ſobald eine Entſcheidung der Hinterlegungsſtelle vor⸗ 
liegt; iſt dieſe allerdings von dem Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle getroffen worden, ſo hat zunächſt der Richter 
zu entſcheiden; erſt gegen deſſen Entſcheidung iſt die Be⸗ 
ſchwerde möglich. Über die Beſchwerde befindet der vorgeſetzte 
Land⸗ oder Amtsgerichtspräſident, über eine etwaige weitere 
Beſchwerde der Oberlandesgerichtspräſident 10). Deſſen Ent⸗ 
ſcheidung kann nicht mehr angefochten werden (83 Abſ. 2 
bis 4 HO.). Die Beſchwerden ſind grundſätzlich unbefriſtet; 
lediglich die Beſchwerde gegen die Friſtverfügung im Her⸗ 
ausgabeverfahren nach $ 16 HO. (Friſtſetzung für die Klag⸗ 
erhebung) macht eine Ausnahme (Beſchwerdefriſt: 2 Wochen). 


Alle anderen Maßnahmen der Hinterlegungsbehörden 
unterliegen der Dienſtaufſichtsbeſchwerde. Dieſe völlig form- 
loſe Aufſichtsbeſchwerde unterſcheidet ſich von der förmlichen 
Beſchwerde des § 3 HO. vor allem dadurch, daß es hier der 
Aufſichtsbehörde durchaus freiſteht, ob ſie ſich mit der Auf- 
ſichtsbeſchwerde befaſſen will oder nicht. Der Verfaſſer der 
Eingabe hat alſo weder ein Recht, daß ſeine Eingabe geprüft 
wird, noch kann er einen Beſcheid hierauf verlangen. Mit 
der förmlichen Beſchwerde hingegen müſſen ſich die Be- 
hörden befaſſen, müſſen den Beſchwerdeführer beſcheiden. 


Im Zuſammenhang mit dem Beſchwerdeverfahren regelt 
die HO. auch die bisher umſtrittene Frage, inwieweit in 
Hinterlegungsſachen der Rechtsweg zuläſſig iſt. Nach 8 3 
Abſ. 5 HO. iſt der Rechtsweg im Hinterlegungsverfahren 
dann — argumentum: nur dann — zuläſſig, wenn gegen 
das Reich auf Herausgabe geklagt werden ſoll. Vorausſetzung 
für dieſe Klage iſt allerdings, daß der Oberlandesgerichts 
präſident im förmlichen Beſchwerdeverfahren den Antrag auf 
Herausgabe abgelehnt hat. Die Herausgabeklage iſt ohne 
el auf den Streitwert ſtets beim LG. anhängig zu 
machen. 


9. Übergangs- und Schlußvorſchriften 


Die HO. iſt am 1. April 1937 in Kraft getreten; die 
bisherigen Landes HO. find aufgehoben (8 38 HO.). Es iſt 
allerdings dabei Vorſorge getroffen worden, daß ſich der 
Übergang in das neue Recht organiſch vollziehen kann. So 
werden z. B. ſchwebende Anträge und Beſchwerden ſowie 
eingeleitete Aufgebotsverfahren nach den bisherigen Beſtim⸗ 
mungen — alſo auch bei den bisherigen Behörden — durch⸗ 
geführt. Beſonders zu beachten ſind folgende Punkte: Die 
in § 10 vorgeſehene Wertpapierverwaltung beginnt erſt am 
1. April 1938. Bis dahin gilt die alte landesrechtliche Rege⸗ 
lung fort (§ 34 Ziff. 2 HO.). Gegenſtände, die von den 
AG. in vorläufige Verwahrung genommen ſind (z. B. nach 
bayeriſchem Recht), gelten ab 1. April 1937 als auf Grund 
der neuen HO. hinterlegt (8 36 HO.). In den Bezirken der 
OLG. Bamberg, Braunſchweig, München, Nürnberg und 
Zweibrücken bleibt es — unbeſchadet des §S 36 HO. — bis 
zum 1. April 1938 bei den bisherigen Vorſchriften für alle 
Sachen, die am 1. April 1937 anhängig waren. 


Würdigt man die hier im einzelnen beſprochene HO. 
zuſammenfaſſend, ſo läßt ſich wohl ſagen, daß ſie gegenüber 
dem bisherigen Recht eine Reihe von Vereinfachungen und 
Neuerungen bringt, die nur alljeitig begrüßt werden können. 
Es iſt zu hoffen, daß mit der neuen HO. ein gutes Stück 
des Formalismus verſchwindet, der bisher leider vielfach das 
Hinterlegungsverfahren beherrſcht hat. Die jetzt in Kraft 
getretene Regelung gibt jedenfalls den Hinterlegungsbehörden 
ulle Mittel an die Hand, die für die Ausgeſtaltung eines 
elaſtiſchen Hinterlegungsverfahrens erforderlich ſind. 


10) Im Herausgabeverfahren nach 8 16 HO. geht der Beſchwerde⸗ 
weg nur bis zum Landgerichtspraſidenten (Amtsgerichtspräſidenten); 
eine weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig (vgl. § 16 Abſ. 3 HO.). 


BES: Jahrg. 1937 Heft 22 
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Fur Arkundenſteuerpflicht 
von rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, die in Aktennotizen niedergelegt ſind 


Von Dr. Hans Janberg, Mannheim 


Nach § 8 Abſ. 2 UrkStG. ſteht der Unterzeichnung eines 
beurkundeten Rechtsgeſchüfts eine privatſchriftliche 
Jerhandlungsniederſchrift gleich. Dieſe Vorſchrift 
iſt aus dem PrStempStG. übernommen, in das fie durch 
das Geſetz v. 13. Mai 1933 (GS. 186) eingefügt wurde. 
Nach der Begründung zu dieſem Geſetz war für die Ein⸗ 
führung der Vorſchrift maßgebend, daß große Unternehmen 
Sr; Anlehnung an das bei notariellen Beurkundungen übliche 
Verfahren durch einen ihrer Angeſtellten über wichtige rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärungen ihres Kunden, die üblicherweiſe 
ſonſt ſchriftlich abgegeben werden, z. B. Abtretungen, 
eine Verhandlungsniederſchrift aufnehmen ließen, die nur von 
dem Angeſtellten, dagegen nicht von dem Kunden unterzeichnet 
"wurde, Eine ſolche Verhandlungsniederſchrift war nicht ſteuer⸗ 
pflichtig, weil der Kunde feine eigene Erklärung nicht unter⸗ 
zeichnet hatte. Würde es an einer entſprechenden Beſtimmung 
für das UrkStG. fehlen, fo würden ſolche Verhandlungs⸗ 
niederſchriften auch jetzt wieder ſteuerfrei ſein. Da derartige 
wiederſchriften den gleichen Zweck verfolgen wie eine unter- 
ſchriftlich vollzogene Urkunde, nämlich eine Beweisurkunde 
über den Abſchluß des Rechtsgeſchäfts zu ſchaffen, ſtellt der 
88 Abſ. 2 die Verhandlungsniederſchrift (in Abweichung von 
den zivilrechtlichen Vorſchriften) ſteuerlich der handſchriftlich 
unterzeichneten Urkunde gleich. 


Eine beſtimmte Form iſt für derartige Niederſchriften 

nicht vorgeſehen. Höll, „Erläuterungsbuch zum UrkStG.“ 
S. 140, unter Anlehnung an Loeck-Eiffler (PrStG., 
I. Aufl., TarSt. 12, Anm. 14) ſowie Ringelmann⸗ 
Jreundling, S. 95 und Kollat, S. 86 gehen weit 
8 05 die urſprüngliche Abſicht des Geſetzgebers hinaus und 
aſſen ſchon eine Aktennotiz genügen, wenn fie die Ab⸗ 
gabe der rechtsgeſchäftlichen Erklärung zu erkennen gibt und 
S. des 88 Abſ. 1 UrkStG. unterzeichnet iſt, wonach als 
Form der Unterzeichnung (im Gegenſatz zum BGB.) auch 
ole Unterzeichnung mit einem Namenszeichen (3. B. Mü von 
Müller) genügt. Dieſer Auffaſſung kann jedoch in dieſer 
Allgemeinheit nicht beigetreten werden. 


Eine Aktennotiz kann vielmehr nur dann die Urkunden 
ſteuerpflicht auslöſen, 


J. wenn fie nach ihrem Inhalt (89 UrtStG.) ein rechts⸗ 
gültiges Rechtsgeſchäft niederſchriftlich feſthält, das, wenn 
eine Urkunde über dasſelbe errichtet worden wäre, ſtem⸗ 
pelpflichtig wäre, 


2. wenn die Abſicht der Beteiligten darauf gerichtet iſt, 
für das Rechtsgeſchäft durch deſſen niederſchriftliche Feſt⸗ 
haltung ein Beweismittel für den Rechtsverkehr zu 
ſchaffen. 


Der Umſtand, daß die Urkunde zum Beweis geeignet 
0 genügt allein nicht; ſie muß auch zum Beweis be⸗ 
uimmt ſein. Dies ergibt ſich aus der Entſtehungsgeſchichte 
der Beſtimmung des 8 8 Abſ. 2, wonach die zu Steuer⸗ 
Ungehungszwecken vorgenommenen Niederſchriften von der 
urkundenſteuer erfaßt werden ſollen, und ferner auch aus 
der amtlichen Begründung zum UrkstG. über die Steuer⸗ 
yarbeit der fog. hiſtoriſchen Ermähnung, wo es (RStBl. 
936, 477, 478) heißt: N 


FR „Dem Weſen der Urkundenſteuer als einer Verkehrsſteuer 
„elptechend Soll nur das für den Rechtsverkehr 
a immte Rechtsgeſchäft ſteuerlich erfaßt werden, wenn 
Me Urkunde darüber errichtet iſt. Die Erwähnung eines 
anderen Rechtsgeſchäfts zur Verdeutlichung des beurkundeten 
deechtsgeſchäfts iſt nicht für den Rechtsverkehr beſtimmt in 
em Sinne, daß ſich rechtliche Wirkungen an dieſes knüpfen 


ſollen. Das zur Verdeutlichung erwähnte Rechtsgeſchäft iſt 
nicht um ſeiner ſelbſt willen beurkundet, ſondern lediglich zur 
Verdeutlichung. Nach allgemeinen Grundſätzen des neuen 
Geſetzes kann dieſes Rechtsgeſchäft alſo nicht zur Steuer her- 
angezogen werden.“ 

Die vorgenannten beiden Vorausſetzungen der Steuer⸗ 
pflicht ſind in den Fällen, welche den Anlaß zu der Geſetzes⸗ 
beſtimmung gegeben haben, unbedenklich erfüllt. Hier, bei der 
Niederlegung von Abtretungserklärungen in einer Verhand⸗ 
lungsniederſchrift iſt nicht zu leugnen, daß das privatſchrift⸗ 
liche Protokoll lediglich eine Steuerumgehung bezweckt, an⸗ 
dererſeits aber nach dem Willen der Beteiligten als beweis⸗ 
kräftige Urkunde gelten ſoll. 

Hierhin gehört auch der vom RF. 38, 138 (II A 40/35 
v. 10. Aug. 1935 [RStBl. 1935, 1176]) für die dem 8 8 
Abſ. 2 UStG. entſprechende Vorſchrift des PırSt®. ent⸗ 
ſchiedene Fall. Daſelbſt hat der NFH. die von einem Landes⸗ 
arbeitsamt mit ſeinen Zeitangeſtellten in Protokollform auf⸗ 
genommenen Verpflichtungsverhandlungen, in welchen außer⸗ 
dem die Anſtellungsdauer und Vergütung angegeben waren, 
wegen der darin enthaltenen Beurkundung von Dienſtver⸗ 
trägen für ſtempelpflichtig erklärt. Dieſe Protokolle waren 
übrigens ſowohl von dem Zeitangeſtellten als auch von dem 
Beamten des Landesarbeitsamts unterſchrieben worden. 

Nach NFH. v. 12. Okt. 1934: RF H. 37, 26 (II A 354/34 
RStsBl. 1934, 153]) ſtellt ein Angebotsbericht, in dem ein 
Vertreter ſeiner Firma berichtet, daß ein Kunde bei ihr 
mündlich zu näher angegebenen Verkaufsbedingungen Waren 
beſtellt bzw. ihr den Kauf der Waren angeboten habe, eine 
ſteuerpflichtige privatſchriftliche Niederſchrift dar, wenn ein 
1 9 Beſtellſchein des Kunden ſteuerpflichtig ſein 
würde. 

Bei der Mehrzahl von Aktennotizen, wie ſie in gewerb⸗ 
lichen Betrieben üblich ſind, wird jedoch die oben zu 1 ge⸗ 
nannte Vorausſetzung, daß durch den Inhalt der Aktennotiz 
bereits ein Rechtsgeſchäft ſchriftlich niedergelegt wird, das, 
wenn eine Urkunde über dasſelbe errichtet worden wäre, 
ſtempelpflichtig wäre, nicht erfüllt ſein. Denn außer in den 
oben als ſteuerpflichtig anerkannten Fällen werden Akten⸗ 
notizen in der Regel über Beſprechungen gefertigt, durch die 
der Verfaſſer der Aktennotiz, der Angeſtellte des Unter⸗ 
nehmens, allein eine Verpflichtung ſeines Unternehmens gar 
nicht begründen kann, ſo daß alſo noch kein rechtsgültig 
abgeſchloſſener Vertrag bei Niederſchrift der Aktennotiz vor⸗ 
liegt und daher durch den Inhalt der Aktennotiz auch nicht 
beurkundet wird. Hier tritt alſo deshalb keine Steuerpflicht 
ein, weil nur eine Niederſchrift über Vertragsanträge oder 
über unverbindliche Vorverhandlungen, aber nicht über end⸗ 
gültige Erklärungen vorliegt (vgl. auch Ringelmann⸗ 
Freundling, S. 95). 

Iſt jedoch ausnahmsweiſe eine einſeitige Erklärung des 
Kunden des Unternehmens, z. B. eine Schulderklärung i. S. 
des § 22 NrfSt®., in der Aktennotiz niedergelegt, fo iſt die 
unter 1 genannte Vorausſetzung gegeben. In der Regel je⸗ 
doch verlangen die Unternehmen, namentlich die Banken, 
ſolche Erklärungen nach beſonderen Formularvordrucken, fo 
daß durch deren Vollziehung die Urkundenſteuer ausgelöſt 
wird. Dann aber iſt die Aktennotiz urkundenſteuerfrei; denn 
hier entfällt jeder Grund für ihre Beſteuerung, weil ſie nicht 
zum Zwecke der Steuerumgehung gefertigt iſt. 

Auch die oben zu 2 genannte Vorausſetzung, die ins⸗ 
beſondere nach der Entſtehungsgeſchichte der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung verlangt werden muß, wird in der Regel nicht 
gegeben ſein, weil die Aktennotiz regelmäßig nach dem Wil⸗ 
len der Beteiligten nicht dazu dient, eine Beweisurkunde, die 
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für den Rechtsverkehr nach außenhin beſtimmt iſt, über das 
jeweilige Rechtsgeſchäft zu ſchaffen, ſondern ſie ſoll in der 
Regel als Gedächtnisſtütze dienen. Dies iſt namentlich häufig 
der Fall bei Aktennotizen über Erklärungen, welche ein 
Kunde dem Angeſtellten des Unternehmens gegenüber fern⸗ 
mündlich abgegeben hat. Hier weiß der Kunde meiſtens gar 
nichts davon, daß über ſeine Erklärung eine Aktennotiz nieder⸗ 
gelegt worden iſt. Ohne ſein Einverſtändnis kann aber eine 
Verhandlungsniederſchrift über ſeine Erklärung nicht zu⸗ 
ſtande kommen. Dagegen iſt es ſehr wohl möglich, daß eine 
ſolche Aktennotiz unter Umſtänden nach der ſtrafrechtlichen 


Terminologie eine ſog. „Zufallsurkunde“ werden kann. Für 
Erklärungen, die in Aktennotizen niedergelegt find, dienen in 
der Regel nicht dieſe als Beweismittel, ſondern die über ſie 
geführte Korreſpondenz, ein Beſtätigungsſchreiben, eine Ver⸗ 
tragsurkunde o. a. 

Der in den Erläuterungsbüchern vertretenen Auffaſſung 
iſt daher nur inſoweit beizupflichten, als eine Aktennotiz 
ihrem Inhalt nach (§ 9 UrfSt®.) den Zweck erkennen läßt, 
daß ſie der Steuerumgehung (ohne daß dieſe eine bewußte zu 
ſein braucht) dient, wofür die beiden obengenannten Voraus⸗ 
ſetzungen die Anhaltspunkte geben. 


Die Genehmigung von obligatoriſchen Verträgen, die für den Gemein⸗ 
ſchuloͤner vor der Eröffnung des Konkurſes ohne vertretungsmacht 


abgeſchloſſen find 


A. 
Von Rechtsanwalt Dr. Reinhold, Düſſeldorf 


Die KO. trifft keine Beſtimmung darüber, welche Wir⸗ 
kung die Eröffnung des Konkursverfahrens auf einen vorher 
für den Gemeinſchuldner ohne Vertretungsmacht abgeſchloſ⸗ 
ſenen obligatoriſchen Vertrag hat. Es iſt zu unterſuchen, ob 
die Genehmigung eines ſolchen Vertrages nach der Konkurs⸗ 
eröffnung noch möglich iſt, bejahendenfalls, wer die Genehmi⸗ 
gung zu erteilen hat, und ſchließlich, ob die Genehmigung des 
Konkursverwalters die Wirkung hat, daß die Forderung des 
Vertragsgegners eine Maſſeforderung, oder die, daß ſie eine 
Konkursforderung wird. 


Die Abſicht der Vertragſchließenden war, für den Ver⸗ 
tretenen eine Verpflichtung zu begründen, für welche dieſer 
mit ſeinem ganzen gegenwärtigen und zukünftigen Vermögen 
haftet. Dieſer Erfolg würde durch eine Genehmigung des Ver⸗ 
tretenen vor der Konkurseröffnung verwirklicht werden. Nach 
der Konkurseröffnung iſt eine Genehmigung nur dann noch 
möglich, wenn dieſe ebenfalls eine Verpflichtung für das ganze 
gegenwärtige und zukünftige Vermögen des Vertretenen be⸗ 
gründet. Denn eine Genehmigung, welche dieſen Erfolg nicht 
hätte, würde den Inhalt des Vertrages, der ja auf die Be⸗ 
gründung einer ſolchen Verpflichtung gerichtet war, ändern, 
und das widerſtreitet dem Begriff der Genehmigung. 


Die Möglichkeit, nach der Konkurseröffnung eine Haf⸗ 
tung des Gemeinſchuldners mit ſeinem gegenwärtigen und 
zukünftigen Vermögen zu begründen, beſteht. Denn eine Haf⸗ 
tung für das — überhaupt einer Zwangsvollſtreckung unter⸗ 
liegende — Vermögen, welches der Gemeinſchuldner zur Zeit 
der Konkurseröffnung beſaß, kann begründet werden durch 
eine Genehmigung des Konkursverwalters, eine Haftung für 
das übrige Vermögen durch eine Genehmigung des Gemein⸗ 
ſchuldners :). Hiernach wird ein vor der Konkurseröffnung für 
den ſpäteren Gemeinſchuldner ohne Vertretungsmacht abge⸗ 
ſchloſſener Vertrag nach der Konkurseröffnung durch eine Ge⸗ 
nehmigung ſeitens des Gemeinſchuͤldners und des Konkurs⸗ 
verwalters wirkſam. 


Hiergegen läßt ſich nicht einwenden, daß die Genehmi⸗ 
gung des Konkursverwalters dem Vertragsgegner bezüglich 
der Konkursmaſſe nur ein Recht auf konkursmäßige Befriedi⸗ 
gung gewährt, wobei hier dahingeſtellt bleiben kann, ob es 
ſich um eine Konkursforderung oder um eine Maſſeforderung 
handelt, während eine vor der Konkurseröffnung durch den 
Gemeinſchuldner erklärte Genehmigung dem Vertragsgegner 
ein uneingeſchränktes Recht auf Befriedigung gewährt haben 


1) Rechtshandlungen des Konkursverwalters verhaften nicht das 
konkursfreie Vermögen; vgl. Jaeger, KO., 6. und 7. Aufl., 8 57 
A. 4, 5. 


würde. Ein uneingeſchränktes Recht auf Befriedigung würde 
den Vertragsgegner nur dann beſſer ſtellen als ein Recht 
auf konkursmäßige Befriedigung, wenn er dies Recht auch 
verwirklichen könnte. Dies iſt aber bei einer Genehmigung 
vor der Konkurseröffnung keineswegs notwendig der Fall, da 
es dem Vertragsgegner keineswegs immer gelingen wird, 
ſich rechtzeitig vor der Konkurseröffnung zu befriedigen. Trotz⸗ 
dem würde eine Genehmigung des Gemeinſchuldners vor der 
Konkurseröffnung den Vertrag zweifellos auch dann wirkſam 
muchen, wenn ſie dem Vertragsgegner nicht die Befriedigung 
vor der Konkurseröffnung ermöglichte, der Vertragsgegner 
alſo tatſächlich auf konkursmäßige Befriedigung beſchränkt 
wäre. Weſentlich iſt aber für den Vertragsgegner nicht, ob 
er ein uneingeſchränktes Recht auf Befriedigung erhält, ſon⸗ 
dern nur, ob er ein Recht auf Befriedigung erhält, das er 
uneingeſchränkt durchſetzen kann. Hat er nach dem Vertrage 
keinen Anſpruch auf ein Recht, das er tatſächlich unein⸗ 
geſchränkt durchſetzen kann, ſondern nur auf ein Recht, das 
ihm möglicherweiſe bezüglich der Konkursmaſſe nur konkurs⸗ 
mäßige Befriedigung gewährt, ſo muß er ſich auch mit einem 
Recht begnügen, das von vornherein bezüglich der Maſſe zu 
konkursmäßiger Befriedigung berechtigt. 


Aus den bisherigen Darlegungen ergibt ſich bereits, daß 
die Genehmigung des Konkursverwalters und die des Ge⸗ 
meinſchuldners erforderlich ſind. Denn nur beide Genehmi⸗ 
gungen, nicht die eine oder die andere, können die dem Inhalt 
des Vertrags entſprechende Folge herbeiführen, daß der 
Gemeinſchuldner mit ſeinem ganzen Vermögen, der Konkurs⸗ 
maſſe und dem konkursfreien Vermögen, haftet. 


Die Forderung, welche durch die Genehmigung des Kon⸗ 
kursverwalters entſteht, iſt nicht Konkursforderung, ſondern 
Maſſeforderung. Denn ſie iſt ein Anſpruch, welcher aus 
einem Geſchäft des Konkursverwalters entſtanden iſt (8 59 
Ziff. 1 KO.). Dies Geſchäft des Konkursverwalters iſt die 
von ihm erklärte Genehmigung. Nicht etwa iſt als Geſchäft 
im Sinne dieſer Beſtimmung der für den Gemeinſchuldner 
abgeſchloſſene Vertrag anzuſehen. Denn das Geſetz unter⸗ 
ſcheidet nicht zwiſchen Geſchäften, die für den Konkursver⸗ 
walter, und ſolchen, die für den Gemeinſchuldner abgeſchloſſen 
ſind, ſondern zwiſchen Geſchäften, die der Konkursverwalter, 
und ſolchen, die der Gemeinſchuldner abgeſchloſſen hat. Das 
ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß der Konkursverwalter 
nicht Rechtsträger, ſondern nur Willensträger iſt, alſo für 
ihn überhaupt keine Geſchäfte abgeſchloſſen werden können. 


Dies Ergebnis wird der Tatſache gerecht, daß die Ver⸗ 
pflichtung im Falle einer Genehmigung eines für den Ge⸗ 
meinſchuldner ohne Vertretungsmacht abgeſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfts ebenſo auf dem Willen des Konkursverwalters, nicht 
auf dem Willen des Gemeinſchuldners, beruht, wie eine Ver⸗ 
pflichtung aus einem vom Konkursverwalter neu abgejchlof- 
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jenen Vertrag. Es iſt alſo nichts Beſonderes, daß der Ver⸗ 
tragsgegner bei einer Genehmigung durch den Konkursver⸗ 
walter im Hinblick auf die Konkursmaſſe beſſer geſtellt iſt, als 
wenn der Gemeinſchuldner den Vertrag bereits vor der Kon⸗ 
kürseröffnung genehmigt hätte. 


An dieſem Ergebnis kann auch die Rückwirkung der Ge⸗ 
nehmigung nichts ändern. Denn die Rückwirkung bezieht ſich 
lediglich auf den Zeitpunkt des Beginns der Rechtsfolgen des 
Geſchäfts, hat aber nicht die Bedeutung, daß nun eine Ge⸗ 
nehmigung des Konkursverwalters als eine im Augenblick des 
Vertragsſchluſſes abgegebene Willenserklärung des Gemein⸗ 
ſchuldners gälte :). 


B. 
Von Senatspräſident am Reichsgericht Dr. Kieſo w, Leipzig 


I. Genehmigt der ſpätere Gemeinſchuldner einen für ihn 
ohne Vertretungsmacht geſchloſſenen Vertrag vor der Kon⸗ 
Urseröffnung, fo entiteht eine Konkursforderung; genehmigt 
der Konkursverwalter, fo wird der Vertragsgegner Mafle- 
mäubiger. Ein auffallendes Ergebnis. Dabei ſoll — wenn ich 
Reinhold recht verſtehe — eine Maſſeſchuld nur ent⸗ 
ſtehen, wenn auch der Gemeinſchuldner nach der Konkurs 
eröffnung genehmigt. Vom Willen des Gemeinſchuldners hängt 
es alſo ab, ob die Maſſe mit einer den Konkursgläubigern. 
gegenüber bevorzugten Schuld belaſtet wird. Das ſcheint mir 
em Grundgedanken des Konkursrechts zu widerſprechen, wo⸗ 
nach Maßnahmen des Gemeinſchuldners ohne Einfluß auf 
er Konkursabwicklung find. Der Konkursverwalter kann nur 
Verwaltungshandlungen vornehmen, die dem Konkurszweck 
nicht zuwiderlaufen; nur unter dieſer Vorausſetzung kann er 
alſo einen für den Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffnung 
geſchloſſenen Vertrag genehmigen und dadurch die Maſſe mit 
einer Verbindlichkeit belaſten. Der Widerſtand des Gemein⸗ 
ſchuldners kann eine ſolche Verwaltungshandlung nicht hin⸗ 
bern. Auch die Annahme halte ich nicht für unbedenklich, daß 
es zum Inhalt des Schuldvertrages gehört, womit der 
Schuldner haftet. Im übrigen kann man keineswegs allgemein 
lägen, daß der Gemeinſchuldner für Verwaltungshandlungen 
es Konkursverwalters mit ſeinem konkursfreien Vermögen 
nicht hafte; im Rahmen des nach 88 17ff. KO. vom Ver⸗ 
walter auszuübenden Wahl- oder Kündigungsrechts beſteht 
eine ſolche Haftung z. B. ſicher, und auch bei den Maſſe⸗ 


ſchulden iſt ihre Ablehnung durchaus beſtritten. 


M. E. muß die Betrachtung davon ausgehen, daß die 
Grundlage der Verpflichtung des unbefugt Vertretenen nicht 
eine Genehmigung, ſondern der Vertrag iſt, den der voll- 
machtloſe Vertreter für ihn geſchloſſen hat, und daß die Ge— 
nehmigung auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechts- 
geſchäfts zurückwirkt. Die Genehmigung als ſolche begründet 
keine Verbindlichkeit; ſie heilt nur die fehlende Vertretungs⸗ 
macht. Inhalt und Umfang des Schuldverhältniſſes können 
ſich nur aus dem genehmigten Rechtsgeſchäft ergeben. Schon 
\eran ſcheitert m. E. die Anwendung des 859 Nr. 1 KO. 
auf den vorliegenden Tatbeſtand. Die Verpflichtung begründet 
nicht das „Geſchäft des Konkursverwalters“. Seine Genehmi⸗ 


= ) Dieſen Geſichtspunkt überſieht Jaeger a. a. O. 8 59 A. 1 
>. 141, wenn er ſagt, die Genehmigung einer für den Gemeinſchuld⸗ 
— vor Konkursbeginn ftatigefundenen Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
bu durch den Konkursverwalter mache das Gefchäft für die Maſſe 
a: ſtärker verbindlich, als wenn der Geſchäftsführer kraft eines 
3 dor dem Konkurſe vom Gemeinſchuldner wirkſam erteilten Auf⸗ 
ne gehandelt hätte, erzeuge alſo eine Konkursforderung. Es iſt 
aücht ſo anzuſehen, wie wenn der Geſchäftsführer auf Grund eines 
er trags des Gemeinſchuldners gehandelt hätte, ſondern ſo, als wenn 

auf Grund eines Auftrags des Konkursverwalters gehandelt hätte. 


gung ergänzt nur die bis dahin fehlende Vertretungsmacht 
des Vertragsſchließenden. Eine Maſſeſchuld nach § 59 Nr. 1 
KO. kann aber m. E. auch um deswillen nicht entſtehen, 
weil die Wirkung der Genehmigung zurückbezogen werden 
muß auf den Zeitpunkt der Vornahme des Geſchäfts, alſo auf 
eine Zeit vor der Konkurseröffnung. Reinhold will dar⸗ 
über hinaus die Sache fo anſehen, als ſei zur Zeit der Vor⸗ 
nahme des verpflichtenden Rechtsgeſchäfts oder der verpflich⸗ 
tenden Rechtshandlung bereits der Konkurs eröffnet geweſen; 
denn anders iſt ſeine Polemik gegen Jäger nicht zu ver⸗ 
ſtehen. Damit erweitert er aber den Begriff der Rückwirkung 
über 8 184 BGB. hinaus. Zurück wirkt nur die Genehmigung, 
nicht auch der Tatbeſtand, der den Genehmigenden zur Ge⸗ 
nehmigung berechtigt. Iſt der Verpflichtungsgrund das zu 
genehmigende Geſchäft, nicht die Genehmigung, und wirkt die 
Genehmigung zurück auf die Zeit der Vornahme des Ge⸗ 
ſchäfts, ſo kann ein vor der Konkurseröffnung von einem 
vollmachtloſen Vertreter für den Gemeinſchuldner geſchloſſener 
Vertrag, den der Konkursverwalter nach der Konkurseröffnung 
genehmigt, nur als ein vor der Konkurseröffnung wirkſam 
zuſtande gekommener Vertrag angeſehen werden. Zweifelhaft 
kann nur ſein, ob der Konkursverwalter einen ſolchen Ver⸗ 
trag genehmigen kann. Das hängt nach dem eingangs Ge⸗ 
ſagten davon ab, ob die Genehmigung des Vertrags und da⸗ 
mit die Belaſtung der Maſſe mit einer Schuld dem Konkurs⸗ 
zweck entſpricht. Iſt dieſe Frage im Einzelfall zu bejahen, 
fo ſcheint mir das Genehmigungsrecht des Konkursverwal— 
ters aus § 6 KO. zu folgen. Die Vorſchrift ergibt zugleich, 
daß der Gemeinſchuldner durch ſeine Genehmigung die Maſſe 
nicht mit Schulden belaſten kann. Kann er der Maſſe aber 
durch feine Genehmigung etwa die Vorteile des Vertrags ent- 
ziehen? Auch das iſt m. E. zu verneinen. Der ſchwebend 
unwirkſame Vertrag iſt nach der Paſſivſeite hin eine zur 
Zeit der Konkurseröffnung „begründete“ (§ 3) Verbindlich⸗ 
keit. Nach der Aktivſeite hin begründet er eine Anwartſchaft, 
die bereits einen Vermögenswert darſtellt und der Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterliegt. Dieſe Anwartſchaft gehört alſo zur 
Konkurs maſſe, und der Schuldner kann ſie ihr nicht dadurch 
entziehen, daß er den Vertrag genehmigt. 


II. Das führt zu der praktiſchen Bedeutung der ganzen 
Frage. Ich glaube, ſie iſt ſehr gering. Ich könnte mir nur 
etwa den Fall denken, daß der Vertragsgegner trotz fehlender 
Genehmigung, deren Notwendigkeit er ja nicht zu kennen 
braucht, vor der Konkurseröffnung ſeine Vertragspflichten 
bereits voll erfüllt hat. Kann er dann billig erwarten, beſſer 
zu ſtehen als jemand, der auf Grund eines voll wirkſamen 
Vertrags voll erfüllt hat? Ich glaube nicht. Reinhold 
ſtellt ihn aber weſentlich beſſer, wenn der Verwalter den 
Vertrag genehmigt. Auch nach meiner Anſicht bringt die 
Genehmigung des Verwalters dem Vertragsgegner einen ge⸗ 
wiſſen Vorteil — und deshalb werden ſich nur ſchwer Fälle 
denken laſſen, in denen dem Konkursverwalter die Genehmi⸗ 
gung überhaupt geſtattet iſt —; denn ohne die Genehmigung 
hätte der Vertragsgegner allenfalls eine auf Bereicherung ge- 
gründete Konkursforderung, nach der Genehmigung hat er 
zwar auch nur eine Konkursforderung, aber doch eine, die 
ſich auf Vertrag gründet. Hat der Vertragsgegner zur Zeit 
der Konkurseröffnung den ſchwebend unwirkſamen Vertrag 
noch nicht voll erfüllt, ſo ſcheint mir die ganze Zweifels⸗ 
frage gegenſtandslos. Denn jede vor der Konkurseröffnung 
liegende Erfüllungshandlung des Gemeinſchuldners könnte nur 
als Genehmigung gedeutet werden, und eine Genehmigung des 
Konkursverwalters läßt ſich nur als ein Verlangen nach Ver⸗ 
tragserfüllung im Sinne des § 17 KO. auffaſſen. Damit 
greift dann § 59 Nr. 2 KO. ein. Dieſe Möglichkeit liefert 
zugleich einen weiteren Beweis dafür, daß es nicht von dem 
Willen des Gemeinſchuldners abhängen kann, ob der Kon⸗ 
kursverwalter den Vertrag durch Genehmigung wirkſam 
machen kann. 
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vorſorgende Rechtspflege 


Von Notar Dr. Wilhelm Lützeler, Düſſeldorf 


Der Begriff der vorſorgenden Rechtspflege hat in der 
Reichsnotarordnung (RN O.) feine erſte geſetzliche Nieder⸗ 
legung gefunden; der juriſtiſchen Literatur war er in Be⸗ 
ziehung zum Notariat ſchon bisher nicht unbekannt. Unver⸗ 
kennbar hat er mit dem Begriff der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit manches gemeinſam; und doch geht er einesteils wieder 
über dieſen hinaus, während auf der anderen Seite die frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit Aufgaben umfaßt, die der vorſorgen⸗ 
den Rechtspflege fremd ſind. 

Die ARNO. hat neben ihrem großen Verdienſt, das 
Wirrwarr der landesgeſetzlichen Ordnungen des Notariats be⸗ 
feitigt zu haben, den beſonderen Vorzug, dem Notariat in 
der neuen reichsgeſetzlichen Regelung den ihm gebührenden 
weiten Rahmen ſeines Aufgabengebietes gegeben und damit 
dem Notar die Zielrichtung ſeines Wirkens und Strebens 
gewieſen zu haben. 

Indem ſie dem Notar als berufseigen die Betreuung und 
Beratung der Volksgenoſſen auf dem Gebiete der vorſorgen⸗ 
den Rechtspflege zuwies, hat die RN O. den Zuſtand zur 
Richtſchnur der Entwicklung beſtimmt, den das Notariat ſich 
mancherorts ſchon in erheblichem Umfang erobert hatte. Die 
Anerkennung dieſes Zuſtandes in der Notariatsverfaſſung läßt 
erkennen, daß der nationalſozialiſtiſche Staat ſich der Be⸗ 
deutung des Notariats für das Rechtsleben des Volkes und 
beſonders für ſeinen Rechtsfrieden bewußt iſt. 

Die Grenzziehung zwiſchen der Tätigkeit des Notars und 
der des Rechtsanwalts iſt dabei doch eine klare, auch inſoweit 
der Rechtsanwalt heute mehr denn je ſein Augenmerk der 
Verhütung von Prozeſſen widmen wird und damit eine vor⸗ 
beugende Rechtspflege ausübt. Die Volksgenoſſen werden ſich 
vorwiegend dem Notar zuwenden, ſolange es ſich darum han⸗ 
delt, Rechtsbeziehungen erſt zu geſtalten, das will ſagen, zur 
Erreichung eines Zweckes zuſammenzukommen, während die 
vorbeugende Rechtspflege vorwiegend dem Rechtsanwalt zuge⸗ 
dacht fein wird, ſobald das zuſtande gekommene Zuſammen⸗ 
wirken von Spannungen bedroht iſt. 

Durch die Zuweiſung der vorſorgenden Rechtspflege an 
den Notar hat die AND. das Notariat aus der in manchen 
Köpfen noch ſpukenden engen Vorſtellung der bloßen urkund⸗ 
lichen Niederſchrift endgültig herausgelöſt. Es liegt für die 
Zukunft an den Notaren, in den ihnen gewieſenen weiten 
Rahmen ihres Aufgabengebietes noch weiter hineinzuwachſen, 
um das ihnen geſetzte Ziel voll und ganz zu erreichen. Das 
Ziel ſteht, wie jedes vom nationalſozialiſtiſchen Geſetzgeber 
gezeigte, hoch! Neben der ſelbſtverſtändlichen Beherrſchung des 
formalen Urkundsrechtes ſteht die Erlangung einer umfaſſen⸗ 
den Kenntnis aller allgemeinen Rechtsgebiete; darüber hinaus 
aber als das Wichtigſte eine gründliche Einſicht in die ſozialen 
und wirtſchaftlichen Vorgänge des Volkslebens und ſeine Be⸗ 
ziehungen zum Staat, wie ſie ſich vor allem im Steuerrecht 
auswirken. 

Die Vielſeitigkeit der Aufgaben bringt es mit ſich, daß 
der Notar bald mit den vertrauteſten perſönlichen Beziehungen 
der Menſchen untereinander in Familie und Gemeinſchaft, 
bald mit der Verantwortlichkeit des Einzelnen gegenüber der 
Geſamtheit, bald wieder mit den volkswirtſchaftlichen Aus⸗ 
wirkungen des Wirtſchaftslebens befaßt wird, daß er einmal 
der warmherzige Berater und Schlichter, ein andermal der 
nüchtern abwägende Ratgeber und auch einmal der ſtrenge 
Warner, ja ſogar der helfende Arm der ſtrafenden Gerechtig⸗ 
keit ſein muß. Seine Stellung als Betreuer und Berater der 
Volksgenoſſen auf der einen Seite wie als amtlich beauf⸗ 
tragter Wahrer der volklichen und ftaatlichen Belange anderer⸗ 
ſeits verlangt von ihm eine innere Einſtellung, wie ſie kaum 
einem anderen Beruf in dieſer Weiſe gegeben iſt. 5 

Es iſt in der AND. beſtimmt, daß zum Notar nur der⸗ 
jenige zu beſtellen ift, der nach feiner inneren Haltung 
und ſeinen Leiſtungen für das Amt geeignet iſt. 


Dieſe Beſtimmung in Verbindung mit dem vorſtehend 
umriſſenen Aufgabengebiet legt den bei der Beſtellung von 
Notaren mitwirkenden Stellen der Juſtizverwaltung eine hohe 
Verpflichtung auf. Das gilt beſonders für die begutachtend und 
befürwortend mitwirkenden Unter⸗ und Mittelinſtanzen, da die 
entſcheidend beſtimmende Oberinſtanz ſich in der perſönlichen 
Beurteilung des Bewerbers meiſt auf das Urteil der Unter⸗ und 
Mittelinſtanzen wird ſtützen müſſen. Die allgemeinen Anfor⸗ 
derungen perſönlicher und charakterlicher Art, die ſich für den 
Diener am Recht ſchlechthin ergeben, dürfen beim Notar nicht 
geringer geſetzt werden als bei ſonſt einem Berufsſtande, der 
an der Rechtspflege und Rechtsfindung beteiligt iſt. 

Für Volk und Staat ſind fähige Notare zum größten 
Nutzen in jeder Hinſicht. Jeder Rechtsſtreit, auch der außer⸗ 
gerichtlich ausgetragene, legt menſchliche und materielle Kräfte 
zum mindeſten feſt, wenn er ſie nicht gar teilweiſe ver⸗ 
zehrt; dieſe Kräfte gehen der Geſamtleiſtung des Volkes zeit⸗ 
weilig oder dauernd verloren. Die Tätigkeit des ſeiner Auf⸗ 
gabe gewachſenen Notars aber iſt in hervorragendem Maße 
geeignet, die Entſtehung des Streites überhaupt zu vermeiden 
und zur möglichſten Erreichung des Ideals des Rechtsfriedens 
beizutragen. 

Unter der in der AND. geforderten „inneren Haltung“ 
kann, da die politiſche Zuverläſſigkeit daneben noch beſonders 
hervorgehoben iſt, nur die geſamte Lebenseinſtellung des Be⸗ 
werbers als Menſch gemeint ſein, die ihn neben ſeinen gleich⸗ 
falls noch geforderten „Leiſtungen“, das will heißen, neben 
feinen geiſtigen Kräften und feinen Wiſſens⸗ und Erfahrungs⸗ 
vorräten, zu ſeiner Aufgabe befähigen ſoll, mit einem Wort: 
die Perſönlichkeit des Mannes. 

Die Auswahl der zum Notar im Sinne der AND. ge⸗ 
eigneten Menſchen muß zu allererſt unter dem — bislang 
leider nicht allerorts erkannten — Geſichtspunkt ſtehen, daß 
der Notar mitten im Leben ſteht, daß ihm die Amtsſtube nicht 
Lebensraum, ſondern nur Werkftatt fein darf, daß er beweglich 
im Denken und aktiv im Handeln ſein muß. Menſchen, die 
ihrer Natur nach dazu neigen, abſeits vom Leben zu ſtehen, 
Eigenbrödler oder Stubenhocker zu ſein oder die — um das 
ominöſe Wort zu gebrauchen — bürokratiſch veranlagt ſind, 
können ihre Aufgabe als Notar nicht erfüllen; Menſchen, 
denen die Neigung gegeben iſt, Hemmungen und Schwierig⸗ 
keiten zu ſuchen, oder denen die Kraft fehlt, Hemmungen zu 
überwinden, taugen noch viel weniger dazu. Mangelnde Wil⸗ 
lenskraft, mangelnde Verantwortungsfreudigkeit, überragend 
kritiſche Geiſteseinſtellung, das find Eigenſchaften, die die ge⸗ 
forderte „innere Haltung“ nicht verbürgen. 

Es iſt keineswegs an dem, daß die Stellung des Notars 
als Amtsträger dahin führen müſſe, in ihm — ähnlich dem 
Richter — eine über Recht und Unrecht enticheidende Inſtanz 
zu ſehen. Führt ſchon die Entwicklung der Stellung des Rich 
ters heute mehr und mehr dahin, ihn aus der Einengung in 
die vorwiegend kritiſch-entſcheidende Tätigkeit zu befreien und 
ihn zum Helfer der Rechtsgeſtaltung zu machen, ſo gilt das 
letztere ganz überwiegend für den Notar. 

Daß man in der AND. das Verhältnis des Notars zum 
Staat auflockerte, das bisherige Beamtenverhältnis in ein 
Amtsträgerverhältnis auflöſte, hatte den Sinn und Zweck, 
dem rechtsſuchenden Volksgenoſſen die vollen Krafte der Ini⸗ 
tiative des nichtbeamteten Rechtshelfers zu erſchließen, die ſich 
aus deſſen Unabhängigkeit und ſeinem ehrgeizigen Streben 
entwickeln. Geht ſchon die heutige Entwicklung dahin, den Be⸗ 
amten wieder aus der gewiſſen mit der Zeit eingetretenen 
Verknöcherung loszulöſen, ihn zur Aufgabe ſeiner Paſſivität 
zu zwingen und wieder in die altpreußiſche Auffaſſung des 
Dieners am Volk auszurichten, ſo muß vom Notar, der freier 
und unabhängiger geſtellt iſt, ein erheblich höheres Maß an 
Aktivität, Hilfsbereitſchaft und Beweglichkeit gefordert werden. 

Die Anforderungen, die an den Notar aus ſeiner Eigen- 
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ſchaft als Amtsträger geſtellt werden müſſen, bedürfen hier 
einer weiteren Erläuterung; ſie ſind im weſentlichen die 
gleichen wie bisher und als ſolche bekannt. Der in vielfacher 
Hinſicht ſtrengere Maßſtab, der ſich aus der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Erkenntnis der Volksgemeinſchaft als Schickſalsgemein⸗ 
chaft, den Beziehungen des Einzelnen zu dieſer Gemeinſchaft 
und der damit verbundenen neuen Staatsauffaſſung ergibt, 
trifft den Notar nicht anders als jeden anderen Amtsträger. 
Vas hier allgemein an Anforderung zu ſtellen ift, erfordert 
einen Mann, der mitwirkend im politifchen Geſchehen 
der Zeit ſteht und ſich nicht damit begnügt, das Geſchehen 
Anzunehmen. Der Notar kommt mit allen Bevölkerungs- 
reiſen in Berührung; er darf ſich aber nicht nur auf die 
Kenntnis beſchränken, die ihm der Verkehr in ſeiner Amts⸗ 
tube vermittelt, ſondern muß die Lebenskreiſe der Volks⸗ 
genoſſen auch draußen ſuchen, miterleben und verſtehen lernen. 


Man ſoll ſich nicht eiwa der Täuſchung hingeben, daß das 
Amt des Notars unpolitiſch ſei. So wie es heute keine irgend⸗ 
wie geartete Tätigkeit gibt, die nicht unter den Leitſätzen des 
Nationalſozialismus ſteht, ſo wenig die Wirtſchaft, mit der 
der Notar häufig in Berührung kommt, außerhalb des politi⸗ 
ſchen Geſchehens ſteht, ſo ſehr die Geſtaltungen des Perſönlich⸗ 
keitsrechtes vom Politiſchen beſtimmt ſind und auch hierbei 
der Notar ſeine Hand zur Hilfe reicht, ſo ſehr ſteht der Notar 
tagtäglich im politiſchen Geſchehen. Vom jungen Notariats⸗ 
bewerber muß auch die praktiſche, nicht nur die theoretiſche 
Vorbildung auf dieſem Gebiet gefordert werden; die Partei 
mit ihren Gliederungen und angeſchloſſenen Verbänden gibt 
ihm genug Gelegenheit, die Erkenntniſſe und Erfahrungen zu 
ſammeln, die zu einer artgemäßen Betreuung und Beratung 
aller Bevölkerungskreiſe nötig ſind. Auch das gehört zur 
„inneren Haltung“. — 


Die entgeltliche Uberlaſſung 


einer Rechtsanwaltspraxis') 


Von Rechtsanwalt Dr. Günther Schulz, Berlin 


Die Entſcheidung des 2. ZivSen. des RG. v. 24. Nov. 
1936 (JW. 1937, 921), welche die Übertragung einer An⸗ 
waltspraxis durch eine Rechtsanwaltswitwe für zuläſſig er⸗ 
klärt, iſt lebhaftem Intereſſe begegnet. Das Urteil trägt dem 
bereits beſtehenden, auch ehrengerichtlich anerkannten, Zu⸗ 
tand Rechnung. Die zuſammenfaſſende Überſchrift, die dem 
Abdruck der Entſcheidung vorangeſetzt iſt, 

„Ausnahmsweiſe und unter beſonderen Umſtänden 
kann der Verkauf einer Praxis zwiſchen Rechtsanwälten 
zuläſſig fein. Die Witwe eines Rechtsanwalts darf grund» 
ſätzlich die Praxis ihres verſtorbenen Ehemannes an einen 
Rechtsanwalt veräußern“, 


hat den auch in dem Urteil vereinzelt angewendeten Aus- 
druck „Kauf“ einer Praxis übernommen. Man ſollte dieſe 
Bezeichnung vermeiden, weil ſie unzutreffend iſt und zu 
Fehlſchlüſſen und Weiterungen auf einem Gebiet verleiten 
önnte, auf dem Zurückhaltung und ethiſche Handlungsweiſe 
am Plagz iſt. 

In Wirklichkeit ſoll durch die Entſcheidung nicht der 
„Kauf“ einer Anwaltspraxis für zuläſſig erklärt werden. 
Der „Kauf“ einer Praxis iſt ſtets nicht nur unzuläſſig und 
unſittlich, ſondern auch unmöglich. Es iſt weder eine Sache 
noch ein Recht da, das dem „Käufer“ zu übergeben iſt und 
an dem ihm das „Eigentum“ zu verſchaffen iſt, noch kann 
der Käufer (etwa durch Urteil) verpflichtet werden, den „ge⸗ 
kauften Gegenſtand abzunehmen“. Verkaufen läßt ſich wohl 
eine kaufmänniſche Firma, die ja von der Perſon des je⸗ 
weiligen Firmeninhabers unabhängig iſt und der gewiſſe, 
meiſt feſte, Handelsbeziehungen anhaften. Bei einer Rechts⸗ 
anwaltspraxis (und auch einer Arztpraxis) iſt aber außer 
em Büroinventar alles unverkäuflich. — Schon der Name 
es Rechtsanwalts iſt nicht übertragbar wie eine kauf⸗ 
männiſche Firma. Nicht einmal das Hausſchild des Rechts⸗ 
anwalts verbleibt an dem Hauſe; nach kurzer Zeit (etwa 
nach einem Vierteljahr) muß es entfernt werden, weil ſonſt 
das rechtſuchende Publikum irregeführt würde. Auch die 
Dandakten mit ihrem vertraulichen Inhalt können nicht 
Gegenſtand eines Kaufgeſchäfts fein. Sie müſſen dem Auf⸗ 
traggeber, der feine Gebühren bezahlt, zur Verfügung ge⸗ 
halten werden. — Am wenigſten aber iſt das Vertrauen käuf⸗ 
lich, das der einzelne Mandant zu dem ausſcheidenden 
Rechtsanwalt hat. Das gleiche gilt ſelbſtverſtändlich für die 
von dem RG. angeführte „Summe von Vertrauen“. 

Es handelt ſich bei der entgeltlichen Praxisübertragung 
um einen Vertrag beſonderer Art, auf den keine der Nor⸗ 
mungen des zweiten Buches des BGB. ganz paßt. — Der 
Vertrag ſteht meines Erachtens dem Geſellſchaftsvertrag am 
nächſten. — An den Erträgniſſen der Praxis ſollen der in⸗ 


) Vgl. auch „Mitteilungsblatt“ 1937, 65. a 


valid gewordene Rechtsanwalt oder feine Hinterbliebenen 
noch eine Zeitlang beteiligt werden. Wenn es aus beſonderen 
Gründen nicht zu vermeiden iſt, werden die Beteiligungs⸗ 
beträge pauſchaliert voraus bezahlt; das erweckt den Eindruck 
eines „Kaufes“. Je mehr man ſich dem Eindruck des „Kau⸗ 
fes“ nähert, deſto bedenklicher wird der Vertrag in ſtandes⸗ 
rechtlicher und (zivilrechtlich) ſittlicher Hinſicht. Bei der 
Zahlung eines feſten Betrages erhöht ſich die Gefahr, daß 
der Nachfolger nach ſeiner Zahlungsfähigkeit, nicht nach ſeiner 
beruflichen Eignung ausgeſucht wird (vgl. EH. 27, 154). 

Inhalt des Vertrages iſt auf der Seite des Vorgängers 
oder ſeiner Hinterbliebenen die Verpflichtung, den Nachfolger 
mit den einzelnen Auftraggebern in Verbindung zu bringen, 
und auf der Seite des Nachfolgers die Verpflichtung, dem 
ausſcheidenden Berufsgenoſſen oder ſeinen Hinterbliebenen 
noch eine Zeitſpanne eine Unterſtützung zu gewähren. Bei 
dieſem Vertragsinhalt iſt die im „Deutſchen Arzteblatt“ Heft 48 
gewählte Bezeichnung „Vertrag über Praxisabgabe“ weſent⸗ 
lich treffender als die Bezeichnung „Praxiskauf“. — Das 
RG. gebraucht in ſeiner Entſcheidung meiſt die Bezeichnung 
„übernahmevertrag“; auch die Bezeichnung „Nachfolgever⸗ 
trag“ oder „Überlaſſungsvertrag“ würde den Sinn und 
Zweck der Abmachungen treffen. 

Die grundſätzlichen Ausführungen des RG. ſtimmen mit 
den Entſcheidungen des EGH. überein (Ech H. 19, 139; 21, 
188 und 27, 153). Auch die RR AK. hat ſich bei der Faſ⸗ 
ſung der Ziff. 62 der Richtlinien über die Ausübung des 
Rechtsanwaltsberufs von den gleichen Erwägungen leiten 
laſſen, die die Entſcheidungen des RG. tragen. 

Ebenſo befolgt die Verwaltungspraxis der Rechtsanwalts- 
kammern ſtändig die gleichen Grundſätze. Es iſt berufspolitiſch 
erwünſcht, daß bei Aufgabe einer Rechtsanwaltspraxis ent⸗ 
weder dem arbeitsunfähig gewordenen Berufsgenoſſen oder 
ſeiner Witwe oder den Waiſen für eine Übergangszeit eine 
Unterſtützung von dem Berufsgenoſſen gewährt wird, dem 
ſeinerſeits die Berufsausübung dadurch erleichtert wird, daß 
er mit der frei gewordenen Klientel in Verbindung gebracht 
wird. Eine ſolche Regelung mit charitativem Charakter ſchafft 
den überlaſteten anwaltlichen Hilfseinrichtungen Entlaſtung. 
— Geregelte Nachfolgeverhältniſſe haben ferner die ſozial 
wünſchenswerte Folge, daß die Büroangeſtellten, beſonders 
etwa vorhandene ältere Büroangeſtellte, keiner Exiſtenzerſchüt⸗ 
terung ausgeſetzt werden. — Die Regelung hat auch die 
Folge, daß die Handakten weiter verwaltet werden und daß 
die Rechtſuchenden wiſſen, an wen ſie ſich in Angelegenheiten 
wenden können, die mit ihren von dem Vorgänger bearbei⸗ 
teten Angelegenheiten im Zuſammenhang ſtehen. Ferner wird 
der Nachfolger in ſchwebenden Sachen im allgemeinen den 
Auftraggebern die bereits für den ausgeſchiedenen Berufs⸗ 
genoſſen entſtandenen Gebühren gutſchreiben und ſie nicht 
nochmals verlangen. 
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So begrüßenswert alſo an ſich die Übertragung einer 
Praxis auf einen Nachfolger iſt, ſo muß doch davor gewarnt 
werden, daß der übernehmende Rechtsanwalt zu weit 
gehende Verſprechungen macht. Gerade der Fall, der der 
Entſcheidung des RG. v. 24. Nov. 1936 zugrunde liegt, 
it ein Briſpiel dafür, wie es nicht gemacht werden ſollte. 
Es muß eindringlich davor gewarnt werden, etwa dieſen 
Fall hinſichtlich der Höhe und der Dauer der verſprochenen 
Leiſtungen als Muſter für ähnliche Abmachungen zu wählen. — 

In dem von dem RG. behandelten Falle ſollen von den 
Reineinnahmen aus allen Prozeſſen und Rechtsangelegen⸗ 
heiten, die von bisherigen Mandanten übergeben werden, 
auf 7 Jahre 500%, auf weitere 8 Jahre 150% an die Witwe 
abgeführt werden. Die Reineinnahmen werden dadurch er⸗ 
rechnet, daß von den Roheinnahmen 20% abgeſetzt werden. 

Dieſe Belaſtung iſt im allgemeinen für einen Nachfolger 
in einer Anwaltspraxis viel zu ſchwer. — Der übernehmende 
Rechtsanwalt glaubte (irrtümlicherweiſe) im vorliegenden, 
Fall, dieſe Belaſtung leichter tragen zu können, weil er 
bereits einige Jahre als Mitarbeiter des Verſtorbenen in der 
Praxis gearbeitet hatte und weil die Klientel zum großen 
Teil aus Verſicherungsgeſellſchaften beſtand, alſo aus juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen, die meiſt beſtändigere Mandanten ſind als 
natürliche Perſonen. — Der junge Berufsgenoſſe, der etwa 
eine Durchſchnittspraxis übernehmen will, hüte ſich davor, zu 
der Verantwortung, die laufenden Laſten an Miete, Gehältern 
uſw. weiter zu tragen, noch hohe zuſützliche Laſten auf lange 
Zeit auf ſich zu nehmen. Soll die Beteiligung eine hohe, 
äußerſt bis etwa 30% ige der Einnahmen fein, fo darf fie 
nur von kurzer Dauer ſein; eine geringere Beteiligung 
kann von etwas längerer Dauer ſein. Die Beteiligungszeit 
von 15 Jahren, wie ſie im vorliegenden Falle ausbedungen 
war, iſt immer als zu lang anzuſehen, ſo niedrig man auch 
die Beteiligung halten mag. (Vgl. hierzu die Erörterung 
des EGH. in der Entſcheidung EH. 19, 139 über eine 
1½jährige Beteiligung.) 

Es fehlt jede innere Berechtigung für eine hohe Beteili⸗ 
gung an den Einnahmen des Nachfolgers. — Bei einer 
Praxisübertragung beſchränkt ſich die Leiſtung des Vor⸗ 
gängers oder ſeiner Hinterbliebenen darauf, den Nachfolger 
in die Büroräume einzuweiſen und den Klienten gelegentlich 
zu empfehlen, zu dem Nachfolger zu gehen. Im übrigen krägt 
der Nachfolger alle Verantwortung allein. Seine Aufgabe iſt, 
ſich das Vertrauen der Mandanten neu zu erwerben. Gelingt 
ihm dies, fo iſt dies fein Verdienſt. — 

Weiter muß der Nachfolger das hohe Riſiko der Haftung 
allein tragen. Ein Berufsfehler bei einer Sache mit hohem 
Objekt, das durch die Verſicherung nicht mehr gedeckt iſt, 
kann ihn für fein Leben zum Regreßſchuldner machen. — 
Von ſeiten des Vorgängers oder ſeiner Hinterbliebenen findet 
nach der Übergabe der Praxis weder eine Mitarbeit noch eine 
Mithaftung ſtatt. 

Weiter iſt zu berückſichtigen, daß der Nachfolger, meiſt 
ein junger Berufsgenoſſe, ſeine eigene Familie zu ernähren 
hat; daß er für ſeine Geſundheit durch regelmäßigen Urlaub 
zu ſorgen hat; daß er wiederkehrend ſeiner militäriſchen 
Dienſtpflicht zu genügen und in dieſen Zeiten für die Koſten 
eines Vertreters zu ſorgen hat. Weiter iſt es ſeine Pflicht, 
zunächſt zu ſparen, um einen wirtſchaftlichen Rückhalt zu ge⸗ 
winnen; er muß für den Fall von Krankheit, für ſein 
Alter, für die Zukunft ſeiner Familie ſorgen. Dieſen 
Pflichten, die jedem Angehörigen eines freien Berufes auf⸗ 
erlegt ſind, kann er nicht nachkommen, wenn er von ſeinen 
Reineinnahmen an die Familie des Vorgängers auf viele 
Jahre die Hälfte abzuführen hat. — Schließlich iſt damit zu 
rechnen, daß die Arbeitsfreudigkeit bei ſo hohen Abgaben 
gelähmt wird, daß alſo die Art der Berufsausübung beein⸗ 
trächtigt wird. h 

Nicht Verſorgung der Hinterbliebenen, fondern 
Fürſorge für die Hinterbliebenen des Vorgängers durch 
Gewährung einer beſcheidenen Abgabe von den Einnahmen 
kann die Aufgabe des Nachfolgers ſein. Es widerſpricht der 


Struktur des freien Berufs, die Verſorgung der Hinter⸗ 
bliebenen einem einzelnen, dem Nachfolger, aufzubürden. Die 
Verſorgung feiner Hinterbliebenen hat jeder ſelbſt ficherzu- 
ſtellen, ſei es, daß er ſpart oder daß er eine entſprechende 
Verſicherung eingeht. 

Wenn das RG. in feiner Entſcheidung die ungewöhn⸗ 
lich hohen Pflichten des Nachfolgers nicht als fittenwidrig 
angeſehen hat, ſo dürfte das daran liegen, daß der Bekl. 
es im Prozeß unterlaſſen hat, dem Gericht ſeine wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe genügend offenzulegen; das Gericht konnte 
infolgedeſſen eine Prüfung der Auswirkung des Nachfolge⸗ 
vertrages nicht vornehmen (ogl. hierzu JW. 1937, 923 
unter III der Entſcheidung). Außerdem hatte das Gericht zu 
berückſichtigen, daß der Bekl. ſelbſt den Nachfolgevertrag ent⸗ 
worfen hatte, mit Bedingungen, die ſo günſtig waren, daß 
die Witwe dadurch abgehalten wurde, mit anderen zu ver⸗ 
handeln. Der Bekl. durfte den von ihm ſelbſt entworfenen 
Vertrag nicht ſchon nach etwa einem halben Jahr zu ändern 
ſuchen mit der Begründung, dieſer Vertrag ſei unſittlich. 

Abſchließend iſt zu betonen, daß bisher die Recht- 
ſprechung des EH. und des RG. die entgeltlichen Nach⸗ 
folgeverträge nur dann für zuläſſig erklärt hat, wenn ſie 
mit den Hinterbliebenen eines Rechtsanwalts oder mit einem 
arbeitsunfähigen Rechtsanwalt abgeſchloſſen wurden. Die 
Leiſtungen haben in allen dieſen Fällen den Charakter des 
Fürſorglichen und Helfenden, niemals den Charakter des Ge⸗ 
ſchäftlichen. — Es iſt anzunehmen, daß die Rechtſprechung 
beider Gerichte über die bisherige Grenze nicht hinausgehen 
wird. Z. B. dürfte es nicht gebilligt werden, daß ein Rechts⸗ 
anwalt, der ſich einem anderen Beruf, z. B. dem Beamten⸗ 
beruf, zuwendet, für die Übertragung der Praxis — neben 
der Bezahlung des Büroinventars und der laſtenfreien Ein⸗ 
ziehung der Außenſtände — ein Entgelt vereinbart. Es wäre 
für beide Teile, den Vorgänger und den Nachfolger, un⸗ 
würdig, den Nachfolger allein arbeiten und ihn allein das 
Riſiko der Berufsausübung tragen zu laſſen und trotzdem 
den Vorgänger an den Früchten der Arbeit zu beteiligen, 
obwohl dieſer nunmehr in einem anderen Beruf ſeinen 
Lebensunterhalt erwirbt. In einem ſolchen Falle würde der 
Geſichtspunkt des Helfens ausſcheiden und allein der des 
Geſchäftlichen verbleiben. — Grenzfälle würden die ſein, daß 
der Rechtsanwalt durch eine Notwendigkeit, die außerhalb 
ſeiner freien Willensgeſtaltung liegt, zur Aufgabe der Praxis 
gezwungen wird. 

Aber auch in den zuläſſigen Fällen der entgeltlichen 
Praxisübertragung wird daran feſtzuhalten ſein, daß der 
Geſichtspunkt des Helfens die Grundlage der Vereinbarung 
bilden muß, und daß deshalb nur mäßige Leiſtungen des 
Übernehmers als ſittlich gerechtfertigt anerkannt werden kön⸗ 
nen. — Das Feſthalten an der bisherigen Rechtſprechung 
wird insbeſondere junge Rechtsanwälte davor ſchützen, un⸗ 
beſonnen Verträge einzugehen, die zu einer Enttäuſchung 
führen müſſen. — Eine Enttäuſchung iſt erfahrungsgemäß 
hauptſächlich dann unausbleiblich, wenn der Nachfolger vor 
der Übernahme der Praxis in ihr nicht als Mitarbeiter tätig 
geweſen iſt, weil ſich in dieſem Falle die Klientel meiſt doch 
verläuft. Das Entgelt wird in dieſen Fällen über die an⸗ 
gemeſſene Bezahlung des Büroinventars und die laſtenfreie 
Einziehung aller Außenſtände nicht weſentlich hinausgehen 
können. Hierbei iſt zu bemerken, daß in der laſtenfreien Ein⸗ 
ziehung aller durch den Vorgänger verdienten Gebühren aus 
den ſchwebenden und abgeſchloſſenen Sachen eine nicht zu 
unterſchätzende Leiſtung liegt. 


Eine andere Beurteilung iſt für Abmachungen am Platze, 
welche Rechtsanwälte in Sozietätsverträgen treffen, die auf 
lange Jahre geſchloſſen werden. Dieſe Vereinbarungen ſind 
dann Beſtandteil des Sozietätsvertrages. Eine weitgehende 
Sicherung der Hinterbliebenen beider Teile iſt als eine über 
den Tod hinausgehende Wirkung einer engen Berufsgemein⸗ 
ſchaft von zwei Berufsgenoſſen anzuſehen, die ihre Zuver⸗ 
läſſigkeit im Exiſtenzkampf erprobt haben. 
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verſicherungsangeſtellte und $ 157 ZP®. 


Von Landgerichtsrat Dr. Beckmann, Berlin 


„Mit Ausnahme der Rechtsanwälte find Perſonen, die 
die Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten vor Gericht 
geſchäftsmäßig betreiben, als Bevollmächtigte und Beiſtände, 
in der mündlichen Verhandlung ausgeſchloſſen. Sie ſind auch 
dann ausgeſchloſſen, wenn ſie als Partei einen ihnen ab⸗ 
getretenen Anſpruch geltend machen und nach der Über⸗ 
zeugung des Gerichts der Anſpruch abgetreten iſt, um ihren 
Ausſchluß von der mündlichen Verhandlung zu vermeiden.“ 
Dieſe Vorſchrift des 8 157 Abſ. 1 ZPO. bringt die Neuerung, 
daß Bevollmächtigte und Beiſtände, die das mündliche Ver⸗ 
handeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, nicht mehr 
nach freiem Ermeſſen des Gerichts zurückgewieſen werden 


können. Die Ausſchließung von Perſonen gemäß $ 157 
SPD. iſt nicht mehr Ermeſſensfrage des Richters, ſondern 


vom Geſetz vorgeſchrieben. Der Staat erfüllt hierdurch Auf- 
gaben, die er ſich ſelbſt geſtellt hat. Im Rahmen dieſer Er- 
börterung muß auf dieſe Aufgaben eingegangen werden, da 
nur fo eine zutreffende Auslegung der Geſetzesvorſchrift ge⸗ 
wonnen werden kann. Auf dem Gebiet des Rechtsweſens 
gehört es zu den allgemeinen ſtaatlichen Betreuungsaufgaben 
leden Rechtsſtaats, die Volksgenoſſen vor den für den ein⸗ 
zelnen zumeiſt nicht erkennbaren ſchweren Gefahren zu 
ſchützen, die aus der Inanſpruchnahme nichtſachkundiger oder 
unzuverläſſiger Perſonen erwachſen, und dieſen Schutz ſolchen 
ſachkundigen und zuverläſſigen Perſonen anzuvertrauen, die 
dem Recht wegen des Rechts dienen. Je ſtärker dieſe Ver⸗ 
pflichtung der Staat in ſeinen Rechtsnormen verankert, deſto 
beſſer erfüllt er feine Aufgabe als Rechtsſtaat. Daher ſoll die 
Rechtsbeſorgung nach dem Willen des Staates dem Berufs⸗ 
ſtand vorbehalten bleiben, den er ſich durch langjährige Aus⸗ 
aildung, Unterwerfung unter berufs- und ſtandesrechtliche 
Regeln, Aufſicht, Gebührenordnung, teilweiſer Diſziplinar⸗ 
gerichtsbarkeit (Ehrengerichte), Prüfungen (Staatsprüfungen, 
Zuverläſſigkeit und Bedürfnis) geſchaffen hat. Hieraus er⸗ 
wächſt dem Staat die Pflicht, nach Möglichkeit die Betätigung 
er Mitglieder des Berufsſtandes zu ſichern und ihnen eine 
genügende Unterlage für ihren Lebensbedarf zu ſchaffen. 
gegenüber dieſen vom heutigen Staat allgemein vertretenen 
Hrundſätzen müſſen andere in gerichtlichen Eutſcheidungen 
ler und da erſcheinenden Geſichtspunkte in den Hintergrund 
treten, da durch Ausnahmen die geſchilderte Zielſtrebigkeit 
des Staates durchbrochen, ſeine Grundſätze verlaſſen und 
unklar werden. 


Auf Grund der allgemeinen Verſicherungsbedingungen, 
bie Beſtandteil faſt jeden Verſicherungsvertrages bilden, iſt 
ber Verſicherungsnehmer bei Verluſt feiner Anſprüche aus 
dem Verſicherungsvertrage faſt immer gehalten, die Pro⸗ 
zeßführung dem Verſicherer zu überlaſſen. Dieſer läßt in der 
tegel eigene Angeſtellte, mit Prozeßvollmacht des Ver⸗ 
fi herungsnehmers verſehen, vor den Amtsgerichten in der 
mündlichen Verhandlung auftreten. An den Prozeßrichter 
tritt insbeſondere in Unfall- und Schadensprozeſſen im Hin⸗ 
blick auf § 157 ZPO. die Frage heran, ob Angeſtellte von 
Gerſicherungsgeſellſchaften, die einer Partei wegen eines Ver⸗ 
ſicherungsvertrages Verſicherungsſchutz gewähren, dem Aus⸗ 
ſchluß in der mündlichen Verhandlung unterliegen. Die 
erichte haben teils verneinend, teils bejahend hierzu Stel⸗ 
ung genommen (JW. 1935, 1510, 1673, 2917; 1936, 
138 ff.; JurgidſchprVerſ. 1935, 225 ff., 238; Jonas, „Ge⸗ 
KB zur Verhütung von Mißbräuchen auf den Gebiet der 
Rechtsberatung“ S. 4ff., 15ff., 38). 


„ Es ſind privatwirtſchaftliche, im Intereſſe der Ver⸗ 
licherungsgeſellſchaſten und der Verſicherungsnehmer liegende, 
allgemeinwirtſchaftliche und prozeßrechtliche Erwägungen, die 
sur Stützung der verſchiedenen Erkenntniſſe der Amtsgerichte 
und der im Beſchwerderechtszuge tätigen Landgerichte heran⸗ 
gezogen werden. Daß ſolche Anſichten, ſoweit ſie den Aus⸗ 


ſchluß verneinen, eine gewiſſe Begründetheit haben, wenn ſie 
getrennt voneinander vorgetragen werden, zeigen die viel⸗ 
fachen Erkenntniſſe der Amts- und Landgerichte. Das iſt auch 
weiter nicht verwunderlich. Denn bei einem neuen Geſetz 
treten Streitfragen auf. Ihre Klärung benötigt bis zum 
Eintritt einer Läuterung und einer einheitlichen Recht⸗ 
ſprechung eine gewiſſe Zeitſpanne, die um ſo länger bemeſſen 
ſein wird, als für ihre Erledigung nicht, wie das bei den 
im 8 157 ZBO. liegenden Streitfragen der Fall iſt, eine ein⸗ 
heitliche letzte Inſtanz entſcheidet. Die letzte Entſcheidung muß 
19 5 von den vielen Landgerichten des Reiches gefällt 
werden. 


A. Für die Zulaſſung der Verſicherungsangeſtellten ſind 
folgende Gründe geltend gemacht worden: 


1. Im wirtſchaftlichen Intereſſe der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft liegende Erwägungen: 


Der Prozeß wird, wirtſchaftlich geſehen, von den Ver⸗ 
ſicherern geführt. Die Verſicherungsgeſellſchaft iſt auf Grund 
des Verſicherungsvertrages verpflichtet, den bis zur Höhe 
der vereinbarten Haftſumme rechtskräftig feſtgeſtellten Scha⸗ 
den zu erſetzen. Dieſe Erſtattung hat ohne Rückſicht darauf 
einzutreten, ob die Entſcheidung des Gerichts über Grund 
und Höhe zutreffend iſt oder nicht. Das Ergebnis des jo 
geführten Rechtsſtreits iſt, ſo meint dieſe Betrachtungsweiſe, 
für den Verſicherungsnehmer ſchlechterdings gleichgültig, da 
er ja den Schaden nicht trägt. Hieraus folgert dieſe An⸗ 
ſchauung, daß in Wirklichkeit und der Sache nach im Prozeß 
nur Rechtsangelegenheiten der Verſicherungsgeſellſchaften zur 
Sprache ſtehen. Dieſe nehmen alſo in den Prozeſſen ihrer 
Verſicherungsnehmer eigene Rechtsangelegenheiten wahr. 
Die Verſicherungsangeſtellten handeln nicht geſchäftsmäßig. 


2. Aus dem wirtſchaftlichen Intereſſe der 
Verſicherungsnehmer hergeleitete Stellung⸗ 
nahme zur Streitfrage: 


Der Ausſchluß der Verſicherungsangeſtellten hat zur 
Folge, daß Rechtsanwälte regelmäßig tätig und honoriert 
werden müſſen. Da das Kraftfahrzeug⸗Verſicherungsgeſchäft 
insbeſondere für die Haftpflichtverſicherungsgeſellſchaften zur 
Zeit ein Verluſtgeſchäft bedeutet, werden dieſe noch mit 
Rechtsanwaltgebühren belaſtet, die zur Erhöhung der Prämien 
und damit zur Belaſtung des einzelnen Verſicherungs⸗ 
nehmers führen. 


3. Allgemeinwirtſchaftliche Betrachtungs⸗ 
weise: 


Der Nichtausſchluß der Verſicherungsangeſtellten wird 
den praktiſchen wirtſchaftlichen Bedürfniſſen gerecht. Der 
Führer hat wiederholt, z. B. in ſeiner großen Rede zur Er⸗ 
öffnung der Automobilausſteltung 1936, „die Motoriſierung 
des Deutſchen Reiches als das Ziel der nächſten Wirtſchafts⸗ 
entwicklung“ bezeichnet. Vorausſetzung dafür iſt, daß die 
Unterhaltungskoſten noch unter das augenblickliche Maß ge⸗ 
ſenkt werden. Durch den Ausſchluß der Verſicherungs⸗ 
angeſtellten und die dadurch bedingte Heranziehung der 
Rechtsanwälte würden die Prämien ber Haftpflichtverſiche⸗ 
rung, die zu den Unterhaltungskoſten gehören, erhöht werden 
müſſen. Die Allgemeinheit würde dadurch belaſtet werden. 


4. Prozeßrechtliche Begründung: 


Die Verſicherungsangeſtellten beſorgen ebenſo wie die 
Firmenangeſtellten in Prozeſſen ihrer Arbeitgeber zwar 
fremde Rechtsangelegenheiten, aber nicht geſchäftsmäßig 
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im Sinne eines eigenen Geſchäfts. Sie handeln nicht ſelb⸗ 
ſtändig und ziehen aus der Beſorgung der fremden Rechts⸗ 
angelegenheit nicht ihren Lebensunterhalt, ſondern ſie werden 
im Rahmen ihres Angeſtelltenverhältniſſes tätig. Von einem 
eigenen ſelbſtändigen Geſchäft des Verſicherungsangeſtellten 
kann nichr geſprochen werden. Sie unterfallen daher nicht 
dem Perſonenkreis, den 8 157 Abſ. 1 ZRO. treffen will. 


B. Alle dieſe Erwägungen find aber un⸗ 
zutreffend. 


Gegenüber den vom Staat ſich geſtellten Aufgaben, die 
in der jetzigen rechtspolitiſchen Grundauffaſſung wurzeln, 
treten die angeführten Geſichtspunkte, ſoweit ſie auf wirt⸗ 
ſchaftlichen Erwägungen beruhen, zurück. Die prozeßrechtlichen 
Konſtruktionen erſcheinen nicht zutreffend. 

Die Verſicherungsgeſellſchaften dienen ſicherlich hohen 
volkswirtſchaftlichen und ſozialen Zwecken. Sie ſind deshalb 
ebenſo zu fördern wie die Anwaltſchaft. Ihre Arbeitsgebiete 
bilden dagegen nicht die Führung von Prozeſſen (ungewiſſer 
Fall des Eintritts eines Ereigniſſes [Tod, Feuer, Unfall, 
Krankheit, Einbruch uſw.]), ſondern die Übernahme von 
Riſiken gegen Zahlung der Prämien, alſo das Betreiben des 
ſpezifiſchen Verſicherungsgeſchäftes. Dieſes Geſchäft umfaßt 
viel größere Gebiete als die Regelung von Unfallſchäden uſw. 
in Erfüllung der Verſicherungsverträge. Nur bei dieſem Teil 
ihres Arbeitsgebiets haben die Verſicherungsgeſellſchaften die 
Frage der Überlaſſung der Prozeßführung in den Verſiche⸗ 
rungsbedingungen geregelt. Dieſer Umſtand, von dem aus⸗ 
zugehen iſt, und die Zielſtrebigkeit des Dritten Reiches, die 
Stände zu fördern und den gewünſchten Rechtsſchutz für die 
auf dieſem Gebiet vom Staat geſetzten Zwecke zu gewähren, 
werden vergeſſen, wenn die wirtſchaftliche oder rechtliche 
Seite für ſich allein betrachtet wird. Das Recht fließt aus 
der Wirtſchaft, die gebunden iſt, dem Gemeinnutz zu dienen. 
Von dieſem allgemeinen Wirtſchafts⸗ und Weltanſchauungs⸗ 
punkte ausgehend, iſt als Vertreter in fremden Rechts⸗ 
angelegenheiten derjenige anzuſehen, der in fremden Namen 
erkennbar nach außen Rechtsangelegenheiten beſorgt. Der 
Bevollmächtigte wird in der mündlichen Verhandlung vor 
Gericht die Beſorgung der Rechtsangelegenheiten auf Grund 
eines beſonderen materiellrechtlichen Rechtsverhältniſſes vor⸗ 
nehmen. Es iſt nicht erforderlich, daß dieſes Rechtsverhält⸗ 
nis zwiſchen dem Vollmachtgeber und dem Bevollmächtigten 
beſteht. Die Annahme iſt nicht zutreffend, es ſei zwangsläufig, 
daß die Beſorgung der Rechtsangelegenheiten auf Grund 
eines materiellrechtlichen Rechtsverhältniſſes zwiſchen Voll⸗ 
machtgeber und Bevollmächtigten erfolgt. Gerade der vom 
Verſicherungsnehmer bevollmächtigte Angeſtellte ſeines Ver⸗ 
ſicherers, alfo der an dem Verſicherungsfall intereſſierten 
Geſellſchaft, zeigt, daß ein materiellrechtliches Band zwiſchen 
dem Terminsvertreter und dem Vollmachtgeber nicht zu be⸗ 
ſtehen braucht. Fehlt es an einem ſolchen juris vinculum 
zwiſchen Vollmachtgeber und Bevollmächtigtem, fo iſt feſt⸗ 
zuſtellen, daß in bezug auf dieſes Verhältnis, das allein 
für den geſamten Prozeß entſcheidend iſt, der Termins⸗ 
vertreter nach außen erkennbar ebenſo fremde 
Rechts angelegenheiten vertritt, wie wenn 
ein ſolches Band beſtehen würde. 

Iſt dieſer Terminsvertreter durch das materielle Rechts⸗ 
band, z. B. ſeinen Dienſtvertrag, Auftrag uſw., an die 
Weiſungen der Verſicherungsgeſellſchaft, aber nicht an die 
Weiſungen ſeines Vollmachtgebers gebunden, ſo zeigt gerade 
dieſer Fall, wie ſehr der Bevollmächtigte die Seibſtändig⸗ 
keit gegenüber der von ihm vertretenen Prozeßpartei ver⸗ 
miſſen läßt und unter Umſtänden lediglich die Intereſſen 
der Verſicherungsgeſellſchaft berückſichtigt, welcher der Ter⸗ 
minsvertreter allein verbunden iſt. Es iſt ſogar denkbar, daß 
eine Schädigung des eigenen Vollmachtgebers eintreten kann, 
der ſeinen Bevollmächtigten nach der geſamten Rechtslage 
ſelbſt nicht einmal haftpflichtig machen, auch ſonſt keine Stelle 
anrufen kann, die berufen iſt, die Prozeßhandlungen unter 
irgendwelchen Geſichtspunkten (Ehre, Moral, Volksempfin⸗ 
den uſw.) nachzuprüfen. Daß ſolche Geſchehniſſe gegen die 


Abſichten des Staates bei ſeiner Aufgabenſtellung verſtoßen, 
iſt genügend erkennbar. 

Die im wirtſchaftlichen Intereſſe der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften liegenden Erwägungen, daß dieſe das Riſiko des ge⸗ 
ſamten Prozeſſes trägt und der Verſicherungsuehmer in 
keiner Weiſe von ſeiner Laſt betroffen wird, mögen zwar für 
eine Anzahl von Rechtsſtreitigkeiten paſſen. Bei der Erörte⸗ 
rung dieſer wirtſchaftlichen Seite wird jedoch das Vorhanden⸗ 
ſein von Erſcheinungen in den Prozeſſen vergeſſen, bei denen 
dem Verſicherungsnehmer durchaus klarwerden muß, daß er 
nicht nur dem Namen nach Prozeßpartei iſt, ſondern viel⸗ 
mehr derjenige iſt, der die Laſt des Schadens trotz Beſtehens 
des Verſicherungsvertrages endgültig ganz oder teilweiſe zu 
tragen hat. Der Abſchulß eines Haftpflichtverſicherungsver⸗ 
trages bringt immer nur die Möglichkeit mit ſich, den 
Schaden von dem Erſatzpflichtigen auf die Schultern des 
Verſicherers wirtſchaftlich abwälzen zu können. Der genannte 
Abſchluß bedeutet niemals die Neugeſtaltung eines Rechts⸗ 
verhältniſſes zwiſchen der den Schadensfall verurſachenden 
und der von ihm betroffenen Perſon oder ſogar die Her⸗ 
ſtellung eines Rechtsbandes zwiſchen dem Verſicherer und 
dem Geſchädigten. Dieſe Erkenntnis und Erfahrung wird 
dem Erſatzpflichtigen in einer großen Anzahl von Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten werden. ö 

Der Erlaß von Verſäumnisurteilen, die ohne das Da⸗ 
zwiſchentreten der Verſicherungsgeſellſchaften im Anfangs⸗ 
ſtadium des Prozeſſes gefällt werden, führt ſpäterhin zur 
Zwangsvollſtreckung, die nicht das Vermögen des Verſicherers 
berührt, ſondern das Vermögen bzw. die Rechtsſphäre des 
Verſicherungsnehmers angreift. Derartige Fälle find durch⸗ 
aus nicht ſelten, wenn trotz Wahrung der dem Verſicherungs⸗ 
nehmer obliegenden Anzeigepflicht gegenüber ſeinem Ver⸗ 
ſicherer die Prozeßökonomie ſehr ſchnell arbeitet. 


Die volle Laſt der Schadenserſatzpflicht trifft den Ver⸗ 
ſicherungsnehmer, ohne daß er einen Ausgleich bei dem Ver⸗ 
ſicherer findet, wenn dieſer in Konkurs oder Zahlungsunfähig⸗ 
keit geraten iſt und eine Rückverſicherung aus irgendwelchen 
Gründen tatſächlicher oder rechtlicher Art nicht in Frage 
kommt oder eine ſolche Rückverſicherung nicht oder nur teil⸗ 
weiſe beſteht. Auch daran iſt zu denken, daß die Haftpflicht⸗ 
ſumme der Verſicherungsgeſellſchaften vertragsgemäß beſchränkt 
ſein kann und nicht die Höhe der verlangten Schadensſumme 
erreicht. In ſolchen Fällen wird der Prozeß auch bei Gel⸗ 
tendmachung von Teilbeträgen ebenfalls als ganzer geführt, 
und trotz der von Anfang an feſtſtehenden endgültigen Haf⸗ 
tung des Verſicherungsnehmers, für die er teilweiſe keinen 
Ausgleich findet, ebenfalls von dem Angeſtellten des Ver⸗ 
ſicherers vertreten. Dieſe Beiſpiele zeigen, daß die wirt⸗ 
ſchaftliche Betrachtungsweiſe nie total zu dem Ergebnis 
führen kann, daß ein eigenes wirtſchaftliches Intereſſe des 
Verſicherungsnehmers nicht vorhanden iſt, vielmehr nur ein 
eigenes wirtſchaftliches Jutereſſe des Verſicherers am Aus⸗ 
gang des Prozeſſes feſtzuſtellen iſt. Eine Folgerung, daß das 
eigene wirtſchaftliche Intereſſe der Verſicherungsgeſellſchaft 
am Ausgang des Rechtsſtreits die Angelegenheiten, die der 
Angeſtellte wahrnimmt, als eigene erſcheinen läßt, iſt dem⸗ 
nach nicht möglich. 

Wer alſo im Einzelfall wirtſchaftlich im Verhältnis einer 
Prozeßpartei zu einem Dritten den Schaden zu tragen hat, das 
kann für das Auftreten im Prozeß nicht maßgebend ſein. 
Schließlich muß der Geſichtspunkt der etwaigen Verteuerung 
der Prämie zurücktreten angeſichts der geſchilderten Nach⸗ 
teile, die ein Nichtausſchluß zur Folge hat und welche der 
Geſetzgeber bei der Neufaſſung des § 157 ZPO. vermeiden 
wollte. 


Die genannte Rechtsnorm ſtellt das weitere Erfordernis 
der „Geſchäftsmäßigkeit“ für den Bevollmächtigten oder Bei⸗ 
ſtand auf. In dieſem Zuſammenhang erſcheint es ebenfalls 
unerheblich, ob mehr Wert auf die rechtliche oder die wirt⸗ 
ſchaftliche Seite der Betrachtung gelegt wird. Geſonderte 
rechtliche und wirtſchaftliche Erwägungen führen im Hinblick 
auf die allgemeinen ſtaatlichen Betreuungsaufgaben nicht zu 
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einem im Einklang zu dieſen ſtehenden Ergebnis. Unter „Ge⸗ 
ſchäftsmäßigkeit“ iſt die Selbſtändigkeit der Betätigung im 
Gegenſatz zur Tätigkeit in einem Dienſtverhältnis zu ver⸗ 
ſtehen. Hierzu muß zum mindeſten das Vorliegen einer Ab⸗ 
ſicht treten, öfter in der gleichen Weiſe tätig fein zu wollen 
oder tätig ſein zu ſollen. Die Verſicherungsunternehmen be⸗ 
faſſen ſich mittels ihrer ſogenannten Regulierungsbeamten 
weitgehend mit der ſich an den Verſicherungsfall knüpfen⸗ 
den rechtlichen Auseinanderſetzung zwiſchen dem Verſiche⸗ 
tungsnehmer und dem ſchadensberechtigten bzw. haftenden 
Dritten. Für ſie bilden dieſe Auseinanderſetzungen eigene 
wiederkehrende Geſchäfte. Keinem Zweifel kann es daher 
unterliegen, daß der als der Terminsvertreter bzw. als Pro⸗ 
zeßbevollmächtigter auftretende Regulierungsbeamte durch die 
Verſicherungsgeſellſchaft als das Werkzeug betrachtet wird 
und es auch iſt, das derartige Vertretungen häufiger vorzu⸗ 
nehmen hat oder vornehmen ſoll. Es genügt demnach bei 
ugrundelegung dieſer Tatſache bereits das einmalige Auf⸗ 
treten zum Zwecke der mündlichen Verhandlung vor Gericht, 
die Geſchäftsmäßigkeit anzunehmen. Die Abſicht der Gefell- 
ſchaft, ihren Angeſtellten häufiger auftreten zu laſſen, liegt 
von Anfang an vor, und dieſe Abſicht muß für das Merk— 
mal der „Geſchäftsmäßigkeit“ ausreichen. 
Dieſen Ausführungen kann nicht entgegengehalten wer⸗ 
den, daß der Verſicherungsangeſtellte geſchäfts mäßig 
fremde Rechtsangelegenheiten nicht beſorgt; daß jedoch für 
die Verſicherungsgeſellſchaft die Anwendung des $ 157 ZPO. 
ausſcheidet, weil fie niemals ſelbſt Prozeß bevollmächtigte fein 
kann (852 Abſ. 1 3PO.). Gerade weil die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften vor Gericht als Prozeßbevollmächtigte ihrer Ver⸗ 
gcherungsnehmer nicht fungieren können, kommt es auf ihre 
Abſicht an, da ihr Angeſtellter ihr Inſtrument iſt. 
„Die geſchilderten Merkmale (Selbſtändigkeit und Abſicht, 
häufiger aufzutreten bzw. auftreten zu laſſen) ſind die Ele⸗ 
mente des Begriffes der „Geſchäftsmäßigkeit“. Dieſem wird 
amit eine weitere Faſſung gegeben, als es bisher in der 
Rechtſprechung und Literatur geſchehen iſt. 

In zahlreichen Fällen (auch abgeſehen von den Verſiche⸗ 
rungsangeſtellten) wird ſich die Feſtſtellung der Geſchäfts⸗ 
mäßigkeit meiſt durch Offenkundigkeit erübrigen. In Berlin 
zum Beiſpiel liegen in dieſer Beziehung ſchwierigere Verhält⸗ 
niſſe vor als in weniger größeren Orten; das beweiſen die 
vorkommenden Fälle. Den Amtsgerichten muß es immer 
überlaſſen bleiben, in Zweifelsfällen Nachforſchungen anzu⸗ 


Abgabe der von Notaren verwahrten Verfügungen 
von Codes wegen an die Amtsgerichte 


Die beſondere amtliche Verwahrung von Verfügungen 
don Todes wegen, die jetzt in Bayern und dem ehemals 
bayeriſchen Gebietsteil des Saarlandes ausſchließlich den 

otaren obliegt und in dem ehemals lübiſchen Gebietsteil 
Preußens den Notaren neben dem Amtsgericht zuſteht, ge⸗ 
hört nach der am 1. Juli 1937 in Kraft tretenden Reichs⸗ 
notarordnung nicht mehr zur Amtstätigkeit der Notare. 
erfügungen von Todes wegen, die der Notar nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften in beſonderer amtlicher Verwahrung 
hat, fin unverzüglich nach dem Inkrafttreten der Reichs⸗ 
notarordnung an das für ſeinen Amtsſitz zuſtändige Amts⸗ 
gericht zur gerichtlichen Verwahrung abzugeben. Eine Ge⸗ 
richtsgebühr wird hierfür nicht erhoben. 

Zur Durchführung dieſer Vorſchrift hat der RIM. bes 
ſtimmt: 
‚ 1 Der Notar hat ein Verzeichnis der beim Inkraft⸗ 
Neben der Reichsnotarordnung in ſeiner beſonderen amtlichen 
berwahrung befindlichen Teſtamente, Erbverträge und Er— 


ſtellen. Um den Prozeßrichtern dieſe mitunter ſchwierigen Er⸗ 
mittlungen zu erleichtern, wäre die Führung einer Liſte bei 
der in Betracht kommenden Juſtizverwaltung empfehlenswert, 
zu der zum Zwecke der Eintragung die einzelnen Abteilungs⸗ 
richter jede Zurückweiſung gemäß § 157 Abſ. 1 ZPO. unter 
Angabe des Namens und der Anſchrift des Zurückgewieſenen 
anzuzeigen hätten. Den Prozeßrichtern wäre hierdurch ein 
Mittel in die Hand gegeben, durch Anfrage Feſtſtellungen des 
geſchäftsmäßigen Auftretens der in Frage kommenden Per⸗ 
ſonen zu treffen. 

Durch die Ausſchließung der Verſicherungsangeſtellten 
ſollten dieſe oder die hinter ihnen ſtehenden Verſicherungs⸗ 
unternehmungen durch den Geſetzgeber nicht als ungeeignet 
zur mündlichen Verhandlung vor Gericht oder ſogar ſchädlich 
hingeſtellt werden. Die Vorſchrift des 8 157 ZPO. dient dem 
Schutze der rechtſuchenden Bevölkerung, dem Recht und den 
Belangen der vom Staate beſtimmten Berufsſtände (ſiehe 
§ 157 3PO.). 

Zur mündlichen Verhandlung ſollen nur ſolche Perſonen 
zugelaſſen werden, die durch ihre Ausbildung und Eignung 
Gewähr dafür bieten, daß ſie nicht nur imſtande ſind, die 
Intereſſen der von ihnen vertretenen Prozeßpartei zu wahren, 
ſondern auch genügend Selbſtändigkeit gegenüber ihrer Partei 
beſitzen und Abſtand zu den Intereſſen ihrer Auftraggeber 
haben, um nicht gezwungen zu ſein, die ſchlechte Lage und 
Rechtsunerfahrenheit ihres Prozeßgegners auszunutzen. Aus 
dieſen Gründen, ſchon um etwaigen Gefahren zu begegnen, iſt 
ſelbſt Rechtsanwälten, die in einem Dienſt⸗ oder ähnlichem 
Geſchäftsverhältnis ſtehen, das Auftreten in Prozeſſen für 
ihren Dienſtherrn unterſagt (8 32 Abſ. 2 RA.). Die Ver⸗ 
ſicherungsangeſtellten ſtehen im Abhängigkeitsverhältnis zu 
ihren Geſellſchaften und ſind an deren Weiſungen gebunden. 
Sie unterſtehen im Gegenſatz zu den Rechtsanwälten und 
den nach § 157 Ubi. 3 ZPO. zugelaſſenen Prozeßagenten 
keinen Standesregeln oder ſtaatlicher Aufſicht. 

Die für die Entſcheidung der Prozeßrichter 
wegen des Ausſchluſſes bedeutſame Frage, 
ob die Verſicherungsangeſtellten zu dem Per⸗ 
ſonenkreis gehören, der die Beſorgung frem⸗ 
der Rechts angelegenheiten geſchäftsmäßig 
betreibt, iſt bejahend zu beantworten. Gemäß 
8 157 3 PO. find fie ſomit unfähig zur Ver⸗ 
tretung für die mündliche Verhandlung vor 
Gericht. 


klärungen über den Anerben oder die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung am Erbhof (8 13 ERV) aufzuſtellen und zu⸗ 
ſammen mit den abzuliefernden Teſtamenten uſw. dem Amts⸗ 
gericht in doppelter Ausfertigung zu überreichen. In dem 
Verzeichnis iſt bei den Teſtamenten uſw., die ſeit dem 
1. Juli 1936 in Verwahrung genommen ſind, anzugeben, 
welche Stelle (Standesamt oder Reichskartei für Teſtamente 
beim Amtsgericht Berlin) gemäß 1 2 der AV. v. 24. April 
1936 (DJ. S 705) benachrichtigt worden iſt. Das Amts⸗ 
gericht hat eine Ausfertigung des Verzeichniſſes mit Emp⸗ 
fangsbeſcheinigung verſehen dem Notar zurückzugeben. 

2. Das Amtsgericht hat dem Erblaſſer einen Hinter⸗ 


legungsſchein zu erteilen und den ihm von dem Notar er⸗ 
teilten Hinterlegungsſchein zurückzufordern. 


3. Die Benachrichtigung des Standesamts oder der 
Reichskartei für Teſtamente beim Amtsgericht Berlin kann 
auf die Fälle beſchränkt bleiben, in denen eine ſolche Benach⸗ 
richtigung durch den Notar erfolgt iſt. 

(AV. d. RIM. v. 24. April 1937 [3804 — VI b 3857). — 
De. 1937, 616.) 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Rönnen Armenanwaltsgebühren, insbefondere die prozeßgebühr aus der 
Keichskaſſe erſtattet werden, wenn ein probeaſſeſſor oder ein Anwalts⸗ 
aſſeſſor den Kechtsanwalt vertritt! 


Von Juſtizbezirksreviſor Witte, Berlin 


Der Anwalt ſoll in der Regel ſelbſt für die arme Partei 
tätig ſein. Tritt der Anwalt nicht perſönlich, ſondern ſein 
Stellvertreter vor Gericht auf, ſo kann die Verhandlungs⸗ 
gebühr aus der Reichskaſſe angewieſen werden, wenn der 
Stellvertreter ſelbſt Rechtsanwalt iſt oder gemäß § 29 RAD. 
von der Juſtizverwaltung beſtellt iſt. 

Es entſteht die Frage, ob eine Gebühr auch dann zu⸗ 
gebilligt werden kann, wenn dem ausbildenden Rechtsanwalt 
ein Aſſeſſor im Probedienſt (Probeaſſeſſor) oder im An⸗ 
wärterdienſt (Anwaltsaſſeſſor) gemäß §8§ 5 oder 10 RAD. 
überwieſen iſt, und wenn der Rechtsanwalt den Aſſeſſor vor 
Gericht zum Zwecke der Ausbildung auftreten läßt. 

Nach § 13 RAD. ſtehen dem Anwaltsaſſeſſor die an⸗ 
waltlichen Befugniſſe des Rechtsanwalts, dem er überwieſen 
iſt, zu. Nach 88 NAD. hat der Rechtsanwalt den Probe⸗ 
aſſeſſor mit den Aufgaben des Anwaltsberufs vertraut zu 
machen. Nach dem Umdruck Nr. 43/36 der RR AK. vom 
25. Mai 1936 (Noack, RAD, 2. Aufl., S. 278) hat der 
Anwaltsaſſeſſor die Stellung eines amtlich beſtellten Ver⸗ 
treters des ausbildenden Anwalts: deshalb kann der An⸗ 
waltsaſſeſſor im Rahmen der Zulaſſung des ausbildenden 
Rechtsanwalts nicht nur vor dem A., ſondern auch vor 


dem Kollegialgericht ſelbſtändig auftreten (Ziff. 5 des Um⸗ 
drucks g. a. O.); es genügt eine Vollmacht der Partei auf 
den Rechtsanwalt, eine Untervollmacht des Rechtsanwalts 
auf den Anwaltsaſſeſſor ift nicht erforderlich (Noack a. a. O., 
Anm. zu § 13 RA O.). Dem Probeaſſeſſor dagegen fehlen die 
Befugniſſe des Anwaltsaſſeſſors: er kann deshalb vor dem 
Kollegialgericht nur im Beiſtand des Anwalts auftreten, er 
iſt aber zum ſelbſtändigen Auftreten außerhalb des Auwalts⸗ 
zwangs gemäß 8 29 Abſ. 3 RAD. ermüchtigt; im Falle des 
ſelbſtändigen Auftretens des Probeaſſeſſors vor dem A®. 
entſtehen auch die vollen anwaltlichen Gebühren (Ziff. 5 
a. a. O.). 

Demnach beſtehen keine Bedenken, dem ausbildenden Ar⸗ 
menanwalt die Verhandlungsgebühr aus der Reichskaſſe auch 
dann zuzubilligen, wenn für ihn ein Probeaſſeſſor vor dem 
AG. und wenn ein Anwaltsaſſeſſor vor dem AG. oder dem 
Kollegialgericht zum Zwecke der Ausbildung auftritt. 

Das gleiche muß m. E. im Hinblick auf 829 Abſ. 3 
RAD. auch für einen dem Rechtsanwalt zur Ausbildung 
überwieſenen Gerichtsreferendar gelten, wenn er den Armen- 
anwalt in Fällen vertritt, in denen eine Vertretung durch 
einen Rechtsanwalt nicht geboten iſt. 


Die Stellung des Rechtsanwalts als Verteidiger und Berater 
im Dienſtſtrafverfahren gegen Beamte auf Grund der 
Keichsdienſtſtraforoͤnung vom 26. Januar 1937 


A. 
Von Gerichtsaſſeſſor Mum m, Berlin 


I. Der Anwaltsberuf iſt wohl der Beruf, welcher unter 
denen der Rechtswahrer das weiteſtgeſteckte Tätigkeitsfeld auf⸗ 
weiſt. Der Rechtsanwalt ſoll nicht nur das Gebiet des Zivil⸗ 
und Strafrechts beherrſchen und dort die Intereſſen ſeiner 
Auftraggeber wahrnehmen, ſoll ihnen ein zuverläſſiger Wirt⸗ 
ſchaftsberater auf rechtlichem Gebiet, ein gleich gewandter 
Fürſorger in Dingen des Familienrechts, der Erbgeſundheits⸗ 
pflege uſw. ſein. Er muß auch auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts, das wohl die mannigfachſten und verſchiedenſten Dinge 
des Lebens umfaßt, bewandert ſein. Dazu gehört das Steuer⸗ 
recht, die Vertretung vor den Verwaltungsbehörden und ⸗ge⸗ 
richten in allen nur denkbaren Verfahren. Gerade die letzt⸗ 
genannten Gebiete werden aber nur von einer verhältnis⸗ 
mäßig kleinen Zahl von Rechtsanwälten beherrſcht; z. T. 
mag dies darauf beruhen, daß das öffentliche Recht von einer 
auch dem Spezialiſten kaum überſehbaren Fülle von ver⸗ 
ſchiedenen Vorſchriften erfüllt iſt, deren Bearbeitung bei un⸗ 
genügender Beherrſchung wenig Freude bereitet. Solange nicht 
ein für alle Reichsteile geltendes Verfahrensrecht in Verwal⸗ 
tungsſachen geſchaffen iſt, wird ſich dieſer Zuſtand auch kaum 
weſentlich ändern. Die Anwaltſchaft muß aber von ſich aus 
beſtrebt ſein, alle Arbeitsgebiete, die ihm ſeiner Berufung 
nach vorbehalten ſein ſollen, auch reſtlos auszufüllen, und 
muß ſich deshalb auch mit neuen Verfahrensordnungen, die 
ihm ein ſolches Tätigkeitsfeld öffnen, vertraut machen. Die 
Reichsdienſtſtrafordnung (RDStd.) löſt eine große Zahl 
unterſchiedlicher Landesgeſetze über das Dienſtſtrafverfahren 
gegen Beamte ab und ſchafft auf dieſem Gebiet einheitliches, 
leicht verſtändliches und überſichtliches Verfahrensrecht. Die 
große Bedeutung eines ſolchen Verfahrens für einen betrof⸗ 


fenen Beamten wird ihn auch in aller Regel veranlaſſen, ſich 


des Rates eines Rechtsanwalts zu bedienen. Der Frage, in⸗ 


wieweit der Anwalt in der Lage iſt, hier ſeinem Auftrag⸗ 
geber beizuſtehen, ſollen die nachſtehenden Zeilen dienen. Sie 
ſollen keine Darſtellung des geſamten geltenden Dienſtſtraf⸗ 
rechts bieten, ſondern nur die Anſatzpunkte für ein Tätig⸗ 
werden des Auwalts aufzeigen. 

II. Die R Sto. kennt zwei Arten von Dienſtſtrafver⸗ 
fahren gegen Beamte, das förmliche Verfahren und den Erlaß 
einer Dienſtſtrafverfügung. 

a) Das nichtförmliche Verfahren wird nicht 
vor einem Gericht, ſondern von den Dienſtvorgeſetzten (824 
RDStd.) des betroffenen Beamten eröffnet, geleitet und durch 
eine Dienſtſtrafverfügung oder durch eine das Fehlen eines 
Dienſtvergehens feſtſtellende Entſcheidung beendet. In dieſem 
Verfahren iſt außer für eine beratende Tätigkeit des Anwalts 
wenig Raum für ein Eingreifen vor den mit der Sache be⸗ 
faßten Behörden. Denn die Ermittlungen und Vernehmungen 
des Beamten werden von dem Dienſtvorgeſetzten ſelbſt und 
unter Abweſenheit des Beſchuldigten bei der Vernehmung von 
Zeugen erledigt. Da der Beſchuldigte nicht die Befugnis der 
Akteneinſicht hat, kann ſie auch dem Verteidiger nicht zu⸗ 
geſtanden werden. Nur zu dem Ergebnis der Vorermittlungen, 
zu dem der Beſchuldigte zu hören iſt (§ 21 Abſ. 2 Satz 2), 
und im Laufe des Verfahrens bei der Stellung von Beweis⸗ 
anträgen (§ 21 Abf. 3) wird ſich überhaupt Gelegenheit bieten 
können, die Intereſſen des Beamten wahrzunehmen. Die 
Grundlagen hierfür kann der Verteidiger ſich allerdings nur 
aus Mitteilungen des Auftraggebers bilden, da andere Unter⸗ 
lagen in der Regel nicht gegeben ſind. Obwohl über dieſe 
Frage ausdrücklich nichts vorgeſchrieben iſt, wird man es als 
zuläſſig anſehen können, wenn für den Beſchuldigten der An⸗ 
walt ſich mit der das Verfahren leitenden vorgeſetzten Dienſt⸗ 
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ſtelle in Verbindung ſetzt, ſich dort über die Richtung und 
die Tragweite der dem Beamten vorgeworfenen Verfehlungen 
ſowie über den Stand der Ermittlungen unterrichtet, da nur 
dies eine zuverläſſige Handhabe für eine weitere Verteidigung 
bieten kann. Es muß auch als zuläſſig angeſehen werden, wenn 
der Dienſtvorgeſetzte den Anwalt in Niederſchriften über Be⸗ 
weiserhebungen Einſicht nehmen läßt, ein Rechtsanſpruch dar⸗ 
auf beſteht indes nicht. Alsdann wird er in der Lage ſein, 
die zum Abſchluß des nichtförmlichen Verfahrens abzugebende 
Erklärung des Beamten für dieſen zu fertigen und darin je 
nach Lage der Sache weitere Aufklärung verlangen ſowie die 
entlaſtenden Umſtände und namentlich Rechtsausführungen 
niederlegen. Weiter wird der Anwalt den Beamten im Be⸗ 
werdeverfahren gegen eine Dienſtſtrafverfügung vertreten, 
sbeſondere auch die Beſchwerde ſelbſt einlegen können. Die 
Beſchwerde gegen eine Dienſtſtrafverfügung iſt innerhalb einer 
Friſt von 2 Wochen bei dem Dienſtvorgeſetzten, der ſie er⸗ 
laſſen hat bzw. bei dem Dienſtvorgeſetzten einzulegen, der 
über die Beſchwerde zu entſcheiden hat. Die Friſt beginnt mit 
Zuſtellung (8 19) oder Eröffnung der Verfügung an den 
ſchuldigen Beamten. Gegen die Beſchwerdeentſcheidung iſt 
weitere Beſchwerde in aller Regel bis an die oberſte Dienſt⸗ 
behörde zuläſſig (8 26 NDS.) 
„ b) Dieſem ſchmal bemeſſenen Tätigkeitsgebiet im nicht⸗ 
jörmlichen Dienſtſtrafverfahren ſteht eine erheblich weitere 
mwirkungsmöglichkeit im förmlichen Dienſtſtraf⸗ 
derfahren gegenüber. Dieſes Verfahren gliedert ſich in 
3 Abſchnitte. Zunächſt iſt durch Vorermittlungen zu prüfen, 
oh das förmliche Dienſtſtrafverfahren gegen einen Beamten 
uberhaupt einzuleiten iſt (8 28—30 R St.) oder ob der 
Erlaß einer Dienſtſtrafverfügung genügt oder gar Einſtellung 
geboten iſt. Alsdann ſchließt ſich in der Regel eine Unter⸗ 
ſuchung an, die weſentliche Unterſchiede von der ſtrafgericht⸗ 
lichen Vorunterſuchung aufweiſt (88 44 — 52). Das Verfahren 
endet, ſofern es nicht als unzuläſſig oder ergebnislos oder mit 
dem Erlaß einer Dienſtſtrafverfügung eingeſtellt wird (8 52 
R DStd.), mit dem Verfahren vor den Dienſtſtrafgerichten, 
das zwei Rechtszüge mit der Möglichkeit der Wiederaufnahme 
kennt (88 53— 58, 59— 65, 66— 75 und 83-96). 

Für die Vorermittlungen gilt das oben bereits Geſagte. 
Jedoch auch die Unterſuchung ermöglicht noch keine Beteili⸗ 
gung des Verteidigers, obwohl gerade hier die Beteiligung 
eines Rechtsanwalts bei der Wahrnehmung der Rechte des 
Beſchuldigten dieſem beſonders wünſchenswert erſcheinen mag. 

enn die Unterſuchung bildet den Schwerpunkt des geſamten 
Dienſtſtrafverfahrens. Die Beweiſe werden in aller Regel nicht 
in der Hauptverhandlung vor den Dienſtſtrafgerichten, ſondern 
erwiegend in der Unterſuchung erhoben, in der Verhandlung 
werden lediglich die Niederſchriften über die ſtattgehabten 
ernehmungen und die Urkunden über ſonſtige Beweismittel 
von dem Berichterſtatter verleſen (861. Abſ. 1 Satz 2). Reuß 
gat zum früheren preußiſchen — aber inſoweit mit dem 
Reichs recht übereinſtimmenden — Beamtendienſtſtrafrecht dar⸗ 
auf hingewieſen, welche Schwierigkeiten ſich einem Verteidiger 
bieten, der — in Unkenntnis über deren Inhalt — ſich in 
ber Hauptverhandlung der Verleſung der Niederſchriften über 
die Beweiserhebungen und ſchmaler Auszüge aus den Per⸗ 
onalakten gegenüberſieht (vgl. JW. 1936, 2279 und 1935, 
267677). Mit Rückſicht auf dieſe Bedeutung der Beweis⸗ 
aufnahme iſt zwar dem Beſchuldigten das Recht eingeräumt, 
an allen Beweiserhebungen teilzunehmen, § 49 Abſ. 1 Satz 1 
— er muß deshalb auch zu allen Beweiserhebungen geladen 
werden —, dagegen ſchreibt 8 49 Abſ. 3 ausdrücklich vor, 
daß eine Beteiligung des Verteidigers in der Unterſuchung 
uch t zuläſſig iſt. Der Anwalt kann daher auch hier nur 
durch Beratung des Beſchuldigten und durch Stellung von 
eweisanträgen tätig werden ($ 49 Abi. 2). 
5: Das Dienſtſtrafverfahren kennt nur einen Fall notwen⸗ 
ger Verteidigung in der Unterſuchung, wenn nämlich der 
Geſchuldigte zur Vorbereitung eines Gutachtens über ſeinen 
Geiſteszuſtand auf Antrag des Unterſuchungsführers in eine 
olſentliche Heil⸗ und Pflegeanſtalt untergebracht werden ſoll 
88 48, 56 Abſ. 1 Satz 2 R Std.). Aber auch hier kann 
als Verteidiger nur ein Beamter und nicht ein Rechtsanwalt 
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beſtellt werden (8 48 Abſ. 1 Satz 3). Die Beamteneigenſchaft 
kann nun allerdings auch durch ein Nebenamt begründet 
werden. Nachdem aber die Rechtsanwälte, die zugleich Notare 
find, auf Grund der RNotVO. v. 13. Febr. 1937 (RGBl. J, 
191) aus dem Beamtenverhältnis ausgeſchieden find (sgl. 
88 2, 9), können auch dieſe zu Verteidigern auf Grund des 
§ 48 R St. nicht beſtellt werden. Die NDSLD. kennt da⸗ 
neben noch die Möglichkeit der Beſtellung eines Pflegers für 
einen Beſchuldigten, der nach Begehung des Dienſtvergehens 
geiſteskrank oder ſonſt verhandlungsunfähig geworden iſt. Im 
Gegenſatz zum Strafprozeß, in dem dann eine Hauptverhand⸗ 
lung und überhaupt ein Strafverfahren nicht ſtattfinden ſoll 
(8 205 StpO.), wird das Dienſtſtrafverfahren fortgeſetzt. 
Nach § 15 Abſ. 2 iſt in dieſem Falle auf Antrag der Ein- 
leitungsbehörde (§ 29) ein Pfleger zu beſtellen, der die Rechte 
des Beamten wahrzunehmen hat. Als Pfleger kann jedoch ein 
Rechtsanwalt nicht beſtellt werden, ſondern nur ein Beamter. 
Praktiſch bleibt damit für eine Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts im Dienſtſtrafverfahren nur das Stadium der Vor⸗ 
bereitung und Durchführung der Hauptverhandlung übrig. In 
dieſe muß er daher auch bei einer Inanſpruchnahme ſeiner 
Dienſte das Hauptgewicht ſeiner Tätigkeit legen. Die Vor⸗ 
ſchriften der NDStD. verleihen ihm auch hinreichende Befug⸗ 
niſſe zur Entfaltung einer Verteidigung des Beſchuldigten. 
Der Verteidiger wird vor allem die Gegenäußerung des Be⸗ 
ſchuldigten auf die Anſchuldigungsſchrift (8 55 RDStO.) ab⸗ 
zugeben, darin die Stellungnahme des Beſchuldigten zu dem 
ihm vorgeworfenen Dienſtvergehen und neue Beweisanträge 
anzubringen haben. Nach 856 NOS. kann ſich der Be⸗ 
ſchuldigte im Verfahren vor der Dienſtſtrafkammer der Hilſe 
eines Verteidigers bedienen. Dazu können nur Rechtsanwälte, 
Verwaltungsrechtsräte (vgl. Preuß. Gef. vom 25. Mai 1926 
[GS. 163] und v. 12. Juni 1933 [GS. 209]) ſowie Rechts⸗ 
lehrer an deutſchen Hochſchulen beſtellt werden. Abgeſehen 
von der preußiſchen Sonderregelung bezüglich der Verwal⸗ 
tungsrechtsräte und der praktiſch wenig in Betracht kommen⸗ 
den Vertretung durch Hochſchullehrer iſt danach auch auf 
dieſem Gebiete das Rechtswahrermonopol der Anwälte hin⸗ 
ſichtlich der Wahrnehmung der Rechte des Beamten vor den 
Dienſtſtrafgerichten begründet, während nach früherem Landes⸗ 
recht Beamte beſtellt und ſonſtige Perſonen zu Verteidigern 
zugelaſſen werden konnten. Die Verteidiger bedürfen ebenſo 
wie im Strafverfahren einer Vollmacht. Während nun das 
Strafverfahren eine Zurückweiſung eines Verteidigers nicht 
kennt, kann der Verteidiger in der Hauptverhandlung vor 
dem Dienſtſtrafgericht zurückgewieſen werden, wenn der Vor⸗ 
ſitzende das perſönliche Erſcheinen des Beſchuldigten angeordnet 
und dabei angedroht hat, daß bei ſeinem Ausbleiben auch ein 
Verteidiger nicht zugelaſſen werde (8 59 Abſ. 1 Satz 3). 
Das Verfahren wird vor der Dienſtſtrafkammer mit Ein⸗ 
reichung der Anſchuldigungsſchrift durch den Vertreter der 
Einleitungsbehörde anhängig (853 Abſ. 3 RDSt0O .). Erſt 
von dieſem Zeitpunkt an beginnt daher die Stellung des 
Rechtsanwalts als Verteidiger. Die Anſchuldigungsſchrift muß 
allerdings noch dem Beſchuldigten perſönlich zugeſtellt wer⸗ 
den. Da in ihr aber die weſentlichſten Ergebniſſe der Unter⸗ 
ſuchung — in der Praxis der Dienſtſtrafgerichte bei den 
Juſtizbehörden in der Regel die vollen Abſchriften der Nieder⸗ 
ſchriften über die Beweiserhebungen — enthalten ſind, iſt der 
Verteidiger auch in der Lage, die gegen den Beamten er⸗ 
hobenen Vorwürfe in Verbindung mit der Einleitungsver⸗ 
fügung (§ 28 Satz 2) zu erkennen und zu beurteilen, inwie⸗ 
weit dieſe Anſchuldigungen in der Hauptverhandlung ſich 
werden beweiſen laſſen. Er kann ferner erkennen, inwieweit 
es erforderlich iſt, für die Hauptverhandlung Beweisanträge 
zu ſtellen und bei deren Ablehnung durch den Vorſitzenden 
Zeugen und Sachverſtändige unmittelbar zu laden. Da die 
Anſchuldigungsſchrift nicht immer ein vollſtändiges und er⸗ 
ſchöpfendes Bild über die ſtattgehabten Ermittlungen geben 
kann, und auch die Innehaltung der geſetzlichen Förmlich⸗ 
keiten zu beachten iſt, wird der Verteidiger das Bedürfnis 
empfinden, die Akten ſelbſt einzuſehen. $ 57 R Std. regelt 
nunmehr einheitlich — unter Ablehnung aller weitergehenden 
Forderungen (ogl. namentlich Reuß: IW. 1935, 2676 und 


1384 


Auffätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


1936, 2279 — zu den Perſonalakten —) das Recht der 
Akteneinſicht im Dienſtſtrafverfahren. Danach können der Ver⸗ 
teidiger und der Beſchuldigte von der Zuſtellung der An⸗ 
ſchuldigungsſchrift an ($ 55) die „der Dienſtſtrafkammer vor⸗ 
gelegten Akten, mit Ausnahme der Perſonalakten“!, einſehen 
und Abſchriften daraus entnehmen. Ein weitergehendes Ein⸗ 
ſichtsrecht, namentlich bezüglich der Perſonalakten, einzu⸗ 
räumen, hätte den Grundſätzen nationalſozialiſtiſcher Be⸗ 
amtenpolitik widerſprochen, die nach der Machtübernahme zur 
Abſchaffung des Einſichtsrechts in die Perſonalakten nach 
Art. 129 Abſ. 3 Satz 3 Wein Verf. geführt haben (vgl. das 
auch vom OVG.: ZW. 1935, 2676 angef. Schreiben des 
RMdJ. v. 12. April 1934 [PrBeſBl. 1934, 204). Für den 
Verteidiger, der das geſamte Vorleben, die dienſtliche Füh⸗ 
rung und die Leiſtungen des Beamten nur aus deſſen In⸗ 
formation kennen kann, wird es aber von weſentlicher Be⸗ 
deutung ſein, zum mindeſten diejenigen Vorgänge aus den 
Perſonalakten zu erfahren, welche den Beamten Belaſtendes 
enthalten. Nach § 57 Satz 2 kaun ihm, wie übrigens auch 
dem Beamten ſelbſt, der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer 
Auszüge aus den Perſonalakten, die Belaſtungen enthalten, 
zur Einſicht vorlegen. Wie der Unterſchied des Einſicht⸗ und 
Abſchriftnahmerechts in Satz 1 im Gegenſatz zum Recht der 
Einſicht in Auszüge in Satz 2 ergibt, kann, wenn ſelbſtändige 
Auszüge aus den Akten nicht gefertigt ſind, die Vorlage nur 
unter Aufſicht und nach den Anweiſungen des Vorſitzenden 
der Dienſtſtraflammer ausgeübt werden. Dem Verteidiger 
müſſen dabei auch alle dem Beamten günſtigen Vorgänge vor⸗ 
enthalten werden. Der von Reuß: JW. 1935, 2677 a. E. 
bemängelte Rechtszuſtand, daß ſich der Verteidiger in der 
Hauptverhandlung unvermutet völlig neuen Tatſachen im 
Vortrag des Berichterſtatters gegenüberſieht, kann danach in 
dieſer kraſſen Form nicht mehr auftreten, wenn der Ver⸗ 
teidiger rechtzeitig von ſeinen Rechten Gebrauch macht. 

Die Tätigkeit eines Verteidigers in der Hauptverhand⸗ 
lung unterſcheidet ſich in nichts von der eines Verteidigers in 
Strafſachen. Erläuterungen dürften daher überflüſſig ſein. 

Werden weitere Beweiserhebungen außerhalb der Haupt⸗ 
verhandlung angeordnet (861 Abſ. 3), fo kann der Ver⸗ 
teidiger den Zeugen⸗ und Sachverſtändigenvernehmungen vor 
dem damit beauftragten Mitglied der Dienſtſtrafkammer oder 
der erſuchten Behörde beiwohnen. § 49 Abſ. 3 gilt hier nicht. 

Im zweiten Rechtszuge vor dem Reichsdienſtſtrafhof hat 
der Verteidiger die gleichen Rechte wie im Verfahren vor der 
Dienſtſtrafkammer. Es ſei beſonders darauf hingewieſen, daß 
neben der Berufungsfriſt, die zwei Wochen beträgt (8 67), be⸗ 
ginnend mit der Zuſtellung des Urteils an den Beſchuldigten, 
eine weitere Berufungsbegründungsfriſt von zwei Wochen 
(8 69), beginnend mit dem Ablauf der Berufungsfriſt, inne⸗ 
zuhalten iſt. Iſt dieſe Friſt verſäumt, ſo kann das BG. neue 
Tatſachen zurückweiſen, es braucht ſie nur zuzulaſſen, wenn 
ſie erſt nach Ablauf der Friſt entſtanden ſind oder glaubhaft 
wird, daß ihr verſpätetes Vorbringen nach der freien Über⸗ 
zeugung des Gerichts nicht auf einem Verſchulden beruht 
(8 69 Abf. 3). Auch hier gilt ſomit eine Abweichung von der 
ſtrafgerichtlichen Praxis, die zu beſonderer Sorgfalt durch den 
Anwalt verpflichtet, zumal im förmlichen Dienſtſtrafverfahren 
erhebliche Intereſſen auf dem Spiele ſtehen. 

e Im Wiederaufnahmeverfahren, das nur im förmlichen 
Dienſtſtrafverfahren zuläſſig iſt, können ſich der Beamte bzw. 
die antragsberechtigten Hinterbliebenen von Beginn des Ver⸗ 
fahrens an (Stellung des Wiederaufnahmeantrages) der Hilfe 
eines Verteidigers bedienen (8 86 Abſ. 3). Hier gilt auch 
nicht der Ausſchluß des Verteidigers während der Ermitt⸗ 
lungen, die ſonſt den Vorſchriften über die Unterfuchung 
unterliegen ($ 90 Abſ. 2 Satz 2). In dieſem Verfahren kann 
der Rechtsanwalt daher an der Bildung des Beweisergebniſſes 
und der nachträglichen Klärung des Sachverhalts in ganz 
anderer Weiſe mitwirken als im erſten Verfahren. Nach Zu⸗ 
laſſung der Wiederaufnahme gelten die oben zu b erörterten 
Grundſätze auch für die erneute Hauptverhandlung. 

III. Außer dem förmlichen Dienſtſtrafverfahren werden 
vor den Dienſtſtrafgerichten noch eine Anzahl beamtenrecht⸗ 
licher Verfahren geführt, die mit einer dienſtlichen Ver⸗ 


folgung nur in loſem oder keinem Zuſammenhang ſtehen, 
die vielmehr nur die Entziehung der einem Beamten oder 
ſeinen Hinterbliebenen zuſtehenden vermögensrechtlichen An⸗ 
ſprüche wegen der Begehung beſtimmter gemeinſchaftswidriger 
Handlungen und aus ſonſtigen Gründen zum Gegenſtaude 
haben. Es handelt ſich um das Verfahren zur Herabſetzung 
oder Entziehung eines dem Beamten im Dienſtſtrafurteil ge⸗ 
währten Unterhaltsbeitrages wegen Unwürdigkeit oder Beſſe⸗ 
rung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Beamten, ferner um 
die Entſcheidung über den Verluſt der Dienſtbezüge wegen 
unerlaubten Fernbleibens vom Dienſt gemäß § 105 NDSD. 
und § 17 Abſ. 2 DBS.; endlich eutſcheidet die Dienſtſtraf⸗ 
kammer auf den Eiuſpruch eines Verſorgungsberechtigten 
gegen die durch die Verwaltungsbehörden verfügte Ent⸗ 
ziehung der Verſorgung wegen ſtaatsfeindlicher Betätigung 
oder Verletzung der ihm in § 135 Abſ. 3 DBG. auferlegten 
Anzeigepflichten. Gerade in dieſen Verfahren, die ſich nach 
früherem Rechte vor den ordentlichen Gerichten abzuspielen 
pflegten, wird ſich ein Tätigkeitsfeld für den Rechtsanwalt 
bieten. Beſchränkungen in der Vertretungsbefugnis, die für 
das Dienſtſtrafverfahren gelten, beſtehen hier nicht. 

IV. Ju der NDS. fehlt eine Regelung der Frage, 
welche Gebühren der Anwalt für feine Tätigkeit liqui⸗ 
dieren kann. Auch ſonſtige Geſetze geben keine unmittelbare 
Auskunft darüber. Die RAchebO. findet gemäß 8 91 Ziff. 3 
auf das „Diſziplinarverfahren nach Maßgabe des RBG. vom 
18. Mai 1907 (RGBl. 245)“ Anwendung. Da dieſes Geſetz, 
ſoweit die früheren Reichsbeamten in Betracht kommen, durch 
die RDStd. erſetzt iſt (S 121 Abſ. 4) und andere als Reichs⸗ 
beamte, unmittelbare oder mittelbare, nach dem am 1. Juli 
1937 erfolgenden Inkrafttreten der RDStO. und des DBG. 
nicht mehr vorhanden find (vgl. 88 1 und 2 DBE.), kann 
§ 91 Ziff. 3 RAGebO. nunmehr entſprechend für das Ver⸗ 
fahren der NDSLD. angewandt werden. Danach finden die 
Vorſchriften der geſamten RAchebO. für die Honorierung der 
Anwaltstätigkeit in dieſem Verfahren entſprechende Anwen⸗ 
dung. Die landesrechtlichen Vorſchriften über die Gebühren⸗ 
ſätze für Verfahren vor den Verwaltungsgerichten, ſoweit 
ſolche überhaupt beſtehen (vgl. z. B. Reuß, „Das Verwal- 
tungsſtreitverfahren“, Schriftenreihe der JW. Nr. 7 S. 34, 
35), können daher nicht mehr angewandt werden, da das 
förmliche Dienſtſtrafverfahren nur organiſatoriſch vor ihnen 
verhandelt wird, ſeinem ganzen Inhalt und Zweck nach aber 
mehr dem Strafprozeß gleicht. Im übrigen ſind aber auch die 
Gegenſtände des Verwaltungsſtreitverfahrens zu unterſchied⸗ 
lich, als daß einer von ihnen auf das Dienſtſtrafverfahren 
angewandt werden könnte. Dieſe Ahnlichkeit mit dem Straf⸗ 
verfahren, in dem die Tätigkeit des Anwalts auch vor allem 
in der Hauptverhandlung entfaltet wird, für welche die RA⸗ 
Geb. (85 63 ff.) daher auch in erſter Linie die Honorare 
regelt, begründet die Anwendbarkeit der dafür gegebenen 
Vorſchriften auf das Dienſtſtrafverfahren. Bemerkeuswert iſt, 
daß für das frühere preuß. Recht ebenfalls eine entſprechende 
Anwendung der Gebührenſätze in Strafſachen vorgeſchrieben 
war (vgl. Art. 2 Abſ. 2 des Gef. v. 28. Okt. 1922 [GS. 410] 
und Wittland, 820 Anm. 14 PrVBDStrd.). 

8 63 unterſcheidet nun für die auf Grund der Tätigkeit 
in der Hauptverhandlung entſtehende Gebühr zwiſchen dem 
Verfahren vor dem RG., den OLG. ſowie den Schw. und 
denen vor anderen Strafgerichten. Man wird die Zubilligung 
der einen oder der anderen Gebühr von der Schwere der gegen 
den Beamten erhobenen Vorwürfe abhängig machen können, 
obwohl eingeräumt werden muß, daß dieſer Geſichtspunkt 
einen erheblichen Unſicherheitsfaktor in die Gebührenberech⸗ 
nung hineinbringt, da die Anſichten über die Grenzlinie 
naturgemäß oft erheblich auseinandergehen werden. Man 
würde aber der Bedeutung eines 3. B. auf Dienſtentfernung 
gerichteten Verfahrens für den beteiligten Beamten und der 
Verantwortung des Anwalts nicht gerecht werden, wenn man 
ſeine Tätigkeit mit den gleichen Gebühren entlohnen würde, 
wie z. B. in einem Verfahren, das erſtmalige Trunkenheits⸗ 
erzeſſe eines Beamten zum Gegenſtande hat und aller Voraus⸗ 
ſicht nach höchſtens nur mit einer Gehaltskürzung enden wird. 

Deshalb kann die ſtarre Anwendung des 8 91 Abſ. 3 
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KUGEHD., wonach das Verfahren vor der Dienſtſtrafkammer 
dem vor den SchöffG. ſtets gleich ſtehen ſoll, nicht als eine 
dieſe Belange billig berückſichtigende Löſung angefehen werden. 
zenn einfache Dienſtvergehen werden in der Regel im nicht 
ſbrmlichen Verfahren verfolgt, und die im förmlichen Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren abgeurteilten Tatbeſtände, welche die Gefahr 
er Dienſtentfernung (des ſog. Beamtentodes) mit ſich bringen, 
gleichen eher den Verfahren vor dem SchwG. und den OLG. 

Es wäre vom anwaltlichen Standpunkt 
19 5 begrüßen, wenn dieſe Zweifelspunkte bei 
Erlaß der DurchfVorſchr. zur RDSt O. beachtet 
werden könnten und zu einer klaren Regelung 
Uhren würden. 8 120 RDSt O. ermächtigt den 
RM d J., derartige Rechtsvorſchriften zu er⸗ 
laſſen. Neben dieſer Gebühr für die Hauptverhandlung kom⸗ 
men die ſonſt in Strafſachen üblichen Gebühren in Betracht, 
ſoweit die für ihre Entſtehung erforderlichen Verfahrensakte 
Im Dienſtſtrafverfahren überhaupt möglich find (88 63— 75 
RAchebdO.). 


Bei Freiſpruch des Beſchuldigten und Einſtellung des 
Verfahrens in einigen Fällen können, bei erfolgloſer Ein- 
legung oder Zurücknahme von Rechtsmitteln durch den Ver⸗ 
treter der Einleitungsbehörde müſſen dem Reich die dem Be⸗ 
chuldigten erwachſenen notwendigen Auslagen auferlegt wer— 
den (§ 100 Abſ. 1 NDSED.). In dieſen Fällen konnen dem 
Reich auch die Koſten der Verteidigung auferlegt werden. Das 
iſt aber bei teilweiſer Freiſprechung von einigen Anſchul⸗ 
igungspunkten (die im Tenor der Entſcheidung wegen der 
Einheitlichkeit des Dienſtvergehens nicht zum Ausdruck 
kommt), wenn nur leichte Dienſtvergehen feſtgeſtellt und dem 
gemäß nur eine Ordnungsſtrafe verhängt wird, ſelbſt daun 
nicht möglich, wenn die zur Hauptſache erfolgreiche Verteidi⸗ 
gung des Beamten dazu beigetragen hat, einen ſchweren Ver⸗ 
acht von ihm und damit vom geſamten Beamtenſtande ab⸗ 
zulvenden. Stets iſt jedoch ein Beſchluß des Gerichts erforder- 
ich, in dem ausdrücklich auch über die Koſten der Ver⸗ 
teidigung Beſtimmung getroffen wird (8 100 Abſ. 2). Der 

nwalt wird alſo darauf zu achten haben, daß er in der 
Hauptverhandlung einen entſprechenden Antrag, wenn auch 
nur eptl., anbringt. 

Fiauür die Verfahren vor den Dienſtſtrafgerichten, welche 
nicht die Ausübung von Dienſtſtrafgewalt zum Gegenſtand 
gaben, müſſen für die Gebühren des Rechtsanwalts mit Rück⸗ 
licht darauf, daß es ſich nur formell um ein Verfahren vor 

erwaltungs- und Dienſtſtrafgerichten, der Sache nach aber 
um Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche handelt, 
ie Vorſchriften angewandt werden, welche auch bisher anzu⸗ 
wenden waren, wenn derartige Anſprüche vor den ordent— 
lichen Gerichten geltend gemacht wurden, nämlich die 88 9ff. 
AAGED. und die Streitwertregeln der ZPO. 


B. 
Von Rechtsanwalt Reuß, Berlin 


Der Aufſatz von Mumm iſt ein verdienſtvoller Ver⸗ 
uch, eine erſte Überſicht über die Möglichkeiten anwaltlicher 
Berufstätigkeit im Bereich der Reichsdienſtſtrafordnung (RD⸗ 
St .) zu bieten. Leider hat Mumm in feinem Aufſatz eine 
wichtige und grundlegende Frage nicht erörtert, ohne deren 
eantwortung zu dem von ihm behandelten Thema nichts 
Abſchließendes geſagt werden kann. Es fragt ſich nämlich vor 
allem, ob und in welchem Umfang der Beamte auch bei der 
Fnanſpruchnahme eines Rechtsanwalts feiner Pflicht zur 
mtsverſchwiegenheit unterliegt. 
Schon nach den bisherigen Vorſchriften war es zweifelhaft, 
ob und wieweit der Beamte befugt ſei, einem als Berater oder 
Lerteidiger in Anſpruch genommenen Anwalt Gegenſtände 
einer Wahrnehmung und ſeines Wiſſens, die unter ſein Amts⸗ 
geheimnis fielen, zu offenbaren. Eine ausdrückliche Erörte⸗ 
tung dieſer bei der anwaltlichen Betreuung von Beamten 
Immer wieder auftauchenden Frage findet ſich im einſchlägigen 
Schrifttum nirgends. Nur aus der fachwiſſenſchaftlichen Be⸗ 
andlung der Frage, welche Bedeutung die Wahrnehmung 


berechtigter Intereſſen für die Pflicht zur Amtsverſchwiegen⸗ 
heit beſitzt, ließen ſich Rückſchlüſſe auf die erwähnte, anwalt⸗ 
lich bedeutſame Sonderfrage der Amtsverſchwiegenheit des 
Beamten herleiten. Brand (bei M. v. Brauchitſch, 
„Verwaltungsgeſetze für Preußen“, Bd. VIII, 1930, S. 105) 
führt aus: „Kein Verſtoß gegen die Amtsverſchwiegenheit liegt 
vor, wenn der Beamte zur Wahrung eigener Intereſſen als 
Partei in einem bürgerlichen Rechtsſtreit oder als Angekl. in 
einem Straf- oder Diſziplinarverfahren an ſich geheimzuhal⸗ 
tende Tatſachen vorbringt. Doch darf von dieſem Recht nur 
ein beſchränkter Gebrauch, nämlich nur in dem Umfang ge⸗ 
macht werden, wie dies für die Zwecke der Rechtsverfolgung 
oder Verteidigung unbedingt geboten iſt.“ Dieſes Zitat aus 
der Zeit vor dem Anbruch des Dritten Reiches zeigt, daß die 
eigenen Intereſſen des Beamten letzten Endes den Vorrang 
vor den möglicherweiſe entgegengeſetzten Belangen des Staates 
und der Allgemeinheit beſaßen und dem Beamten zwecks 
Wahrnehmung ſeiner eigenen Intereſſen ein Recht zur Preis⸗ 
gabe ſeines Amtsgeheimniſſes zugebilligt wurde; wenn ſich 
der Beamte dieſes Rechtes bediente, lag ein Verſtoß gegen 
ſeine Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit nicht vor. Dieſe Pflicht 
fand vielmehr an den entgegengeſetzt gerichteten eigenen Inter⸗ 
eſſen des Beamten ihre innere Grenze, jo daß es auch nicht 
für notwendig erachtet wurde, den Beamten für verpflichtet zu 
halten, ſich gegebenenfalls erſt noch durch ſeinen Dienſt⸗ 
vorgeſetzten von der Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit ent⸗ 
binden zu laſſen. Die Befreiung von der Pflicht zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit war mit dem Vorliegen entgegengeſetzt ge⸗ 
richteter eigener Intereſſen des Beamten von ſelbſt gegeben. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Auffaſſung im neuen 
Reich keine Anerkennung finden konnte. Sie war ein kenn⸗ 
zeichnender Ausdruck der individualiſtiſch-gewerkſchaftlichen 
Grundanſchauung, die ſich während der Weimarer Zerfallszeit 
im Berufsbeamtentum breitzumachen ſuchte. Da ſich der neue 
Staat die Wiedererweckung der Tradition des alten preußi⸗ 
ſchen Beamtentums und ſeiner in Opferbereitſchaft und Treue 
beſtehenden ethiſchen Subſtanz angelegen fein ließ, mußte die 
Bindung des Beamten an die Gemeinſchaftsethik des Staates 
auch für den Fall einer Intereſſenkolliſion wieder den zwei⸗ 
felsfreien Vorrang vor den perſönlichen Belangen des be⸗ 
troffenen Beamten erhalten. Dieſe unmittelbare Auswirkung 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung fand jedoch zu⸗ 
nächſt noch keinen geſetzlich formulierten Niederſchlag. Sie 
war aber ſo offenſichtlich, daß ſie im neueſten fachwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Schrifttum deutlich ſpürbar wurde. Allerdings 
war die wiſſenſchaftliche Rückbeſinnung auf das im Beamten⸗ 
ethos enthaltene „ewige Preußentum“ zunächſt noch reichlich 
unklar und unentſchieden. Das zeigt ſich z. B. daran, daß 
Brand das oben mitgeteilte Zitat unverändert in die 1935 
erſchienene dritte Auflage ſeiner „Preußiſchen Dienſtſtraford⸗ 
nungen“ übernommen, aber dem veränderten Geiſt der Zeit 
durch folgenden Zuſatz Rechnung getragen hat: „Mitunter kann 
aber die Preisgabe der dienſtlichen Geheimniſſe für das Staats⸗ 
wohl ſo abträglich ſein, daß die Offenbarung auch in ſolchen 
Fällen nicht geſtattet werden kann“ (Brand a. a. O. S. 129). 
Brand reiht alſo einfach das vor- und nachrevolutionäre 
Prinzip unausgeglichen aneinander, Ahnlich unklar iſt der 
Standpunkt Wittlands („Die preuß. Dienſtſtrafordnun⸗ 
gen“, 1935, S. 98). Wittland trägt den veränderten An⸗ 
ſchauungen zwar inſofern Rechuung, als er den Grundſatz des 
Vorranges der Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit vor den per⸗ 
ſönlichen Belangen des Beamten deutlich ausſpricht und zus 
nächſt kategoriſch ein Recht des Beamten zur Offenbarung 
von Amtsgeheimniſſen verneint; dann aber nimmt er un⸗ 
geachtet der prinzipiellen Verneinung eines Rechtes zur Preis⸗ 
gabe von Amtsgeheimniſſen und in unklarem Verhältnis zu 
dieſem grundſätzlichen Standpunkt eine Umgrenzung der even⸗ 
tuellen Preisgabeberechtigung vor. Wittland ſagt: „Von 
der Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit wird der Beamte nicht (1) 
dadurch befreit, daß die Bekanntgabe der Angelegenheit für 
ihn bei der Verfolgung eines Rechtes oder bei der Verteidi⸗ 
gung gegen berechtigte oder unberechtigte Angriffe nützlich ſein 
würde; im Falle der Verletzung der Pflicht zur Amtsver⸗ 
ſchwiegenheit kann der Beamte ſich nicht (1) dadurch entlaſten, 
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daß er ſich auf die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen be⸗ 
ruft. Keinesfalls darf der Beamte bei Wahrnehmung berech⸗ 
tigter Intereſſen ihm amtlich bekannt gewordene Tatſachen in 
größerem Umfange (1) preisgeben, als dies zur Wahrneh⸗ 
mung der Belange oder bei Verfolgung ſeiner Rechte un⸗ 
bedingt erforderlich iſt“ (Wittland a. a. O.). Dieſer 
Schlußſatz läßt ſich nur dahin verſtehen, daß Wittland 
trotz der von ihm zuvor behaupteten Unbeachtlichkeit des Ge⸗ 
ſichtspunktes der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen doch 
letzten Endes — wenn auch in ſehr begrenztem Umfang — 
ein Recht zur Preisgabe des Amtsgeheimniſſes anerkennen 
will. Ahnlich unausgeglichen iſt der Standpunkt Koenigs 
(„Die Verletzung der Geheimhaltungspflicht nach geltendem 
Recht“: „Beamten⸗Jahrbuch“ 1936, 557 ff.; vgl. auch Witt⸗ 
land, „Beſtrafung des Bruches der Amtsverſchwiegenheit“: 
„Zeitſchrift für Beamten⸗ und Behördenangeſtelltenrecht“ 7, 
118 ff., und J. Richter, „Die Verſchwiegenheitspflicht des 
Beamten“ — Monographie — 1934, 70/71). 

Dieſe unklare Rechtslage hat eine weſentliche Konkreti⸗ 
ſierung durch die Neuordnung des deutſchen Beamtenrechts im 
DBG. v. 26. Jan. 1937 erfahren. Hier wird im Abſchnitt II 
Titel 5 (§8 8 und 9) die Amtsverſchwiegenheit des Beamten 
geſetzlich geregelt. Die grundſätzlichen Beſtimmungen enthält 
38: „Der Beamte hat — auch nach Beendigung feines Be⸗ 
amtenverhältniſſes — über die ihm bei ſeiner amtlichen Tätig⸗ 
keit bekannt gewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhal⸗ 
tung durch Geſetz oder dienſtliche Anordnung vorgeſchrieben 
oder ihrer Natur nach erforderlich iſt, Verſchwiegen⸗ 
heit gegen jedermann zu bewahren; von dieſer Amts⸗ 
pflicht kann ihn keinerlei andere perſönliche Bindung befreien. 
— Er darf ohne Genehmigung über ſolche Angelegenheiten 
weder vor Gericht noch außergerichtlich ausſagen oder Er⸗ 
klärungen abgeben. — Die Genehmigung erteilt der Dienſt⸗ 
vorgeſetzte oder der letzte Dienſtvorgeſetzte.“ Den hier be⸗ 
ſonders intereſſierenden Fall des Vorliegens einer Intereſſen⸗ 
kolliſion behandelt 89 Abſ. 2 DBEGS.: „Sit der Beamte 
Partei oder Beſchuldigter in einem gerichtlichen Verfahren 
und ſoll ſein Vorbringen der Wahrnehmung ſeiner 
berechtigten Belange dienen, fo ſoll die Genehmigung 
auch dann, wenn ſein Vorbringen dem Wohle des Reichs 
Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
ernſtlich gefährden oder erheblich erſchweren würde, nur ver⸗ 
ſagt werden, wenn die dienſtlichen Rückſichten dies unab⸗ 
weisbar fordern; wird ſie verſagt, ſo hat der Dienſtvorgeſetzte 
dem Beamten den Schutz zu gewähren, den die dienſtlichen 
Rückſichten zulaſſen.“ Wie ernſt der Geſetzgeber des neuen 
Staates die Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit nimmt, geht 
auch aus den nachdrücklichen Erklärungen hervor, die ſich 
hierzu in der amtlichen Begründung des DBG. finden. Es 
heißt hier wie folgt: „Gehorſam und Amtsverſchwiegenheit 
find weſentliche Grundlagen zur Aufrechterhaltung der Diſzi⸗ 
plin in der Beamtenſchaft. ... Die jeder anderen Gehorſams⸗ 
pflicht vorgehende Pflicht gegenüber dem Staat und dem 
Vorgeſetzten bedingt auch, daß der Beamte gegenüber 
jedermann zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet iſt, auch 
gegenüber Parteiſtellen, die von dem Beamten Auskunſt über 
Angelegenheiten fordern ſollten, deren Geheimhaltung ihm 
durch Geſetz oder dienſtliche Anordnung oder der Natur der 
Sache nach vorgeſchrieben iſt. Die Vorſchrift, daß er über 
ſolche Angelegenheiten ohne Genehmigung vor Gericht nicht 
ausſagen vder ſonſt Erklärungen abgeben darf, bezieht ſich 
auch auf Erklärungen vor den Parteigerichten und den Par⸗ 
teidienſtſtellen. Hält eine Parteidienſtſtelle die Auskunft über 
ſolche Angelegenheiten für erforderlich, ſo muß ſie ſich daher 
nicht an den Beamten, ſondern nur an die dem Beamten 
vorgeſetzte Behörde wenden“ (amtl. Begründung z. DBG., 
Allgemeiner Teil). An einer anderen Stelle der amtlichen 
Begründung („Zu Abſchnitt II 8 8) iſt noch beſonders her⸗ 
vorgehoben, daß der Beamte auch als Partei oder Beſchul⸗ 
digter in einem gerichtlichen Verfahren die Pflicht zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit ſelbſt dann beachten muß, „wenn er Nachteile 
daraus zu gewärtigen hat“. 

Dieſe Regelung der Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit iſt 
kompromißlos klar: Soweit die Pflicht zur Amtsverſchwiegen⸗ 


heit beſteht, d. h. hinſichtlich aller kraft geſetzlicher Beſtim⸗ 
mung, dienſtlicher Weiſung oder der Natur der Sache nach 
geheimhaltungsbedürftigen Wahrnehmungen und Kenntniffe, 
entfällt dieſe Pflicht keineswegs ipso iure (automatiſch), wenn 
eigene Intereſſen des Beamten die Preisgabe des Amts⸗ 
geheimniſſes nützlich oder notwendig erſcheinen laſſen. Eine 
Entbindung von der Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit rebus 
ipsis et factis gibt es nicht; es bedarf ſtets der ausdrücklichen 
Genehmigung des Dienſtvorgeſetzten, gegen deren Verſagung 
der Beamte den Dienſtweg beſchreiten muß. An ſich geheim⸗ 
haltungsbedürftige Tatſachen darf der Beamte ſomit nur dann 
offenbaren, wenn er von ſeinem Dienſtvorgeſetzten oder auf 
Beſchwerde von einem höheren Vorgeſetzten die Ausſagegeneh⸗ 
migung erhalten hat. Da ſowohl das Geſetz wie auch die 
amtliche Begründung unmißverſtändlich erklären, daß die 
Pflicht zur Amtsverſchwiegenheitgegen jedermann be 
ſtehe, kann nicht daran gezweifelt werden, daß der Beamte 
grundſätzlich auch gegenüber einem Rechtsanwalt nicht zur 
Offenbarung von Amtsgeheimniſſen befugt iſt. Auch inſoweit 
muß der Beamte vielmehr die vorherige Genehmigung ſeines 
Dienſtvorgeſetzten einholen. 

Nur eine Ausnahme muß hier gemacht werden: Ge⸗ 
mäß § 56 RDStdO. kann ſich der Beamte, der in ein förm⸗ 
liches Dienſtſtrafverfahren verſtrickt iſt, vom Zeitpunkt des 
Einganges der Anſchuldigungsſchrift bei der Dienſtſtrafkam⸗ 
mer an „der Hilfe eines Verteidigers bedienen“. Von dieſem 
Zeitpunkt an iſt ſomit der Rechtsanwalt als Verfahrens⸗ 
beteiligter des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens anerkannt; er 
hat nunmehr eine geſetzlich geordnete verfahrensrechtliche 
Rechtsſtellung, deren Inhalt ſich vor allem aus dem Weſen 
der Inſtitution des „Verteidigers“ ergibt. Daraus folgt, daß 
das Geſetz, ſoweit nicht eine ausdrückliche Einſchränkung — 
wie z. B. hinſichtlich der Einſichtnahme in die Perſonalakten, 
§ 57 RDSD. — erfolgt iſt, mit der Rechtseinrichtung der 
Verteidigung auch die unabdingbaren Vorausſetzungen für eine 
wirkſame Wahrung der Verteidigungsrechte anerkannt und zu⸗ 
gebilligt hat. Es iſt ja ein auch im Staatsrecht („implied 
powers“) bekannter, für das geſamte Rechtsgebiet gültiger 
Satz, daß mit der Zuweiſung einer Kompetenz zugleich auch 
alle Hilfskompetenzen gewährt ſind, ohne die von der Haupt⸗ 
kompetenz kein wirkſamer Gebrauch gemacht werden kann. 
Das Geſetz verleiht ſinnvollerweiſe keinen Schwertknauf ohne 
Klinge! Aus dieſen Erwägungen folgt, daß das Geſetz, indem 
es dem Beamten geſtattet hat, ſich vom oben angegebenen 
Zeitpunkt an „der Hilfe eines Verteidigers zu bedienen“, da⸗ 
mit den Beamten zugleich inſoweit von der Pflicht zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit entbindet, als es erforderlich iſt, um die In⸗ 
anſpruchnahme des Verteidigers wirkungsvoll zu geſtalten. 
An der Richtigkeit dieſer Überlegung kann mindeſtens inſoweit 
kein Zweifel beſtehen, als es ſich um die Offenbarung von 
Amtsgeheimniſſen handelt, die bereits ohnehin Gegenſtand 
des Dienſtſtrafverfahrens ſind. Wollte man dieſes Recht be⸗ 
ſtreiten, ſo ergäbe ſich die merkwürdige Konſequenz, daß der 
beſchuldigte Beamte ſeinem Verteidiger Mitteilungen und der⸗ 
gleichen vorenthalten müßte, von denen ſich dieſer kraft des 
ihm geſetzlich zugebilligten Rechtes zur Einſichtnahme in die 
Verfahrensakten ohne weiteres Kenntnis verſchaffen könnte. 
Iſt alſo der Beamte wegen eines dienſtlichen Verhaltens, das 
unter die Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit fällt, oder gar 
wegen eines ihm zum Vorwurf gemachten Bruches der Amts⸗ 
verſchwiegenheit in ein Dienſtſtrafverfahren verwickelt, ſo 
darf er vom Zeitpunkt der Einreichung der Anſchuldigungs⸗ 
ſchrift bei der Dienſtſtrafkammer an über das ihm zur Laſt 
gelegte Verhalten unbedenklich und ohne Einholung einer 
Genehmigung mit ſeinem Verteidiger ſprechen. Zweifeln könnte 
man hinſichtlich ſolcher Gegenſtände der Amtsverſchwiegenheit, 
die bisher im Verfahren gegen den Beamten noch nicht zur 
Sprache gekommen und in den Verfahrensakten auch noch 
nicht aktenkundig geworden ſind, deren Offenbarung gegenüber 
dem Dienſtſtrafgericht jedoch die Schuldloſigkeit des Beamten 
dartun oder doch eine weſentliche Entlaſtung des Beamten 
bedeuten würde. Ob der Beamte ſolche Umſtände ſeinem Ver⸗ 
teidiger ohne Ausſagegenehmigung mitteilen darf, iſt zweifel⸗ 
haft. Wie oben gezeigt, gebietet das Geſetz (8 9 Abſ. 2 DBG.) 
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dem Beamten die Beachtung der Pflicht zur Amtsverſchwiegen⸗ 
geit auch dann, wenn der Beamte „Beſchuldigter in einem 
gerichtlichen Verfahren iſt“. Auch in dieſem Fall darf der Be⸗ 
amte ſein Amtsgeheimnis nur mit ausdrücklicher Genehmi⸗ 
gung ſeines Dienſtvorgeſetzten offenbaren. Bei dem zitierten 
wortlaut des Geſetzes kann es nicht umgangen werden, den 
camten auch im Rahmen eines förmlichen Dienſtſtrafver⸗ 
fahrens hinſichtlich ſeines Amtsgeheimniſſes ohne beſondere 
Ausſagegenehmigung als ſchweigepflichtig zu betrachten. Das 
ergibt ſich auch deutlich aus der amtlichen Begründung. In 
ihr iſt nämlich (zu § 8) folgendes ausgeführt: „Die Vor⸗ 
unterſuchung (J) im Dienſtſtrafverfahren iſt kein gerichtliches 
Verfahren; fie ſpielt ſich innerhalb der Behörde ab. Auf 
ieſes Verfahren, das erſt die Unterlage für ein dienſtſtraf⸗ 
gerichtliches Verfahren bilden ſoll, kann ſich für den Beamten, 
ver Beſchuldigter iſt, die Verpflichtung zur Amtsverſchwiegen⸗ 
heit deshalb nicht beziehen.“ Hier wird deutlich, daß der 
Deamte auch als Beſchuldigter in einem förmlichen Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren gegenüber den Dienſtſtrafgerichten für ſchweige⸗ 
pflichtig angeſehen wird. Der Beamte darf alſo in Zukunft 
ohne beſondere Ausſagegenehmigung auch gegenüber den 
Richtern des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens keine Erklärun⸗ 
gen abgeben, die gegen ſeine Amtsverſchwiegenheit verſtoßen; 
85 muß, ſolange ihm die Genehmigung zur Offenbarung ſeines 
Amtsgeheimniſſes nicht erteilt iſt, die Wahrnehmung ſeiner 
berechtigten Belange hinter ſeine Pflicht zur Amtsverſchwiegen⸗ 
heit zurückſtellen. Wenn dem aber fo iſt, fo muß man ben. 
eamten auch gegenüber ſeinem Verteidiger für ſchweige⸗ 
pflichtig erklären, denn es iſt nicht angängig, dem beſchuldig⸗ 
ten Beamten zwar ein Recht zur Offenbarung des Amts⸗ 
geheimniſſes gegenüber ſeinem Verteidiger zuzugeſtehen, ihm 
aber dasſelbe Recht gegenüber den Dienſtſtrafgerichten zu 
verſagen. Eine befremdliche Sachlage ergäbe ſich in dem Fall, 
daß dem beſchuldigten Beamten von ſeinem Dienſtvorgeſetzten 
zwar eine Offenbarung des Amtsgeheimniſſes gegenüber dem 
Tienſtſtrafgericht, nicht aber gegenüber feinem Verteidiger 
geſtattet würde. Wenn dem Beamten dieſe Ausſagegenehmi⸗ 
gung mit der einſchränkenden Maßgabe erteilt würde, daß 
dem Beamten die Offenbarung ſeines Amtsgeheimniſſes nur 
Umerhafb der Houptverhandlung erlaubt ſein ſolle, fo könnte 
er Verteidiger möglicherweiſe ſeitens ſeines eigenen Man⸗ 
danten vor Überraſchungen nicht ſicher ſein. Der in ein form⸗ 
liches Dienſtſtrafverfahren verſtrickte Beamte iſt vom Zeit⸗ 
punkt des Einganges der Anſchuldigungsſchrift bei der Dienſt⸗ 
ſtrafkammer an gegenüber ſeinem Verteidiger ohne beſondere 
usſagegenehmigung nur inſoweit von der Pflicht zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit befreit, als es ſich um einen Sachverhalt 
Zandelt, der bereits ohnehin Gegenſtand des förmlichen Dienſt⸗ 
ſtrafverfahrens und für das Dienſtſtrafgericht — außerhalb 
der Perſonalakten — aktenkundig iſt. Das ergibt ſich zumindeſt 
aus dem Akteneinſichtsrecht des Verteidigers gemäß 8 57 
Std., kraft deſſen ſich der Verteidiger die entſprechende 
Kenntnis ohne weiteres ſelbſt verſchaffen könnte. Soweit der 
veſchuldigte Beamte aber einen unter ſeine Amtsverſchwiegen⸗ 
heit fallenden Sachverhalt, der nicht Gegenſtand des an⸗ 
ängigen Verfahrens und für das Dienſtſtrafgericht auch nicht 
aus den ihm vorliegenden Akten — abgeſehen von den Per⸗ 
lonalakten — erſichtlich iſt, zu ſeiner Verteidigung vorbringen 
und ihn ſeinem Verteidiger zu dieſem Zweck mitteilen will, 
dedarf er hierzu der beſonderen Genehmigung. Dieſer Ge⸗ 
nehmigung bedarf der Beamte erſt recht, ſoweit er ſich vor 
der Einreichung der Anſchuldigungsſchrift bei der Dienſtſtraf⸗ 
ammer, alſo während der „Vorermittlungen“ oder während 
a „Unterſuchung“, aber auch im Rahmen eines „Verfahrens 
e Dienſtvorgeſetzten“ des Rates oder der ſonſtigen Hilfe 
eines Anwalts bedient. In dieſem Fall darf der Beamte dem 
in Anſpruch genommenen Anwalt nicht einmal jene Tatſachen 
mitteilen, die Gegenſtand des im Gang befindlichen Ver⸗ 
lahrens find, ſofern es ſich an ſich um geheimhaltungs⸗ 
dürftige Tatſachen handelt; der Beamte müßte alſo vorher 
dei ſeinem Dienſtvorgeſetzten die Genehmigung dafür einholen, 
Der ſich mit einem Anwalt zwecks Einholung ſeines Rates 


Der dergleichen über die erwähnten Tatſachen ausſprechen 
ürfe. 


Dieſe Rechtslage muß von den Anwälten mit vollem 
Ernſt zur Kenntnis genommen werden. Es wäre mißlich, 
wenn ſich der anwaltliche Berater eines Beamten gegenüber 
den Vorgeſetzten des Beamten oder im Verfahren vor den 
Dienſtſtrafgerichten „kenntnisreicher“ erwieſe, als es mit der 
Pflicht ſeines Mandanten zur Beachtung der Amtsverſchwie⸗ 
genheit vereinbar iſt. Das könnte möglicherweiſe dazu führen, 
daß der zum Schutze des Beamten berufene Anwalt für dieſen 
in Wahrheit eine Gefährdung wäre. Es wäre nicht ratſam, 
ſolche Konſequenzen, die der Geſetzgeber vielleicht gar nicht 
voll überſchauen konnte, zu verſchweigen, im Gegenteil: ſie 
müſſen aufgezeigt werden, damit die Frage ihrer Tragbarkeit 
für die Anwaltſchaft und die Beamten geprüft wird. 

Ich ſtimme alſo dem Aufſatz von Mumm inſoweit zu, 
als Mumm dem Anwalt über 8 56 RDStO. hinaus, ins⸗ 
beſondere auch vor der Einreichung der Anſchuldigungsſchrift 
bei der Dienſtſtrafkammer, Möglichkeiten beruflicher Betäti⸗ 
gung zuſpricht. Es wäre gewiß falſch, aus dem Wortlaut des 
§ 56 RDStd., daß ſich der Beſchuldigte im Verfahren vor 
der Dienſtſtrafkammer „der Hilfe eines Verteidigers bedienen“ 
dürfe, zu ſchließen, daß dem Beſchuldigten eine darüber hin⸗ 
ausgehende Inanſpruchnahme eines Anwalts überhaupt ver⸗ 
boten ſei. Davon kann keine Rede ſein. Das kann auch nicht 
aus 8 49 Abſ. 3 RDStdS. entnommen werden, der be⸗ 
ſtimmt: „Ein Verteidiger iſt während der Unterſuchung nicht 
zugelaſſen.“ Dieſe Beſtimmungen befaſſen ſich lediglich mit 
der Frage, inwieweit der Auwalt als offizieller „Verfahrens⸗ 
beteiligter“ zugelaſſen iſt. Soweit ſich der Beamte dagegen 
eines Anwaltes als Beraters bedient, wird der beratende An- 
walt nicht als beſonderer Verfahrensbeteiligter, insbeſondere 
nicht als „Verteidiger“ tätig; die verfahrensrechtliche Figur 
des „Verteidigers“ ſetzt immer einen Adreſſaten der Ver⸗ 
teidigungsmaßnahmen voraus, der in eine unmittelbare ver⸗ 
fahrensrechtliche Beziehung zum Verteidiger tritt; das iſt nicht 
der Fall, wenn der bloß beratende Anwalt durch den aus⸗ 
ſchließlich und allein als Verfahrensbeteiligter auftretenden 
beſchuldigten Beamten mediatiſiert wird. Als „Verteidiger“, 
d. h. als geſetzlich anerkannter Verfahrensbeteiligter, kann der 
Anwalt nur inſoweit auftreten, als es die RDStO. beſonders 
beſtimmt, alſo erſt nach der Einreichung der Anſchuldigungs⸗ 
ſchrift bei dem Dienſtſtrafgericht erſter Inſtanz. Darüber hin⸗ 
aus kann ſich der Beamte des Anwalts zwar nicht als „Ver⸗ 
teidigers“, wohl aber als feines internen Beraters und Hel- 
ſers bedienen. Gerade hier aber werden die oben entwickelten 
Ausführungen über die Pflicht des Beamten zur Amtsver⸗ 
ſchwiegenheit bedeutſam. Allerdings muß darauf hingewieſen 
werden, daß keineswegs ſtets aus dem Geſichtspunkt der 
Amtsverſchwiegenheit Schwierigkeiten in der anwaltlichen Be— 
treuung von Beamten erwachſen. Die Amtsverſchwiegenheit 
umfaßt ja keinesfalls alle dienſtlichen Wahrnehmungen und 
Kenntniſſe eines Beamten, ſondern nur ſolche Gegenſtände, 
deren Geheimhaltung durch Geſetz oder beſondere Anordnung 
befohlen oder der Natur der Sache nach geboten iſt. Alle 
ſonſtigen Tatſachen, mögen ſie dem Beamten dienſtlich oder 
außerdienſtlich zur Kenntnis gelangt ſein, werden von der 
Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit nicht erfaßt. Da Beamte 
ohnehin ja nicht nur wegen ihres dienſtlichen, ſondern nicht 
minder auch wegen ihres außerdienſtlichen Verhaltens dienſt⸗ 
ſtrafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden konnen, gibt 
es in der Praxis immer zahkreiche Fälle der anwaltlichen 
Beamtenbetreuung, die keinerlei Beziehung zum Problem der 
Reichweite der Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit aufweiſen. 
Soweit dieſes Problem jedoch akut wird, wäre es verfehlt, 
es wegen der eigenen beruflichen Schweigepflicht des Rechts⸗ 
anwalts als grundſätzlich nicht vorhanden anzuſehen. Der 
Beamte darf ſein Amtsgeheimnis auch ſolchen Perſonen nicht 
ohne beſondere Genehmigung preisgeben, die ihrerſeits einer 
Schweigepflicht unterliegen; das gilt ſelbſt im Verhältnis zu 
Mitbeamten, die nicht etwa dienſtlich mit dem geheimhaltungs⸗ 
bedürftigen Sachverhalt befaßt ſind. Das Geſetz ſagt kompro⸗ 
mißlos: Die Schweigepflicht des Beamten beſteht „gegenüber 
jedermann“! 

Was die von Mumm erörterte anwaltliche Befätigungs⸗ 
möglichkeit im ſog. „nichtförmlichen Verfahren“ anbetrifft, fo 
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mag hierzu in ſprachlicher Hinſicht bemerkt werden, daß die 
ADS. den Ausdruck „nichtförmliches Verfahren“ abſicht⸗ 
lich (vgl. amtl. Begründung „Zu Abſchnitt III“) vermeidet. 
Man unterſcheidet jetzt das „förmliche Dienſtſtrafverfahren“ 
und das „Verfahren des Dienſtvorgeſetzten“. Eine ſachliche 
Anderung bedeutet das allerdings nicht: das jetzt ſo genannte 
„Verfahren des Dienſtvorgeſetzten“ iſt der Sache nach das 
frühere „nichtförmliche Dienſtſtrafverfahren“ oder „Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren“. Ju ihm iſt die Mitwirkung eines Anwalts 
als Helfer oder Verteidiger des Beſchuldigten durch die AD- 
StO. ebenſowenig vorgeſehen wie in den bisherigen ein- 
ſchlägigen Geſetzen. Ob ſich der Anwalt in dieſes Verfahren 
über die Beratung des Beamten hinaus — wie Mumm es 
in ſeinem Aufſatz entwickelt — offen einſchalten konnte, war 
ſtreitig. Brand („Die preuß. Dienſtſtrafordnungen“ a. a. O. 
©. 244) erklärte: „Ein Verteidiger darf im Ordnungsſtraf⸗ 
verfahren nicht zugezogen werden.“ Wittland („Die preuß. 
Dienſtſtraforduungen“ a. a. O. S. 232 und 251) meinte: 
„Die Zulaſſung eines Verteidigers im nichtförmlichen Dienſt 
ſtrafverfahren iſt in der BDStO. nicht vorgeſehen. Aus § 20, 
wo die Zulaſſung eines Verteidigers für das förmliche Ver⸗ 
fahren geregelt iſt, braucht nicht notwendig gefolgert zu wer⸗ 
den, daß im nichtförmlichen Verfahren die Zuziehung eines 
Verteidigers gänzlich ausgeſchloſſen ſei. Allerdings wird, ſo⸗ 
lange ein Strafbeſcheid nicht erlaſſen iſt, eine Tätigkeit für 
einen Verteidiger kaum in Betracht kommen; dagegen wird es 
nicht als unzuläſſig anzuſehen ſein, daß die Beſchwerde gegen 
einen Strafbeſcheid von einem Verteidiger gefertigt und ein⸗ 
gereicht wird. . .. Im allgemeinen ſteht es im freien Ermeſſen 
der mit einem nichtförmlichen Verfahren befaßten Behörden, 
ob ſie einen Verteidiger zulaſſen wollen oder nicht.“ 

Man ſieht alſo, daß gerade im Beamtendienſtſtrafrecht 
noch reichlich Gelegenheit iſt, den Vorſpruch der ARUD. 
wahrzumachen, wonach der Rechtsanwalt „der berufene und 
unabhängige Vertreter und Berater in allen Rechtsange⸗ 
legenheiten“ iſt. Anwaltlicher Rat und anwaltliche Hilfe iſt 
gerade für Beamte, die in ein Dienſtſtrafverfahren verſtrickt 
find, von größter pſychologiſcher Bedeutung. Es ift ein Irr⸗ 
tum, zu glauben, daß ſich der Wert anwaltlicher Betreuung 
des beſchuldigten Beamten in dem erſchöpfe, was dem Richter 
des Dienſtſtrafgerichts in den eingereichten Schriftſätzen oder 


Hinweis auf Geſetze 


Verordnung über die Pfändbarkeit von Einbehaltungs⸗ 
beträgen. Vom 24. April 1037 


Auf Grund des § 25 VO. über Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 1933 (RG Bl. J, 
302) wird folgendes verordnet: 


8 1. 

(1) Anſprüche auf Auszahlung von Bezügen, die auf 
Grund der preuß. VO. zur Sicherung des Haushalts vom 
8. Juni 1932 (Preuß. GS. 199) und des preuß. Geſ. zur 
Milderung und Aufhebung der Einbehaltungsbeſtimmungen 
v. 26. März 1934 (Preuß. GS. 230) einbehalten ſind, können 
erſt nach Eintritt der Fälligkeit gepfändet werden. Vor der 
Fälligkeit ausgebrachte Pfändungen ſind nichtig. Die Pfän⸗ 
dung der laufenden Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge erſtreckt 
ſich nicht auf die im Satz 1 bezeichneten Anſprüche. 

(2) Nach Eintritt der Fälligkeit können die einbehal⸗ 
tenen Bezüge zu einem Drittel, jedoch wegen der Anſprüche 
des Dienstherrn auf Schadenserſatz aus einer vorſätzlich be⸗ 
gangenen unerlaubten Handlung oder auf Rückzahlung eines 
Vorſchuſſes in voller Höhe gepfändet werden. 

se 

Die Vorſchrift des § 1 gilt auch für Vollſtreckungen, die 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung anhängig 
find. Soweit danach eine Pfändung ſich ermäßigt oder fort⸗ 
fällt, tritt dieſe Wirkung kraft Geſetzes ein; auf Antrag 
eines Beteiligten hat jedoch das Vollſtreckungsgericht oder die 


im Plädoyer des Verteidigers erkennbar wird. Das Beamten⸗ 
tum it auf dem ethiſchen Fundament der Opferbereitfchaft, 
der Treue und nicht zuletzt der Ehre aufgebaut. Daher iſt 
gerade für den guten Beamten eine beſondere Ehrempfindlich⸗ 
keit kennzeichnend. Wenn daher ein ſolcher Beamter in ein 
oft langwieriges Dienſtſtrafverfahren verſtrickt wird, ſo ver⸗ 
fällt er in ſtets wachſendem Maße einer zermürbenden Sorge 
um den Beſtand ſeiner Ehre, die ihn — neben der Sorge um 
die eigene Zukunft und die wirtſchaftliche Exiſtenz ſeiner 
Familie — der mitfühlenden anwaltlichen Betreuung dringend 
bedürftig macht. Oft genug wird ein ſolcher Beamter erſt 
durch das Bewußtſein, nicht auf ſich allein geſtellt zu ſein, 
ſeeliſch aufgerichtet und findet jo den nötigen Halt, um ziel- 
voll auf das anhängige Verfahren einzuwirken. Nicht ſelten 
verdankt er dann dieſer wiedergewonnenen ſeeliſchen Stärke, 
die der Anwalt in ihm erweckt hat, den glücklichen Ausgang 
des Verfahrens. Mancher Dienſtſtrafrichter würde ſich wun⸗ 
dern, wenn er ſehen könnte, in welcher Verfaſſung ſich der 
beſchuldigte Beamte, der in der Hauptverhandlung wieder 
Haltung“ zeigt, weil er auf anwaltliche Anleitung „wieder 
Tritt gefaßt“ hat, vorher befand. Gerade ſolche Beobachtungen 
laſſen es als äußerſt bedenklich erſcheinen, daß nach der 
RDSD. in dem entſcheidenden Stadium der „Unterſuchung“ 
ein Verteidiger nicht mehr zugelaſſen iſt. 

Soweit Mumm meint, der von mir JW. 1935, 
2677 a. E. bemängelte Rechtszuſtand, daß ſich der Verteidiger, 
weil er keinen Einblick in die Perſonalakten des Beamten er- 
hielt, in der Hauptverhandlung unvermutet völlig neuen Tat⸗ 
ſachen im Vortrag des Berichterſtatters gegenüberſieht, könne 
„in dieſer kraſſen Form“ nicht mehr auftreten, „wenn der 
Verteidiger rechtzeitig von ſeinen Rechten (1) Gebrauch“ 
mache, kann ich ihm nicht zuſtimmen: Der Vorſitzende 
kann dem Verteidiger zwar vor der Hauptverhandlung Aus⸗ 
züge aus den Perſonalakten, ſoweit dieſe Belaſtendes ent⸗ 
halten, vorlegen, er muß es nicht; inſoweit kann alſo von 
einem „Recht“ des Verteidigers nicht geſprochen werden. 

Unrichtig it Mumms Würdigung des ungenutzten 
Ablaufs der Berufungsbegründungsfriſt: Bei völliger Ver⸗ 
ſäumung der Friſt, alſo bei Unterlaſſung jeglicher Begrün⸗ 
dung des Rechtsmittels, wird dieſes als unbegründet zurück. 
gewieſen (8 70 RDSt0O.). 


und Verordnungen 


ſonſtige Vollſtreckungsbehörde den Pfändungsbeſchluß ent⸗ 
ſprechend zu berichtigen oder aufzuheben. Der Drittſchuldner 
kann, ſolange ihm der Berichtigungs⸗ oder Aufhebungs⸗ 
beſchluß nicht zugeſtellt iſt, nach Maßgabe der bisherigen 
Pfändung mit befreiender Wirkung leiſten. 

(RG Bl. 1937, I, 553.) 


Geſetz über die Eintragung von Sinsſenkungen 
im Grundbuch. Vom II. Mai 1937 


Die Reichsregierung hat zur Förderung der Zinsſenkung 
das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 1 
Für die Bewilligung des Gläubigers einer Hypothek oder 
Grundſchuld zur Eintragung einer Zinsſenkung im Grund⸗ 
buch genügt die ſchriftliche Form ($ 126 BGB.). 


8 2 
Zur Eintragung einer Zinsſenkung bei einer Hypothek 
oder Grundſchuld bedarf es der Bewilligung und der Zu⸗ 
ſtimmung des Eigentümers des Grundſtücks nicht. 
8 8 
Der Reichsminiſter der Juſtiz beſtimmt im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen, dem Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter und dem Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft den Zeitpunkt, zu dem dieſes Geſetz außer Kraft 
tritt. 


66. Jahrg. 1937 Heft 22 
— Dahrg. 1937 Heft 2 
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dur Einſtellung des Strafverteidigers bei Schuld oder Gefländnis des 
Angeklagten 


Von Rechtsanwalt Dr. Meſſer, Lüneburg 


Dr. Kaßler hat JW. 1937, 1049 zu dieſem Thema mit 
erfreulicher Offenheit Stellung genommen. Ich kann mich 
am Endergebnis mit feiner Stellungnahme aber nicht einver⸗ 
> anden erklären. Es mag richtig ſein, daß es eine allgemein⸗ 
verbindliche Löſung der Streitfrage, wie der Anwalt bei Ab⸗ 

ägung feiner doppelten Pflichten, einmal gegenüber Staat 
und Volk und zum andern gegenüber dem Angeklagten, ſteht, 
nicht gibt. Jeder Fall liegt anders. Aber die Regel dürfte 
doch die ſein, daß der Strafverteidiger bei Geſtändnis des An⸗ 
geklagten ganz zweifellos und bei Feſtſtellung der Schuld des 
Angeklagten darauf dringt, daß der Angeklagte nunmehr ein 
Heſtändnis ablegt oder mit Einverſtändnis des Angeklagten 
zur Schuldfrage keine Ausführung macht oder das Mandat 
niederlegt. 
h Gerade da der Verteidiger das Vertrauen ſeines Auf⸗ 
„aggebers benötigt, muß er, um die Grundlage für dieſes 
Wefrauen zu finden, zunächſt einmal Klarheit über das 
Weſentlichſte der Straftat haben, und das iſt in bezug auf 
den Angeklagten die Frage, ob er ſchuldig iſt oder nicht. 50 
hier Dr. Kaßler auf Seite 1050 im 4. Abſatz ausführt, 
er Verteidiger müſſe eine gewiſſe Unbefangenheit ſich erhalten, 
er müſſe keine inquiſitoriſchen Fragen ſtellen, ſo halte ich das 
nicht für richtig. Rein als Menſch geſprochen wäre es mir kaum 
ober nur ſchlecht möglich, mich für meinen Auftraggeber voll 
und ganz einzuſetzen, wenn ich nicht eine beſtimmte Vorſtellung 
davon habe, ob er der Täter iſt oder nicht. Wenn man hier im 
Dunkeln tappt, ſich möglichſt neutral ausdrückt, dann iſt das 

on eine ſchlechte Verteidigung. Man muß mit dem Herzen 
abei ſein. Das iſt man dann, wenn man gerade auf Grund 
zahlreicher inquiſitoriſcher Fragen und entſprechender Vorhalte 
A den Akten immer und immer wieder den Angeklagten zur 
Stellungnahme zur Schuldfrage aufgefordert hat. So gewinnt 
entweder der Verteidiger die Überzeugung von der Unſchuld 


Komplizierte 


ſeines Auftraggebers und iſt mit einem ſolchen Gefühl für 
den Angeklagten ein beſſerer Verteidiger als derjenige, der zu 
dieſem aus der Überzeugung der Unſchuld des Angeklagten 
fließenden perſönlichen Einſatzvermögen nicht dazu in der 
Lage iſt. Zugleich iſt der Strafverteidiger dann aber auch der 
beſte Diener am Recht, indem er ſo am intenſivſten zur Wahr⸗ 
heitsforſchung mithilft. 


Kommt der Strafverteidiger zur Überzeugung, daß der 
Angeklagte doch ſchuldig iſt, dann iſt es gerade im Hinblick 
auf das Vextrauensverhältnis beſonders nötig und nur die 
Erfüllung einer Verpflichtung, wenn der Anwalt das dem 
Angeklagten dann auch offen ſagt. In den meiſten Fällen 
werden die Vorhalte dahin führen, daß der Angeklagte ſo 
einſichtig iſt, daß er ſich zum Geſtändnis bequemt. Im 
anderen Falle muß man ihm fagen, daß man gegen die 
Schuldausführung der Staatsanwaltſchaft nichts Entſcheiden⸗ 
des wird jagen können, daß man lediglich Milderungs⸗ 
gründe vortragen kann. Hier gibt es doch zahlreiche Möglich⸗ 
keiten, wo man dem Angeklagten auch helfen kann, wenn er 
ſchuldig iſt. 


Weiter kommt aber hinzu, daß wir als nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Anwälte verpflichtet ſind, der Rechtsforſchung zu dienen. 
Die Pflichtenabwägung des Anwalts auf der einen Seite 
zwiſchen Staat und Volk und der anderen gegenüber dem An⸗ 
geklagten hat hier regelmäßig doch dahin zu führen, daß das 
Intereſſe der Gemeinſchaft dem Intereſſe des einzelnen vor⸗ 
geht. Dagegen würde der Anwalt doch verſtoßen, wenn er 
das Mandat nicht niederlegt, wenn er feſtſtellt, daß der An⸗ 
geklagte hier Handlungen begeht, die vom Standpunkt der 
Verbrechertumsbekämpfung nicht gutzuheißen ſind. Da darf 
der Anwalt nicht mitmachen. Einem ſolchen Angeklagten 
gegenüber hört auch die Treupflicht eines Anwalts auf. 


Berufsethik! 


Von Rechtsanwalt Dr. Mertens, Kolberg 


Die Ausführungen von Kaßler zur Einſtellung des 
Strafverteidigers bei Schuld oder Geſtändnis des Angeklagten 
JW. 1937, 1049 f. befriedigen nicht. Sie leiden unter einem 
inneren Bruch. Sie gehen aus von der komplizierten Berufs- 
ethi und führen zu einem zwieſpältigen Ergebnis. Das tft 
unmöglich. Man muß die Dinge einfach ſehen, wenn man 
etwas grundſätzlich entſcheiden will. Und die hier aufgewor⸗ 
enen, Fragen intereſſieren nicht ſo ſehr um ihrer ſelbſt willen 
„ die Fälle dürften praktiſch ſelten fein — vielmehr als 
Prüfſtein für die grundſätzliche Einſtellung. 
90, „Von etwas überzeugt fein heißt, die innere Gewißheit der 
Wahrheit davon zu haben. Ob der Verteidiger dieſe Gewiß⸗ 
it aus Zeugenausſagen oder aus einem Geſtändnis des 
Ngeffagten gewinnt, iſt gleichgültig. Im einen wie im 
ern Falle bedarf es jorgfältiger Prüfung. Auch beim 
eſtändnis; denn nur ein glaubhaftes Geſtändnis, worauf 
Saßller mit Recht hinweiſt, kann eine Überzeugung von der 
Ochuld begründen. Es kann deshalb für das Verhalten des 
destteidigers keinen Unterſchied begründen, ob er auf Grund 
d 3 Beweisergebniſſes oder auf Grund eines Geſtändniſſes von 
er Schuld des Angeklagten überzeugt iſt. 
Kein aufrichtiger Mann handelt gegen ſeine Überzeugung. 


Auch der Staatsanwalt braucht das nicht zu tun; er kann und 
muß den Freiſpruch beantragen, wenn dies ſeiner überzeugung 
entſpricht. Kein noch ſo komplizierter Gedankengang kann 
dazu führen, dem Verteidiger etwas anderes zuzumuten. Es 
darf keine Berufspflicht des Anwalts geben, die ihn zwingen 
könnte, ſeine Überzeugung zu verleugnen. Das kann die 
Volksgemeinſchaft nicht verlangen; denn das Volk hat für eine 
ſolche komplizierte Ethik kein Verſtändnis. Das kann aber 
auch der Angeklagte nicht wünſchen; denn niemand kann mit 
Erfolg eine Sache vertreten, von der er ſelbſt nicht über⸗ 
zeugt iſt. 8 

Die perſönliche Überzeugung des Verteidigers mag als 
ſolche kein „beachtliches Element des öffentlichen Strafpro⸗ 
zeſſes“ fein; fie if aber das Rückgrat der Verteidigung. 
Selbſtverſtändlich wird fie nicht als ſolche ausgeſprochen (kari⸗ 
kiert: „Meine Herren, der Angeklagte iſt unſchuldig; er hat 
es mir ſelbſt geſagt!“). Aber die Gedanken und Erwägungen, 
die zur Bildung dieſer konkreten Überzeugung geführt haben, 
ſind gerade das, was der Verteidiger dem Richter vorzutragen 
hat, nicht irgendwelche abſtrakten Möglichkeiten. Nur ſo wird 
die Verteidigung blutwarm und lebensnah. Der Verteidiger 
hat ſich eine Überzeugung zu bilden. Er darf der Gefahr, ſich 
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von der Schuld ſeines Klienten überzeugen zu müſſen, nicht 
dadurch ausweichen, daß er dieſen nicht geradezu fragt, ob er 
ſchuldig ſei. Dieſe Frage iſt vielmehr die erſte, die der Ver⸗ 
teidiger — natürlich nicht wörtlich und in der Regel nach 
erfolgtem Akteuſtudium — zu ſtellen hat. Wird fie verneint, 
jo folgt die Erörterung der Belaſtungsmomente. Nur wenn 
der Angeklagte dieſe ſoweit zu entkräften vermag, daß be⸗ 
gründete Zweifel an der Beſchuldigung beſtehen, kann der An⸗ 
walt mit gutem Gewiſſen die Verteidigung mit dem Ziel des 
Freiſpruches übernehmen. Gibt der Angeklagte die Schuld zu 
oder vermag er die Belaſtungsmomente nicht zu entkräften, 
ſo hat ihm der Anwalt zu eröffnen, daß er nur auf möglichſt 
milde Beſtrafung plädieren könne. Liegen nach der Über⸗ 
zeugung des Anwalts auch die Vorausſetzungen für einen 
ſolchen Antrag nicht vor oder iſt der Angeklagte damit nicht 
einverſtanden, ſo iſt die Verteidigung abzulehnen. Alles das 
braucht keineswegs in Form ingquiſitoriſcher Fragen zu ge⸗ 
ſchehen; dadurch würde das Vertrauen zerſtört werden. Es 
handelt ſich vielmehr um eine offene und freie Ausſprache, 
die gerade erſt das unbedingte Vertraueusverhältuis nach 
beiden Seiten hin ſchafft. Um nichts herumgehen, ſondern den 
Dingen ins Auge ſehen! Eine ſolche Einſtellung wird jeder 
Angeklagte, der einer Verteidigung durch einen deutſchen 
Rechtsanwalt wert iſt, verſtehen und würdigen. Im übrigen 
muß der Anwalt die Gewiſſensfrage an den Klienten ſchon 
deshalb ſtellen, weil ein offenes Geſtändnis männlich und 
deutſch iſt und deshalb mit Recht vom Richter ſtrafmildernd 
bewertet wird. Darüber darf der Angeklagte in ſeinem eigenen 
Intereſſe nicht im unklaren bleiben. 

Den beſten Standort hat ſelbſtverſtändlich der Verteidiger, 
der an die Unſchuld ſeines Klienten glaubt. Das iſt nicht 
immer möglich, aber auch keineswegs notwendig. Ju der 
Mehrzahl der Fälle wird der Verteidiger Zweifel haben. Es 
gibt aber keine wirkſamere Verteidigung als eine ſolche, die 
alle Belaſtungsmomente in ihrer vollen Schwere würdigt und 
in Rechnung ſtellt, dann aber die Bedenken, die gegen die 
Schuld des Angeklagten beſtehen, darlegt, und zwar ebenſo 
gründlich und mit dem ganzen Ernſt, der nur aus der eigenen 
Überzeugung geboren wird. Der Staatsanwalt muß ſolche Be⸗ 
denken in ſich überwinden, wenn er mit gutem Gewiſſen die 
Verurteilung des Angeklagten beantragen will. Der Ver⸗ 
teidiger kann und muß dieſe Bedenken geradezu großziehen 
und ſie dem Richter mit aller Eindringlichkeit vor Augen 
führen. Gelingt es ihm, auf ſolche Weiſe ſeine eigene Über⸗ 
zeugung, nämlich die, daß der Beweis der Schuld nicht zwin⸗ 
gend iſt, auf den Richter zu übertragen, ſo hat er ſeinem 


Klienten den beſten Dienſt geleiſtet; denn er wird frei⸗ 
geſprochen. 

Ein Verteidiger, der mit ſolchen Grundſätzen und ſo vor⸗ 
bereitet in die Hauptverhandlung geht, wird auch nur in den 
ſeltenſten Fällen auf Grund neu auftretender Umſtände zu 
einer Anderung ſeiner überzeugung genötigt werden. Er hat 
ſich die Einſtellung des Angeklagten bereits ſo weit zu eigen 
gemacht, daß er jedes neu auftretende Belaſtungsmoment ge⸗ 
fühlsmäßig abwehrt und einen geſchärften Blick für die Unzu⸗ 
länglichkeiten beſitzt, die allem Menſchlichen anhaften. Er⸗ 
forderlichenfalls wirdreine Verhandlungspauſe zwecks erneuter 
Beſprechung mit dem Klienten die nötige Klärung bringen. 
Gelingt das aber nicht oder iſt auch eine Beſchränkung der 
Verteidigung auf das Strafmaß nicht möglich, ſo iſt der Ver⸗ 
teidiger berechtigt und verpflichtet, die Verteidigung niederzu⸗ 
legen. Für den Pflichtanwalt ergibt ſich m. E. die Beſonder⸗ 
heit, daß er auch ohne Einwilligung des Angeklagten die Ver⸗ 
teidigung auf das Strafmaß beſchränken darf. 

Ein Plädoyer auf ſchuldig in dem Sinne, daß auch keine 
milde Beſtrafung beantragt wird, iſt mit dem Inſtitut der 
Verteidigung unvereinbar und darum ausgeſchloſſen. Keines 
falls darf der Verteidiger „die Rolle eines zweiten Staats⸗ 
auwaltes“ übernehmen. Über ein ſolches Plädoyer würde das 
Volk den Kopf ſchütteln. Ein Anwalt, der den Angeklagten mit 
gutem Gewiſſen nicht verteidigen kann, kann eben auch nicht 
Verteidiger ſein und hat deshalb die Verteidigung abzulehnen 
oder, wenn er ſie ſchon übernommen hatte, niederzulegen. 


Daraus dürfen ihm irgendwelche Nachteile nicht erwachſen. Er 


iſt aber auch nicht ohne weiteres berechtigt oder gar verpflichtet, 
den Grund für dieſe ſeine Maßnahme anzugeben und dadurch 
dem Angeklagten zu ſchaden. In erſter Linie ſteht für den 
Verteidiger die aus dem Vertrauensverhältnis mit dem Au⸗ 
geklagten erwachſende Treuepflicht, die er ohne ausdrückliche 
geſetzliche Beſtimmung nicht verletzen darf. 

Nach alledem ſind die beiden zur Erörterung ſtehenden 
Fragen einheitlich dahin zu beantworten: 

Ein Verteidiger, der von der Schuld des Angeklagten 
überzeugt iſt, ſei es auf Grund des Ergebniſſes der Hauptver- 
handlung, ſei es auf Grund eines ihm gegenüber abgelegten 
Geſtändniſſes des Angeklagten, darf nicht auf Freiſpruch plä⸗ 
dieren. Er hat vielmehr die Verteidigung auf das Strafmaß 
zu beſchränken und milde Beſtrafung zu beantragen. Der 
Wahlverteidiger bedarf hierzu der Einwilligung des Angeklag⸗ 
ten. Erhält er dieſe nicht oder iſt nach ſeiner überzeugung 
auch ein ſolcher Antrag unmöglich, ſo hat er die Verteidigung 
niederzulegen. 


Der Umfang der notwendigen Verteidigung 


Von Rechtsanwalt Dr. Clemens, Hamburg 


In einem Strafverfahren vor dem Hanſeatiſchen Sonder⸗ 
gericht ([38] Sonder. 47/37) hatte dieſes die kommiſſariſche 
Vernehmung der drei auswärts wohnenden Tatzeugen durch 
den erſuchten Richter gemäß § 223 StPO. angeordnet. Der 
dem Angekl. ohne jede Beſchränkung für das Verfahren bei⸗ 
geordnete notwendige (vgl. 8 10 SondergerichtsO. vom 
21. März 1933) Verteidiger bat darauf das Sondergericht 
um Beſcheid, ob ihm bei Wahrnehmung des Termines vor 
dem erſuchten Richter aus der Reichskaſſe die geſetzlichen Ge⸗ 
bühren ſowie die Fahrt⸗ und Abweſenheitsgelder bezahlt wür⸗ 
den. Das Sondergericht beſchied ſeine Anfrage durch fol⸗ 
genden Beſchluß vom 24. Febr. 1937: 

„Der Antrag, die Anweſenheit des Verteidigers vor dem 
AG. X. zuzulaſſen und ihm die entſtehenden Koſten zu er⸗ 
ſtatten, wird abgelehnt, da die Anweſenheit nicht für erforder⸗ 
lich erachtet wird.“ . 

Dieſer Beſchluß verkeunt den in Rechtſprechung und 
Rechtslehre hinreichend geklärten Umfang der notwendigen 
Verteidigung. 

In den Fällen der notwendigen Verteidigung (88 140, 
81 StPO.; 88 28, 29 JGG.; 8 10 SondGer O.) erſtreckt ſich 


die Beſtellung des Verteidigers, wie jetzt allgemein angenom⸗ 
men wird, auf das ganze Verfahren einſchließlich des Wieder⸗ 
aufnahmeverfahrens bis zur Rechtskraft des Wiederaufnahme⸗ 
beſchluſſes. Sie umfaßt insbeſondere nach herrſchender Lehre 
auch das Berufungsverfahren und, was von der herrſchenden 
Lehre zwar noch geleugnet wird, aber von Wer: JW. 1928, 
1483 überzeugend nachgewieſen worden iſt, auch das Revi⸗ 
ſionsverfahren. Der Sinn der notwendigen Verteidigung be⸗ 
ſteht, wie Wex a. a. O. zutreffend ſagt, darin, daß während 
der ganzen Dauer des Verfahrens dem Beſchuldigten der Rat 
und die Hilfe eines rechtskundigen Beraters zur Seite ſtehen 
ſoll, und zwar auch in den Verfahrensabſchnitten, in denen 
eine Mitwirkung des Verteidigers nicht, wie etwa für die 
Hauptverhandlung, gefeblich vorgeſchrieben iſt; in dieſen Ver⸗ 
fahrensabſchnitten, alſo beiſpielsweiſe im Verfahren vor dem 
erſuchten Richter, iſt es dem durch ſeine Pflicht gebundenen 
Ermeſſen des Verteidigers überlaſſen, ob und mit welchen 
in der Prozeßordnung vorgeſehenen Mitteln er ſich an dem 
Verfahren beteiligen will. 

Aus dieſem Zweck der notwendigen Verteidigung haben 
Rechtſprechung und Rechtslehre gefolgert, daß bei ihr eine im 
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Beſtellungsbeſchluß ausgeſprochene Beſchränkung der Beſtel⸗ 
lang auf einzelne Prozeßhandlungen oder ⸗abſchnitte unzu⸗ 
Ag iſt (vgl. Feiſenberger, „Komm. z. StPO.“, 1926, 
um. 6 zu § 140 und RGSt. 37, 21) im Gegenſatz zur nicht⸗ 
notwendigen Verteidigung nach $ 141 StPD., bei der die Be⸗ 
ſtellung auch für einzelne Prozeßhandlungen oder ⸗abſchnitte 
ausbeſondere für eine Inſtanz) zuläſſig iſt, wie jetzt auch 
Au RG. (REEL. 62, 22) im Gegenſatz zu feiner früheren 
Aechtſprechung (RGSt. 37, 21 und 40, 4) angenommen wird. 
Ill entgegen dieſen Grundſätzen die Beſtellung z. B. auf die 
erſte Inſtanz beſchränkt worden, fo muß das BG. von Amts 
egen für die Beſtellung eines neuen Verteidigers ſorgen. 


Wenn aber die Beſchränkung der notwendigen Verteidi⸗ 
gung auf einzelne Prozeßhandlungen oder ⸗Kabſchnitte im Be⸗ 
ſtellungsbeſchluß unzuläſſig ift, fo iſt es ſinngemäß auch die 
nachträglich erfolgende Beſchränkung bzw. der Widerruf der 
erfolgten Beſtellung hinſichtlich eines Verfahrensteiles. 


„Soweit alſo der eingangs erwähnte Beſchluß die Ver⸗ 
teidigerbeſtellung nachträglich auf das nicht vor dem erſuchten 
Richter ſtattfindende Verfahren beſchränken bzw. die erfolgte 
Beſtellung hinſichtlich des Verfahrens vor dem erſuchten Rich- 
er widerrufen will, verſtößt er gegen Zweck und Sinn der 
notwendigen Verteidigung und iſt daher unzuläſſig. 


Unzuläſſig iſt er aber auch, ſoweit er etwa als Anweiſung 
au den Verteidiger gedacht iſt, vor dem erſuchten Richter nicht 
tätig zu werden, weil das nach Anſicht des Gerichts nicht not⸗ 
wendig ſei. Eine ſolche Anweiſung wäre beſtenfalls dann zu⸗ 
läſſig (vgl. 88 665, 675 BGB.), wenn die Verteidigerbeſtel⸗ 
lung ein zivilrechtliches Dienſtverhältnis zwiſchen dem Staat 
als Dienſtherrn und dem Verteidiger als Dienſtverpflichteten 
begründen würde, wie das NG. anzunehmen ſcheint (vgl. 
Rz.: Jurgdſch. 1 Rſpr. Nr. 339 und JW. 1927, 3932). 
Nach richtiger Auffaſſung (OLG. Roſtock: IW. 1920, 569/70 
und BayObsch.: Bay. 1916, 185) ſtellt aber die Beſtellung 
des Verteidigers einen Verwaltungsakt dar, durch den der 
Verteidiger eine öffentlich-rechtliche Stellung erhält. Iſt aber 
die Beſtellung und damit ſelbſtverſtändlich auch ihr Widerruf 
und ihre Beſchränkung ein Verwaltungsakt, ſo iſt es auch jede 
Anweiſung an den Verteidiger über die Ausübung der ihm 
verliehenen öffentlich-rechtlichen Befugniſſe. Da ſich jeder 
Verwaltungsakt in den Grenzen der Geſetze zu halten hat, das 
Geſetz, nämlich die StPO., aber, wie dargelegt, es dem 
pflichtgemäßen Ermeſſen des Verteidigers vorbehalten hat, zu 
entſcheiden, ob und wieweit er ſich am Verfahren beteiligt, 
iſt es unzuläſſig, dem Verteidiger durch Verwaltungsakt An⸗ 
weiſungen über Art und Umfang ſeiner Verteidigertätigkeit 


Aus der Deutſchen Rechtsfront 


zu geben. 


Die zahlenmäßige Entwicklung der Anwaltſchaft ſeit 1933 


Von Rechtsanwalt Helmut Weniger, Berlin 


Die von der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer ſeit 1933 all⸗ 
Jährlich veröffentlichten Überſichten über die Zahl der deut⸗ 
ſchen Rechtsanwälte (JW. 1934, 2956; 1935, 758; 1936, 
9625 1937, 984 u. 1222) laſſen deutlich die zahlenmäßige Aus- 
wirkung der in dieſen Jahren zur Neuordnung des Auwalts⸗ 
berufs erlaſſenen Geſetze erkennen. 
8 Die Geſamtzahl der deutſchen Rechtsanwälte — die rund 
SO Anwälte im Gebiet der Freien Stadt Danzig ſind hierbei 
numer eingeſchloſſen, wie auch die Rechtsanwaltskammer in 
Danzig in der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer ſtets vertreten 
war — zeigt für den 1. April 1933 einen Höchſtſtand mit 
vund 19500 Anwälten. Seit dem Weltkriege war die Zahl der 
Rechtsanwälte von Jahr zu Jahr infolge des ungehemmten Zu⸗ 
branges zum Rechtsſtudium und unter der Herrſchaft der freien 
Julaſſung ſtändig angeſtiegen. Gegenüber einer Vorkriegs— 
ziffer von 12 300 (1913) überſchritt die Zahl der Anwälte 
im Jahre 1927: 15000, 1930: 17000 und im Notjahr 1932: 
5000 (vgl. Freisler: Da. 1935, 1790). Nach der 
kachtübernahme durch den Nationalſozialismus brachte dann 
das Geſetz über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft vom 
‘. April 1933 durch die Rücknahme der Zulaſſung von rund 
4500 Anwälten aus politiſchen und Raſſegründen eine gewiſſe 
Intlaſtung. Dieſe wurde jedoch in den folgenden Jahren unter 
der Fortgeltung der unbeſchränkten Zulaſſung durch neuen 
Fuſtrom nahezu wieder wettgemacht. Die Geſamtzahl betrug 
Anfang 1934: 18 432, Anfang 1935: 18 771, Anfang 
1936: 18 820. Die in den Jahren 1934 und 1935 feftzu- 
ſtellende Aufwärtsbewegung der Zahl der Anwälte würde ſich 
Hi den folgenden Jahren zweifellos fortgeſetzt und wahrſchein⸗ 
“u noch geſteigert haben, fo daß heute ſicherlich die Höchſtzahl 
Ne 1933 mindeſtens wieder erreicht worden wäre, wenn nicht 
dle Geſetzgebung hier Abhilfe geſchaffen hätte. Im Jahre 1936 
au unter der vollen Einwirkung des Zweiten Geſetzes zur 
* v. 13. Dez. 1935 die Zahl der Anwälte erſtmalig von 
80 820 auf 18004 zurückgegangen. Dieſem Rückgang um rund 
500 Anwälte ſteht freilich die Zahl der in den anwaltlichen 
1 und Anwärterdienſt übernommenen Aſſeſſoren, die 
filr ‚einigen Jahren den Anſpruch auf Zulaſſung zur ſelb⸗ 
uͤndigen Ausübung des Anwaltsberufs erlangen werden, 
gegenüber. Dieſe Zahl dürfte jedoch geringer ſein, denn der 


Zweck der Ausleſe einer beſchränkten Zahl von Anwärtern geht 
ja auch dahin, die Zahl der Anwälte im Laufe der Jahre auf 
ein geſundes, den Bedürfniſſen der Rechtspflege angepaßtes 
Maß herabzuſetzen. 

Von den 19500 Anwälten am 1. April 1933 waren min⸗ 
deſtens 4500 jüdiſch und nichtariſch. Ende 1933 wurden noch 
rund 2900 jüdiſche und nichtariſche Anwälte gezählt. Die 
rund 1500 Anwälte, deren Zulaſſung auf Grund des Geſetzes 
vom 7. April 1933 zurückgenommen wurden, müſſen aber zum 
größten Teil hierher gezählt werden, und außerdem iſt anzu⸗ 
nehmen, daß von den nahezu 800 Anwälten, die vom 1. April 
bis Ende 1933 auf andere Weiſe (freiwillige Aufgabe der 
Zulaſſung, Tod, Ehrengerichtsurteil u. a.) ausſchieden, auch 
noch ein beträchtlicher Teil auf jüdiſche Anwälte entfällt. 
Das raſſefremde Element innerhalb der Anwaltſchaft betrug 
alſo am 1. April 1933 mindeſtens 23% (in Berlin etwa 
1800 von insgeſamt 3433 Anwälten, alfo über 500%). Dieſer 
Anteil der raſſefremden Anwälte iſt bis Anfang 1937, da neue 
Zulaſſungen jüdiſcher oder nichtariſcher Anwälte nicht mehr 
erfolgten, auf 2273 von 18004, alſo auf 12,6% zurück⸗ 
gegangen (im Bezirk der Rechtsanwaltskammer Berlin noch 
32,60%, Frankfurt a. M. 25,5%, Breslau 21,1% ; im Bezirk 
der Rechtsanwaltskammer Danzig überſteigt der Anteil eben- 
falls erheblich den Durchſchnitt, da in Danzig eine Raſſen⸗ 
den 0. 8 wie im Deutſchen Reich nicht eingeführt wor⸗ 

en iſt). 

Bei der Entwicklung in den einzelnen Kammerbezirken iſt 
auffällig, daß in einigen Bezirken auch ſchon vor dem zweiten 
Geſetz zur Anderung der RAO. v. 13. Dez. 1935 die Zahl 
der Anwälte nicht mehr wie in der Mehrzahl der Bezirke an⸗ 
ſtieg, ſondern von Jahr zu Jahr abnahm. So verringerte ſich 
die Zahl von Anfang 1934 bis Anfang 1936 im Bezirk der 
Rechtsanwaltskammer Augsburg von 237 auf 221, Bamberg 
von 371 auf 336, Karlsruhe von 602 auf 588, München von 
1023 auf 958, Nürnberg von 471 auf 439. Dieſe Zahlen 
leiſten den Beweis dafür, daß in den genannten Bezirken die 
wirtſchaftlichen Ausſichten für die Rechtsanwälte ſo ungünſtig 
waren, daß Zulaſſungen auch vor dem Erlaß des die freie Zu⸗ 
laſſung beſchränkenden Geſetzes nur noch in ſehr geringem Um⸗ 
fange nachgeſucht wurden. 
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Der Reichswalter des NSR. und Rechtsanwalt Prof. 
Dr. Grimm vor den Rechtswahrern am Reichsgericht 


Auf Anregung des Reichsmalters des NSRRB. Reichs⸗ 
amtsleiter Dr. Raeke hatten die Richter und Staatsanwälte 
beim RG. zu einer Veranſtaltung eingeladen, au der auch alle 
übrigen Rechtswahrer beim RG. — Rechtsanwälte und Rechts⸗ 
pfleger — teilnahmen. Nachdem RGR. Dr. Erich Schultze 
dem Reichswalter Dr. Raeke und dem Gauführer des Gaues 
Sachſen, Dr. Kluge, den Dank für ihr Erſcheinen zum 
Ausdruck gebracht hatte, übermittelte Reichswalter Dr. Raeke 
die herzlichen Grüße des Reichsrechtsführers, Reichsminiſters 
Dr. Frank, und würdigte die verantwortungsvolle Aufgabe 
des NG. beim Aufbau des neuen Deutſchen Rechts. Der 
Reichswalter hob hervor, daß die deutſchen Rechtswahrer am 
NÖ. in den Jahren, in denen man den höchſten Gerichtshof 
zum Tummelplatz jüdiſch⸗marxiſtiſcher Belange habe machen 
wollen, ihre Stellung mit Mut und Verantwortung gehalten 
hatten, bis der Nationalſozialismus Adolf Hitlers uns welt- 
anſchaulich und damit auch in unſerem Rechtsdenken neue 
Wege gewieſen habe, die nur das eine Ziel kennen: Erhaltung 
und Förderung des deutſchen Menſchen in einer auf Ver⸗ 
trauen gegründeten Volksgemeinſchaft. Dr. Raeke betonte, 
daß der Rechtswahrer am RG. auf vorgeſchobenem Poſten um 
den Durchbruch eines vollkommenen deutſchen Rechts kämpfe, 
und daß er ſich in immer ſteigendem Maße die Anerkennung 
und das Vertrauen des Volkes errungen habe. Er gab der 
Gewißheit Ausdruck, daß die Rechtswahrer am höchſten deut⸗ 
ſchen Gericht mit dem Einſatz ihrer ganzen Perſönlichkeit er⸗ 
folgreich weiter wirken werden, den Neuaufbau des Dritten 
Reiches für alle Zukunft ſichern zu helfen. 


Der Präſ. des RG. Dr. Bumke begrüßte als Hausherr 
die Gäſte und die Verſammlung, die ein Zeichen der äußeren 
und inneren Geſchloſſenheit der am RG. tätigen Rechtswahrer 
ſei. Er bat den Reichswalter, dem Reichsrechtsführer den 
herzlichſten Dank für ſeine Grüße und für ſein Intereſſe an 
der Veranſtaltung zu übermitteln. Er konne verſichern, daß 
jeder, der aus Tauſenden von deutſchen Rechtswahrern in die 
kleine Zahl am oberſten Gerichtshof berufen werde, ſich mit 
allen ihm zu Gebote ſtehenden Kräften für das hohe Ziel ein⸗ 
ſetzen werde: Die Wahrheit im tieferen Sinne zu ergründen, 
die wahre Erkenntnis deſſen zu gewinnen, was dem Volke 
dient und was die Zukunft unſeres Volkes verlangt, und dieſe 
Erkenntnis in der Arbeit des täglichen Lebens feſtzuhalten 
und anzuwenden. Dr. Bumke hob hervor, daß der Rechts⸗ 
wahrer nicht auf Liebe und Anerkennung rechnen könne, daß 
er aber alle Kraft anſpannen müſſe, damit das Volk voller 
Vertrauen und voller Verſtändnis auf ihn blicke. Um das zu 
erreichen, müſſe ſich der Rechtswahrer dem Volke auch ver⸗ 
ſtändlich machen. Was wahr ſei, was recht ſei, müſſe letzten 
Endes einfach ſein; es könne dem Volke nur eingehen, wenn 
es ihm in der Art geſagt werde, die ſeiner einfachen Denk⸗ 
weiſe entſpreche. 


Sodann machte RA. Prof. Dr. Grimm feſſelnde Aus⸗ 
führungen über „Politiſche Prozeſſe im Kampf um Deutſch⸗ 
land“. Der Redner ließ die lange Reihe dieſer Prozeßverfahren 
vorüberziehen, beginnend von der Zeit des Kampfes um die 
Befreiung des Ruhrgebiets, des Rheinlands und der Saar 
bis zu dem Prozeſſe gegen den jüdiſchen Mörder Frankfurter. 
Dr. Grimm, der in den meiſten diefer Prozeſſe Ehre und 
Gut deutſcher Volksgenoſſen verteidigt hat, vermochte wie kein 
anderer die Hintergründe und die verſteckten Ziele dieſer Pro⸗ 
zeſſe zu enthüllen. Ein jeder von ihnen ſpiegele die welt⸗ 
geſchichtliche Lage, die Erniedrigung Deutſchlands und ſeinen 
Wiederanſtieg zur Weltgeltung gegen die Widerſtände inter⸗ 
nationaler Mächte wider. Es ſei bedeutſam, in dieſem Zu⸗ 
ſammenhange auf Vorgänge aus der Zeit Napoleons zu ver⸗ 
weiſen: Schon damals habe man den politiſchen Gegner in 
ſeiner Ehre herabſetzen wollen, um ihn um ſo vernichtender zu 
treffen. Die elf Schillſchen Offiziere habe man nicht wegen 
eines politiſchen Vergehens angeklagt; man habe fie wegen 
Diebſtahls zum Tode verurteilt, weil fie auf ihrem Kriegs⸗ 
zuge, der völkerrechtlich als ſolcher nicht anerkannt worden ſei, 


„Lebens- und Futtermittel beigetrieben“ hätten. Nach dem⸗ 
ſelben Verfahren habe man 100 Jahre ſpäter den Leiter des 
Kruppwerks, Krupp von Bohlen und Halbach, wegen Störung 
der öffentlichen Ordnung vor ein franzöſiſches Kriegsgericht 
geſtellt, nachdem dreizehn ſeiner Arbeiter unter franzöſiſchen 
Kugeln gefallen waren. Von dem Schauprozeß in London im 
Anſchluß an den Reichstagsbrand vom Febrauar 1933 über 
die Judenprozeſſe in Kairo und Bern ziehe ſich eine Linie zu 
dem Schlußvortrag des Verteidigers des jüdiſchen Mörders 
Frankfurter, in dem die Prozeßbeteiligten zwei Tage lang mit 
den unflätigſten Lügen und Greuelmärchen über das Dritte 
Reich überſchüttet worden ſeien. Prof. Grimms Vortrag, 
der nach Form und Inhalt ungewöhnlich anregend war, ſchloß 
mit dem Aufruf an alle deutſchen Rechtswahrer, mitzuwirken 
in dem großen, herrlichen Kampf für das neue Deutſchland, 
für ſeinen Führer, für die Ehre und das Anſehen des Reiches 
und ſeiner Rechtspflege. 

Ein kameradſchaftliches Zuſammenſein gab den Rechts⸗ 
wahrern des RG. und ihren Gäſten Gelegenheit, ihre Ge⸗ 
danken über die eindrucksvolle Veranſtaltung auszutauſchen. 


(Entnommen aus „Deutſche Rechtspflege“ 1937 Heft 5.) 


Deutſch⸗polniſche Zuſammenarbeit 
auf dem Gebiete des Rechts 


Juſtizminiſter Grabowſki ſprach auf der 
12. Vollſitzung der Akademie für Deutſches Recht 


Die 12. Vollſitzung der Akademie für Deutſches Recht am 
10. Mai 1937 im Sitzungsſaal des Berliner Rathauſes, auf 
der am Vormittag der polniſche Juſtizminiſter Grabowſki 
und am Nachmittag Staatsrat Prof. Dr. Freiherr von 
Freytagh⸗Loringhoven ſprachen, wies einen außer⸗ 
ordentlich ſtarken Beſuch auf. Zahlreiche führende Männer 
von Partei und Staat, viele ausländiſche Diplomaten und 
Wiſſenſchaftler waren gekommen, um ſich die Vorträge dieſer 
Vollverſammlung anzuhören. Beſonderes Intereſſe fanden die 
Ausführungen des polniſchen Juſtizminiſters, der über den 
„Einfluß Marſchall Pilſudſkis auf die Geſtaltung des Rechtes 
in Polen“ ſprach. Der Präſident der Akademie für Deutſches 
Recht, Reichsminiſter Dr. Frank, gab nach dem Vortrage 
von Juſtizminiſter Grabowſki dem Empfinden aller Aus⸗ 
druck, wenn er auf die vielen Gemeinſamkeiten und Be⸗ 
ziehungen hinwies, die der Schaffung arteigener Rechte beider 
befreundeter Völker zugrunde lagen. Dieſe Beziehungen noch 
enger zu geſtalten, ſei der Zweck der deutſch⸗polniſchen Arbeits⸗ 
gemeinſchaft, die ſoeben im Rahmen der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht errichtet worden wäre. 

Ehe Juſtizmiuiſter Grabowſki mit feinen Vortrage 
begann, gedachte Reichsminiſter Dr. Frank der Opfer des 
Unglücks von Lakehurſt und der ſeit der letzten Vollverſamm⸗ 
lung verſtorbenen Mitglieder der Akademie für Deutſches 
Recht. Er gab weiter einen Überblick über ihre Mitarbeit am 
Rechtsleben des Volkes, um dann den polniſchen Juſtizminiſter 
als den Boten eines Landes zu begrüßen, das unter ähnlichen 
Vorausſetzungen wie Deutſchland um den Ausdruck ſeiner 
rechtskulturellen Entwicklung bemüht iſt. Wie Deutſchland mit 
aller Leidenſchaft um die Deutſchheit ſeines Rechts ringe, ſo 
ſchaffe ſich Polen polniſches Recht. 

Eingangs ſeines anſchließenden Vortrages umriß Juſtiz⸗ 
miniſter Grabowſki zunächſt die Perſönlichkeit des großen 
polniſchen Staatsmannes, deſſen Todestag ſich in dieſen Tagen 
zum zweiten Male jährte. Marſchall Pilſudſki habe die Herr⸗ 
ſchaft des Zaren über Polen niemals als rechtmäßig angeſehen 
und ſeinen Kampf immer als die Ausübung eines natur⸗ 
gegebenen Notwehrrechts des Volkes geführt. Aufgewachſen in 
einem Lande, in dem Rechtloſigkeit Recht geweſen ſei, in 
einem Lande, in dem ſich jeder Meuſch habe nach einem Recht 
ſehnen müſſen, das über dem Willen, der Willkür und der 
Laune des Menſchen ſteht, habe Pilſudſki ſich entſchloſſen, 
nach Recht und Feſtigung des Rechtsbewußtſeins im ganzen 
Volke zu ſtreben. Die Erkenntnis, daß die Feſtigung des 
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Rechtsempfindens im Volke eine Frage ſeines Beſtandes und 
einer Machtſtellung, eine Bedingung ſeiner Fortentwicklung 
ei, war die Triebfeder der politiſchen Kämpfe des Marſchalls 
gegen die für ihn die rechtliche Zerrüttung des Staates be⸗ 
deutende Sejmokratie. Pilſudſkis größter Stolz ſei es ge⸗ 
weſen, in Polen Recht geſtaltet und dem Volke Bedingungen 
geſchaffen zu haben, in denen es ſeine eigene geſetzſchöpferiſche 
ütigfeit frei habe entwickeln können. So habe er es nicht nur 
1 ſein gutes Recht, ſondern ſeine Pflicht gehalten, mit allen 
Mitteln den Verſuchen, diefe von ihm in einem arbeits- und 
aufopferungsreichen Leben geſchaffenen Grundlage zu zer- 
bren, entgegenzutreten. 

Der Marſchall hatte erkannt, daß Recht nur wirtliches 
und wahrhaftes, dem Volke eigenes Recht ſein könne, kein 
künſtliches Gebilde, geſchaffen aus abſtrakten Begriffen und 
non Juriſten erklügelten Formen. In der Überzeugung, daß 
ein von oben aufgezwungenes und nicht den tiefſten Schichten 
es nationalen Bewußtſeins entſtammendes Recht nur Schein 
und Trug bleiben müſſe, ruhte das Geheimnis feiner Taktik 
auf dem Gebiet der Verfaſſungsfragen Polens. Da Pilſudſki 
die Verfaſſung des Jahres 1921 als ſchädlich, in ihrem 
inneren Weſen als verlogen und ſomit als im Widerſpruch 
mit dem Rechtsbegriff ſtehend, empfunden habe, ſei er beſtrebt 
debeſen, ihre Schwächen und ihren verderblichen Einfluß auf 
as politiſche Leben in der heftigſten Weiſe mit Wort und 
at aufzuzeigen. Der Realismus, der Pilſudſkis Verhält⸗ 
nis zum Recht kennzeichnete, habe es ihm verboten, Polen 
eine Verfaſſung mit Gewalt aufzuzwingen. Eine nach dieſer 
oder jener Doktrin aufgezwungene Verfaſſung wäre in ſeinem 
Sinn keine realiſtiſche Verfaſſung geweſen, geeignet, dem 
Staat eine ungeſtorte Entwicklung zu ſichern. Sein Realis⸗ 
mus habe Pilſudſki veranlaßt, Geſchmeidigkeit von den For⸗ 
men, in denen das Recht ſeinen Ausdruck erhält, zu fordern. 
Daher auch jet Pilſudſki im Prinzip Verfechter von Rahmen- 
geſetzen mit rechtlichen Hauptgrundſätzen und programma— 
tiſchen Hinweiſen geweſen. 


Neben das Recht, das eine innere Wahrheit beſitzen müſſe, 
habe Pilſudſki den Begriff „Ehre“ geſtellt, da ſie der In⸗ 
begriff aller moraliſchen Imponderabilien ſei, berufen, das 
Recht zu ſtützen und zu ergänzen. Recht und Ehre ſeien die 

emente, in denen Pilſudſki die Löſung der ſcheinbaren 
Gegenſätzlichkeit ſuchte, die zwiſchen dem Imperativ der Kraft 
und Macht des Staates und der Notwendigkeit der freien Ent⸗ 
wicklung des Individuums beſteht. Der Marſchall ſei ſich aber 
auch deſſen bewußt geweſen, daß neben das Recht phyſiſche 
ewaltmittel treten müßten, um allen Verſuchen von außen 
entgegenzuwirken, die Rechtsformen, die einem Volke auf 
der Suche nach dem Weſen ſeines ſtaatlichen Seins zu eigen 
geworden ſind, erſchüttern konnten. Kraft ohne Recht habe 
Pilſudſkti Barbarei und brutale Gewalt, Recht ohne Kraft 
tindiſche Phraſe genannt. Indem Pilſudſki dem polniſchen 
Sole das Bewußtſein der Notwendigkeit eines machtvollen 
Staates eingeprägt habe, habe er die Rechtsordnung geſtärkt 
und dem Rechte reale Entwicklungsbedingungen geſchaffen. 
Der Kampf des Marſchalls gegen die polniſche Verfaſſung von 
1921, die nach der Auffaſſung Pilſudſkis von innerer Falich- 
eit geweſen ſei, habe mit dem entſchiedenen Siege ſeiner Idee 
geendet. Die Verfaſſung des Jahres 1935 ſei, was ihre 
Grundzüge anlange, das Teſtament des großen Marſchalls in 
Geſtalt des geltenden Rechts. 
Von größtem Intereſſe waren auch die Ausführungen, 
die Staatsrat Prof. Dr. von Freytagh⸗Loringhoven, 
der Vorſitzende des Kolonialrechtsausſchuſſes der Akademie 
für Deutſches Recht, am Nachmittag über das Thema „Mau- 
atsrechte und Völkerbund“ machte. An Hand der Entwick⸗ 
ung, die die ehemaligen türkiſchen Beſitzungen Irak, Syrien 
und Libanon vom Mandat zu unabhängigen, durch Bündnis⸗ 
verträge mit ihren ehemaligen Mandataren verbundenen 
taaten nahmen, zeigte Prof. Dr. von Freytagh⸗Loring⸗ 
hoven den inneren Zwieſpalt des Mandatsſyſtems auf. Auch 
n den deutſchen Kolonien habe dieſes Mandatsſyſtem, das 
einen Ausgleich herſtellen ſollte zwiſchen den Geheimverträ⸗ 
gen der Ententemächte und den Abſichten Wilſons, völlig 


verſagt. Wenn Großbritannien das ihm als Treuhäuder des 
Völkerbundes zur Verwoltung übertragene Deutſch-Oſtafrika 
noch nicht ſeinem Staatsverband einverleibt habe, ſo läge 
das an den Schwierigkeiten, die ſich aus der verſchiedenen 
Lage des Eingeborenen problems in Deutſch-Oſtafrika, Kenya 
und Uganda ergeben. 

Ahnliche Annexionswünſche beſtünden hinſichtlich Deutſch⸗ 
Südweſtafrika bei der Südafrikaniſchen Union. Unter offen⸗ 
kundigem Widerſpruch zum Mandatsgedanken und zu Ver⸗ 
pflichtungen, die die Unionsregierung gegenüber dem Reich 
und den deutſchen Siedlern übernommen habe, ſeien kürzlich 
Beſtimmungen erlaſſen worden, über deren Kampfcharakter 
gegenüber den deutſchen Siedlern kein Zweifel beſtehen kann. 

Die Mandatskommiſſion als beratendes Organ des Völ⸗ 
kerbundes habe wiederholt verſucht, die Mandatare zu einer 
Berichterſtattung über die ihnen anvertrauten Gebiete zu ver⸗ 
anlaſſen. Dieſen Verſuchen habe jeder Erfolg verſagt bleiben 
müſſen, da der Völkerbund Intereſſenvertreter der von ihm 
beherrſchten Mandatsmächte ſei. Anſtatt das Kolonialproblem, 
eine Frage der Wiedergutmachung ſchweren Unrechts und der 
Ehre, bei der Wurzel zu faſſen, habe der Völkerbund verſucht, 
die Kolonialfrage durch die Einberufung eines Rohſtoffaus⸗ 
ſchuſſes als eine wirtſchaftliche Angelegenheit hinzuſtellen. Der 
innere Widerſpruch des Mandatsſyſtems, eine der größten 
Lügen von Verſailles, hindere eine gerechte und zweckmäßige 
Löſung der immer dringender werdenden Kolonialfrage. Erſt 
wenn es verſchwunden ſei, werde eine wirkliche Befriedung der 
Welt eintreten. 

Seinen Dank an Prof. Dr. von Freytagh⸗Loringhoven 
verband Reichsminiſter Dr. Frank mit der Erklärung, daß 
Deutſchland die Kolonien, die ihm einſt genommen wurden, 
heute noch als ſein moraliſches Eigentum betrachte. Im 
Intereſſe des Friedens und des Rechtes richtete er an die 
Mächte den Appell, die Kolonialfrage auch einmal von der 
Seite der deutſchen Lebensnot anzuſehen. 


* 


Die Anweſenheit des polniſchen Juſtizminiſters wurde 
ſeitens der Akademie für Deutſches Recht dazu benutzt, die 
Arbeitsgemeinſchaft für die deutſch-poluiſchen Rechtsbeziehun⸗ 
gen ins Leben zu rufen. Am Tage nach der Vollverſammlung 
trat dieſe Arbeitsgemeinſchaft in Gegenwart von Juſtiz⸗ 
miniſter Grabowſki und feiner Begleitung ſowie des Bot⸗ 
ſchafters Lipſki unter Reichsminiſter Dr. Frank zu ihrer 
konſtituierenden Sitzung zuſammen. Reichsminiſter Dr. Frank 
ſchilderte als den Zweck dieſer aus einer deutſchen und pol⸗ 
niſchen Gruppe beſtehenden Arbeitsgemeinſchaft, die Ver⸗ 
tiefung der Erkenutniſſe des Rechtslebens in Deutſchland und 
Polen und die Ausarbeitung leitender Grundideen für die 
deutſch-polniſchen Rechtsbeziehungen. Als Aufgaben wurden 
der Arbeitsgemeinſchaft übertragen: 

1. Gegenſeitige Unterrichtung über den Stand der geſetzgeberi— 
ſchen Maßuahmen. 

2. Austauſch von rechtswiſſenſchaftlichen und rechtspolitiſchen 
Arbeiten zum Zwecke der Veröffentlichung. 

3. Austauſch von Vortragenden und gegenſeitige Vereinbarung 

der Themen. 

„Vermittlung von gegenſeitigen Beſuchen und 

„Förderung des Austauſches der geſamten in Polen und 

Deutſchland erſcheinenden Rechtsliteratur. 

Auf deutſcher Seite gehören dem Ehrenpräſidium dieſer 
Arbeitsgemeinſchaft der Praſident der Akademie für Deutſches 
Recht, Reichsminiſter Dr. Frank, und der Reichsminiſter der 
Juſtiz, Dr. Gürtner, auf polniſcher Seite der zum Ehren⸗ 
mitglied der Akademie für Deutſches Recht ernannte Juſtiz⸗ 
miniſter Grabowſki an. Vorſitzender der deutſchen Gruppe 
iſt Reichsgerichtspräſident a. D. Dr. Simons (Berlin), 
ſtellv. Vorſitzender Univerſitätsprofeſſor Dr. Emge (Berlin). 
Der Vorſitzende der polniſchen Gruppe iſt Prof. Makowſki, 
Dekan der Rechtsſakultät der Joſef-Pilſudſki⸗Univerſität in 
Warſchau, Vizemarſchall des poluiſchen Senats. 
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Das Recht der NS D A P. Vorſchriftenſammlung mit 
Anmerkungen, Verweiſungen und Sachregiſter, heraus⸗ 
gegeben von AGR. Dr. C. Haidn und Dr. L. Fiſcher mit 
einem Vorwort von Reichsminiſter, Reichsleiter Dr. Frank. 
München 1937. Zentralverlag der NSDAP. Frz. Eher 
Nachf. 782 S. Preis geb. 7,20 AM. 

Die Textſammlung der Vorſchriſten, die ſich auf die 
NSDAP. beziehen, iſt auf Anordnung des Reichsleiters 
Reichsminiſters Dr. Frank von dem Hauptſtellenleiter 
Dr. Haidn und dem Hauptamtsleiter Dr. Fiſcher be⸗ 
arbeitet worden. Sie ſoll die in verſchiedenen Verkündungs⸗ 
blättern verftreuten Beſtimmungen geſchloſſen bringen, über⸗ 
ſichtlich ordnen und fo die umfangreiche Verwaltungsarbeit 
der NSDAP., aber auch die Arbeit der Behörden des Staates 
und die Tätigkeit der Rechtswahrer erleichtern. Dieſer Auf⸗ 
gabe wird die Sammlung vollauf gerecht werden. 

Auf 782 Seiten (im Taſchenbuchformat) ſind alle weſent⸗ 
lichen Beſtimmungen zuſammengetragen worden. Der Stoff 
iſt in folgende große Abſchnitte unterteilt worden: Programm, 
Satzung der NSDAP., Einheit von Partei und Staat, Schutz 
der politiſchen Führung, Schutz der nationalen Symbole, 
NSDAP. und Rechtspflege, NS DAP. und Wehrmacht und 
Arbeitsdienſt, NSDAP. und Jugenderziehung, Steuerrecht⸗ 
liche Stellung der NSDAP., Beſtimmungen über die Ge⸗ 
bührenfreiheit der NSDAP. und ihrer Gliederungen, Be⸗ 
kanntgabe von Akten an die NSDAP., NSDAP. und Ver⸗ 
kehrsweſen, NSDAP. und Polizei, NSDAP. und Reichs⸗ 
nährſtand, NSDAP. und Beamte, NSDAP. und Arbeits⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, NS.⸗Volkswohl⸗ 
fahrt und Winterhilfswerk, Offentliche Sammlungen, Vor⸗ 
ſchriften über die Mitgliedſchaft der NSDAP., Reichsparteitag 
Nürnberg, Parteigerichtsbarkeit, Sonſtiges. 

Schon dieſe Gliederung zeigt, daß tatſächlich alle wich⸗ 
tigen Beſtimmungen erfaßt ſind. Soweit Anderungen ein⸗ 
getreten ſind, ſind dieſe durch Anmerkungen kenntlich gemacht 
worden. Vor größeren Abſchnitten werden in einer Ein⸗ 
leitung die weſentlichen Geſichtspunkte der Beſtimmungen 
und ihrer Begründung erörtert. 

R. Leppin, Berlin. 


Dr. Dr. Franz Joſef Kleinſorg, Verwaltungsrechts⸗ 
rat in Eſſen (Ruhr): Verkehrsrecht im Dritten 
Reich. (Deutſches Reichsrecht in der Praxis, Bd. J.) 
1. Nachtrag. Berlin 1937. Carl Heymanns Verlag. 83 S. 
Preis 1,40 An. 

Zu dem JW. 1936, 1649 beſprochenen Hauptwerk iſt jetzt 
der erſte Nachtrag erſchienen, der das Buch auf den Stand 
von Ende Dezember 1936 bringt. Ss 


Dr. Kurt Hoffmann, Oberfeldarzt der Polizei beim 
Sanitätsamt des Chefs der Ordnungspolizei im Reichs⸗ u. 
PrMd J.: Alkoholnachweis bei Verkehrsun⸗ 
fällen (Erweiterter Sonderdruck aus: Neue deutſche Klinit 
Bd. 14.) Mit 3 Abb. Berlin u. Wien 1937. Verlag Urban & 
Schwarzenberg. 56 S. Preis kart. 2,50 A. 

Im Anſchluß an die bekannten Wagenerſchen Angriffe 
(ſiehe z. B. DAutoR. 1936 S. 225) gegen die Beweiskraft 
der ſog. Alkoholblutprobe (Alkoholbeſtimmung im Blut nach 
der Mikromethode des ſchwediſchen Forſchers Widmark) iſt 
dieſe Frage im Laufe des vergangenen Winters in der Fach⸗ 
welt lebhaft erörtert worden. Die Darlegungen Wageners 
haben hierbei eine faſt einmütige Ablehnung erfahren. Durch 
den Runderlaß des Reichs⸗ und PrMdJ. v. 25. Sept. 1936 
iſt die bereits ſeit 1932 verſuchsweiſe angeordnete und geübte 
Methode auf Grund der hierbei gewonnenen Erfahrungen 
zwangsmäßig und allgemein (881 Abſ. 2 StPO.) für die⸗ 
jenigen Beteiligten angeordnet worden, bei denen begründeter 
Verdacht alkoholiſcher Beeinfluſſung beſteht. 


Die vorliegende auf Grund amtlichen Materials veröf⸗ 
fentlichte Schrift erörtert die beſondere Bedeutung des Alkohol⸗ 
nachweiſes auf einem beſonders großen und wichtigen Teil⸗ 
gebiet ſeines Anwendungsbereiches, dem der Verkehrsunfälle. 
In überſichtlicher Anordnung und mit ausgezeichneter Klar⸗ 
heit werden alle in Betracht kommenden Fragen an Hand der 
bisherigen durch die preußiſche Polizei gemachten Erfahrungen 
in der durch den Zweck der Schrift gebotenen Kürze und unter 
tabellariſcher Darſtellung des ſtatiſtiſchen Materials erörtert. 
Ein guter und verſtändlicher Extrakt aus einer Fülle theore⸗ 
tiſcher Forſchungen und praktiſcher Erfahrungen. Die große 
Rolle, die der Alkoholmißbrauch als Urſache in der Verkehrs⸗ 
unfallſtatiſtik ſpielt, kann nicht geleugnet werden. Damit ergibt 
ſich die Notwendigkeit ſeiner möglichſt genauen Feſtſtellung 
im Einzelfall, die ſich keineswegs einſeitig „gegen“ den Kraft⸗ 
fahrer richtet, ſondern in vielen Fällen auch zu ſeiner Ent⸗ 
laſtung und zur Überführung eines anderen Schuldigen führen 
kann. AGR. Dr. Kallfelz, Cottbus. 


Dr. jur. Hermann Döring: Luftverkehrsgeſetz 
und Verordnung über Luftverkehr. Mit aus 
führlichen Erläuterungen und der ſonſtigen wichtigen deut⸗ 
ſchen Luftgeſetzgebung. München und Berlin 1937. Verlag 
C. H. Beck. 415 S. Preis geb. 8,50 Rn. 

Die Erläuterungen, die Hermann Döring zum 
LuftvGG. und zur LuftvV O. gibt, werden alle diejenigen, die 
fein Internationales Recht der Privatluftfahrt (1927) und feine 
ſonſtigen Veröffentlichungen kennen, gerne zur Hand nehmen. 
Wenige haben ſo wie er die Entwicklung des Luftrechts mit⸗ 
erlebt, an ſo viel Verhandlungen, Tagungen, Kongreſſen teil⸗ 
genommen. 

Das Luftv®. iſt durch die Bek. der neuen Faſſung am 
21. Aug. 1936 zugleich mit der LuftvVoO. v. 21. Aug. 1936 
veröffentlicht worden. Als wichtigſte Anderung bringt 8 23 
2ufto®. Beſtimmungen über die Schadenerſatzhöhe. 8§ 6 und 7 
Luftb®. geſtatten neben den früheren Verſagungsgründen bei 
der Ausbildung von Luftfahrern und dem Flughafenbetrieb die 
Genehmigung auch dann zu verſagen, wenn ein Bedürfnis nicht 
beſteht. 5 

Döring gibt zunächſt einen kurzen Überblick über die 
Luftfahrt und das Luftrecht, wobei er auf die zwiſchenſtaatlichen 
Abkommen und das ausländiſche Luftrecht eingeht. Die ver⸗ 
ſchiedenen Stellen und Vereinigungen, die ſich mit der Fort⸗ 
bildung des Luftrechts befaſſen, ſind knapp aber erſchöpfend 
erwähnt. 

Die Erläuterungen ſind nach neuzeitlicher Art kurz gehal⸗ 
ten. Ich begrüße das. Der Rechtswahrer will heute nicht alle 
Meinungen der Rechtswiſſenſchaft kennen, er will wiſſen, wie 
die höheren Gerichte einen beſonderen Fall beurteilt haben. 
Nicht Möglichkeiten in ihren vielfältigen Schattierungen, fon- 
dern die Beſonderheit des Einzelfalls gibt Anlaß, zu ähnlich 
gelagerten Fällen Stellung zu nehmen. Döring hat das Ent⸗ 
ſcheidungsgut der höheren Gerichte und des RG. gewiſſenhaft 
verzeichnet, ſo daß der Rechtſuchende eine Überſicht über die 
Rechtſprechung gewinnt, die hauptſächlich im Archiv für Luft- 
recht geſammelt iſt. 

Auch die LuftvVO. hat Neuerungen erfahren. So find die 
Luftämter an Stelle der früheren zuſtändigen Landesbehörden 
getreten. Die Beſtimmungen über die Zulaſſung, die Verkehrs⸗ 
regeln, das Flugfunkweſen ſind geändert, erweitert oder neu 
gefaßt. Hier wird das Verſtändnis durch techniſche Erläuterun⸗ 
gen, Verweiſungen auf andere Geſetze oder Hinweiſe auf zwi⸗ 
ſchenſtaatliche Vereinbarungen erleichtert. 

Die übrigen Geſetze, VO., Bekanntmachungen, Erlaſſe, die 
mit der Luftfahrt im Zuſammenhang ſtehen, ſo die Bek. zu 
§ 119 LuftvVO. v. 21. Aug. 1936, die Vorſchriften verwaltungs⸗ 
rechtlichen Inhalts, die Geſetzgebung über das Zoll⸗ und Paß⸗ 
weſen im Luftverkehr, die Abkommen zur Vereinheitlichung des 
Luftprivatrechts und das Abkommen über den Luftverkehr zwi⸗ 
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ſchen Deutſchland und Polen v. 28. Aug. 1929 ſind lediglich im 
Wortlaut abgedruckt. Für Erläuterungen beſteht vorerſt kein 
Bedürfnis. Ein umfangreiches Sachverzeichnis ſchließt das Buch 
ab. Es wird ſicherlich die gleiche Achtung erwerben, wie fie der 
Verf. mit ſeinen früheren Veröffentlichungen gefunden hat. 
RA. Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 


Engel⸗Eckert: Die Reichsverſicherungsge⸗ 
ſetze in jeweils neueſtem Stande. Ergänzungs⸗ 
blätter. München u. Berlin 1936/37. C. H. Beckſche Verlags⸗ 
buchholg. und Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗Verlag Gmbh. Liefe⸗ 
rung 4: Preis 3 «RA, Lieferung 5: Preis 3,50 Rn. 

Zu dem Werk liegen zwei Ergänzungslieferungen vor, die 
auf zuſammen 219 Blatt die im Laufe des zweiten Halbjahres 
1936 eingetretenen Anderungen berückſichtigen und das Text⸗ 
werk wieder auf den neueſten Stand ergänzen. D. S. 


Hinterlegungsordnung v. 10. März 1937 nebſt amt⸗ 
licher Begründung, Ausführungsvorſchriften, Nebenbeſtim⸗ 
mungen und Vordrucken. Textausgabe mit Verweiſungen 
und Sachverzeichnis. Herausgegeben von Dr. Walter 
Kriege, Min. im RJ M., und Dr. Arthur Bülow, 
LGR. im RIM. Berlin 1937. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. 
115 S. Preis kart. 1,60 AM. 

Die neue Hinterlegungsordnung v. 10. März 1937 be⸗ 

ſeitigt die einzelnen Hinterlegungsordnungen der Länder und 

erſetzt ſie durch einheitliches Reichsrecht. Sie iſt gleichzeitig 

1 mit der neuen Juſtizkaſſenordnung und einer Reihe weiterer 

Zeſtimmungen, die das Hinterlegungsweſen berühren, am 

1. April 1937 in Kraft getreten. 

. In der vorliegenden Ausgabe find die einſchlägigen Be⸗ 

ſtimmungen für den Handgebrauch zuſammengeſtellt. Kurze 
erweiſungen und ein Sachverzeichnis ſollen die Überſicht über 

en geſamten Stoff erleichtern. D. S. 


Dr. Karl Hopp, EHÖN. und OLchR. i. RIM.: Erb- 
hofrechts verordnung und Erbhofverfah⸗ 
rensordnung vom 21. Dez. 1936. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 184 a.) Berlin und 
Leipzig 1937. Verlag Walter de Gruyter & Co. 406 S. 
Preis geb. 8 N.. 

Die Taſchenausgabe zeichnet ſich durch handliche Form 
und überſichtliche Druckanordnung aus. Bei feinen Erläute⸗ 
rungen ging der Verf. vom Zweck des Geſetzes und den vom 
Geſetzgeber verfolgten Zielen aus. Beſondere Beachtung fan⸗ 
den die Beſtimmungen, die eine Anderung des bisherigen Rech⸗ 
les brachten. Schwierigere Fragen wurden an Hand von Bei- 
ſpielen erläutert. Der Benützer des Buches erhält auf dieſe 

eiſe eine gute Handhabe zur richtigen Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften. Der Hinweis auf die entſprechenden Paragraphen 
der bisherigen DurchfVO. bei den einzelnen Beſtimmungen, 
ſowie die vergleichende Gegenüberſtellung der DurchfVO. zum 
nech mit der CHAR und Eg fd geſtatten in ſchwierigeren 

Fällen ein raſches Auffinden der bisherigen Rechtſprechung. 

Der Abdruck der einſchlägigen Beſtimmungen aus dem FGG. 

und einer Reihe von AV. des RIM. erhöht die Brauchbarkeit 

des Buches. 

Dieſe Vorzüge in Verbindung mit dem mäßigen An⸗ 

ſchaffungspreis werden dem Buch die große Verbreitung bei 

zen Rechtswahrern und allen, die mit der Anwendung von 

Sauernrecht befaßt find, ſichern, die es vollauf verdient. 

Dr. Hanns Kirchmann, Sulzbach-Roſenberg. 


Meikel-Imhof— Kommentar zur Grundbuch⸗ 
ordnung v. 5. Aug. 1935 unter beſonderer Berückſichti⸗ 
gung der in Preußen und Bayern weitergeltenden landes⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen. 4. neubearbeitete Auflage. Von 
Dr. Wilhelm Imhof, Reg. I. Kl. in München. 2. Lie⸗ 
ferung. München, Berlin 1937. J. Schweitzer Verlag (Ar⸗ 
thur Sellier). Preis broſch. 6 Rn. 

de Die vorliegende zweite Lieferung enthält die Fortſetzung 

e r Erläuterungen zu 83 bis § 12 GBO. Die Ausführungen 
erfreuen durch ihre Überſichtlichkeit, Klarheit und Kürze und 


ſind ganz auf die Bedürfniſſe der Praxis abgeſtellt. Die herr⸗ 
ſchende Meinung iſt in allen Fragen mit der für den Praktiker 
erwünſchten Ausführlichkeit dargelegt; daneben iſt aber auch ein 
erſchöpfendes Bild des Standes von Schrifttum und Rechtſpre⸗ 
chung gegeben. Wo der Verf. eine von anderen Meinungen 
abweichende Anſicht vertritt, iſt dies kurz begründet. Umfaſ⸗ 
ſende theoretiſche Erörterungen find vermieden, ohne daß da⸗ 
durch der wiſſenſchaftliche Wert der Ausführungen geringer 
wäre. 

Gegenüber der vorherigen Auflage bedeutet die Lieferung 
eine vollſtändige Neubearbeitung. Im einzelnen darf ansgeführt 
werden: 

a) Die formellen Vorſchriften über die Eintragungen im 
Grundbuch (8 3 A. 110 ff., 120 ff., 130 ff.) find verhältnis⸗ 
mäßig ausführlich dargeſtellt, jedenfalls mit Rückſicht auf die 
De die fich erſt an das neue Grundbuchmuſter gewöhnen 
müſſen. 

b) Nicht unweſentlich erweitert ſind die Abſchnitte: Be⸗ 
zeichnung des Berechtigten (§ 3 A. 141 ff.), Bezugnahme auf 
die Eintragungsbewilligung ($3 A. 159 ff.), Eintragungen bei 
der Hypothek (83 A. 169 ff.). Neu iſt hier die Behandlung 
der Hypothek zur Sicherung der Vergleichserfüllung (A. 117 a) 
und der Einheitshypothek (A. 181); erſtere iſt m. W. bisher noch 
in keinem Kommentar ausführlicher erwähnt. Neu ſind die 
Ausführungen über die Forderungsauswechſlung und Hypo⸗ 
thekenumwandlung (83 A. 183, 184), in denen beſonders die 
Grundzüge des einſchlägigen materiellen Rechts dargeſtellt find, 
ebenſo die Fragen der Gebühren und der Urkundenſteuer. Die 
Gebühren find überhaupt jeweils am Schluſſe eines Paragra⸗ 
phen oder Unterabſchnittes kurz, aber möglichſt erſchöpfend be— 
handelt, desgleichen die Beſchwerdemöglichkeit. 

c) Neu und mit Rückſicht auf die allgemeine Umſtellung 
der Grundbuchführung verhältnismäßig ausführlich ſind auch 
die Abſchnitte über die Anlegung des Grundbuchblattes (8 3 
A. 188 ff.), die Umſchreibung des Grundbuchblattes (§ 3 
A. 197 ff.), die Schließung (83 A. 215 ff.) und die folgenden 
Abſchnitte. 

d) In 84 A. 23 ff. iſt das ganze Heimſtättenrecht über⸗ 
ſichtlich dargeſtellt, ebenſo in 88 (weſentlich erweitert) die 
Rechtsverhältniſſe des (alten und neuen) Erbbaurechts. 

e) Ein intereſſantes Kapitel iſt die Weitergeltung der 
Zuſammenſchreibung nach bayeriſchem Recht (§5 A. 24). Verf. 
hat in dieſer ſchwierigen Frage die gefundene Löſung durch ver⸗ 
ſchiedene Beiſpiele veranſchaulicht. Seine Anſicht wird für die 
Praxis richtunggebend ſein. 

Im übrigen iſt mit beſonderer Betonung hervorzuheben, 
daß das Buch neben den bayeriſchen auch die preußi⸗ 
ſchen landes rechtlichen Vorſchriften mit ver⸗ 
arbeitet. Es iſt auch aus dem Blickwinkel eines Gebiets ge— 
ſchrieben, in dem die neue GBO. eine allgemeine Umſtellung 
der Grundbuchführung gebracht hat und dürfte ſich deswegen 
1 Gebiete beſonders eignen, in denen dies ebenfalls zu⸗ 
trifft. 

In Bayern iſt das Buch ſeit Erſcheinen, beſonders aber 
ſeit der Neuauflage 1932 der Ratgeber für den Notar und 
Grundbuchrichter. Den GBA. iſt nun zwar vor kurzem der eben 
erſchienene 1. Band des Güthe-Triebelſchen Kommen⸗ 
tars durch die Juſtizverwaltung zur Verfügung geſtellt wor⸗ 
den. Die GBel. in Bayern werden aber kaum auf Imhofs 
GBO. verzichten wollen, nicht nur weil dieſe im Gegenſatz zu 
Güthe⸗Triebel neben dem fortgeltenden preußiſchen auch 
das in Geltung gebliebene bayeriſche Landesrecht enthält, ſon⸗ 
dern weil ſie mehr darauf ſieht, überholte Streitfragen auszu⸗ 
ſcheiden und dadurch den Umfang des Buches in einem hand⸗ 
lichen Rahmen zu halten. 

Notar Dr. Seybold, Sulzbach-Roſenberg. 


Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
des Grundbuchrechts, Band 14. Auf Grund amtlichen 
Materials herausgegeben von Kurt Ehm, Senpräſ. des 
KG. i. R. Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 546 S. Preis 
geb. 11,40 K, geheftet 9,60 AM. 

Der 14. Band des Jahrbuchs für Entſcheidungen der frei⸗ 
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willigen Gerichtsbarkeit enthält fünf Beſchlüſſe des RG. und 
124 Beſchlüſſe des KG. und des OLG. München. 

Die Auswahl der Entſcheidungen, von denen etwa zwei 
Drittel bereits in der JW. und in anderen Zeitſchriften ver⸗ 
öffentlicht ſind, iſt ſehr ſorgfältig getroffen worden. Bei den 
bisher — ſoweit erſichtlich — anderweit noch nicht veröffent⸗ 
lichten Beſchlüſſen handelt es ſich im weſentlichen um Entſchei⸗ 
dungen des OLG. München, vornehmlich in Grundbuchſachen. 
So find u. a. behandelt die Erzwingung einer nach 8 82 
GBO. n. F. auferlegten Verpflichtung (Berichtigungsantrag), 
die unentgeltliche Verfügung des Vorerben über ein Grund⸗ 
ſtücksrecht des Erblaſſers, Löſchung eines Grundſtücksnießbrauchs, 
deſſen Ausübung gepfändet ift; die Auflaſſung eines Erbſchafts⸗ 
grundſtücks bei Erbengemeinſchaft durch einen einzelnen Mit⸗ 
erben. Weitere Beſchlüſſe befaſſen ſich mit der Erſetzung der 
Zuſtimmung der Ehefrau zu einem Vertrag über die Übergabe 
eines Ehegattenerbhofes, dem Erlaß einer vorläufigen einft- 
weiligen Anordnung des VormGer. über das Perſonenſorge⸗ 
recht während des Streites über die Herausgabe des Kindes, 
mit der Abberufung eines Liquidators wegen Unzuläſſigkeit 
ſeiner Beſtellung u. a. D. S. 


Deutſche Reichsgeſetze. Sammlung des Staats-, Zivil⸗, 
Straf- und Verfahrensrechts für den täglichen Gebrauch. 
Herassgegeben von AGR. Dr. Heinrich Schönfelder. 
1. Ergänzungslieferung vom Februar 1937 zur 7. Auflage. 
München und Berlin. C. H. Beckſche Verlagsbuchholg. 86 Blatt. 
Preis 2,25 RM. 

Zum „Schönfelder“ erſcheint die erſte Ergänzungs⸗ 
lieferung zur 7. Auflage, enthaltend auf 86 Blatt im weſent⸗ 
lichen die Erbhofrechts⸗ und die Erbhofverfahrensverordnung, das 
Geſetz über die Hitlerjugend, die Anordnung über das Verfahren 
vor dem Mieteinigungsamt und das Geſetz über die Verwah⸗ 
rung und Anſchaffung von Wertpapieren. Im übrigen ſind 
zahlreiche Anderungen vorgenommen worden, die auf Grund 
der Geſetzgebung erforderlich geworden waren. 

Von der Aufnahme des Aktiengeſetzes iſt, wie der Heraus⸗ 
geber mitteilt, aus Raumgründen Abſtand genommen worden. 
Das Aktiengeſetz wird geliefert werden, wenn die diesbezüglichen 
Beſtimmungen des HGB. entfernt werden können. D. S. 


Aktiengeſetz (Geſetz über die Aktiengeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien) v. 30. Jan. 1937 mit 
Einführungsgeſetz und der vollſtändigen amtlichen Begrün⸗ 
dung. Eingeleitet und mit ausführlichem Sachregiſter ver⸗ 
ſehen von Dr. Otto Küch. Stuttgart und Berlin 1937. 
Verlag W. Kohlhammer. 365 S. Preis broſch. 1,80 AM, 
geb. 2,70 Kell. 

Das Buch bringt in klarer Druckanordnung den Text 
des Geſetzes nebſt Einführungsgeſetz und die amtliche Begrün⸗ 
dung. Verweiſungen ſind nicht enthalten, desgleichen nicht 
die einſchlägigen Nebenbeſtimmungen; die Bezugnahmen in 
der amtlichen Begründung ſind wie in dieſer wiedergegeben, 
nicht auf die Seiten des Buches abgeſtellt. Das handliche 
Werk iſt von Dr. O. Küch kurz eingeleitet und mit einem 
ausführlichen Gegenſtandsverzeichnis verſehen worden. 

RA. Dr. Hugo Dietrich, Berlin. 


Deutſches Beamtengeſetz und Reichsdienſt⸗ 
ſtrafordnung vom 26. Jan. 1937. Mit ausführlichem 
Sachregiſter. Stuttgart Berlin 1937. Verlag W. Kohlham⸗ 
mer. 236 S. Preis broſch. 1,40 .. 

Die zur Zeit zahlreich auf dem „Büchermarkt“ erſcheinen⸗ 
den Ausgaben des DBG. und der R Sto. unterſcheiden ſich 
meiſt dadurch, daß ſie entweder reine Wiedergaben der Geſetzes⸗ 
texte ſind oder auch die amtliche Begründung der beiden Gefetze 
zum Abdruck bringen. Die hier angezeigte Ausgabe beſchränkt 
ſich auf den bloßen Text der Geſetze ohne Beifügung der amt⸗ 
lichen Begründung der abgedruckten Geſetze. Dieſe Beſchränkung 
im Stoff des handlichen Bändchens kommt ſicher weiten Kreiſen 


der künftigen Benutzer der Geſetze entgegen. Die meiſten Be⸗ 
amtenzeitſchriften, vor allem die in einer Auflage von mehr 
als 1 200 000 Exemplaren in Beamtenkreiſen am weiteſten ver⸗ 
breitete NS BZ. („Nationalſozialiſtiſche Beamten⸗Zeitung“), das 
Zentralorgan des Hauptamtes für Beamte der Reichsleitung 
der NSDAP., bringen ſeit Erlaß der beiden Geſetze laufend 
über deren Inhalt für die Beamtenſchaft wichtige und ausführ⸗ 
liche Informationsbeiträge. So ſind viele Beamte zwanglos in 
den Beſitz wertvollen erläuternden Schrifttums zu den ge: 
nannten Geſetzen gekommen, und ihr Bedürfnis iſt daher vor 
allem auf den Beſitz der Geſetzestexte ſelbſt gerichtet. Dieſem 
Bedürfnis kommt die vorl. Textausgabe entgegen, indem ſie 
— unter Verzicht auf den Abdruck der amtlichen Begründungen 
ſowie unter Weglaſſung von „Vorwort“, „Einführungen“, „An⸗ 
merkungen“ und „Verweiſungen“ — ſchlicht und einfach in 
handlichem Format einen gut leſerlichen Abdruck der Geſetzes⸗ 
texte mit Inhaltsüberſicht und ausführlichem Sachregiſter 
bringt. Das Sachregiſter bringt auf insgeſamt 32 Seiten eine 
erſchöpfende Orientierung über den vielgeſtaltigen Inhalt der 
beiden Geſetze; die Fülle der ſorgfältig zuſammengeſtellten Stich⸗ 
worte dürfte zu jeder Frage ein ſchnelles Zurechtfinden in den 
Einzelheiten der Geſetze gewährleiſten. 
RA. Reuß, Berlin. 


Die Deutſche Bank⸗ und Kreditgeſetzgebung— 
Zuſammengeſtellt von Dr. jur. Johannes C. D. Zahn, 
RA. in Berlin. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichs⸗ 
geſeze Nr. 202.) Berlin und Leipzig 1937. Verlag Walter 
de Gruyter & Co. 360 S. Preis geb. 6 AM. 


Die Deutſche Bank⸗ und Kreditgeſetzgebung hat weit 
über den Treis der Kreditinſtitute hinaus Bedeutung. Wird 
doch die Lage der geſamten Volkswirtſchaft weſentlich von den 
Funktionen der Kreditwirtſchaft beeinflußt. Es iſt daher all⸗ 
gemein verdienſtvoll, daß der Geſchäftsführer des Deutſchen 
Inſtituts für Bankwiſſenſchaft und Bankweſen, RA. Dr. NE 
hannes C. D. Zahn für die Bedürfniſſe der Praxis, ber 
Wiſſenſchaft und des Unterrichts die zahlreichen Rechtsnormen 
des Deutſchen Bank⸗ und Kreditweſens zuſammengeſtellt hat, 
und damit, wie der Verfaſſer zutreffend im Vorwort bemerkt, 
„dem einzelnen Benutzer die mühevolle und zeitraubende 
Arbeit erſpart, aus zahlloſen Fundſtellen ſich jedesmal alle 
erforderlichen Grundlagen neu zuſammenzutragen“. Welche 
Fülle von geſetzlichen Beſtimmungen in Frage kommen, läßt 
erſt ein Einblick in das Buch richtig erkennen. Im erſten 
Hauptteil werden die die Deutſche Reichsbank und die Deutſche 
Rentenbank betreffenden Vorſchriften gebracht. Hinſichtlich der 
Privatnotenbanken konnte der Verfaſſer ſich auf den Hinweis 
beſchränken, daß die Befugnis zur Notenausgabe mit dem 
31. Dez. 1935 erloſchen und die Einziehung der umlaufenden 
Noten nach Maßgabe der Verordnungen v. 26. Mai 1928 und 
21. Dez. 1935 erfolgt iſt. Im zweiten Hauptteil werden die 
auf Grund von Einzelgeſetzen errichteten Banken behandelt, 
und zwar zunächſt die durch Reichsrecht geſchaffenen: Die 
Deutſche Golddiskontbank, die Konverſionskaſſe für deutſche 
Auslandsſchulden, die Deutſche Verrechnungskaſſe, die Deutſche 
Rentenbank⸗Kreditanſtalt, die Bank für deutſche Induſtrie⸗ 
obligationen, die Deutſche Siedlungsbank und die Deutſche 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. Im Anſchluß an das Geſetz über 
Staatsbanken v. 18. Okt. 1935 werden dann die einzelnen 
Staatsbanken unter Anführung ihrer geſetzlichen Grundlage 
aufgezähll. Im dritten Hauptteil gelangen die Rechtsnormen 
der Pfandbriefinſtitute zum Abdruck, im vierten diejenigen, 
die das Kreditweſen regeln, ſo das Geſetz gegen Mißbrauch 
des bargeldloſen Zahlungsverkehrs v. 3. Juli 1934, das 
Kreditweſengeſetz nebſt ſeinen drei Durchführungsverordnun⸗ 
gen und den zahlreichen Bekanntmachungen des Aufſichts⸗ 
amtes und des Reichskommiſſars. Im vierten Hauptteil wer⸗ 
den auch die allgemein verbindlichen Zins⸗ und Wettbewerbs⸗ 
abkommen der Kreditinſtitute gebracht. Ein faſt zehnſeitiges 
Sachregiſter beendet das handliche Werk, das in ſeiner über⸗ 
ſichtlichen Druckanordnung nicht nur ein ſchnelles Finden der 
jo verſtreuten Vorſchriften ermöglicht, ſondern es auch, ent⸗ 
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ſprechend dem Wunſche des Verfaſſers erleichtert, „den Stoff 
als Ganzes zu ſehen und den Überblick über die rechtliche Ge⸗ 
ſtaltung des Kreditweſens zu behalten“. 

RA. Dr. Hugo Dietrich, Berlin. 


Ehrengerichtsordnung der gewerblichen Wirt⸗ 
chaft v. 20. Jan. 1937. Textausgabe mit Erläuterungen 
und Sachverzeichnis von Dr. Rolf Dietz, Prof. an der 
Univerſität Gießen. München und Berlin 1937. C. H. Beck⸗ 
ſche Verlagsbuchhdlg. 90 S. Preis geb. 2,40 Rn. 

„Das abgelaufene liberaliſtiſche Zeitalter ſah die wirtſchaft⸗ 
liche Tätigkeit als „frei“ an, eingeengt nur durch einzelne ge— 
ſetzliche Abwehrmaßnahmen gegen allzu überſchäumenden 
genug und durch die ſelbſtgewählte vertragliche Bindung. 
irtſchaften iſt Dienſt an der Volksgemein⸗ 
aft, ſagt das nationalſozialiſtiſche Denken, jeder Wirtſchaf 
lende ſteht in einem Pflichtenkreis gegenüber Allgemeinheit, 
wolt und Staat, all ſein Tun iſt pflichtgebunden. Dieſe 
Veneralklauſel der Pflichtgebundenheit findet 
ihren Niederſchtag in der „Ehrengerichtsordnung 

er gewerblichen Wirtſchaft“. 

Die Einleitung (S. 1-19) der Dietz ſchen Textausgabe 
mit Erläuterungen gibt einen guten Überblick über Grund⸗ 
‚age und Bereich der Ehrengerichtsordnung der gewerblichen 
Wirtſchaft, ihr Verhältnis zur ſozialen Ehrengerichtsbarkeit, 
zur Parteigerichtsbarkeit, zur „ordentlichen“ Gerichtsbarkeit 
und über das Verfahren. Die Erläuterungen zu den einzelnen 

eſtimmungen vermitteln das Verſtändnis des in der Einlei— 
zung Ausgeführten beim Leſen des Textes. Das Sachverzeichnis 
iſt zuverläſſig. Das einſchließlich Sachverzeichnis 86 Oktapſeiten 
umfaſſende Büchlein iſt eine empfehlenswerte Einführung in 

e Ehrengerichtsordnung der gewerblichen Wirtſchaft. Daß der 
Verf. die außerordentlich weittragende Auswirkung der der 
Ehrengerichtsordnung zugrunde liegenden Generalklauſel der 
Pflichtgebundenheit für alle Gebiete des Rechtslebens, insbeſ. 
auch den Rechtsverkehr und das Wettbewerbsrecht, nicht zur 
Tarſtellung bringt, gereicht ihm nicht zum Vorwurf. Es iſt zu 
offen, daß eine den Rahmen einer Textausgabe mit Erläu⸗ 
terungen überſchreitende Bearbeitung der Ehrengerichtsordnung 
SR m. E. außerordentlich bedeutſamen Aufgabe ſich unter⸗ 
SET, 


RA. Dr. Alfons Roth, Berlin. 


Prof. Pr. Al fred Hueck, Mitgl. der Akad. f. Deutſches Recht: 
Recht der Wertpapiere. (Neue Rechtsbücher für das 
Studium der Rechts- und Wirtſchaftswiſſenſchaften.) Berlin 
1936. Weidmannſche Buchholg. 128 S. Preis geb. 4 An. 

Der Verf. nennt in dem Vorwort als weſentlichen Zweck, 
zen er mit der Herausgabe des vorliegenden Grundriſſes ver⸗ 
ſolgt, den, dem Anfänger die Schwierigkeiten des Rechts der 

ertpapiere überwinden zu helfen. Er geht bei der Zweck— 
etzung von der richtigen Erkenntnis aus, daß die Abſtraktheit 
und Kompliziertheit des betreffenden Rechtsgebietes dem Stu- 
dierenden von jeher beſondere Mühe des Erfaſſeus und Er⸗ 
zernens bereitet. Es iſt daher zweckmäßig, feſtzuſtellen, wie der 

Zerf. dem Studierenden den Begriff der Abſtraktheit des Wech⸗ 

a klarzumachen verſucht. Er führt auf S. 27 aus: „Der 

Vechſel enthält ein abſtraktes Verſprechen. Das Verſprechen darf 

alſo nicht von einer Gegenleiſtung des Gläubigers oder von 

einem materiellen Schuldgrund abhängig gemacht werden. Na⸗ 
türlich fehlt in aller Regel ein ſolcher Schuldgrund nicht und 
zor Gläubiger übernimmt oft genug bei Begründung der 

Wechſelſchuld eine Gegenleiſtung; z. B. ſtellt der Käufer über 

zen Kaufpreis einen Wechſel aus, der Verkäufer verpflichtet ſich 

wäsden zur Lieferung der Ware. Aber die Wechſelverpflichtung 

Wird von dieſem Schuldgrund (Kauf) losgelöſt, ſie ſteht unab⸗ 

pängig für ſich da, hat ihre Stütze in ſich ſelbſt. Der Gläubiger 

un deshalb ſeinen Anſpruch und im Streitfall ſeine Klage 
ßanz allein auf den Wechſel ſtützen, er braucht nicht das Vor⸗ 
pandenſein eines zugrunde liegenden, die Ausſtellung des Wech⸗ 

— rechtfertigenden Rechtsverhältniſſes nachzuweiſen. Wieweit 

er Schuldner verteidigungsweiſe auf das zugrunde liegende 
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Rechtsverhältnis zurückgreifen, alſo etwa geltend machen kann, 
der Kaufvertrag, auf Grund deſſen der Wechſel ausgeſtellt ſei, 
ſei nichtig, oder der Gläubiger habe gar nichts oder mangelhaft 
geliefert, wird ſpäter noch zu beſprechen fein (vgl. unten S. 88).“ 
Ließt der Student den zweiten Satz dieſer Ausführung, ſo wird 
er ſich wohl mit Recht ſagen, „alſo gibt man die Wechſelver⸗ 
ſprechung ohne Gegenleiſtung“. Lieſt er den dritten Satz, fo 
wird zwar der zweite Satz notwendig ergänzt. Jedem, dem das 
Wechſelrecht geläufig iſt, iſt vollkommen klar, was der Verf. 
meint. Dem Studierenden aber erſcheinen derartige Sätze, wie 
es mir oft genug geſagt worden iſt, als Widerſprüche. Zu den 
genannten beiden Sätzen bringt der Verf. dann noch eine Ver⸗ 
ſtärkung, in dem er weiter ausführt, „jedenfalls aber ſind ſolche 
Einwendungen ausgeſchloſſen, es tritt alſo die abſtrakte Natur 
des Wechſels in voller Schärfe hervor, ſobald der Wechſel in die 
Hände eines gutgläubigen Dritten gelangt iſt“. Auch hiermit 
weiß der Studierende nichts anzufangen. Auch dann nicht, 
wenn er auf Grund der Verweiſung auf S. 88 des Grundriſſes 
nachſchlägt, um ſich den Begriff der Abſtraktheit noch näher 
klarzumachen, Ich halte auch die Auffaſſung des Verf. rechtlich 
inſoweit für bedenklich, wenn er ausführt, daß der Begriff 
der Abſtraktheit ſich ändere, wenn der Wechſel in die Hände 
eines gutgläubigen Dritten gelange. Die Tatſache, daß der 
Wechſelſchuldner durch den gutgläubigen Erwerb des Wechſels 
Einwendungen verliert, ergibt ſich m. E. nicht aus der abſtrakten 
Natur, ſondern aus Art. 16 und 17 WG. Man kann doch wohl 
nicht ſagen, daß ein Wechſelverſprechen in der Hand des erſten 
Wechſelnehmers „abſtrakt“, in der Hand des gutgläubigen wei⸗ 
teren Nehmers „in voller Schärfe“ abſtrakt iſt. 

Die Schwierigkeit, gerade dieſe Momente dem Studieren⸗ 
den nahezubringen, liegt wohl darin, daß, wie man wohl ſieht, 
der Begriff „abſtrakt“ ſchief iſt. Vielleicht käme man weiter, 
wenn man ausführen würde, ein Wechſel, der alle Erforderniſſe 
des Art. 1 enthält, gibt dem Inhaber des Wechſels den ſchlüſ⸗ 
ſigen Anſpruch aus dem Wechſelverſprechen. Der Kläger braucht 
alſo nicht auf das Schuldverhältnis, das üblicherweiſe dem 
Wechſel immer zugrunde liegen wird, zurückgreifen, ſein An⸗ 
ſpruch iſt ſchlüſſig mit der Vorlage des Wechſels. Stehen ſich die 
aus dem Grundgeſchäft Berechtigten und Verpflichteten im Pro⸗ 
zeß gegenüber, kann der Wechſelſchuldner dem Wechſelgläubiger 
auch alle Einwendungen entgegenhalten, die er aus dem Grund⸗ 
geſchäft, z. B. beim Kauf, Wandlung, Minderung uſw., hat. Ge⸗ 
langt der Wechſel auf wechſelrechtlichem Wege in die Hand eines 
gutgläubigen Erwerbers, ſo verliert der Wechſelſchuldner alle 
ſeine Einwendungen aus dem Kauſalgeſchäft. 

Jedem, der ſich bereits eine kleine Grundlage für das 
Wertpapierrecht erworben hat, kann ich das vorliegende kleine 
Werk nur empfehlen. Durch die Darlegung der rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Grundlage der Wertpapiere, die auf wiſſenſchaft⸗ 
liche Weiſe und in klarer Sprache erfolgt iſt, wird dem Leſer 
der Sinn dieſer Sondermaterie klargemacht. Beſonders lobend 
muß hervorgehoben werden, daß der Verf. mit beſonderer Sorg⸗ 
falt die Grundſätze des Wertpapierrechts auf die allgemeinen 
Beſtimmungen des BGB. über den Exwerberſchutz beim Vor⸗ 
liegen eines Rechtsſcheins zurückführt. 

Die Auffaſſung der Rſpr. und auch das Schrifttum wird 
von dem Verf. nur ganz vereinzelt zu den einzelnen Fragen 
zitiert. Sehr oft kommt aber ſchon ein Student, ſpäter aber erſt 
recht ein Referendar in die Lage, nach Urteilen des RG. und 
nach der Meinung anderer Schriftſteller zu ſuchen. Das vor⸗ 
liegende Werk iſt dann leider für ihn wertlos. Dies iſt ſehr be⸗ 
dauerlich. Aus dieſem Grunde kann das Buch dem Praktiker 
nicht empfohlen werden. 

RA. Dr. jur. Otto Rilk, Berlin. 


Prof. Dr. Ern ſt Rudolf Huber: Verfaſſung (Grund⸗ 
züge der Rechts⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaft, Reihe A, Rechts⸗ 
wiſſenſchaft). Hamburg 1937. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt AG. 
338 S. Preis kart. 6,50 %, geb. 7,50 A. 


Das Buch iſt eine umfaſſende Geſamtdarſtellung aller 
Grundeinrichtungen des völkiſchen Gemeinſchaftslebens im Drit⸗ 
ten Reich. Sein Inhalt greift weit über die rein organiſatori⸗ 
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ſchen Fragen unſeres Staats- und Volkslebens hinaus. Der 
Verf. behandelt in ſubſtanzhafter Betrachtung alle Formen und 
Einrichtungen ſowie die geiſtig⸗weltanſchaulichen Grundlagen 
und Zielſetzungen, die dem völkiſchen Gemeinſchaftsleben im 
Dritten Reich, dem Staat Adolf Hitlers, Sinn und Gehalt, 
Form und Geſtalt verleihen. In dieſem Sinne hat das Buch 
die „Verfaſſung“, d. h. das geſamte, durch die politiſche Welt⸗ 
anſchauung des Nationalſozialismus geformte Grundgefüge un⸗ 
ſeres völkiſchen Daſeins, zum Gegenſtand. 

Der Verf. iſt zu dieſer Darſtellung in beſonderem Maße 
berufen. Seine wiſſenſchaftliche Arbeit war in dei letzten Jah⸗ 
ren konſequent auf das Thema des Buches ausgerichtet. Von 
dieſen lehrreichen Vorarbeiten des Verf. ſei hier vor allem ſeine 
grundlegende Unterſuchung „Die deutſche Staatswiſſenſchaft“ 
(3StaatsW. 95, 1 ff., vgl. dazu meine Beſprechung: JW. 1935, 
687), die Rede des Verf. zur Feier des Reichsgründungstages 
und des Tages der deutſchen Revolution v. 30. Jan. 1935 „Vom 
Sinn der Verfaſſung“ (vgl. dazu meine Beſpr.: Arch OffR. N. F. 
27, 364 ff.) und ſeine anſchließend erſchienene Schrift „Weſen 
und Inhalt der politiſchen Verfaſſung“ (Der deutſche Staat der 
Gegenwart, Heft 16) genannt. Auf dieſen und einer ganzen Reihe 
weiterer Vorarbeiten baut die hier beſprochene Neuerſcheinung 
des Verf. auf; ſie iſt eine Fortführung, Weiterentwicklung und 
zuſammenfaſſende Abrundung des bisherigen fruchtbaren wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Schaffens des Verf. 

Ein beſonderer Vorzug des Buches liegt in der erlebnis⸗ 
mäßigen Stoffgeſtaltung, durch die der Verf. den Leſer nicht 
nur rational-logiſch, ſondern auch emotional⸗intuitiv Erkennt⸗ 
niſſe und Einſichten gewinnen läßt. Der Verf. ſpricht bei aller 
gebotenen kritiſchen Beſinnung eine ſtark ſuggeſtive Sprache. Mit 
Recht weiſt er (S. 189 unten) darauf hin, daß juriſtiſche und 
politiſche Begriffe immer etwas von der geiſtigen Umwelt an 
ſich tragen, in der ſie entſtanden ſind. Das iſt keineswegs, wie 
der Poſitivismus gemeint hat, ein Mangel. Für den Poſitivis⸗ 
mus, deſſen geiſtige Unſicherheit und innere Schwäche jeder 
metaphyſiſchen Begründung, ja ſelbſt dem bloßen „Hauch des 
Irrationalen“ ängſtlich aus dem Wege ging, iſt allerdings das 
Wort Kelſens kennzeichnend: „Die Berufung auf das „Ir⸗ 
rationale‘ kann ich im Bereiche wiſſenſchaftlicher Erkenntnis, 
die ihrem Weſen nach auf Rationalifierung des Erkenntnis⸗ 
objektes gerichtet iſt, nicht gelten laſſen. Das iſt Metaphyſik und 
gehört in die Theologie“ (Veröffentlichungen der Vereinigung 
der Deutſchen Staatsrechtslehrer, Heft 15 S. 118). Dieſe bemer⸗ 
kenswerte und für die ganze wiſſenſchaftliche Haltung des Poſiti⸗ 
vismus typiſche Auffaſſung Kelſens beruht letzten Endes auf 
dem rationaliſtiſchen Grundirrtum, daß es nur eine vollwer⸗ 
tige Zugangsweiſe zu einem Erkenntnisgegenſtand gabe, näm⸗ 
lich das rational-logiſche Denken. Unſer Denken iſt aber nicht 
einſeitig rational⸗logiſch, ſondern auch emotional⸗intuitiv (vgl. 
Heinrich Mayer, „Pfychologie des emotionalen Denkens“). 
Die „Rationaliſierung“ des Erkenntnisobjekts, bei der zudem 
mit Notwendigkeit die Erkenntnis aller weſenhaft irrationalen 
Komponenten des „Objekts“ verlorengeht, iſt alſo nicht die ein⸗ 
zige Zugangsweiſe zu einem Gegenſtand der Erkenntnis; neben 
ihr gibt es noch die bisweilen einzig angemeſſene erlebuis⸗ 
mäßige Einfühlung in ſeine innere Subſtanz. Wenn dieſer Feſt⸗ 
ſtellung bisweilen die weitere rationaliſtiſche Theſe entgegen⸗ 
geſtellt wird, daß das emotional-intuitive Denken nur ein noch 
unentwickeltes rationales Denken, das rationale Denken alſo 
ein beſſer entfaltetes, höherwertiges Denken ſei, ſo iſt auch dieſe 
Auffaſſung völlig unzutreffend. In Wahrheit handelt es ſich 
bei dem rational⸗logiſchen und dem emotional⸗intuitiven Den⸗ 
ken um zwei völlig verſchiedene, wertmäßig miteinander nicht 
vergleichbare Zugangsweiſen zu einem Erkenntnisgegenſtand. 
Ihre konkrete Bedeutung für die Förderung der Erkenntnis 
hängt nicht von ihrem eigenen inneren Wert, ſondern von der 
wechſelnden Beſchaffenheit des Gegenſtandes der Erkenntnis ab. 
„sit dieſer von rationaler Struktur, fo iſt das rational⸗logiſche 
Denken der beſte Zugang zu ſeinem Weſen; bei irrationaler 
Subſtanz und Struktur des Erkenntnisgegenſtandes dagegen 
bleibt das rationale Bemühen ein ergebnisloſer Verſuch mit 
einem untauglichen Behelf. Die Art des Denkens hat ſich alſo 
der Beſchaffenheit des Erkenntnisgegenſtandes anzupaſſen; es 
iſt die jeweils adäquate Erkenntnisweiſe anzuſetzen. Jeder „Mo⸗ 


nismus“ der Denk- und Erkenntnisweiſe iſt vom übel. Dieſe 
grundſätzliche Beſinnung iſt gerade für die wiſſenſchaftliche Si 
tuation der Gegenwart von entſcheidender Bedeutung. Wir 
haben in den letzten Jahren — aufgelockert durch die grund⸗ 
ſtürzenden Geſchehniſſe der nationalſozialiſtiſchen Revolution — 
in ſtets wachſendem Maße erkannt, wie ſehr ſelbſt Sachverhalte, 
Begriffe und Syſteme, die ſich durch ihre „immanente Logik“ zu 
rechtfertigen vorgaben, letzten Endes weltanſchaulich bedingt 
waren. Gerade der Nationalſozialismus, der ſich auf allen Gebie⸗ 
ten des völkiſchen Gemeinſchaftslebens mit betontem Stolz zu ſei⸗ 
ner alldurchdringenden politiſchen Weltanſchauung bekennt, war 
beſonders berufen, den „rationalen“ Begriffen, Konſtruktionen 
und Syſtemen die „Maske der Logik“ herunterzureißen. Jede 
Weltanſchauung wurzelt aber letzten Endes in den Bezirken 
des Irrationalen. Wer daher die Verfaſſung der völkiſchen Ge 
meinſchaft im Dritten Reich, die auf dem Boden der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung erwachſen und in allen entſchei⸗ 
denden Zügen von ihr geprägt iſt, darſtellen und zu wirklichem 
Verſtändnis bringen will, kann auf das Spürbarmachen des 
Irrationalen nicht verzichten. Mit Recht ſagt der Verf.: „Es 
ware ein trauriges Zeugnis für unſere Rechtswiſſenſchaft, wenn 
fie politifche Vorgänge von hiſtoriſchem Ausmaß nicht als recht⸗ 
lich bedeutſame Geſchehniſſe zu werten vermöchte, bloß weil Ile 
in ein geläufiges Begriffsſchema nicht paſſen“ (S. 39). Wer 
wollte behaupten, daß man das Weſen des völkiſchen Führer⸗ 
tums, den Sinn der Akklamation, den Begriff des Voltstums 
und der völkiſchen Einheit oder die verfaſſungsrechtliche Funk 
tion der Partei im neuen Reich ohne Rückgriff auf irrationale 
Momente erfaſſen und verſtändlich machen könnte. Und doch 
gehört das alles zum wirklichen Verfaſſungsleben des deutſchen 
Volkes! „Die Aufgabe des Juriſten iſt jedoch, das Weſen der 
Dinge, die wirkliche Verfaſſungslage eines Volkes und Staa⸗ 
tes zu erfaſſen, nicht an Schemen und Schatten zu haften“ 
(S. 47). Das ganze Reich der Werte, das dem Dritten Reich 
ſein Gepräge gibt, iſt letzten Endes „rational“ nicht faßbar; 
nur völlige Wertblindheit kann es aber allein darum als nicht 
vorhanden oder als „rechtlich unerheblich“ betrachten. Wer nicht 
nur einem vorgefaßten „rationalen Weltbild“, ſondern der 
Wahrheit und der völkiſchen Wirklichkeit dient, muß dieſe Wirk⸗ 
lichkeit mit all ihren Elementen, den irrationalen ebenſoſehr 
wie den rationalen, zur Darſtellung bringen. Er muß biswei⸗ 
len die Sprache „klingen“ laſſen; ſie darf nicht ſtets ein bloßer 
Behelf für die techniſche Übermittlung eines „Gedankens“ fein. 
Dieſe Fähigkeit beſitzt der Verf. in hohem Maße. Seine Sprache 
iſt diſzipliniert und klar, aber gleichwohl am paſſenden Ort vom 
rechten Klang und von rechter Farbe. Auch wo der Verf. fie 
bewußt der rationalen Nüchternheit ermangeln laßt, gleitet ſie 
nie in flache Bilder oder platte Sentimentalitäten ab; das mag 
hier beſonders betont werden, weil das neuere Schrifttum die 
ſes Lob nicht ſtets in gleichem Maße verdient. 

Rückſchauende Betrachtungen der verfaſſungsrechtlichen 
Entwicklung der Vergangenheit bringt der Verf. nur, ſoweit 
dieſe für das Verſtändnis der gegenwärtigen Verfaſſungslage 
noch von Intereſſe ſind. Dadurch bleibt der durchgängig aktuelle 
Charakter des Buches gewahrt, ohne daß auf eine knappe, aber 
einprägſame Aufzeigung der verfaſſungsgeſchichtlichen Entwid- 
lungslinien verzichtet würde. 

Höchſt beachtlich ſind die Ausführungen des Verf. über die 
Verfaſſungslage der Anfangszeit des nationalſozialiſtiſchen Re 
gimes. Hier werden völlig neue Geſichtspunkte für die Beurtei- 
lung der „Legalität“ der nationalſozialiſtiſchen Revolution auf⸗ 
geſtellt. Der Verf. hat richtig erkannt, daß der rückbezügliche 
Begriff der Legalität eine genaue Klarſtellung des jeweiligen 
Standes der Verfaſſungsentwicklung, an dem ein in ſeiner Le⸗ 
galität umſtrittener Vorgang gemeſſen werden ſoll, erfordert. 
Es kann in der Tat nicht einfach gefragt werden, wie ſich ein 
beſtimmtes revolutionäres Geſchehnis, etwa der Flaggenerlaß 
v. 12. März 1933 oder der Ausſchluß der Abgeordneten der 
KPD. von der Reichstagsſitzung am 21. März 1933, zur Ver⸗ 
faſſung von Weimar verhält. So kann die Frage der Legalität 
nicht geſtellt werden, weil die Legalität nicht das Verhältnis zu 
einem bereits überwundenen, ſondern zum unmittelbar vorher⸗ 
gehenden Verfaſſungszuſtand betrifft. Es handelt ſich alſo um 
einen Vergleich mit der jeweils letzten, nicht mit der vorletzten 
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oder noch weiter zurückliegenden Phaſe der Verfaſſungsentwik⸗ 
lung. Mit Recht weiſt der Verf. darauf hin, daß zur Zeit 
des feierlichen Staatsaktes in Potsdam „ein neues Rechtsleben 
mit neuen rechtlichen Formen und Einrichtungen bereits ent⸗ 
ſtanden war“ (S. 39), „daß unſer Reich ſchon damals nicht 
mehr unter der Weimarer Verfaſſung lebte, und daß die Ver⸗ 
iD jungsmäßigkeit eines Aktes nicht mehr vom Boden der Wei⸗ 
marer Verfaſſung, ſondern nur vom Boden der neuen völkiſchen 
erfaſſung aus beurteilt werden darf“ (S. 40). In der gleichen 
nie liegt es, wenn der Verf. erklärt: „Der Flaggenerlaß des 
Präſ. von Hindenburg v. 12. März 1933 wäre vom Boden 
er Weimarer Verfaſſung aus unmöglich geweſen. Trotzdem war 
er kein Rechtsbruch, denn das alte Weimarer Recht beſtand in 
ieſem Zeitpunkt nicht mehr, konnte daher auch nicht mehr 
verletzt werden .. . Im gleichen Sinne find auch die ſouſtigen 
zechtsvorgänge dieſer Zeit zu beurteilen... Es wäre unſinnig, 
e an den Normen der Weimarer Verfaſſung meſſen zu wollen. 
ie waren Rechtserſcheinungen im Rahmen des neuen wer⸗ 
nden Verfaſſungsrechts“ (S. 43). 
Obwohl der Verf. ſomit der zutreffenden Auffaſſung iſt, daß 
ee rechtliche Verbindlichkeit der politiſchen Fundamentalſätze der 
eimarer Verfaſſung revolutionär beſeitigt worden iſt, iſt er 
och der richtigen Anſicht, daß auch heute viele einzelne Beitim- 
ungen der Weimarer Verfaſſung wie auch zahlreiche ſonſtige 
orrevolutionäre Rechtsnormen in rechtlicher Geltung ſtehen. 
ie rechtliche Würdigung dieſer Rechtsgeltung vorrevolutio— 
närer Beſtimmungen vollzieht der Verf, in dem Satz: „Nicht 
r Tatbeſtand des „Fortgeltens“ liegt vor, ſondern die Über⸗ 
Rahme, die ‚Rezeption‘ alter Rechtsſätze durch eine neue Ord⸗ 
nung“ (S. 51). Das ſtimmt völlig mit dem überein, was ich 
bereits Ende 1933 (J W. 1933, 2945) ausgeführt habe: „Es iſt 
zweifellos, daß die Verfaſſungslage des neuen Reiches bereits 
letzt durch eine ſyſtematiſche Einheit, ein einheitliches Verfaſ⸗ 
ungsſyſtem, gekennzeichnet iſt; im Rahmen dieſes Verfaſſungs⸗ 
temes leiten auch die vor revolutionären Rechtsnormen, jv- 
weit ſie nicht durch die derogatoriſche Kraft der Revolution 
überhaupt außer Geltung geraten ſind, ihre Verbindlichkeit nicht 
mehr aus ihrem alten, ſondern aus dem neuen Geltungsgrunde 
ihrer Anerkennung durch die revolutionären Machthaber und 
ihrer Übernahme in das revolutionäre Rechtsſyſtem her. Es 
andelt ſich bei ihnen um die Subſtitution eines neuen Gel⸗ 
ungsgrundes, mithin um einen Fall von Rezeption“ (a. a. O.). 
Bemerkenswert ſind auch die Ausführungen des Verf. zum 
Begriff des „totalen Staates“. Dieſen Begriff, zu deſſen frü⸗ 
beren Hauptverfechtern der Verf. zu rechnen iſt (vgl. vor allem 
den Aufſatz des Verf. „Die Totalität des völkiſchen Staates“: 
Die Tat, 1934, Aprilheft 30 ff.), erſetzt der Verf. nunmehr durch 
des „Prinzip der völkiſchen Ganzheit“. Der Verf. trägt damit 
two vielfachen Anfeindungen und Mißverſtändniſſen Rechnung, 
enen der Begriff des „totalen Staates“ in den letzten Jah⸗ 
en ausgeſetzt war. Es handelt ſich inſoweit bei dem Verf. nicht 
m einen ſachlichen Stellungswechſel, ſondern um einen Aus- 
ch von Worten. Der Verf. hat auch ſchon früher, als er 
noch den Begriff des „totalen Staates“ verwandte, dieſen Be⸗ 
Bf nicht auf die „Totalität der äußeren Macht“ bezogen (vgl. 
Be inhaltlich auch jetzt noch zutreffenden Ausführungen des 
erf. in dem ſoeben zitierten Aufſatz und meine Ausführungen: 
8. 1933, 2946). Der Verf. trägt alſo lediglich den — wenn 
3 unbegründeterweiſe — aufgetauchten Mißverſtändniſſen 
es Begriffs „totaler Staat“ Rechnung; mit einem ſolchen Ver⸗ 
galten wird die Wiſſenſchaft aus der Unfruchtbarkeit eines blo⸗ 
en Streits um Worte und einer rein begrifflichen Polemik her⸗ 
ausgeführt. 
A Im Gegenſatz zu der beachtlichen und m. E. zutreffenden 
ya faffung von Höhn („Deutſches Verwaltungsrecht“ von 
Rin. Dr. Frank, S. 71 ff.; vgl. auch Maunz: „Deutſches 
Recht- 1935, 219 ff.) vertritt der Verf. die Anſicht, daß der 
1, if der Führung auch für die jtaatlihe Verwaltung Gel⸗ 
dung habe (S. 94, 243 f). In dieſem Zuſammenhang iſt es 
don, Intereſſe, daß neuerdings auch StSekr. Dr. Stuckart 
15 Anwendbarkeit des Führergedankens im Bereich der ſtaat⸗ 
chen Verwaltung mit Nachdruck betont hat („Deutſches Ver⸗ 
altungsrecht“ von RMin. Dr. Frank, S. 133). 


Die Behandlung des Aufgaben der Partei im Dritten 
Reich durch den Verf. iſt m. E. noch nicht genügend vertieft 
(S. 160 ff.). Im Grunde genommen gibt es nur eine Auf⸗ 
gabe der Partei, wenigſtens nur eine Grundaufgabe, die 
ihren verfaſſungsrechtlichen Sinn und ihr letztes Weſen be- 
ſtimmt: die Aufgabe der integrativen Zuſammenfaſſung aller 
Deutſchen zu einer unzerſtörbaren Einheit. Alle anderen Auf⸗ 
gaben der Partei find dieſer einen Grundaufgabe helfend zu⸗ 
geordnet. Sie erſtreben ſämtlich nur die Garantie und die Ge⸗ 
ſtaltung der völkiſchen Einheit. Dieſem Ziel dient ſowohl die 
Aufrechterhaltung einer eigenen Parteiorganiſation wie auch 
die immerwährende Pflege und Erneuerung der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung, wie endlich auch die geſamte Führer⸗ 
ausleſe der Partei. Deutſchland ſoll im Nationalſozia⸗ 
lismus unter einem Führer einig ſein! So bewährt 
ſich auch hier die alte Erfahrung, daß oft die Vertiefung der 
Probleme zu ihrer Vereinfachung führt. Das Weſen der Par⸗ 
tei, ihr Sinn und ihr Daſeinszweck laſſen ſich in einer 
Grundaufgabe erfaſſen: Die Aufzählung einer Mehr⸗ 
zahl einzelner Aufgaben der Partei erweiſt ſich als eine Aufzäh— 
lung von Hilfsfunktionen, die der Partei im Intereſſe der Er- 
füllung ihrer einen großen Grundaufgabe obliegen. Alle dieſe 
Hilfsfunktionen ſind auf die große Aufgabe der völkiſchen Ein- 
heitswahrung bezogen (vgl. meinen Aufſatz „Partei und Staat“: 
„Beamten⸗Jahrbuch“ 1936, 353 ff.). Hinſichtlich der rechtlichen 
Beurteilung der Amtsträger der Bewegung iſt der Verf. der— 
ſelben Rechtsauffaſſung, die im Schrifttum erſtmals von mir 
(in meinem Aufſatz „Partei und Staat im Dritten Reich“: 
JW. 1935, 2314 ff.) vertreten worden ift; inſoweit kann ich da⸗ 
her die Leſer der JW. auf meinen erwähnten Aufſatz verweiſen. 

Auch ſonſt könnte das Buch bei der Reichhaltigkeit und der 
Bedeutung feines Inhalts noch zu eingehenden Bemerkungen 
Anlaß bieten. Es muß aber genügen, in großen Zügen ge- 
zeigt zu haben, daß hier eine beſonders wertvolle Neuerſchei⸗ 
nung vorliegt, die man dem aufmerkſamen Studium jedes 
Rechtswahrers empfehlen möchte. 


RA. Reuß, Berlin. 


Monatshefte für NS.⸗Sozialpolitik. Mit Bei⸗ 
lage „Der Vertrauensrat“. Herausgegeben von Franz 
Mende, Leiter des Sozialamts der Deutſchen Arbeitsfront. 
Jahrgang 4, Heft 1—6. Stuttgart und Berlin 1937. Verlag 
W. Kohlhammer. Jahresbezugspreis 14% %. 

Die Zeitſchrift (vgl. zuletzt JW. 1937, 147) erſcheint ſeit 
Jahresbeginn zweimal monatlich; eine Erhöhung des Bezugs— 
preiſes iſt erfreulicherweiſe gleichwohl nicht eingetreten. 

Wer über Weſen, Ziele und bisherige Ergebniſſe der natio— 
nalſozialiſtiſchen Sozialpolitik laufend unterrichtet ſein will, fin: 
det hier reiche Anregung und Belehrung. Aus den erſten ſechs 
Heften des laufenden Jahrgangs ſeien nur folgende Beiträge 
hervorgehoben. 

In Heft 1 S. 4 finden wir ſehr aufſchlußreiche lohnpolt⸗ 
tiſche Unterſuchungen eines leider ungenannten Verf. unter der 
Überſchrift „Die Leiſtungsgemeinſchaft im ſozialen Aufbau“. 
Das Verhältnis der Sozialpolitik zur Volkswirtſchaftspolitik 
und ihren Zuſammenhang mit den Aufgaben der Deutſchen Ar- 
beitsfront behandelt Ernſt Schuſter (Heft 2, S. 25). Heft 3 
beginnt mit der abgekürzten Wiedergabe eines Vortrags von 
Klauſing über Unternehmer und Betriebsführer in der 
neuen Arbeitsordnung (S. 50) und bringt weiter einen Bericht 
von Wangner (S. 59) über die nunmehr abgeſchloſſenen 
Arbeiten der Strafrechtskommiſſion zur Frage des ſtrafrecht⸗ 
lichen Schutzes der Arbeitskraft. Ernſt v. Stuckrad ſchildert 
in einem Aufſatz über die Heimſtätte des deutſchen Arbeiters 
(Heft 4, S. 73) eingehend die Grundſätze der Siedelungspolitik, 
wie ſie ſich aus dem neuen Vierjahresplan ergeben: Ausrich⸗ 
tung des geſamten Wohnungsbaus auf den Arbeiter⸗Wohnſtät⸗ 
tenbau und raſche Beſchaffung des Wohnraums für die Stamm⸗ 
arbeiter der nenen Rohſtoffinduſtrien. Beſonderes Intereſſe er⸗ 
wecken die Ausführungen von Alfred Roeder (Heft 5, S. 106) 
über die Abſchaffung des Hofgängerweſens im Spiegel der Recht⸗ 
ſprechung; ſie zeigen an dem Beiſpiel der tariflichen Neuordnung 
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des Hofgängerweſens in Brandenburg und Pommern, wie tief 
die Maßnahmen der Treuhänder der Arbeit in die Weiterbil⸗ 
dung des Arbeitsrechts einzugreifen vermögen, und ſie laſſen 
in einem kritiſchen Überblick über die hierzu ergangene Recht⸗ 
ſprechung die Notwendigkeit erkennen, daß auch die Rechtsanwen⸗ 
dung ſich auf die neue Sozialauffaſſung einſtellt. In Heft 6 
S. 124 zeigt Johannes Handrick an der Hand eines 
reichen Zahlenmaterials, wie ſeit der Machtübernahme und be⸗ 
ſonders ſeit dem Gef. v. 5. Nov. 1935 die berufliche Lenkung 
der deutſchen Jugend durch die Berufsberatung der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung ſich entwickelt hat. 
RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Dr. Werner Spohr: Das Recht der Steuerbera⸗ 
tung. Geſchäftsmäßige Hilfeleiſtung und Vertretung in 
Steuerſachen (Stilkes Rechtsbibliothek Nr. 160.) Berlin 1937. 
Verlag Georg Stilke. 182 S. Preis geb. 4,80 . 

Der Verf. hat das Steuerberatungsrecht ſyſtematiſch be⸗ 
handelt. Er zerlegt die Materie in ſechs Kapitel, und zwar: 

1. Das Recht der geſchäftsmäßigen Hilfeleiſtung in Steuer⸗ 
angelegenheiten uſw. Dieſer Abſchnitt intereſſiert die Rechts⸗ 
anwälte und Notare nicht, weil ſie zu den zur Steuerberatung 
zugelaſſenen privilegierten Perſonenkreiſen gehören. Ich ver⸗ 
mag jedoch der Auffaſſung des Verf. auf S. 16 nicht beizutreten, 
daß z. B. auch die Beſorgung von Steuerangelegenheiten bei 
Treuhandverhältniſſen die Erledigung fremder Angelegenheiten 
ſei und daher nur durch Helfer in Steuerſachen bzw. zugelaſſene 
Steuerberater erfolgen dürfe. Der Treuhänder hat ſteuerlich 
ſelbſtändige Finanzpflichten zu erledigen. 

Auf S. 25 iſt nachzutragen, daß inzwiſchen durch die 
Reichsnotarordnung die reichsgeſetzliche Regelung der Berufs⸗ 
verhältniſſe erfolgt iſt. 

Auf S. 31 hätte der Verf. noch näher auf das bekannte 
Stundenbuchhaltergutachten des RF§ H. zweckmäßigerweiſe ein- 
gehen können (vgl. RStBl. 1937, 1). 

2. Im zweiten Kapitel behandelt der Verf. die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten. Schief iſt die Anmerkung auf 
S. 6: „Iſt ein Steuerſtrafverfahren vor die ordentlichen Ge— 
richte gebracht worden, jo beſteht, ſofern es vor dem LG. oder 
höheren Gerichten ſchwebt, Anwaltszwang.“ Der Verf. meint 
offenbar, daß grundſätzlich nur Rechtsanwälte zur Verteidigung 
befugt ſind. 

Anzuerkennen ſind die Ausführungen über die Pflicht der 
Steuerbehörden zur Zuſtellung an den Bevollmächtigten des 
Steuerpflichtigen. 

3. Im dritten Kapitel wird das Standesrecht und Berufs: 
recht des Steuerberaters erörtert. Auch dieſe Ausführungen 
intereſſieren die Rechtsanwälte und Notare nicht. Zudem iſt 
das Berufsrecht des Steuerberaters nur außerordentlich kurz 
dargeſtellt. Über die neue Steuerberater⸗-Prüfungsordnung vom 
3. April 1937 vgl. RStBl. 1937, 457. 

4. Das vierte Kapitel behandelt die bürgerlich⸗ rechtlichen 
Grundlagen des Steuerberatungsverhältniſſes, das ebenfalls 
für den Rechtsanwalt nichts Neues bringt. Unrichtig ericheint 
mir die Auffaſſung (S. 107), daß unter rechtsähnlicher Anwen⸗ 
dung des § 34 ZPO. für Gebührenklagen der Steuerberater 
dasjenige ordentliche Gericht anzuſehen ſei, in deſſen Bereich 
die ſteuererhebende Behörde gelegen iſt. § 34 ZPO. ift eine 
Sondervorſchrift, die ausdehnender Auslegung nicht fähig iſt. 
Es wäre lediglich im Einzelfalle zu erwägen, ob darin, daß ein 
Steuerpflichtiger einen Steuerberater in deſſen Büro aufſucht 
und mit ſeiner Vertretung beauftragt, eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung eines entſprechenden Erfüllungsortes zu er⸗ 
blicken iſt. 

Auf S. 110 vertritt der Verf. die Auffaſſung, daß der 
Steuerberater grundſätzlich verpflichtet ſei, den Weiſungen des 
Auftraggebers nachzukommen. Meines Ermeſſens iſt jedoch als 
ſtillſchweigende Vertragsgrundlage bei Steuerberatungsver⸗ 
trägen davon auszugehen, daß in erſter Linie der Steuerberater 
die ſteuerlichen Pflichten des Mandanten zu erfüllen hat. Wei⸗ 
lungen, die gegen die Beſtimmungen des Steuerrechts, insbeſ. 
auch gegen 81 StAnp®. verſtoßen, find, weil rechtswidrig, un⸗ 
beachtlich. Gerade hier wäre es intereſſant geweſen, zu erörtern, 


wie im einzelnen das Beratungsrechtsverhältnis ſich unter Be 
rückſichtigung der neueren Entwicklung des Steuerrechts ge— 
ſtaltet. 

Bei der Beſprechung der bürgerlich-rechtlichen Haftung des 
Steuerberaters gegenüber dem Auftraggeber hätte noch die 


neuere Rechtſprechung zur Haftung des Notars verwendet incl” 


den können. 

Auf S. 112 ſchreibt der Verf.: „Es (das zwiſchen dem Auf; 
traggeber und Beauftragten beſtehende beſondere Vertrauens 
verhältnis) verpflichtet zu zweckentſprechender Beratung, not 
falls gegen die eigenen Intereſſen des Beratenden.“ 

Ich bedauere, daß der Verf. bei der Erfüllung der Per 
kragsverpflichtungen eines Steuerberaters überhaupt den Ge— 
danken der Wahrnehmung eigener Intereſſen des Beratenden 
in die Debatte geworfen hat. Ich habe mich bisher ſtets von 
dem Geſichtspunkt leiten laſſen, daß der ideale Rechtswahrer 
ſeine Rechtsberatungstätigkeit und ebenſo der Steuerberater 
ſeine Steuerberatungstätigkeit als die Erfüllung des Steuer 
beratungsauftrages vorzunehmen hat ohne Rücckſicht darauf, ob 
und welche „eigenen Intereſſen“ den Steuerberater hierbei 
treffen. In demſelben Augenblick, in dem jemand ſich ver— 
pflichtet, die Rechtsangelegenheiten eines Dritten zu erledigen, 
wird er damit ſelbſtverſtändlich genötigt, für ſeinen Auftrag⸗ 
geber im Rahmen der geltenden Geſetze feine Tätigkeit auszu⸗ 
üben. Iſt der Auftrag übernommen, darf nicht mehr danach 
gefragt werden, bei welcher Art der Erledigung z. B. die höch 
ſten Gebühren und dergleichen anwachſen. Derjenige, der 
Stenerberatung betreibt, muß ebenſo, wie jeder andere Rechts- 
wahrer, ſelbſtverſtändlich dafür ſorgen, daß dieſe Rechtsange—⸗ 
legenheiten in einer für den Auftraggeber möglichſt billigen 
Weiſe erledigt werden. Der Rechtswahrer mag auch daran 
denken, daß er erſt recht keinen Anſpruch darauf hat, daß die 
Rechtsangelegenheiten auf vermeidbare Koſten feines Auftrag 
gebers erledigt werden. 

Hinſichtlich des Gebührenxechts des Steuerberaters iſt ja 
die Rechtslage bzgl. der vom Rechtsauwalt zu liquidierenden 
Koſten grundſätzlich geklärt. Ohne Vereinbarung bindende Ge 
bührenordnungen einzelner Verbände beſtehen nicht. Es gilt 
alſo bei Nichtvorhandenſein von Gebührenordnungen gemäß 
5 612 Abſ. 2 BGB. die übliche Vergütung als vereinbart. Da 
über den Umfang der üblichen Vergütung erfahrungsgemäß 
außerordeutlicher Streit herrſcht, iſt in allen Fällen die Vor⸗ 
nahme einer Gebührenvereinbarung zu empfehlen. 

6. Im ſechſten Kapitel behandelt der Verf. das Strafrecht 
des Steuerberaters. Auch hierzu iſt Beſonderes nicht zu Jagen: 
Ich habe die hier einſchlagenden Fragen in meinem Handbuch 
des Steuerrechts in dem Abſchnitt „Die ſteuerſtrafrechtliche 
Stellung des Rechtsanwalts und Notars“ eingehend vom 
Standpunkt der Rechtsanwälte und Notare aus behandelt. 

Die Schrift Spohrs iſt durchaus anerkennenswert. Sie 
bietet auch für denjenigen, der ſich mit dem Recht der Steuer- 
beratung als Nichtrechtsanwalt oder Nichtnotar vertraut 
machen will, einen intereſſanten Überblick. Leider werden die 
Ausführungen etwas zu ſtark auf das rein rechtliche Gebiet ab’ 
geſtellt. Es wäre begrüßenswert geweſen, wenn der Verf. auch 
die ethiſchen Geſichtspunkte der Steuerberatung beſonders her⸗ 
ausgeſtellt hätte. Ich denke hier z. B. an ein weiteres Durch 
dringen der Fragen nach dem Ethos des Berufs des Steuer 
beraters (ſo Ben d in der Feſtſchrift zum zehnjährigen Beſtehen 
des Steuerinſtituts an der Handelshochſchule Leipzig oder auch 
in meinen Ausführungen über die nationalwirtſchaftliche Be 
deutung der Steuerberater, „Handbuch“ a. a. O. S. 245 ff.). 

Auch die Auswirkung der allgemeinen ſteuerlichen Grund⸗ 
ſätze des StAnpcd. (Anwendung der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung auf das Steuerrecht) hätte Veranlaſſung geben 
können, unter dieſem Geſichtspunkt die Steuerberatungstätigkeit 
zu beleuchten. 

Andererſeits hat offenbar der Verf. es ſich lediglich zum 
Ziel geſetzt, die vorhandenen Rechtsbeſtimmungen zuſammen 
zuſtellen und kurz zu erläutern. Hätte allerdings der Verf. die 
von mir vorgebrachten Wünſche erfüllt, ſo wäre wahrſcheinlich 
der Umfang des Buches nicht unerheblich geſtiegen. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
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1. RG. — 88 133, 157 315, 316 BG B.; § 1025 ZPO. Die 
eichnung „unter Ausſchluß des Rechts⸗ 
weges“ ift für die Entſch. der Frage, ob ein 
Schiedsvertrag nach $ 1025 Z PO. vorliegt oder 
, ohne maßgebliche Bedeutung. Verein⸗ 
barung nach 88 315, 316 BGB. Nicht nur der Um⸗ 
fang der Leiſtung oder Gegenleiſtung kann der 
inen oder anderen Vertragspartei zur Be⸗ 
ſtimmung überlaſſen werden, ſondern auch 
Nine Feſtſetzung einzelner Modalitäten der 
Leiſtung, insbeſ. auch die Leiſtungszeit. 
Der Bekl. war früher Eigentümer von Grundbeſitz in B. 
Die Kl., die Landesbank für die Provinz O., hat dem Bekl. im 
Jahre 1928 ein Darlehen aus Mitteln einer Auslandsanleihe 
der Landesbankenzentrale gewährt. Hierüber iſt die Schuld⸗ 
Urkunde nebſt Hypothekenbeſtellung vom 27. Nov. 1928 aufge⸗ 
nommen worden. Demgemäß iſt für die Kl. eine Darlehns⸗ 
hypothek von 171 800 GM. im Range nach zwei Hypotheken 
einer anderen Gläubigerin eingetragen worden. Nach Ziff.7 der 
Larlehensbedingungen in der Schuldurkunde ſollte das Dar» 
lehen für die Kl. grundſätzlich unkündbar ſein bis zum 1. April 
940. Des weiteren ſind dort jedoch verſchiedene Fälle aufge⸗ 
zahlt, bei deren Vorliegen die Kl. ohne Innehaltung einer 
ſcündigungefriſt die ſofortige Rückzahlung des Darlehens ver⸗ 
angen könne. In Abſ. 2 der Ziff. 7 iſt geſagt, daß über das 
orliegen der dort genannten Vorausſetzungen für eine Be⸗ 
rechtigung der Kl., die ſofortige Rückzahlung des Darlehens zu 
verlangen, mit Wirkung für alle Beteiligten und unter Aus⸗ 
chtuß des Rechtsweges die Landesbank der Provinz O., alſo 
te Kl., entſcheide. In Ziff. 10 der Urkunde hatte ſich der Bell. 
egen aller Forderungen aus der Schuldurkunde der ſofortigen 
wangsvollſtreckung in den belaſteten Grundbeſitz und in ſein 
ſonſtiges Vermögen unterworfen. 
f Der Bekl. macht geltend, daß Ziff. 7 Abſ. 2 der Schuld⸗ 
irkunde in Verbindung mit den harten Fälligkeitsbedingungen 
W zu einem ſittenwidrigen Knebelungsvertrag 
e. 


Be; 


ö In Ziff. 7 Abſ. 2 a. a. O. iſt geſagt, daß die Landesbank 
g nter Ausſchluß des Rechtsweges mit Wirkung für alle Be⸗ 
zeiligte, alſo verbindlich, darüber entſcheide, ob die Voraus⸗ 
le ungen vorlägen, unter denen ſie nach Abſ. 1 a bis g die ſo⸗ 
uͤrtige Rückzahlung des Darlehens vorzeitig und ohne Einhal- 
zung einer Kündigungsfriſt verlangen könne. Enthielte dieſe 
N madpung einen Schiedsvertrag, jo würde ſie Schon deshalb 
nichtig ſein, weil es mit dem Weſen des Schiedsrichteramtes 
„Öt vereinbar ift, daß eine Partei in eigener Sache Schieds⸗ 
vabter iſt. Es handelt ſich hier aber nicht um einen Schieds⸗ 
ertrag, denn Feſtſtellungen der vorgeſehenen Art ſind keine 
tentſch. über eine Rechtsſtreitigkeit, ſondern Feſtſtellungen von 
diſächlichen Elementen eines Rechtsverhältniſſes der Parteien 
deal, RG. 96, 59; 67, 71 ff. = IW. 1908, 16). Der Gebrauch 
"5 Ausdruckes „unter Ausſchluß des Rechtsweges“ ift für die 
U. der Frage, ob ein Schiedsvertrag nach § 1025 ZPO. 
Baltegt oder nicht, ohne maßgebliche Bedeutung (88 133, 157 
ö GB.; Jonas, Anm. II 3 vor $ 1025 ZPO). Es handelt 
5 nach dem Inhalt des in Frage ſtehenden Abſatzes um ein 
bkommen der in den §8 315, 316 BOB. behandelten Art. 
icht nur der Umfang der Leiſtung oder Gegenleiſtung kann 
n einen oder anderen Vertragspartei zur Beſtimmung über 
aſſen werden, ſondern auch die Feſtſetzung einzelner Modali 


täten der Leiſtung, insbeſ. auch die Leiſtungszeit (vgl. RGWarn. 
1917 Nr. 236; 1913 Nr. 294; RG. 64, 114). Die Beſtimmung 
kann in das freie Belieben einer Partei geſtellt werden, ſoweit 
nicht allgemeine und beſondere Rechtsnormen dem entgegen⸗ 
ſtehen. Eine in dieſem Rahmen getroffene Beſtimmung ſchließt 
eine richterliche Feſtſetzung nach $ 315 Abſ. 3 Satz 2 aus, da 
die Partei, der gegenüber die Beſtimmung erfolgt, infolge der 
Vereinbarung nicht geltend machen kann, die getroffene 
Beſtimmung entſpreche nicht der Billigkeit. Das gleiche gilt, 
wenn der einen Partei nicht die Beſtimmung des Umfanges 
oder der Art der Leiſtung überlaſſen iſt, ſondern lediglich die 
Feſtſtellung von Tatſachen, von denen Umfang oder Art der 
Leiſtung abhängig ſein ſollen, hier alſo die beſtimmt genannten 
Vorausſetzungen einer vorzeitigen Kündbarkeit des Darlehens. 
Die von der beſtimmungsberechtigten Partei getroffene Feſt⸗ 
ſtellung bindet die andere Partei und hindert ſie, bei Anrufen 
des Gerichts geltend zu machen, die getroffene Feſtſtellung ſei 
unrichtig. Nichts anderes beſagen im vorl. Falle die Worte, 
die Landesbank entſcheide „unter Ausſchluß des Rechtsweges“. 


Der Inhalt dieſer Beſtimmung in Verbindung mit den 
aufgezählten Vorausſetzungen der vorzeitigen Kündbarkeit 
widerſtreitet nicht den guten Sitten. (Wird ausgeführt.) 


(RG., V. ZivSen., U. v. 29. Jan. 1937, V 174/36.) Iv. B.] 
* 


2. KG. — 8 181 BG B.; 88 19, 27 G B O. Bevoll⸗ 
mächtigt der Hypothekengläubiger den Allein- 
oder Miteigentümer des Pfandgrundſtücks 
zur Löſchungsbewilligung, ſo kann darin die 
ſtillſchweigende Befreiung von der Beſchrän⸗ 
kung des § 181 BGB. liegen, ſo daß der Eigen⸗ 
tümer in einer Perſon ſowohl die Löſchung be- 
willigen als auch die nach § 27 G BO. erforder- 
liche Zuſtimmung erklären kann. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 4. März 1937, 1 Wx 40/37.) 
H. 
* 
au 3. RG. — 88 242, 244 BGB. 

1. Bei Gebrauch des Ausdruckes „leihweiſe“ Überlaſſung 
einer Fremdwährungsſumme iſt die Rückzahlung in ausländi⸗ 
ſcher Währung (effektive Rückzahlung) als ausdrücklich bedungen 
anzuſehen. 

2. Unter der beſtehenden Deviſengeſetzgebung iſt eine in⸗ 
ländiſche Bank, die auf Grund eines Auslandskredits einem in⸗ 
ländiſchen Kunden einen effektiven Währungskredit gewährt 
hatte, nach Treu und Glauben verpflichtet, dieſem Kunden Ge⸗ 
legenheit zu geben, den empfangenen effektiven Währungskredit 
durch Reichsmarkzahlungen in demſelben Verhältnis abzubauen, 
in dem ſie ſelbſt in der Lage war, ihre Währungsverpflichtungen 
gegenüber dem Ausland durch Rückzahlungen in Regiſtermark 
abzudecken. ) 


Die Kl. hat der Bekl. im Jahre 1927 einen Kredit er⸗ 
öffnet. Aus dieſem Kredit ſchuldet die Bekl. der Kl. 498 905.15.11 
engliſche Pfunde und 309 000 amerikaniſche Dollar. Am 25. Sept. 
1935 ſchrieb die Bekl. der Kl., daß ſie die genannten Kapital⸗ 
beträge am Fälligkeitstag, dem 31. Okt. 1935, an die Kl. zahlen 
werde, wobei die Umrechnung der Fremdwährung in Reichs⸗ 
mark unter Zugrundelegung des amtlichen Berliner Kurſes für 
Auszahlung Neuyork bzw. London v. 30. Okt. 1935 erfolgen 
werde. Die Kl. lehnte die Annahme der Rückzahlung der Wäh⸗ 
rungskredite in Reichsmark ab. Mit Schreiben v. 9. Nov. 1935 
teilte ſodann die Bekl. der Kl. mit, daß ſie weitere Zinszahlung 
für die Zeit ab 1. Nov. 1935 ablehne, da ſich die Kl. in An⸗ 
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nahmeverzug befinde. Die Kl. vertritt den Standpunkt, daß fie 
durch das Zahlungsangebot der Kl. nicht in Annahmeverzug 
verſetzt worden ſei, da es ſich um eine effektive Währungsſchuld 
handle und da ihr nicht zugemutet werden könne, Zahlung in 
Reichsmark entgegenzunehmen, weil ſie ſelbſt ihren ausländi⸗ 
ſchen Gläubigern gegenüber zur Zahlung in Fremdwährung 
verpflichtet ſei. Die Kl. verlangt mit der Klage Zahlung von 
18 500 , als Teilbetrag der von der Bekl. geſchuldeten Zin⸗ 
ſen, berechnet nach einem Zinsfuß von 5 / % aus einem Kapi⸗ 
tal von 6 900 000 . Das LG. hat die Klage abgewieſen. 
Das BG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Die Rev. der Bekl. war erfolglos. 

I. Die Frage, ob eine effektive Währungsſchuld der 
Bekl. i. S. des 2. Halbſ. des § 244 Abſ. 1 BGB. vorliegt, wird 
vom BG. bejaht. Der Kredit ſei der Bekl. eröffnet worden durch 
ein Schreiben der Kl. v. 4. April 1927, durch das die Kl. be⸗ 
ſtätigte, der Bekl. 2 500 000 8 „leihweiſe“ überlaſſen zu haben; 
die Bekl. habe dieſem Schreiben nicht widerſprochen und habe 
ſelbſt in zahlreichen ſpäteren Schreiben mit Bezug auf den ihr 
von der Kl. gewährten Kredit Ausdrücke wie „Leihgelder“, 
„Pfundleihgelder“, „Deviſenleihgelder“ gebraucht. Mit dem Aus⸗ 
druck „Leihe“, angewendet auf die Zurverfügungſtellung fremder 
Währung, werde im Bankenverkehr dasſelbe bezeichnet, wie mit 
den Worten, daß die Rückzahlung „effektiv“ in der Fremdwäh⸗ 
rung erfolgen ſolle; auch habe die Bekl. in einem Schreiben an 
das Reichsbankdirektorium v. 29. Okt. 1931, in dem ſie um Ge⸗ 
nehmigung zur Beſchaffung von Deviſen gebeten habe, ſelbſt 
erklärt, daß ſie die Zinſen an die Kl., die ihrerſeits Zinszah⸗ 
lungen an das Ausland zu leiſten habe, „effektiv“ zu zahlen habe. 
— Gegen die Annahme des BG., daß unter dieſen Umſtänden 
die Rückzahlung des Kredits in ausländiſcher Währung als zwi⸗ 
ſchen den Parteien „ausdrücklich bedungen“ anzuſehen ſei (8 244 
Abs. 1 Halbſ. 2 BGB.), find rechtliche Bedenken nicht zu erheben. 
Nach der Rſpr. des RG. ſoll zwar durch dieſe Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes zum Ausdruck gebracht werden, daß eine in beſonderem 
Maße unzweideutige Offenbarung des auf Effektivzahlung in 
ausländiſcher Währung gerichteten Parteiwillens erforderlich iſt 
(RG. 107, 110 JW. 1924, 172 6; RG. 138, 2 = JW. 
1932, 3809 1). Der Gebrauch des Wortes „effektiv“ wird aber 
nicht gefordert. Den Gebrauch des Ausdrucks „leihweiſe Über- 
laſſung“ einer Fremdwährungsſumme hat das RG. in ſeiner 
Entſch. v. 27. Jan. 1925 (JurRdſch. 1925 Nr. 761) als eine 
unzweideutige Willenserklärung, daß Währung derſelben Art zu⸗ 
rückerſtattet werden müſſe, bezeichnet; es wird in jener Entſch. 
darauf hingewieſen, daß von „Leihe“ auch im Effektentermin⸗ 
handel beim Reportgeſchäft geſprochen wird und daß damit ge⸗ 
ſagt ſein ſoll, es ſeien zwar nicht notwendig die hingegebenen 
Effekten ſelbſt, aber doch Effekten derſelben Art und derſelben 
Menge zurückzugeben; und es wird weiter ausgeführt, daß der 
Sinn des Ausdrucks „Leihe“ überall der ſei, es müſſe das, was 
hingegeben iſt, in derſelben Art zurückgegeben werden, daß alſo 
dieſer Ausdruck der Bedeutung nach dem im Währungshandel 
gebrauchten Worte „effektiv“ gleichzuſetzen ſei. — Die Rev. will 
dieſer Entſch. des RG. v. 27. Jan. 1925 die Anwendbarkeit auf 
den gegenwärtigen Fall abſprechen, weil „der damals entſchie⸗ 
dene Fall in die Zeit der Hochinflation gefallen ſei“. Dieſer 
Reviſionseinwand iſt jedoch nicht ſtichhaltig; denn die Begrün⸗ 
dung jener Entſch. hat mit den Verhältniſſen der Inflationszeit 
nichts zu tun und kann Allgemeingültigkeit beanſpruchen; es mag 
jener Begründung nur noch hinzugefügt werden, daß gerade der 
Umſtand, daß der von den Parteien gewählte Ausdruck „Leihe“ 
juriſtiſch auf ein Darlehensverhältnis nicht paßt, zeigt, daß die 
Parteien damit eine beſondere Rechtswirkung haben herbei⸗ 
führen wollen. Im übrigen handelt es ſich hier weſentlich um 
eine Auslegung der Willenserklärung der Parteien, die die Rev. 
ſelbſt als eine mögliche Auslegung bezeichnet und gegen die des⸗ 
halb Angriffe, die im Reviſionsverfahren zuläſſig find, infoweit 
nicht erhoben werden können. 

II. Die weiteren Ausführungen des BG. ſchließen ſich der 
Entſch. des erk. Sen. v. 16. März 1936 (RG 3. 151, 35 ff. = 
JW. 1936, 1286) an, bei der es ſich gleichfalls um die Frage 
gehandelt hat, ob der deutſche Gläubiger einer effektiven Pfund⸗ 
forderung verpflichtet iſt, von dem deutſchen Schuldner mit Rück⸗ 
ſicht auf die deutſche Deviſengeſetzgebung Zahlung in Reichs⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
mark zum Pfundkurs des Zahlungstages als Erfüllung anzu⸗ 
nehmen. Wie in jener Entf. des näheren dargelegt ift, iſt 
die Zahlung einer Schuld in ausländiſcher Währung ohne Ge⸗ 
nehmigung der Deviſenſtelle nichtig und verboten. Eine ver⸗ 
botene Leiſtung iſt als eine unmögliche Leiſtung anzuſehen. Dieſe 
durch die Deviſengeſetzgebung herbeigeführte Unmöglichkeit iſt 
jedoch keine dauernde; ſie hat keine ſchuldbefreiende Wirkung i. S. 
des 5275 BGB. Der Schuldner bleibt alſo trotzdem zur Zah⸗ 
lung in der fremden Währung verpflichtet. Der Gläubiger 
kommt durch ſeine Weigerung, die ihm vom Schuldner an⸗ 
gebotene Zahlung in Reichsmark anzunehmen, nicht in An⸗ 
nahmeverzug. Das Schuldverhältnis bleibt, wenn nicht im Wege 
freiwilligen Entgegenkommens eine vertragliche Verſtändigung 
zwiſchen dem Schuldner und dem Gläubiger erfolgt, in der 
Schwebe. Es wird in jener Entſch. anerkannt, daß es ein un⸗ 
erwünſchter Zuſtand iſt, wenn ein Rechtsgeſchäft jahrelang nicht 
zur Abwicklung gebracht werden kann, und daß die Anwendung 
des Grundſatzes von Treu und Glauben (§ 242 BGB.) im ein⸗ 
zelnen Fall dazu führen kann, die unerwünſchten Wirkungen, 
die ſich aus der Deviſengeſetzgebung für das Verhältnis zwiſchen 
Schuldner und Gläubiger ergeben, abzuſchwächen; im einzelnen 
Fall kann unter Berückſichtigung der beiderſeitigen Belange eine 
Weigerung des Währungsgläubigers, die Zahlung in Reichs⸗ 
mark zum Tageskurs als Leiſtung an Erfüllungs Statt an⸗ 
zunehmen, u. U. gegen Treu und Glauben verſtoßen; denn der 
das deutſche Schuldrecht beherrſchende Grundſatz von Treu und 
Glauben ergreift auch derartige Schuldverhältniſſe. Auf dieſen 
Standpunkt hat ſich auch — in dem verwandten Fall des deviſen⸗ 
rechtlichen Verbotes der Leiſtung an einen Gläubiger, der als 
Ausländer i. S. der Deviſengeſetzgebung anzuſehen iſt — der 
Große Senat für Zivilſachen in ſeinem Beſchl. v. 23. Mai 1936 
(RG. 151, 116 = JW. 1936, 2449 1) geſtellt; der ausländiſche 
Gläubiger braucht nach dieſem Beſchluß die ihm angebotene 
Zahlung auf Sperrkonto bei einer Deviſenbank nicht an Er⸗ 
füllungs Statt anzunehmen, wenn nicht die beſonderen Umſtände 
des Falls jo liegen, daß die Annahmeverweigerung des Aus⸗ 
länders als ein Verſtoß gegen Treu und Glauben erſcheint. Von 
dieſer Rſpr. des RG. geht das BG. im vorl. Falle aus. Dagegen 
werden auch von der Rev. keine Einwendungen erhoben. 

Die Anwendung des Grundſatzes des § 242 BGB. führt 
daher hier zur Erörterung der Frage, ob aus beſonderen Grün⸗ 
den unter Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen der Kl. die 
Annahme von Reichsmarkzahlung zugemutet werden konnte. In 
der Entſch. des erk. Sen. v. 16. März 1936 wird hervorgehoben, 
daß dabei die Verhältniſſe des Gläubigers in gleicher Weiſe wie 
die des Schuldners zu berückſichtigen ſind. Das BG. hat ſich 
diefer Prüfung unterzogen, indem es zunächſt die Intereſſen⸗ 
lage der Kl. behandelt und hierbei entſcheidendes Gewicht darauf 
legt, daß dem Währungsguthaben der Kl. bei der Bekl. Wäh⸗ 
rungsſchulden der Kl. im Ausland gegenüberſtanden. Es komme 
dabei nicht darauf an, daß das der Bekl. im Jahre 1927 ge⸗ 
gebene Währungsdarlehn aus einem beſtimmten der Kl. 
im Ausland gewährten Kredit ſtamme. Die Kl. habe der Bell. 
damals dieſen großen Kredit zur Verfügung ſtellen können, weil 
die Kl. „im Geſamtergebnis mit den ihr im Ausland zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Krediten gerechnet habe; die Kl. habe per saldo 
ihre Deviſenverpflichtungen durch das der Bekl. gegebene Dar⸗ 
lehen nicht erhöhen wollen“. Im BU. iſt in dieſem Zuſammen⸗ 
hang von der „Deviſenpoſition“ der Kl. die Rede. Es wird dann 
vom BG. weiter ausgefürt, daß die Kl. auch Ende 1935, als ſie 
das Reichsmarkzahlungsangebot der Bekl. zurückwies, noch er⸗ 
hebliche Währungsſchulden im Ausland gehabt habe, und daß 
fie nicht in der Lage fei, dieſe ausländiſchen Kredite durch Zah” 
lungen in Reichsmark abzudecken, da die ausländischen Glaäu⸗ 
biger nach den Stillhalteabkommen zur Annahme von Regiſter⸗ 
mark nicht gezwungen werden könnten. 

Gegen dieſe Ausführungen des BG. erhebt die Rev. zu⸗ 
nächſt den Einwand, die Kl. könne ſich auf ihre Währungsſchul⸗ 
den im Ausland nur dann berufen, wenn dieſe im unmittel- 
baren Zuſammenhang mit dem von ihr der Bekl. gegebenen 
Währungsdarlehen ſtünden; die Kl. habe nicht behauptet, daß 
das von ihr der Bekl. gegebene Darlehen aus einem beſtimm⸗ 
ten Währungskredit der Kl., insbeſ., daß es aus einem be 
ſtimmten im Ausland aufgenommenen Währungskredit der Kl. 
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anne, Dieſer Einwand der Rev. iſt nicht begründet. Es ift 
boneswegs erforderlich, daß die Kl. nachweiſt, aus welchem 
eſtimmten ihr damals zur Verfügung ſtehenden Währungs⸗ 
kedit die Dollarbeträge herrührten, die ſie im Jahre 1927 der 
a zur Verfügung geftellt und mit denen das Kreditverhält⸗ 
= zwiſchen den Parteien feinen Anfang genommen hat. Es ge- 
ügt, daß dem Währungsguthaben, das die Kl. ſich bei der Bell. 
geſchaffen hat, überhaupt eine entſprechende Währungsverbind⸗ 
ichkeit der Kl. gegenübergeſtanden hat. Dieſe letztere Feſtſtel⸗ 
ung will das BG. offenbar treffen, wenn es davon ſpricht, 
zdaß die Kl. bei der Hergabe des Währungsdarlehns an die 
Aal im Geſamtergebnis mit den ihr im Ausland zur Ver⸗ 
gung ſtehenden Währungskrediten gerechnet habe“; es ent⸗ 
Weicht dieſe Feſtſtellung dem eigenen Vortrag der Bekl., daß 
ie Kl. die der Bekl. gegebenen Währungskredite aus ihrer Ge- 
amt, poſition“ gegeben habe. Unter der Währungspoſition (De⸗ 
viſenpoſition) einer Bank verſteht man das Ergebnis der Gegen— 
überſtellung ihrer geſamten Währungsguthaben und Währungs⸗ 
zerbindlichkeiten. Eine ordnungsmäßige Bankführung erfordert, 
daß die beiden Seiten der Deviſenbilanz ſich ſtändig möglichſt 
abgleichen (Ohſe: BankArch. 1924/25, 299 ff.; Dalberg 
wenda S. 496 ff.). Aus dieſem Grundſatz einer ordentlichen 
8 nkgebarung folgt ohne weiteres das Recht und die Pflicht 
deer Bank, darauf bedacht zu ſein, daß ſich die Geſamtſummen 
0 Währungspoſten in ihrem aktiven und paſſiven Geſchäft 
zauernd möglichſt in gleicher Höhe gegenüberſtehen, und daß es 
daher der Bank nicht gleichgültig ſein kaun, wenn ſie für eine 
IJlemdwährungsforderung Reichsmark hereinbekommt, ohne 
deeichzeitig in entſprechender Höhe eigene Fremdwährungsſchul⸗ 
zen ablöſen zu können (vgl. Hartenſtein: DevArch. 1936, 
88/568). Das BG. durfte alſo davon ausgehen, daß bei der Er⸗ 
ahnung des Währungskredits an die Bekl. im Jahre 1927 bei der 
Kl. entſprechend hohe eigene Währungsverpflichtungen beſtan⸗ 
en haben, und es durfte mit Recht daraus die Folgerung ziehen, 
daß es der Kl. nach Treu und Glauben grundſätzlich nicht 
zuzumuten iſt, es ſich gefallen zu laſſen, wenn die Bekl. den ihr 
atwährten Währungskredit jetzt in Reichsmark zum Tageskurs 
eubudecken verſucht. Dadurch würde ihre „Währungspoſition“ 
1 Güttert, Die Darlegung noch eines weiteren „unmittelbaren“ 
1 „rechtlichen“ Zuſammenhangs, wie ihn die Rev. verlangt, 
nicht erforderlich. 
19 Im Bu. wird hier noch auf die DurhfVdO. v. 27. Febr. 
3032 über das Deutſche Kreditabkommen 1932 (RGBl. I, 85) 
ii b genommen, deſſen § 26 lautet: „Eine inländiſche Bank 
- berechtigt, für Zwecke des in dem Kreditabkommen bezeich⸗ 
eien Treuhandfonds von einem Kunden, dem ſie auf der Grund⸗ 
lade eines Auslandskredits einen Barkredit gewährt hat, zu ver⸗ 
zangen, daß er einen eigenen an die Order der Reichsbank zu 
zoblenden Wechſel ausſtellt und der inländiſchen Bank übergibt, 
det nach Wechſelſumme, Währung und Fälligkeit mit dem Kre⸗ 
übetrag übereinſtimmt. Iſt der Barkredit in fremder Wäh⸗ 
ung gewährt worden, ſo wird vermutet, daß er auf einem 
uslandkredit beruht.“ Das BG. knüpft daran die Bemerkung, 
aß dieſe VO. auf den vorl. Fall zwar nicht unmittelbar anzu⸗ 
emden ſei, daß aber in dem letzten Satz eine wirtſchaftliche Er⸗ 
wantnis zum Ausdruck komme, die den tatſächlichen Verhält⸗ 
fen auch hinſichtlich des der Bekl. von der Kl. gewährten Kre⸗ 
a entſpreche. Die Rev. wendet ein, daß die in der VO. enthal⸗ 
ne geſetzliche Vermutung nur zur Sicherſtellung der in dem 
den halteabtommen vereinbarten Maßnahmen aufgeſtellt wor⸗ 
1 ſei und nur den Zweck verfolge, es der inländiſchen Bank 
5 erleichtern, von ihren Kunden die Ausſtellung des erwähn⸗ 
18 Solawechſels zu erreichen, ohne den Nachweis führen zu 
im ochen, daß ſie den Währungskredit an den Kunden aus einer 
Ausland eingegangenen Verbindlichkeit gewährt habe. Daß 
ik der Zweck der Aufſtellung jener geſetzlichen Vermutung war, 
> richtig. Das BO. hat aber daraus, daß die BO. diefe Ver⸗ 
bal ang aufſtellt, ohne Rechtsirrtum entnommen, daß ihr In⸗ 
5 der allgemeinen Erfahrungstatſache entſpricht, daß Wäh⸗ 
lunge darlehn, die in jenen Jahren gegeben wurden, aus Aus⸗ 
5 krediten herrührten, die damals vom Ausland in über⸗ 
die dem Maße zur Verfügung geſtellt wurden. Auch überſieht 
ma Rev. die von der Kl. in dieſem Zuſammenhang geltend ge⸗ 
chte und von der Bell. nicht beftrittene Tatſache, daß die 
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Bekl. den erwähnten Solawechſel der Kl. ohne weiteres aus⸗ 
geſtellt hat. Da die Verpflichtung zur Ausſtellung dieſes Sola⸗ 
wechſels für ſie nur dann beſtand, wenn der Währungskredit, den 
ſie von der Kl. erhalten hatte, auf der Grundlage eines von 
der Kl. aufgenommenen Auslandkredits gewährt worden war, 
hat die Bekl. damit anerkannt, daß dieſer Tatbeſtand vorlag. 

Die Rev. erhebt ſodann den Einwand, daß das BG. den 
Vortrag der Bekl. übergangen habe, die Kl. ſei im Laufe der 
Jahre in der Lage geweſen, ihre Währungsverpflichtungen 
gegenüber dem Ausland zu einem großen Teil abzubauen, und 
zwar überwiegend durch Umlegung in Reichsmark oder durch 
Rückzahlung in Reichsmark bzw. Regiſtermark; an dieſem Ab⸗ 
bau der auf Währung lautenden Verpflichtungen habe die Kl. 
die Bekl. nicht teilnehmen laſſen; die Bekl. ſei ſtets zur Umwand⸗ 
lung ihrer Währungsſchuld in eine Reichsmarkſchuld und auch 
zur Vergütung eines Teiles der Kursdifferenz bereit geweſen. 
— Dieſer Reviſionseinwand iſt nicht ohne Berechtigung. Das 
BG. hat es in der Tat unterlaſſen, ſich mit dieſem Vorbringen 
der Bekl. in ausreichender Weiſe auseinanderzuſetzen. Auch die 
Einlaſſung der Kl. zu dieſem Vorbringen hat das BG. un⸗ 
erörtert gelaſſen. Von der Kl. war ausgeführt worden, daß die 
Bekl. von ihr bei allen Rückzahlungsmöglichkeiten berückſichtigt 
worden ſei; daß die Bekl. ihre urſprüngliche Währungsſchuld 
auch tatſächlich durch Rückzahlungen in Reichsmark um nicht 
weniger als 7,1 Millionen & vermindert habe; daß die Bekl. 
ſich in einem Falle ſogar geweigert habe, eine ſolche ihr an⸗ 
gebotene Möglichkeit auszunutzen, weil ſie auf eine weitere Ent⸗ 
wertung des Dollars ſpekulieren wollte. Das BG. iſt auf dieſes 
beiderſeitige Parteivorbringen nicht eingegangen; es hat ſich auf 
die kurze Feſtſtellung beſchränkt, daß jedenfalls Ende 1935, als 
die Kl. das Reichsmarkangebot der Bekl. zurückwies, noch er⸗ 
hebliche Währungsſchulden der Kl. im Ausland beſtanden hät⸗ 
ten, die die Kl. nach den Stillhalteabkommen gegen den Willen 
der ausländiſchen Gläubiger nicht in Reichsmark habe abdecken 
können. — Die Feſtſtellung, daß Ende 1935 die Kl. noch Wäh⸗ 
rungsſchulden im Ausland hatte, durfte vom BG. nicht als 
allein entſcheidend angeſehen werden bei der Beurteilung der 
Frage, ob die Kl. im Okt. 1935 nach Treu und Glauben be⸗ 
rechtigt war, das Reichsmarkangebot der Bekl. zurückzuweiſen. 
Bei der Entſch. dieſer Frage war vielmehr auch der vor Okt. 
1935 liegende Zeitraum mit in Betracht zu ziehen. Wenn es 
richtig ſein ſollte, daß die Kl. tatſächlich in den dem Monat 
Okt. 1935 vorausgegangenen Jahren infolge von Regiſtermark⸗ 
abrufen ihrer ausländiſchen Gläubiger ſelbſt in der Lage war, 
ihre Pfund⸗ und Dollarverbindlichkeiten im Ausland zum gro⸗ 
ßen Teil in Regiſtermark zurückzuzahlen, ohne bei der entſpre⸗ 
chenden Rückforderung ihrer inländiſchen Pfund⸗ und Dollar⸗ 
ausleihungen die Bekl. in ausreichender Weiſe zu be⸗ 
rückſichtigen, ſo könnte ſich daraus die Folgerung ergeben, 
daß die Kl. nach Treu und Glauben verpflichtet war, das An⸗ 
gebot der Bekl., die Währungskredite zum 31. Okt. 1935 in 
Reichsmark zum Tageskurs zurückzuzahlen, wenigſtens z um 
Teil anzunehmen. Die Frage, ob die Kl. die Bekl. bei den 
bis zum Okt. 1935 vorhanden geweſenen Rückzahlungsmöglich⸗ 
keiten in Reichsmark in ausreichender Weiſe beteiligt hat, be⸗ 
darf daher noch der Prüfung. Bei der Frage, in welchem Um⸗ 
fang die Kl. gegebenenfalls der Bekl. Gelegenheit hätte geben 
müſſen, ihre Währungsverpflichtungen in Reichsmark abzu⸗ 
decken, wird es u. a. darauf ankommen, ob die Regiſtermark⸗ 
Rückzahlungen, welche die Kl. in dieſen Jahren ſelbſt an das 
Ausland vornehmen konnte, ſich auf die gleiche Kreditart — 
Barkredit — bezogen haben, den die Bekl. von der Kl. gewährt 
erhalten hat. 

Die Rev. rügt, es ſei vom BG. noch ein weiteres tatſäch⸗ 
liches Vorbringen der Bekl. übergangen worden. Die Bekl. hatte 
vorgetragen, daß ſie die von der Kl. empfangenen Währungs⸗ 
darlehn ſeinerzeit ſofort in Reichsmark an rheiniſche Gemein⸗ 
den und öffentliche Körperſchaften weitergegeben habe; dieſe 
Kommunalkredite ſeien durch das GemUmſchuldG. v. 21. Sept. 
1933 in 4% ige Schuldverſchreibungen des Umſchuldungsverban⸗ 
des deutſcher Gemeinden umgewandelt worden; die Schuldver⸗ 
ſchreibungen des Umſchuldungsverbandes habe die Bekl. zum 
Nennwert übernehmen müſſen, aber nur zu einem Kurs von 
anfänglich etwa 70 %, ſpäter bis zu höchſtens 89 % verwerten 
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können. Das BG. iſt auf dieſen Verluſt, der der Bekl. nach ihrer 
Angabe im Zuſammenhang mit der Gemeindeumſchuldung ent⸗ 
ſtanden fein ſoll, nicht eingegangen; es hat vielmehr im Bu. 
lediglich auf den erheblichen Geloinn hingewieſen, den die Bekl., 
da ſie die von der Kl. erhaltenen Währungskredite alsbald in 
Reichsmark umgewandelt und weiter verliehen habe, durch die 
ſpätere Abwertung der engliſchen und amerikaniſchen Währung 
erzielt habe. — Ob dieſer vom BG. angenommene Gewinn der 
Bekl. aus der Abwertung jener Währungen zu einem mehr oder 
weniger großen Teil wieder ausgeglichen worden iſt durch den 
von der Bekl. behaupteten Verluſt bei der Gemeindeumſchul⸗ 
dung, kann jedoch dahingeſtellt bleiben. Denn der Streit, ob die 
Aufnahme des Währungskredits bei der Kl. und die Weiter⸗ 
verleihung in Reichsmark an die Gemeinden für die Bekl. ſich im 
Endergebnis als ein Gewinn⸗ oder als ein Verluſtgeſchäft dar⸗ 
ſtellt, iſt ohne Einfluß auf die Entſch. der Frage, ob die Kl. 
verpflichtet war, das ihr von der Bekl. im Okt. 1935 gemachte 
Angebot zur Rückzahlung des Währungskredits in Reichsmark 
zum Tageskurs als Erfüllung anzunehmen. Ob die Kl. zur 
Annahme verpflichtet geweſen wäre, wenn die Bekl. damals 
Rückzahlung in Reichsmark zu einem höheren als dem Tages⸗ 
kurs angeboten hätte, braucht nicht entſchieden zu werden, da ein 
ſolches Angebot nicht erfolgt iſt. Würde die Bekl. der Kl. damals 
Rückzahlung in Reichsmark zu einem höheren als dem Tages⸗ 
kurs angeboten haben, ſo würde das, auch ohne das Beſtehen 
einer Verpflichtung der Kl. zur Annahme eines ſolchen An⸗ 
gebots, möglicherweiſe einen mit Zuſtimmung der Deviſen⸗ 
behörde gangbaren Weg zu einer gütlichen Verſtändigung der 
Parteien eröffnet haben, indem damit die Bekl. der Kl. eine 
Vergütung angeboten hätte für das Währungsriſiko, das die 
Kl. durch die Annahme der Reichsmarkzahlung übernommen 
haben würde. Auf dieſen Weg einer freundſchaftlichen Einigung 
zwecks ſchnellerer Beſeitigung des unerwünſchten Schwebe⸗ 
zuſtands iſt wiederholt im Schrifttum, ebenſo wie auch in der 
mehrerwähnten Entſch. des erk. Sen. v. 16. März 1936 hingewie⸗ 
ſen worden (RG. 151, 35 ff., [42] und die dort in Bezug ge⸗ 
nommenen Aufſätze im BankArch. 34, 430 ff. und 519 ff.; ferner 
Hartenſtein: JW. 1936, 2835). In dieſem Zuſammen⸗ 
hang, wo es ſich alſo um die Ermittlung eines den Intereſſen 
beider Parteien gerecht werdenden, zwiſchen dem Tageskurs und 
der Goldparität liegenden Umrechnungskurſes für die Rückzah⸗ 
lung des Währungskredits in Reichsmark im Wege gegenſeitiger 
Verſtändigung gehandelt haben würde, würde die Frage, ob das 
Geſchäft auf Seiten der Bekl. ein Gewinn⸗ oder Verluſtgeſchäft 
war, möglicherweiſe eine Rolle zu ſpielen berufen geweſen ſein. 
— Da es auf die Frage, ob die Kl. verpflichtet war, das Rück⸗ 
zahlungsangebot in Reichsmark zum Tageskurs anzunehmen, 
nach dem Geſagten ohne Einfluß iſt, ob die Bekl. durch die Ab⸗ 
wertung der engliſchen und amerikaniſchen Währung einen Ge⸗ 
winn erzielt hat, iſt es auch unerheblich, ob nach dem inzwiſchen 
in Kraft getretenen Geſetz über Abwertungsgewinne v. 23. Dez. 
1936 (RGBl. I, 1126) ein Abwertungsgewinn, falls ein ſolcher 
der Bekl. angefallen ſein ſollte, für allgemein⸗wirtſchaftliche 
Zwecke erfaßt werden und von der Bekl. abzuliefern ſein würde. 
Der Einwand, den die Bekl. in der mündlichen Reviſionsver⸗ 
handlung aus dem Geſetz über Abwertungsgewinne herzulei⸗ 
ten verſucht hat, iſt alſo ſchon aus dieſem Grunde ungerechtfer⸗ 
tigt. Im übrigen aber kommt eine Anwendung dieſes Geſetzes 
auf den vorl. Tatbeſtand überhaupt nicht in Frage. Denn wenn 
der Standpunkt der Bekl. richtig wäre, daß ſie am 31. Okt. 1935 
berechtigt war, ſich durch Reichsmarkzahlung zum damaligen 
Tageskurs von ihrer Währungsverbindlichkeit zu befreien, fo 
wäre nach 8 1 Abſ. 2 Schlußſatz des angeführten Geſetzes an⸗ 
zunehmen, daß an dieſem 31. Okt. 1935 der Bekl. der Währungs⸗ 
gewinn angefallen wäre; auf einen vor Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes über Abwertungsgewinne bereits angefallenen Abwer⸗ 
tungsgewinn findet aber nach § 1 Abſ. 1 dieſes Geſetz überhaupt 
keine Anwendung. 

Von den Angriffen, die gegen das BU. erhoben worden 
ſind, hat ſich demnach nur einer als begründet erwieſen: näm⸗ 
lich der, daß das BG. das Vorbringen der Bekl. übergangen 
hat, die Kl. habe in den dem Zahlungsangebot der Bekl. von 
Okt. 1935 vorhergehenden Jahren ihre eigenen Währungsver⸗ 
pflichtungen gegenüber dem Ausland zum großen Teil durch 
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Rückzahlungen in Regiſtermark abgedeckt, ohne der Bekl. aus⸗ 
reichende Gelegenheit zu geben, ihre Währungsverbindlichkeiten 
gegenüber der Kl. in entſprechender Weiſe abzubauen. Dieſes 
Vorbringen der Bekl. wird ſelbſt dann, wenn die vorzunehmende 
Prüfung feine Richtigkeit im weiteſten Umfang ergeben follte, 
niemals zu dem Ergebnis führen, daß die Bekl. nach Treu und 
Glauben berechtigt war, der Kl. die Rückzahlung ihrer ganzen 
noch beſtehenden Währungsſchuld in Reichsmark zum Tageskurs 
als Erfüllung anzubieten. Denn einerſeits ſteht feſt, daß die Kl. 
ſchon in der Zeit bis Ende 1935 der Bekl. in nicht unerheb⸗ 
lichem Umfang — die Kl. hat unwiderſprochen behauptet in Höhe 
von 7,1 Millionen . — Gelegenheit zur Abdeckung ihrer 
Währungsſchuld durch Reichsmarkzahlungen gegeben hat; an⸗ 
dererſeits ſteht feſt, daß die Kl. Ende 1935 ſelbſt noch erhebliche 
Währungsverbindlichkeiten dem Ausland gegenüber hatte, die 
fie bis dahin jedenfalls nicht auf Grund von Regiſtermark⸗ 
abrufen ihrer ausländiſchen Gläubiger abzudecken in der Lage 
geweſen war. Daher brauchte ſich die Kl. das im Okt. 1935 
erfolgte Rückzahlungsangebot in Reichsmark zum Tageskurs 
ſicherlich höchſtens zum Teil gefallen zu laſſen; die Kl. geriet 
alſo höchſtens mit einem Teil der ihr angebotenen Leiſtung in 
Annahmeverzug. Den Reſt des Zahlungsangebots durfte die 
Kl. zurückweiſen; inſoweit iſt alſo auch der Anſpruch der Kl. 
auf Weiterzahlung der Zinſen auf alle Fälle gerechtfertigt. Das 
BG. hat ein Urteil gem. § 304 ZPO. erlaſſen, in welchem es 
den von der Kl. mit der Klage geltend gemachten Anſpruch auf 
Zahlung eines Teiles der Zinſen für den Monat Nov. 1935 dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Dieſes Grundurteil iſt 
zu Recht ergangen, weil ein Zinsanſpruch von irgendeiner Höhe 
nach dem eben Geſagten der Kl. gegen die Bekl. unter allen 
Umſtänden zuſteht. 

Im Nachverfahren über den Betrag des Zinsanſpruchs 
wird vom LG., an das die Sache vom BG. zur Verhandlung 
und Entſch. über die Höhe des Anſpruchs zurückverwieſen iſt, 
allerdings nicht nur, wie das BG. annimmt, über die Höhe des 
Zinsfußes zu entſcheiden, ſondern zunächſt der Kapitalbetrag 
feſtzuſtellen ſein, von dem die Zinſen zu zahlen ſind. Zur Feſt⸗ 
ſtellung dieſes Kapitalbetrags bedarf es nach den obigen Aus⸗ 
führungen der Prüfung durch das LG., ob die Bekl. durch ihr 
Zahlungsangebot vom Okt. 1935 die Kl. zum Teil in Annahme⸗ 
verzug verſetzt und dadurch inſoweit das Ruhen ihrer Zinszah⸗ 
lungsverpflichtung herbeigeführt hat. 

(RG. IV. Ziv Sen., U. v. 22. Febr. 1937, IV 270/36.) 
{= R62. 153, 384.) 


Anmerkung: Die Entſch. zeigt ein bemerkenswertes Ver⸗ 
ſtändnis für die Erforderniſſe des Bankgeſchäftes und verdient 
vollen Beifall. Sie ſchließt ſich im weſentlichen an die grund‘ 
legenden Ausführungen in RG. 151, 35 = JW. 1936, 1286 
an, die noch einmal eingehend begründet und weiter ausgebaut 
werden. Dabei findet auch der von mir in DerArch. 1936, 
568 bei der Beſprechung dieſer Entſch. vertretene Gedanke Zu 
ſtimmung, daß es von Bedeutung iſt, ob und in welchem Umfang 
die Bank in ihrer Eigenſchaft als Stillhalteſchuldner ihre Der 
viſenverpflichtungen durch Reichsmarkzahlungen auf Regiſter⸗ 
konto abdecken konnte. Von großer praktiſcher Bedeutung iſt die 
Anerkennung der Geſamtdeviſenpoſition der Banken, d. h. des 
Grundſatzes, daß es für die Zumutbarkeit der Annahme von 
Reichsmarkzahlungen eines inländiſchen Schuldners durch die 
Bank nicht nur auf die Währungsſchulden der Bank ankommt, 
die in unmittelbarem Zuſammenhang mit dieſem Inlandsſchuld⸗ 
verhältnis ſtehen, ſondern auf eine Gegenüberſtellung der geſam⸗ 
ten Währungsguthaben und Währungsverbindlichkeiten der Bank. 
Nur ein ſolches Verfahren wird dem Erfordernis des Aust 
gleichs der beiden Seiten der Deviſenbilanz einer Bank gerecht, 
das wegen der Folgen der ausländiſchen Kreditabzuge in der 
Bankenkriſe und wegen der Einwirkungen der Deviſengeſetz⸗ 
gebung ohnehin nur ſchwer mehr rein erfüllt werden kann. Um 
ſo wichtiger iſt es im Intereſſe der Erhaltung eines geſunden 
Kreditapparates, daß dieſe Deviſenpoſition nicht durch Rückzah⸗ 
lung von Fremdwährungsforderungen ſeitens inländiſcher 
Schuldner einſeitig verſchlechtert wird. 

ORegR. Dr. Hartenſtein, Berlin. 


* 


66. Jahrg. 1937 Heft 22] 


Rechtſprechung 


1405 


4. KG. — 88 242, 246, 288 BG B.; 88 322, 767 
858. Zur Frage der Herabſetzung eines rechts⸗ 
räftigzuerkannten Zinsſatzes von 120%. ) 


Der Kl. erhebt die Vollſtreckungsgegenklage gegen einen 
Jahlungsvollſtreckungsbefehl v. 2./19. Dez. 1930, durch den 
zur Zahlung von 12% Zinſen ſeit dem 1. Dez. 1950 ver⸗ 
urteilt iſt. Er hält dieſen Jinsſatz für übermäßig hoch, will 
ker den angemeſſenen Zinsſatz zahlen, etwa die Hälfte für bie 
ezten Jahre und verweiſt dazu auf JW. 1935, 2937. Die 
8 tl. ermäßigt freiwillig von 1933 ab auf 900, von 1934 auf 
9%, von 1935 ab auf 70%. Das LG. hat ermäßigt auf 
0 für 1932, und 7% für 1933 und 60% für 1934 und feit- 
zem auf 6%. Dieſe zwangsweiſe Herabſetzung hält die Bekl. 
für ungerechtfertigt. Dazu gilt folgendes: 
Auf In der Tat vertritt Grund in JW. 1935, 2938 die 
uffaſſung, daß auch gegenüber Urteilsforderungen aus frü⸗ 
erer Zeit mit übermäßig hohem Zinsſatz die Vollſtreckungs⸗ 
bezenklage möglich ſei. Ebenſo hat das AG. Hamburg: JW. 
1985, 3127 einen Pfändungsbeſchluß auf Grund eines Urt. 
5 15. Dez. 1932 mit 8% Zins abgelehnt, ſoweit mehr als 
512 Zinſen in Frage kommen. Volkmar in Anm. 23.1986, 
0 am Schluß ſchneidet die Frage an, ob es möglich iſt, daß 
er Richter, der über eine unverhältnismäßig hohe Zinsforde⸗ 
150 zu entſcheiden hat, bei Bejahung der Sittenwidrigkeit 
bg, des § 138 Abſ.1 BOB. ſtatt des überhöhten einen in 
kauen Grenzen gehaltenen Zinsſatz als geſchuldet anſehen 
t Volkmar regt die Frage einer Herabſetzung ur⸗ 
„ lömäßig zuerkannter Zinſen nicht an. Bei ſolchen 
mt das beſondere Moment der Rechtskraft einer bereits 
„Bangenen gerichtlichen Entſch. hinzu. Dies ſcheint zunächſt 
8 Herabſetzung von vornherein entgegenzuſtehen. Dem iſt 
| r nicht fo. Das Urteil bringt nicht Rechte zur Entſtehung, 
Ondern ſtellt nur feit, was rechtens iſt. Das bloße Judikat 
„gründet grundſätzlich niemals einen felbftändigen Privat⸗ 
199 5stitel (RG. 129, 248 = JW. 1931, 654; HöchſtRꝗſpr. 
8 4 180; 28. 1932, 1241; Seuff Arch. 86 Nr. 186 auf 
342). Was zur Zeit des Urteilserlaſſes rechtens war, 
Ben in einer ſpäteren Zeit unter Umſtänden zu Unrecht wer⸗ 
— Das führt auf das Gebiet der unzuläſſigen Rechtsaus⸗ 
„bung, durch den Gebrauch des Urteils. Richtig it allerdings, 
Pr für Die Ausübung von Rechten — auch ſchon ohne Ver⸗ 
arkung durch einen rechtskräftigen Titel — in der Rſpr. 
verundſätze dahin aufgeſtellt find: Wer feine Rechte ausübt, 
127tößt grundſätzlich nicht gegen die guten Sitten (JW. 1928, 
9 85 Ng Arbgt. 1928, 502; DI. 1934, 293; RGRKomm. zu 
mög Anm Ha). Wer ein ihm verliehenes Recht geltend 
Kt, handelt nicht gegen Treu und Glauben, es müſſen 
algen beſondere Umſtände hinzukommen, um das Verhalten 
kön ein gegen Treu und Glauben verſtoßendes anſehen zu 
hatnen (HöchſtgRſpr. 1928, 860). Soweit jemand ein Recht 
N ann er dies auch in den geſetzmäßigen Schranken aus⸗ 
n (JW. 1936, 3309). Letzteres weiſt auf die insbeſ. nach 
hin Umbruch erfolgten Wandlungen der Rechtsanſchauungen 
B Gegenüber rechtskräftigen Urteilen verſagt ihnen 
Hienckendorff: DRZ. 1935, 103 ff. eine Auswirkung in 
dundlick auf die Wahrung der Rechtsſicherheit. Dieſe Begrün⸗ 
zum erſcheint nicht durchſchlagend, ein Urteil, das lange 
derückliegt und mit dem heutigen geläuterten Rechtsempfin⸗ 
ſcharnicht in Einklang ſteht, ſichert nicht das Recht, ſondern 
eu gerade durch ſeinen Fortbeſtand und feine Durchfüh⸗ 
bar. in Widerſpruch mit dem heutigen Volksempfinden denk⸗ 
sch ünerwünſchte Rechtsunklarheit. Jene Auffaſſung über⸗ 
Tr zudem die Bedeutung des Judikats. Die Frage, was 
ge eu und Glauben erfordern, kann nicht für alle Zeiten feſt⸗ 
die dt werden, richtet ſich vielmehr nach den Anſchauungen, 
habe im Zeitpunkt der Fälligkeit der Leiſtung herausgebildet 
ra Die Auffaſſung darüber, was Treu und Glauben ge- 
ns unterliegt dem Wandel, ebenſo wie es ſich bei der 
Face verhält, was gegen die guten Sitten verſtößt (RG. 
8 — 3. 1935, 2880 — Seuff Arch. 89 Nr. 173). Der 
uf des Verſtoßes gegen die guten Sitten gewinnt feinen 
halt letzt durch die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 


und iſt anzuwenden auch auf noch nicht abgewickelte Rechts⸗ 
geſchäfte (RG. 150, 4 = Da. 1936, 611 = ZW. 1936, 
1281 Akad. 1937, 88). Gewiß find dieſe Grundſätze fo 
weit erſichtlich, bisher gegenüber rechtskräftigen Urteilen noch 
nicht angewendet worden. Immerhin iſt aber doch ſchon aus⸗ 
geſprochen, daß in ſolchen Fällen, wo ein grundlegender 
Wandel der Anſchauungen eingetreten iſt, dieſer dazu führen 
kann, einem Rechtsbegehren den Rechtsſchutz zu verſagen 
(RG. 150, 4; 152, 254 = Js. 1937, 1491). Es iſt nicht 
einzuſehen, warum die dargelegten allgemeinen Grundſätze vor 
einem rechtskräftigen Urteil, wenn dieſes dem heutigen Rechts⸗ 
empfinden widerſpricht, haltmachen ſollten. 


Grundſätzlich ſteht alſo der Herabſetzung eines hiernach 
übermäßig erhöhten Zinsſatzes auch dann nichts entgegen, 
wenn dieſer in einem rechtskräftigen Urteil zuerkannt iſt. 

Es bedarf noch eines Eingehens auf den Rechts⸗ 
grund der urteilsmäßig zuerkannten Zinſen. Der Urteils⸗ 
ſpruch kann Zinſen zuſprechen als vertraglich vereinbart, als 
Verzugszinſen und als beſondere Erſcheinungsform eines 
Schadenserſatzes. 

Anerkannt iſt, daß unter dem Geſichtspunkt des Verzugs⸗ 
ſchadens ein Zinsbetrag gefordert werden kann, der den Satz 
der geſetzlichen Verzugszinſen (8 288 Abſ. 1 Satz 1 BGB.) 
überſteigt (JW. 1931, 306; RG. 131, 296 JW. 1931, 
22871; RC. 134, 139 JW. 1932, 2511). Hierbei handelt 
es ſich um einen Urteilsſpruch auf Schadenserſatz, in Form 
eines Verzinſungsſatzes. Es ſind im Grunde nicht Zinſen 
zuerkannt, ſondern ein Schadenserſatzanſpruch feſtgeſtellt. 
Dieſer Fall kann für die Frage der Herabſetzung des Zins⸗ 
ſatzes (als ſolchen) ausſcheiden. 

Keiner Erörterung bedarf hier die Frage, auf welchem 
Wege der Urteilsſchuldner in ſolchem Falle eine Abänderung 
des Urteils wegen ſpäterer Veränderung der Sachlage oder 
der Anſchauungen erlangen konnte (etwa 8 767 ZPO. oder 
8 323 ZPO.; vgl. dazu z. B. RG. 140, 170 = ZW. 1933, 
1772; Warnfipr. 1934 Nr. 97; RG. 145, 307 JW. 
1934, 32718; Münzel: Jurgdſch. 1934, 177, oder eine 
Klage auf Klarſtellung des Urteilsinhalts im Wege der Aus⸗ 
legung; vgl. dazu Jonas zu d 767 II 1 a. E., vor 8 704 II 3). 

Verzugszinſen können als geſetzliche oder auf Grund 
vertraglicher Vereinbarung verlangt werden. 

Der geſetzliche Satz für Verzugszinſen beträgt 4% (8 288 
Abſ. 1 Satz 1 BGB.), oder 5% ($ 352 HGB.). Auch dieſer 
Fall kann hier ausſcheiden. Eine Herabſetzung dieſes Zins⸗ 
ſatzes kommt nicht in Frage. 

Kann der Gläubiger aus einem anderen Rechtsgrunde 
höhere Zinſen verlangen, jo find dieſe zuzuſprechen (8 288 
Abſ. 1 Satz 2 BGB.). In Wahrheit handelt es ſich hier alſo 
um vertragliche Zinſen. 

Die weitere Erörterung hat ſich daher auf vertraglich 
vereinbarte Zinſen und deren Herabſetzung zu beſchränken. 


Der Rechtsbehelf, mit dem der Urteilsſchuldner 
Herabſetzung der zuerkannten vereinbarten Zinſen verlangen 
kann, wäre in verſchiedener Form denkbar (zur Terminologie 
im folgenden vgl. Gadow: Iherings Jahrb. 84, 196). Als 
Einwand des Rechtsmißbrauchs (8 226 BGB.). Dieſe Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift muß aber ausſcheiden. Das ſog. Schikane⸗ 
verbot geht nicht ſo weit, die Rechtsausübung ſchon dann zu 
verbieten, wenn ſie im Einzelfall den Zweck verfolgt, einem 
andern Schaden zuzufügen, ſondern erklärt ſie nur dann für 
unzuläſſig, wenn ſie nur dieſen Zweck haben kann (JW. 
1936, 3309 — HöchſtRRſpr. 1936, 1484). Letzteres wird 
man bei dem Gebrauch eines rechtskräftigen Urteils nicht 
ſagen können. Als Einwand unrichtiger Rechtsausübung 
8 242 BGB.). Als Einwand unerlaubter Rechtsausübung 
8 826 80 8 Hier führt der Gedankengang (ebenfo aus 
8138 Abſ. 1 BGB.) auf den bereits oben erwähnten Wandel 
der Rechtsanſchauungen und die Berückſichtigung des geſunden 
Volksempfindens zurück. Das wäre der Rechtsbehelf, deſſen 
ſich der Urteilsſchuldner bedienen könnte. 


Das vom RG. neuerdings aus § 242 BGB. heraus 
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geformte Rechtsgebilde der unzuläſſigen Rechtsausübung im 
engeren Sinne erſcheint hier nicht verwertbar (vgl. Seuff Arch. 
89 Nr. 65; DJ. 1936, 1581). Das Weſen einer ſolchen beſteht 
darin, daß jemand durch fein eigenes geſetz⸗ oder pflicht⸗ 
widriges Verhalten einen Tatbeſtand geſchaffen hat, und aus 
dieſem einen Rechtsbehelf gegenüber einem andern entnehmen 
will. Das geht nicht an, denn es verſtößt wider Treu und 
Glauben wie auch gegen die guten Sitten, aus einem durch 
eigene Pflichtverletzung geſchaffenen Tatbeſtand Rechte gegen 
einen andern geltend zu machen (JW. 1936, 3044 DJ. 
1936, 1501; R63. 152, 150 JW. 1936, 30431 DRechts⸗ 
15 1936, 746 DJ. 1936, 1658). So liegt die Sache hier 
nicht. 

Ebenſowenig handelt es ſich etwa um die Erſchleichung 
eines Urteils (wie in JW. 1931, 3112; HöchſtRRſpr. 1931, 
1874; RG. 132, 352 JW. 1931, 2103; Recht 1933, 150; 
IW. 1934, 613; 1936, 1657/3316; vgl. auch Jonas, Anm. 
SW. 1930, 1023; Kiſch, Anm. JW. 1931, 3102). 

Es fragt ſich nun, ob — bei grundſätzlicher Anerkennung 
einer Herabſetzung auch rechtskräftig zuerkannter vertraglicher 
Zinſen — der Richter etwa durch geſetzgeberiſche 
Maßnahmen daran gehindert iſt. Dieſe Frage iſt zu 
bejahen. 

Der Geſetzgeber hat in zahlreichen Fällen ſelbſt vertrag⸗ 
liche Zinſen geſenkt. Die einzelnen Gebiete, auf denen ein 
ſolcher geſetzlicher Eingriff erfolgt iſt, laſſen ſich in folgende 
Gruppen aufteilen: A. nach der Perſon des Schuldners: Offent⸗ 
liche Anleihen (Geſ. v. 27. Febr. 1935), Anleihen in öffent⸗ 
lichen Büchern uſw. (4. Not VO. v. 8. Dez. 1931 Teil 1 Kap. III 
Abſchn. 1), Kreditanſtalten (Geſ. v. 24. Jan. 1935); B. nach 
der Perſon des Gläubigers: Kreditinſtitute (jetzt Geſ. v. 5. Dez. 
1934); C. für die Landwirtſchaft (Inlandskredit, Auslands⸗ 
kredit, Oſthilfe, SchuldReglG.); D. für Grundpfandrechte 
(Anm. d. Red.: vgl. hierzu jetzt Fiſcher: DJ. 1937, 451); 
E. für langfriſtige Forderungen (8 2 Abſ. 1 im 1. Abſchn. 
Kap. III r die Abtretungsgrenze für die Zwecke des 
Sparſyſtems erweitert und die einmal erfolgte Abtretung — 
abgeſehen von den beſonderen Fällen der Kündigung — für 
unabänderlich erklärt hat, auch wenn die Dienſtbezüge ſich 
nachträglich verringern ſollten. Darüber hinaus das Spar⸗ 


64. Jahrg. 1935 Heft 22] 


unternehmen noch zu fördern, lag für den Geſetzgeber keine 
Veranlaſſung vor. Die von der Rev. verſuchte vergleichsweiſe 
Heranziehung der BeamtSiedl VO. v. 11. Febr. 1924 (RG Bl. , 
53) zum Zwecke der Auslegung iſt ſchon deshalb nicht an⸗ 
gängig, weil gerade der dort eingeſchlagene Weg etwa durch 
Erſtreckung dieſer Regelung auf Beamte im Dienſt und im 
Ruheſtande vom Geſetzgeber bewußt nicht weiter verfolgt wor⸗ 
den iſt. Andererſeits weiſt das BG. mit Recht auf einige 
Geſichtspunkte hin, die, wenn auch nicht von ausſchlaggeben⸗ 
der Bedeutung, ſo doch ſeine Auffaſſung immerhin zu ſtutzen 
geeignet ſind; nämlich einmal darauf, daß der nach $ 850 
Abſ. 2 pfändbare und der nach dem AbtretungsG. abtretbare 
Gehaltsteil verſchiedener Berechnungsweiſe unterliegen, und 
ferner auf die ſich bei dieſer verſchiedenen Berechnungsweiſe 
aus der vom Kl. vertretenen Auffaſſung ergebende Folge, daß 
ein lediger Beamter, der ſeine Bezüge genau in Höhe des 
nach 8850 ABO. pfändbaren Teils abgetreten hat, auf 
Jahre hinaus vor allen Zugriffen ſeiner Gläubiger geſchützt 
ſein würde, während ein kinderreicher Beamter, der den Ab⸗ 
tretungsbetrag ſchon aus den Kinderbeihilfen zu decken in 
er Lage wäre, daneben noch die Pfändung nach 8 850 Abſ. 2 
PO. über ſich ergehen laſſen müßte. 

Das BG. hat ſchließlich noch darauf hingewieſen, daß, 
wenn die Anſicht des Kl. über die Auswirkung des Geſetzes 
v. 30. Juni 1927 richtig wäre, der bauſparende Beamte, der 
die Koſten ſeiner Wohnung durch die Abtretung eines Ge⸗ 
haltsteiles bezahlt, dadurch, daß dieſer abgetretene Betrag in 
den der Pfändung unterworfenen Teil des Gehalts ein⸗ 
bezogen werden müßte, eine Sonderſtellung einnehmen würde 
gegenüber den übrigen Beamten, die von der Möglichkeit des 
Erwerbes einer Wohnheimſtätte nicht Gebrauch machen, ein 
Ergebnis, das von dem Geſetzgeber, der den Beamten den 
Erwerb einer eigenen Wohnheimſtätte lediglich hat erleichtern 
wollen, keinesfalls gewollt iſt. 

(U. v. 21. Dez. 1934; III 113,34. — Breslau.) v. B.] 
Rc. 146, 290.) 


* 

9. 88 59, 94, 95 Geſchäftsanweiſung für Ge⸗ 
richtsvollzieher v. 24. März 1914. Es bedeutet 
eine Gefährdung des Erfolges einer Zwangs- 
vollſtreckung, wenn der GVollz. den Schuldner 
allgemein von einer bevorſtehenden Zwangs- 
vollſtreckung benachrichtigen würde. Darum iſt 
die Benachrichtigung des Schuldners in ſolchen 
Fällen unterſagt. Kommt aber eine ſolche Ger 

ährdung nicht in Frage, wie z. B. im Fall des 
§ 93 ZwVerſt G. (Zwangsvollſtreckung auf Räu⸗ 
mung aus dem Zuſchlagsbeſchluſſe gegen den 

eſitzer des Grundſtücks), ſo gelten die allge⸗ 
meinen Grundſätze, daß auch das Intereſſe des 
Schuldners zu wahren und auf ſeine Wünſche 

ückſicht zu nehmen iſt. Dieſe Erwägungen ſind 
nicht fo fernliegend, daß ihre Überlegung eine m 
GVollz. nicht zugemutet werden könnte. 

Die Kl. B. hatte ein Grundſtück von einer Frau W. 
gepachtet, welche es ihrerſeits von dem eingetragenen Eigen⸗ 
tümer D. gekauft und übergeben erhalten hatte; eine Auf⸗ 
laſſung auf Frau W. war nicht erfolgt. Im Jahre 1929 
wurde das Grundſtück zwangsweiſe verſteigert und von dem 
Kaufmann Sch. erſtanden. Dieſer ließ gegen die Kl. auf 

rund einer vollſtreckbaren Ausfertigung des Zuſchlags⸗ 
beſchluſſ es durch den GVollz. G. Zwangsvollſtreckung auf 
Räumung und Herausgabe des Grundſtücks vornehmen. 
Während der Vollſtreckungshandlung erwirkte jedoch der Ehe⸗ 
mann der Kl. eine einſtweilige Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, worauf die inzwiſchen von dem Grundſtück ent⸗ 
fernten Möbelſtücke und ſonſtigen Gegenſtände wieder zurück⸗ 
geſchafft wurden. 

Die Kl. behauptet, daß ihr Mobiliar bei der Weg⸗ 
bringung vom Grundſtück und bei der Rückſchaffung der 
Sachen beſchädigt worden ſei, und daß hierin eine von dem 
GVollz. ihr gegenüber begangene Amtspflichtverletzung liege, 
— 5 dieſer bei der Ausräumung und Rückverbringung der 
Sachen nicht die erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. 
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Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen. 

Zu den Vorſchriften in 8 94 Geſchäftsanweiſung für 
die Gerichtsvollzieher v. 24. März 1914 (GVollzGeſch Anw.), 
im beſonderen zu 8 94 Nr. 1 Satz 3, der in Ausführung des 
8 885 ZPO. Beſtimmungen über das Verhalten des GPollz. 
für den Fall trifft, daß ſich in einer zu räumenden Wohnung 
ein Schwerkranker oder eine Wöchnerin befinden, ſind ver⸗ 
ſchiedene im PrJMBl. veröffentlichte Allg Vfg. ergangen, die 
im Hinblick auf die herrſchende Wohnungsnot das Verfahren 
der GVollz. bei der Räumung von Wohnräumen im Wege 
der Zwangsvollſtreckung regeln (abgedr. bei Sattel⸗ 
macher⸗Lentz, Das Gerichtsvollzieherweſen in Preußen, 
1930, Anh. Nr. 43 a—d S. 386/87). In Ergänzung der Vor⸗ 
ſchrift in 8 94 Nr. 1 Satz 3 Halbſ. 2 GVollzGeſch Anw. iſt 
dortſelbſt bis auf weiteres angeordnet, daß der GVollz. vor 
der Räumung von Wohnungen in allen Fällen, in denen es 
zweifelhaft iſt, ob die aus dem Beſitze zu ſetzenden Perſonen 
ſofort ein anderes Unterkommen finden können, wegen der 
Unterbringung dieſer Perſonen die Mitwirkung der Orts⸗ 
polizeibehörde zu erbitten hat. Das BG. unterſtellt die An⸗ 
wendbarkeit dieſer Beſtimmungen auf den vorliegenden Fall, 
obwohl es Bedenken hat, ob von einer herrſchenden Woh⸗ 
nungsnot noch die Rede ſein könne; es unterſtellt auch, daß 
der GVollz. die Benachrichtigung der Ortspolizeibehörde 
ſchuldhaft unterlaſſen habe, vermißt aber ſelbſt im Falle 
einer Obdachloſigkeit der Kl. den Nachweis, daß gerade das 
Fehlen einer Unterkunft für die eingetretenen Schäden an 
den Möbeln urſächlich geweſen wäre. Da es nach den ge⸗ 
troffenen Feſtſtellungen zu einer Obdachloſigteit der Kl. und 
ihrer Familienangehörigen infolge Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung überhaupt nicht gekommen iſt, ſo läßt ſich der 
Standpunkt des BG. rechtlich nicht beanſtanden, auch iſt ein 
Reviſionsangriff nach dieſer Richtung nicht erhoben. 

Das BG. ſtellt feſt, daß eine Benachrichtigung der Kl. 
von der bevorſtehenden Räumung durch den GVollz. nicht er⸗ 
folgt ift. Aus der Beſtimmung in $ 59 Nr. 1 Satz 7 GVollz⸗ 
Geſch Anw. leitet es eine Amtspflicht des GVollz. zu einer 
derartigen Benachrichtigung des Schuldners über die bevor⸗ 
ſtehende Zwangsvollſtreckung her, und nimmt daher an ſich 
in dieſem Punkte eine Amtspflichtverletzung durch den GVollz. 
an; es erachtet jedoch dieſe Amtspflichtverletzung nicht als 
eine zum Schadenserſatz verpflichtende Unterlaſſung, da ſich 
nach der Faſſung des § 59 Nr. 1 Satz 7 GVollzGeſch Anw. 
ein Verſchulden des GVollz. nicht feſtſtellen laſſſe. 

Bei Entſcheidung der Frage nach dem Beſtehen einer 
Amtspflicht des GVollz. zur vorherigen Benachrichtigung 
des Schuldners von der Räumung eines Grundſtücks iſt dem 
BG. beizutreten, nicht aber bei Verneinung der Verſchuldens⸗ 
frage. Im einzelnen iſt die Rechtslage wie folgt zu be⸗ 
urteilen: 

8 59 Nr. 1 Satz 7 GVollzGeſch Anw., deren Vorſchriften 
im Intereſſe der Parteien gegeben find, deren Befolgung 
daher zu den Amtspflichten des GVollz. gehört (RGZ. 51, 
261), beſtimmt: „Die vorherige Benachrichtigung des Schuld⸗ 
ners über eine bevorſtehende Zwangsvollſtreckung iſt jedoch 
mit Ausnahme der in 8 94 GVollzöGeſch Auw. genannten 
Fälle zu unterlaſſen.“ 

Dieſe Beſtimmung darf, wie ſchon der Gebrauch des 
Wortes „jedoch“ zeigt, nicht allein und aus ihrem Zuſammen⸗ 
hang gelöſt betrachtet werden. Sie ſchließt ſich unmittelbar an 
die vorausgehenden Sätze an. Der 8 59 GVollzGeſch Anw. 
regelt, wie ſeine Überſchrift beſagt, das Verhalten des GVollz. 
bei der Zwangsvollſtreckung. Nachdem in den erſten drei 
Sätzen des Abſ. 1 die zur Wahrung der Belange des Gläu⸗ 
bigers erforderlichen Anordnungen getroffen ſind, beſtimmt 
Satz 4, neben dem Intereſſe des Gläubigers habe der GVollz. 
auch das des Schuldners inſoweit zu wahren, als es ohne 
Gefährdung des Erfolges der Zwangsvollſtreckung geſchehen 
könne. Nach Satz 5 iſt jede unnötige Schädigung oder Ehren⸗ 
kränkung des Schuldners, ſowie die Erregung überflüſſigen 
Aufſehens zu vermeiden. In Satz 6 wird ſodann dem GVollz. 
vorgeſchrieben, auf etwaige Wünſche des Gläubigers oder des 
Schuldners betreffs der Ausführung der Zwangsvollſtreckung 
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Rückſicht zu nehmen, ſoweit dies ohne überflüſſige Koſten und 
Weitläufigkeiten und ohne Beeinträchtigung des Zwecks der 
Vollſtreckung angängig iſt. An dieſe drei zur Wahrung der 
Belange des Schuldners getroffenen Anordnungen reiht ſich 
nun als Einſchränkung die oben wiedergegebene Beſtimmung 
in Satz 7, wonach die vorherige Benachrichtigung des Schuld⸗ 
ners über eine bevorſtehende Zwangsvollſtreckung mit Aus⸗ 
nahme der in § 94 GVollzGeſch Anw. genannten Fälle zu 
unterlaſſen ſei. Nach ihrer Stellung im Syſtem kann es nicht 
zweifelhaft ſein, was mit dieſen Vorſchriften bezweckt wird. 
Es ſoll auch auf die Belange des Schuldners jede billige 
Rückſicht inſoweit genommen werden, als es ohne Gefährdung 
des Erfolges der Zwangsvollſtreckung geſchehen kann. Eine 
ſolche Gefährdung würde es aber bedeuten, wenn der GVollz. 
den Schuldner allgemein von einer bevorſtehenden Zwangs⸗ 
vollſtreckung benachrichtigen würde. Denn da, wo es ſich um 
Pfändungen beweglicher Sachen handelt, würde eine vorherige 
Benachrichtigung des Schuldners für dieſen geradezu einen 
Anreiz bilden, die der Pfändung unterworfenen Sachen bei⸗ 
ſeite zu ſchaffen und ſo die bevorſtehende Zwangsvollſtreckung 
zu vereiteln. Darum wird die Benachrichtigung des Schuldners 
in ſolchen Fällen unterſagt. Ausgenommen von dieſem Ver⸗ 
bot find aber wieder die in $ 94 GVollzGeſch Anw. genannten 
Fälle. Zu dieſen gehört nach § 95 GVollzGeſch Anw. auch der 
Fall des § 93 ZwVerſtG., wonach aus dem Beſchluſſe, durch 
welchen der Zuſchlag erteilt wird, gegen den Beſitzer des 
Grundſtücks oder einer mitverſteigerten Sache die Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Räumung und Herausgabe ſtattſindet. Dieſe 
Zwangsvollſtreckung geſchieht im Auftrage des Erſtehers nach 
den Vorſchriften des § 94 GVollzGeſch Anw. Da in allen 
dieſen von dem Verbot der vorherigen Benachrichtigung des 
Schuldners ausgenommenen Fällen eine Gefährdung des 
Erfolges, ſoweit es ſich um die Zwangsvollſtreckung auf 
Räumung handelt, nicht in Frage kommt, ſo gelten für dieſe 
Fälle wieder die allgemeinen Anordnungen, wonach auch das 
Intereſſe des Schuldners zu wahren und auf ſeine etwaigen 
Wünſche betreffs der Ausführung der Zwangsvollſtreckung 
Rückſicht zu nehmen iſt. 

Aus 859 Abſ. 1 Satz 7 GVollzGeſch Anw. allein und 
unmittelbar läßt ſich allerdings eine Benachrichtigungspflicht 
des GVollz. nicht herleiten, da dieſe Beſtimmung in erſter 
Reihe ein Verbot ausſpricht. Eine ſolche Verpflichtung für 
den Fall der Zwangsvollſtreckung auf Räumung ergibt ſich 
aber unzweideutig aus dem Zuſammenhang der in 8 59 Abſ. 1 
zuſammengefaßten Vorſchriften, namentlich aus den in Satz 4, 
5 und 6 aufgeſtellten allgemeinen Grundſätzen in Verbin⸗ 
dung mit der in Satz 7 für die hier einſchlägigen Fälle der 
88 94, 95 GVollzGeſch Anw. gemachten Ausnahme von 
dem Benachrichtigungsverbot. 

Dieſe Erwägungen ſind aber auch durchaus nicht ſo fern⸗ 
liegend, daß ihre Anſtellung dem GVollz., der die Vor⸗ 
ſchriften der 88 59 Abſ. 1, 94, 95 GVollzGeſch Anw. kennen 
und in ihrem Zuſammenhang prüfen und auslegen muß, nicht 
angeſonnen werden könnte. Der „negative Wortlaut“ des 8 59 
Nr. 1 Satz 7, den das BG. für die Verneinung der Ver⸗ 
ſchuldensfrage des GVollz, als entſcheidend anſieht, mag die 
Auslegung etwas erſchweren; ſein Sinn und ſeine Bedeutung 
ift aber bei Berückſichtigung des übrigen Inhalts von § 59 
Nr. 1 für einen verſtändigen, mitten im Leben ſtehenden Be⸗ 
amten, wie es der GVollz. ſein muß, ohne beſondere 
Schwierigkeit zu erkennen. Gerade die ausdrückliche Ein⸗ 
ſchränkung des Benachrichtigungsverbots in $ 59 Abſ. 1 Satz 7 
legt dem GVollz. für die von dem Verbot ausgenommenen 
Fälle ſchon ohne weiteres eine Prüfung der Frage nach der 
Notwendigkeit einer Benachrichtigung nahe. 

Die Auslegung kann dem GVollz. um fo weniger 
Schwierigkeiten bereiten, wenn er ſich vor Augen hält, wie 
ſich die Sachlage bei Unterlaſſung jeder Benachrichtigung des 
Schuldners geſtalten wird und im vorliegenden Falle tatſäch⸗ 
lich geſtaltet hat. Es geht nicht an und kann nicht als eine 
zuläſſige Amtsausübung augeſehen werden, eine aus vier oder 
fünf Köpfen beſtehende Familie im ſtrengſten Winter aus 
dem Beſitz eines Grundſtücks zu ſetzen, ihre Wohnungsein⸗ 
richtung für fünf Räume auf das freie Feld fahren und dort 


unverpackt im Schnee abſtellen zu laſſen, noch dazu, ohne daß 
ſich der GVollz. mit der Ortspolizeibehörde in Verbindung 
geſetzt und ſich vergewiſſert hatte, daß den exmittierten Per⸗ 
fonen ein anderes Obdach zur Verfügung ſtehe. Aus der Be 
trachtung dieſer Sach- und Rechtslage ergibt ſich ferner ohne 
weiteres, daß der GVollz. auch ſchuldhaft gehandelt hat durch 
Unterlaſſung einer vorherigen Verſtändigung des Schuldners. 
Eine ſchuldhafte Verletzung der dem GVollz. der Kl. gegen⸗ 
über obliegenden Amtspflicht zur vorgängigen Benachrichti⸗ 
gung von der Räumung muß im vorliegenden Falle auch 
dann angenommen werden, wenn man die Anſicht des BG. 
teilt, daß eine Benachrichtigung des Schuldners in das 
pflichtmäßige Ermeſſen des GVollz. geſtellt iſt, wofür die 
allgemeine Faſſung der in § 59 Abſ. 1 Satz 4 und 5 ger 
gebenen Richtlinien ſpricht. Denn dann hat der GVollz. bei 
Ausübung des ihm eingeräumten Ermeſſens in ſo hohem 
Maße fehlſam gehandelt, daß ſein Verhalten mit den an 
eine ordnungsmäßige Amtsausübung zu ſtellenden Anforde⸗ 
rungen unvereinbar iſt, wie nach den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen keiner näheren Darlegung mehr bedarf (RG. 
121, 232 ff. = IW. 1928, 2019). Daß aber die Anführungen 
der Kl. über eine Schadensverhütung im Falle vorheriger 
Benachrichtigung durch den GVollz. erheblich find, erkennt 
das BG. ſelbſt an. 

Gegen dieſe Erwägungen läßt ſich nach den bis jetzt ge⸗ 
troffenen Feſtſtellungen nicht einwenden, daß der Schuldner 
durch das Beſtehen eines vollſtreckbaren Titels, von dem er 
Kenntnis hat, auf eine bevorſtehende Zwangsvollſtreckung 
hingewieſen iſt, und daß es ihm überlaſſen bleiben muß, 
die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um durch die 
Entſetzung nicht überraſcht zu werden. Bei der weiteren 
Prüfung dieſer Frage, die dem Tatrichter überlaſſen bleiben 
muß, wird von den beſonderen Umſtänden des zur Entſchei⸗ 
dung ſtehenden Falles auszugehen ſein. Das Vorbringen der 
Kl., daß ſie an ein beſtehendes Recht zum Beſitz des Grund— 
ſtücks geglaubt habe und der Überzeugung geweſen ſei, daß 
dieſes durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung nicht 
erloſchen ſei (8 93 ZmBerft®.), iſt in den vorderen Rechts- 
zügen nicht widerlegt worden. Es wird zu beachten ſein, daß 
in dem Zuſchlagsbeſchluß vermerkt iſt, das Grundſtück ſei 
„unter folgenden Bedingungen zugeſchlagen: 1. bezüglich des 
Grundſtücks beſteht Pachtvertrag mit B. v. 9. April 1929“. 
Wenn nun auch in den Vorprozeſſen B. gegen Fiskus feſt⸗ 
geſtellt und ausgeſprochen worden iſt, die Kl. hätte keinen 
Anſpruch darauf gehabt, daß das Fortbeſtehen des Pacht⸗ 
verhältniſſes mit W. als Verſteigerungsbedingung auf⸗ 
genommen werde, und ihr obligatoriſcher Anſpruch gegen 
Frau W. habe kein der Zwangsverſteigerung entgegenſtehen⸗ 
des Recht i. S. des 837 Nr. 4 ZuVerſtG. dargeſtellt, jo 
wird doch zu prüfen ſein, ob dieſe Rechtsverhältniſſe vor Be⸗ 
ginn der Zwangsvollſtreckung auf Räumung für die Kl. 
und ihren Ehemann zu überblicken waren. Für das Über⸗ 
zeugtſein der Kl. von dem Beſtehen ihres Rechtes ſcheint 
jedenfalls die Tatſache zu ſprechen, daß ſich der Ehemann B. 
nach Beginn der Vollſtreckungshandlung zum AG. begeben 
und dort einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
beantragt, daß das AG. dieſem Antrag ſtattgegeben und 
das LG. die ſofortige Beſchwerde des Gläubigers gegen 
dieſen Einſtellungsbeſchluß als unbegründet zurückgewieſen 
hat. Ob durch dieſe Beſchlüſſe nicht zugleich dargetan iſt, daß 
die Annahme der Kl. von dem Weiterbeſtehen des Pachtver⸗ 
hältniſſes und von dem Vorhandenſein ihres Rechtes auf den 
Beſitz des Grundſtücks keineswegs der Grundlage entbehrte, 
wird von dem BG. gleichfalls zu entſcheiden, und es wird 
dabei der Vortrag der Kl. zu berückſichtigen ſein, daß ſie im 
Falle einer vorgängigen Benachrichtigung von der Räumung 
den Einſtellungsbeſchluß ſchon vor Beginn der Vollſtreckungs“ 
handlung erwirkt hätte, und daß dadurch die Entſtehung jeg⸗ 
lichen Schadens verhütet worden wäre, und zwar ohne jeden 
Unterſchied, ob eine pflegliche oder eine unſachgemäße Behand⸗ 
lung der Möbelſtücke bei der Entſetzung ſtattgefunden hat. 

Bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage kann das angefochtene 
Urteil nicht aufrechterhalten werden. In dem weiteren Be⸗ 
rufungsverfahren wird die Klagebegründung Anlaß geben, 
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der Frage näher zu treten, ob die Verletzte nicht auf andere 
Weiſe, etwa auf Grund des 8571 BGB. bei dem Erwerber 
des Grundſtücks oder auch bei der Verpächterin Erſatz zu er⸗ 
langen vermag (8 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). 
(U. v. 22. Febr. 1935; III 247/34. — Königsberg.) 
v. B 


* 


10. 8 91 R0 Kr O. v. 30. Mai 1887. Ein Vertrag, 
der auf Grund eines Beſchluſſes des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes abgeſchloſſen wird, bevor dieſer Be⸗ 
ſchluß durch einen Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes genehmigt worden iſt, iſt nichtig, nicht 
ſchwebend unwirkſam. An der in einer beiläufi⸗ 
gen Bemerkung am Schluſſe des Urt. J W. 1933, 
140722 ausgeſprochenen gegenteiligen Auffaſ⸗ 
ſung wird nicht feſtgehalten. 

(U. v. 21. Febr. 1935; VI 394/34. — Düſſeldorf.) [H.] 


| Reihsgeriht: Strafſachen | 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


11. 88 176 Ziff. 3, 185 StGB.; 8354 Abſ. 1 
StPO. Eine Verurteilung aus 8176 Ziff. 3 
SGB. ſchließt für den Regelfall die gleich⸗ 
zeitige Anwendung des 8185 StGB. aus. Das 
Rev kann, wenn es nach den tatrichterlichen 
Feſtſtellungen den Anklagetatbeſtand gegen den 
im vorangehenden Rechtsgang freigeſprochenen 
Angekl. für gegeben erachtet, inſoweit bereits 
deſſen Verurteilung ausſprechen und die Sache 
nur zwecks Straffeſtſetzung an das Vorder⸗ 
gericht zurückverweiſen. f) 

Der — vom L. freigeſprochene — Angekl. hat eine 
Tätigkeit ausgeübt, die ſich als Beginn wenigſtens einer zum 
gesetzlichen Tatbeſtand des Verbrechens aus 8 176 Nr. 3 
SGB. gehörenden Handlung darſtellt. Es hätte deshalb ſchon 
auf Grund des bisher feſtgeſtellten Sachverhalts eine Ver⸗ 
urteilung wegen verſuchten Sittlichkeitsverbrechens ausgeſpro⸗ 
chen werden müſſen. 

Eine gleichzeitige Verurteilung wegen Beleidigung iſt un⸗ 
zuläſſig, weil gegen das Sittlichkeitsverbrechen ein beſonderes 
Strafgeſetz gerichtet iſt, das die Anwendbarkeit der allge⸗ 
meinen Strafvorſchrift des 8 185 StGB. in der Regel aus⸗ 
ſchließt (RGSSt. 45, 344; 65, 338; Urt. 5 D 415/34). Dieſelbe 
Erwägung greift auch da Platz, wo es ſich nur um einen Ver⸗ 
ſuch des Sittlichkeitsverbrechens handelt. Ob etwa in dem 

alle auf eine Strafe wegen Beleidigung zu erkennen wäre, 
wo der Verſuch des Sittlichkeitsverbrechens aus 3 46 Nr. 1 
SGB. hätte ſtraflos bleiben müſſen (vgl. RcSSt. 68, 207 
JW. 1934, 2062), braucht nicht geprüft zu werden, weil 
dieſer Fall hier nicht gegeben iſt. 

Da es weiterer tatſächlicher Feſtſtellungen nicht bedarf, 
konnte der oben feſtgeſtellte Mangel von hier aus unter Auf⸗ 
hebung des Urt. ausſchließlich der tatſächlichen Feſtſtellungen 
durch Verurteilung des Angekl. wegen verſuchten Verbrechens 
gegen 8 176 Nr. 3 StGB. in entſprechender Anwendung des 
9 354 Abſ. 1 StPO. behoben werden. 

(5. Sen. v. 4. März 1935; 5 D 109/35.) W.] 
Anmerkung: In ſachlich rechtlicher Beziehung gründet 
ſich das obige Urteil auf die jetzt ſtetige Rſpr des RO. Soweit es 
verfahrensrechtliche Fragen des 8 354 Abſ. 1 SPD. berührt, 
iſt ihm beizupflichten Hierbei folgt die Entſch. dem Beſtreben, die 
Befugnis des Nev®., in der Sache ſelbſt zu entſcheiden, über die 
Grenzen des 8354 Abſ. 1 StPO. hinaus durch entſprechende 
Anwendung dieſer Beſtimmung zu erweitern. 

Da der vom Tatrichter feſtgeſtellte Sachverhalt eine Verurteilung 
wegen verſuchten Verbrechens gegen 8176 Ziff. 3 SGB. rechtfertigte, 
der Angekl. aber rechtsirrtümlich freigeſprochen worden war, hat das 
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RG. unter Aufrechterhaltung der Schuldfeſtſtellungen den Angekl. 
wegen verſuchten Verbrechens gegen 8176 Ziff. 3 Sto B. verurteilt 
und lediglich zwecks Straffeſtſetzung die Sache zur neuen Verhandlung 
und Entſcheidung an den Vorderrichter zurückverwieſen. Als Rechts⸗ 
folge ergibt ſich, daß der Vorderrichter ſich nur noch inſoweit mit 
der Sache befaſſen kann, als die noch ausſtehende Strafe zu finden 
iſt. Die neue Verhandlung darf auf die Schuldfrage, die in Rechts⸗ 
kraft erwachſen iſt, nicht übergreifen; die Beweisaufnahme hat ſich 
dementſprechend lediglich auf Tatſachen, die für die Strafbemeſſung 
von Bedeutung find, zu beſchränken. 

Es erhebt ſich die Frage, ob durch dieſe Vorabentſcheidung, 
die das RG. über die Schuldfrage trifft, die Belange des Angekl. 
nicht zu Unrecht geſchmalert werden und deshalb im vorl. Falle eine 
entſprechende Anwendung des 8 354 Abf. 1 StPO. zu verneinen 
wäre. Mit Recht hat früher Oetker (JW. 1929, 257) Einwendungen 
erhoben, als das RG. (JW. 1929, 257 1%) ein wegen Begünſti⸗ 
gung ergangenes Urteil mit der Maßgabe aufrechterhalten hatte, 
daß wegen Beihilfe zur Hehlerei zu verurteilen ſei. Bezüglich 
der Strafzumeſſung hatte das RG. damals ausgeführt, daß nach deren 
Begründung im tatrichterlichen Urteile kein Zweifel darüber obwalten 
könnte, daß der Vorderrichter auch bei zutreffender rechtlicher Wür⸗ 
digung die Strafe nicht niedriger bemeſſen hätte. Abgeſehen davon, 
daß eine derartige Beurteilung des Sachverhaltes außerhalb der Auf⸗ 
gaben eines Rechtsrügegerichts ſteht, dürfte die Begründung auch ſonſt 
nicht zwingend ſein. Und wenn das RG. zur Rechtfertigung ſeiner 
Entſch. ſ. Z. hinzugefügt hat, daß es ausgeſchloſſen erſcheine, daß die 
Verteidigung des Angekl. gegenüber dem maßgebenden rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte eine andere geweſen wäre, jo erhöht m. E. dieſer Ent⸗ 
ſcheidungsgrund nur die tatſächlich beſtehenden Bedenken. Es bedarf 
dabei nur des Hinweiſes auf 8 265 StPO. Zu einſchränkend iſt 
andererſeits das OLG. Dresden: JW. 1928, 432 v4 verfahren, das 
eine Berichtigung eines Strafausſpruchs abgelehnt hat, als der Tat⸗ 
richter unter Verletzung des 8 358 Abſ. 2 StcßO. (Verbot der refor- 
matio in peius) zu einer Erhöhung der urſprünglich erkannten Strafe 
gelangt war. Das OLG. Dresden hat in dieſen Fällen die Vorder⸗ 
urteile inſoweit aufgehoben und zur neuen Strafenbildung zurück⸗ 
verwieſen, während m. E. keine Bedenken beſtanden hätten, von einer 
Zurückverweiſung abzuſehen und die Strafe ſelbſt — nämlich im Hin⸗ 
blick auf das Verbot der reformatio in peius in Höhe der urſprüng⸗ 
lich ausgeworfenen — feſtzuſetzen (vgl. Alfr. Weber: JW. 1928, 432). 

Allgemeine Bedeutung kommt dem angeführten Urteil des RG. : 
JW. 1929, 257 4 aber dadurch zu, daß es die Grenzen erkennbar 
werden läßt, die einer entſprechenden Anwendung des 8 354 
Abf. 1 StPO. gezogen find. Sie richten ſich dort auf, wo die Möglich⸗ 
keit nicht auszuſchließen iſt, daß ſich eine entſprechende An⸗ 
wendung des 8 354 Abſ. 1 StPO. einſchränkend für 
die Prozeßbeteiligten und die Rechtsfindung aus⸗ 
wirken kann. 

Gegen die Vorabentſcheidung der Schuldfrage in der 
obigen Entſch. des RG. ſich zu wenden, beſteht auch unter dieſem 
Geſichtspunkt kein Anlaß. Daß die Beſchränkung der neuen Ver⸗ 
handlung auf die Straffrage den Angekl. einengt, iſt zwar offen⸗ 
ſichtlich. Die Vorabentſcheidung des RG. ſteht jeder Aufrollung der 
Schuldfrage entgegen. Beweisanträge, die die Entlaſtung des Angekl. 
in der Schuldfrage erſtreben, dringen nicht mehr durch. Eine unbillige 
Härte dem Angekl. gegenüber kann hierin jedoch nicht gefunden 
werden. Denn grundſätzlich ſoll das NevG. die mit der Rev. an⸗ 
gegriffene Entſch. nur inſoweit, abändern oder durch Zurückverweiſung 
eine Abänderung herbeiführen laſſen, als ein Rechtsfehler vorliegt. Der 
Angekl. wird ſomit nicht zu Unrecht dadurch beſchwert, daß das Ver⸗ 
fahren inſoweit in Rechtskraft erwächſt, als es mängelfrei die Grund⸗ 
lage für ſeine Schuld geliefert bat. In anderem Zuſammenhange hat 
das RG. für die Rechtsrüge den auch hier verwertbaren Satz auf⸗ 
geſtellt (R&St. 51, 49), daß es eine zweckloſe Weiterung wäre, die 
Sache zur erneuten Verhandlung und Entſcheidung an den Vorder⸗ 
richter zurückzuverweiſen, wenn ſchon in der Rev Inſt. feſtſtehe, wie 
in der Sache ſelbſt entſchieden werden müſſe. Daß die vorl. Entſch. 
nur eine Teilentſcheidung iſt, ändert hieran nichts, da die 
Schuldfrage als abtrennbarer Teil der Entſch. ohne weiteres einer 
geſonderten Beurteilung unterliegen kaun. 

Der Schuldſpruch des RG. iſt hier — im Gegenſatz zur Entſch. 
JW. 1929, 25714 — tatſächlich nur eine Rechtsfolge aus den 
vom Tatrichter getroffenen Feſtſtellungen. Damit hat das RG. den 
Rahmen ſeiner Aufgaben als Rechtsrügegericht nicht überfchritten, ſon⸗ 
dern in durchaus geſunden Bahnen die Beſtimmung des 8 354 Abf. 1 
EBD. weiterentwickelt. > 

Für die Vorabentſcheidung über die Schuldfrage iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nur im Rechtsmittelzuge Raum. Die Befugnis zu einer derartigen 
Teilentſcheidung ſteht dem Erſtrichter nicht zu, deſſen Urteil in jedem 
Falle im Rahmen des $260 StPD. ſich bewegen muß. 

StA. Dr. Krille, Dresden. 
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*12. 58 396, 410 RA bg O.; § 15 der 2. St Amn VO. 
v. 19. Sept. 1931 (RGBl. 493, 503). Die beiden erſten 
Tatbeſtände des 8 15 der 2. St Amn VO. beziehen 
ſich nur auf ſolche Vermögensſteuererklärungen, 
die beim Inkrafttreten des 8 15 (22. Sept. 1931) 
noch nicht abgegeben waren. War eine Ver⸗ 
mögensſteuererklärung ſchon vorher abgegeben 
und wurde ſie nicht berichtigt, fo iſt der 3. Tat⸗ 
beſtand des $ 15 Abſ. 1 erfüllt. Vor der Be⸗ 
ſtrafung aus dieſer Beſtimmung kann der Straf⸗ 
befreiungsgrund des § 410 R Abg O. nicht ſchützen. 
Inſoweit iſt das RG. anderer Auffaſſung als 
der R§ H. — Wenngleich die Zuwiderhandlung 
gegen 8 15 Abſ. 1 Fall 3 keine Steuerhinter- 
ziehung oder ⸗gefährdung darſtellt, fo ift ſie doch 
§ 15 ein Steuergeſetz i. S. von 8392 RAbg O. — 
Einer unzuläſſigen Unterwerfungsverhandlung 
gegenüber kommt der Einwand der rechtskräftig 
entſchiedenen Sache nicht in Betracht. Schlägt 
dieſer Einwand gegenüber einer zuläſſigen Un⸗ 
terwerfungsverhandlung durch, jo iſt eine ge⸗ 
zahlte Strafe von der neu erkannten abzurech⸗ 
nen oder, wenn auf Freiheitsſtrafe erkannt 
wurde, die Rückzahlung der Geldſtrafe anzu— 
ordnen. f) 

Der Angekl. hat in den Vermögensſteuererklärungen 
1927, 1928 und 1931 — für 1929, 1930, 1932 und 1933 
bedurfte es einer ſolchen nicht — wohl ſein ſonſtiges Ver⸗ 
mögen (Grund⸗ und Hausbeſitz) angegeben, ſein geſamtes 
Kapitalvermögen aber vorſfätzlich verſchwiegen. Durch 
Amneſtieanzeige v. 8. Okt. 1931 hat er ſeine falſche Vermögens⸗ 
ſteuererklärung 1931 durch Anmeldung eines Kapitalver⸗ 
mögens von 7039 AM berichtigt. Auf Grund ſpäterer Er⸗ 
hebungen kam das Fin A. jedoch zu der Überzeugung, daß der 
Angekl. am 1. Jan. 1931 ein Kapitalvermögen von 16112 AH 
beſeſſen habe, und beſtrafte ihn mit Unterwerfungsverhand⸗ 
lung v. 15., genehmigt am 16. Dez. 1933, wegen fahr⸗ 
läſſiger Vermögensſteuerverkürzung durch Abgabe einer zu 
niedrigen Vermögensſteuererklärung 1931 mit einer Geldſtrafe 
von 200 /. Später ſtellte ſich heraus, daß der Angekl. 
außer dem bisher bekanntgewordenen Kapitalvermögen noch 
bis zum 24. Juli 1933 laut Sparbuch Nr. 508 ein Spargut- 
haben beſaß, welches Ende des Jahres 1926 5666 ARM betrug 
und ſpäter durch Einzahlungen, die aus dem Vermögen des 
Augekl. ſtammten, noch weiter anſtieg. Die Behauptung des 
Angekl., das von Okt. 1924 bis 12. Nov. 1926 auf den 
Namen ſeiner Tochter lautende, dann auf ſeinen eigenen 
Namen umgeſchriebene Sparbuch habe von Anfang an und 
auch nach der Umſchreibung noch ſeiner Tochter gehört, und 
er habe dieſe auch ſtets als Eigentümerin angeſehen, hat das 
LG. für widerlegt erachtet. Nach Annahme der Str. ſtand 
vielmehr dieſes Guthaben von Okt. 1924 bis 24. Juli 1933 
dem Angekl. perſönlich zu. Nicht richtig iſt zwar, daß, wenn 
Eltern auf den Namen ihrer Kinder ein Sparguthaben an⸗ 
legen und Einzahlungen aus eigenem Vermögen darauf 
machen, die Lebenserfahrung dafür ſpreche, daß das Guthaben 
nicht Eigentum des betreffenden Kindes ſein ſolle. Aus den 
übrigen Ausführungen der Strͤ. aber ergibt ſich rechtlich 
bedenkenfrei, daß im gegebenen Falle die Überſchreibung der 
Vermögenswerte auf die Tochter ohne jede rechtsgeſchäftliche 
Verfügung, auch nicht etwa ſchenkungsweiſe, ſondern nur zum 
Schein erfolgt iſt, daß alſo der Angekl. den Betrag aus 
ſeinem Vermögen nicht ausſcheiden wollte und nicht aus⸗ 
geſchieden hat, und daß ſich der Angekl. deſſen auch bewußt war. 

Das angefochtene Urt. geht davon aus, daß der Angekl., 
abgeſehen von dem Konto 508, auch noch anderes Kapital⸗ 
vermögen (mit Hinterziehungsvorſatz) nicht angegeben habe, 
daß aber für eine Verurteilung nur das „durch eine Be⸗ 
ſtrafung noch nicht abgegoltene Guthaben Nr. 508“ in Be⸗ 
tracht komme. Das LG,. ſtellt demgemäß feſt, daß der Angekl. 
trotz ſeiner Verpflichtung hierzu vorſätzlich ſeit 1927 ſein 
Sparguthaben Nr. 508 in den Steuererklärungen nicht an⸗ 
gegeben habe, um nicht zur Vermögensſteuer herangezogen zu 
werden, und daß er dadurch gleichzeitig in der Vermögens⸗ 


ſteuererklärung 1931 vorſätzlich ſteuerpflichtiges Vermögen 
von mehr als 3000 / einer beſtehenden Rechtspflicht zu⸗ 
wider nicht angegeben habe, und verurteilt ihn wegen vorſätz⸗ 
licher (fortgeſetzter) Steuerhinterziehung in Tateinheit mit 
Vergehen gegen § 15 der 2. Stumn O. v. 19. Sept. 1931 
(RGBl. I, 503) zu einer Gefängnisſtrafe. 

Die Annahme einer Vermögensſteuerhinterziehung i. S. 
des § 396 RAbgbd. iſt rechtlich bedenkenfrei, ebenſo die — 
nicht ausdrücklich ausgeſprochene — Annahme eines Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhangs (JW. 1935, 29210). 

Der Angekl. hat die Vermögensſteuererklärung 1931 am 
9. Juli 1931 eingereicht. Das Verhalten des Angekl., welches 
nach Auffaſſung der Str. den Verſtoß gegen den erſten Tat⸗ 
beſtand des § 15 Abſ. 1 der 2. St Amn O. erfüllen ſoll, war 
daher bereits am 9. Juli 1931 beendet. § 15 der 2. St Amn⸗ 
VO. iſt aber gem. §§ 19 Abſ. 2 dortſelbſt erſt am 22. Sept. 
1931 in Kraft getreten. Wegen Nichtangabe von Vermögens⸗ 
gegenſtänden in der Steuererklärung 1931 konnte der Angekl. 
daher aus dem erſten Tatbeſtand des § 15 Abſ. 1 nicht be⸗ 
ſtraft werden (8 2 StGB.). Die beiden erſten Tatbeſtände des 
$ 15 können ſich nur auf ſolche Vermögenserklärungen be⸗ 
ziehen, die beim Inkrafttreten des § 15 noch nicht abgegeben 
waren und für deren Abgabe gerade durch § 1 Abf. 1 der 
2. St Amn O. i. Verb. m. 8 1 VO. v. 17. Okt. 1931 (RG Bl. I, 
581) die Friſt allgemein bis zum Ablauf des 26. Okt. 1931 
verlängert wurde. Wohl aber hat ſich der Angekl. gegen den 
vom Geſetzgeber für ſolche Fälle eigens vorgeſehenen dritten 
Tatbeſtand des § 15 Abſ. 1 dadurch vergangen, daß er in 
der Zeit v. 22. Sept. bis 26. Okt. 1931 vorſätzlich die bereits 
abgegebene Vermögensſteuererklärung 1931 nicht entſprechend 
berichtigt hat. Die Verurteilung des Angekl. aus 815 if 
daher im Ergebnis zu billigen. Daran wird auch durch die 
Amneſtieerklärung v. 8. Okt. 1931 nichts geändert. Die Er⸗ 
klärung war unvollſtändig, weil ſie nicht auch die weiteren 
(16 112 minus 7039 =) 9073 RM und außerdem das Spar⸗ 
guthaben offenbarte. Nach 88 18 Nr. 2, 18a der 1. St Amn⸗ 
VO. v. 23. Aug. 1931 (RGBl. I, 449) i. d. Faſſ. der 2. St⸗ 
Amn VO. war ſie daher nicht geeignet, dem Angekl. Steuer⸗ 
amneſtie zu verſchaffen, und keine dem 8 15 Abſ. 1 Fall 3 der 
2. St Amn VO. entſprechende Berichtigung (RGSt. 68, 187 
JW. 1934, 2155). Auch der Strafbefreiungsgrund des 
$ 410 RAbgO. kann den Angekl. von der Beſtrafung aus 
§ 15 nicht befreien. Dieſer Paragraph hat gerade die vorſätz⸗ 
liche Nichtberichtigung einer Vermögensſteuererklärung 1931 
als einen ſteuerrechtlichen Sonderſtraftatbeſtand neu einge⸗ 
führt, fie vom Begriff der Steuerhinterziehung i. S. des § 396 
RAbgd. losgelöſt, indem nämlich die Erfüllung dieſes Tat⸗ 
beſtandes gar nicht davon abhängt, ob und in welcher Höhe 
eine Verkürzung der Vermögensſteuer gewollt oder einge- 
treten iſt oder auch nur möglich geweſen wäre (Urt. 1 D 
1190/32 [RStBl. 11277), und hat fie als Sondervergehen 
unter beſonders hohe Strafdrohungen geſtellt. Durch Zu⸗ 
laſſung der Möglichkeit, nachträglich noch auf dem Wege der 
„tätigen Reue“ ſich dieſer Strafe entziehen zu können, würde 
dieſer Strafdrohung ihre gewollte Schärfe genommen. Nach 
alledem iſt die Anwendung des § 410 RAbgO. im Bereiche 
des § 15 der 2. St Amn O. ausgeſchloſſen (Urt. 4 D 199/34). 
Der vom RF. in feinem Gutachten Ers D 3/32 v. 23. Jan. 
1933 (JW. 1933, 1281) vertretenen gegenteiligen Auffaſſung 
vermag ſich auch der erk. Sen. nicht anzuſchließen. Dagegen 
macht in dem Fall des § 396 AABHD. auch ſchon eine teil⸗ 
weiſe Berichtigung falſcher Angaben inſoweit ſtraffrei, 
vorausgeſetzt, daß die übrigen Erforderniſſe des 8 410 RAbgD. 
erfüllt ſind. Ob dies hier zutrifft, kann dahingeſtellt bleiben, 
weil der Angekl. wegen Vermögensſteuerhinterziehung aus 
dem Betrage von 7039 AM nicht verurteilt iſt. 


Die weitere Annahme der Str, daß das Vergehen 
gegen § 15 der 2. St Amn VO. mit der fortgeſetzten Vermögens⸗ 
ſteuerhinterziehung hier tateinheitlich zuſammentreffe, iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden (ſ. die Entſch. 1 D 1190/32). 

Der Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache iſt 
nicht begründet. Die Unterwerfung ſteht allerdings einer 
rechtskräftigen Verurteilung gleich (8 445 RAbg d.). Trotzdem 
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iſt im gegebenen Falle ein Verbrauch der Strafflage nicht 
eingetreten. Bei der Zuwiderhandlung gegen $ 15 Abſ. 1 
3. Fall, handelt es ſich zwar nicht um eine Steuerhinter⸗ 
ziehung oder Steuergefährdung (weshalb auch 8 468 RAbgO. 
nicht in Betracht kommt) — |. Urt. 1D 1190/32 und R6SL. 
68, 191 JW. 1934, 2155 —, immerhin aber iſt $ 15 ein 
SteuerGef. i. S. des 8 392 RAbgdo., und er bezeichnet ſelbſt 
die Verletzung ſeiner Vorſchriften als Steuerzuwiderhandlung 
(fo auch das erwähnte RF H.⸗Gutachten). Bei Tateinheit mit 
$ 396 RAbgdO. Par daher die Strafe aus § 15 der 2. St Amn⸗ 
VO. als dem ſchwereren Strafgeſetze zu entnehmen, § 418 
Abſ. 2 RAbgd., § 73 StGB. und Urt. 4 D 199/34. Da dem 
8 15 damals ein Abf. 4 noch nicht beigefügt war, mußte auf 
Geld⸗ und Freiheitsſtrafe erkannt werden. Bei dieſer Sachlage 
war das Fin A., wenn es damals ſchon den Sachverhalt in 
ſeinem ganzen Umfange gekannt hätte, zur Vornahme der 
Unterwerfungsverhandlung nicht befugt (88421, 422 RAbgdO.). 
Die Unterwerfungsverhandlung war daher nicht zufäffig und 
iſt infolgedeſſen auch nicht geeignet, den Einwand der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache zu begründen (ſ. Becker, RAbgdt., 
7. Aufl., zu 88 410 a. F., 445 n. F. Anm. 7 und die einen 
finanzamtlichen Strafbeſcheid betreffenden Ausführungen in 
RESt. 61, 289). 


Durch die Unterwerfungsverhandlung war der Angekl. 
wegen Abgabe einer zu niedrigen „Vermögensſteuererklärung 
1931“ zu einer Geldſtrafe verurteilt worden. Die zu niedrige 
Vermögensſteuererklärung 1931 iſt Beſtandteil der fortgeſetzten 
Straftat, die im angefochtenen Urt. geahndet worden iſt. Da 
der Angekl. alſo wegen derſelben Tat bereits zu einer (wohl 
inzwiſchen bezahlten) Geldſtrafe verurteilt war, hätte dieſe 
auf die neu zu verhängende Geldſtrafe im Urt. angerechnet 
oder, falls (unrichtig) nur auf Freiheitsſtrafe erkannt wurde, 
ihre Rückzahlung angeordnet werden müſſen (RGSt. 54, 
283). Dieſer Fehler nötigt zur Aufhebung des Urt. im Straf⸗ 
ausſpruch, ſoweit der Angekl. wegen Steuerhinterziehung in 
Tateinheit mit Zuwiderhandlung gegen 8 15 der 2. St Amn⸗ 
BO. verurteilt iſt. Für die neue Verhandlung wird darauf 
hingewieſen, daß — was das Rev. nicht beachten konnte 
dem 815 der 2. St Amn VO. durch § 25 StAnp®. v. 16. Okt 
1934 (RG Bl. I, 925, 938) ein Abj. 4 beigefügt worden iſt, 
wonach im Fall mildernder Umſtände, die bisher überhaupt 
nicht vorgeſehen waren, der Täter ſo beſtraft wird, als habe 
er eine Steuerhinterziehung begangen. 

(5. Sen. v. 28. Jan. 1935; 5 D 544/34.) 


= RsSt. 69, 93.) 
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Anmerkung: Der Entſch. kann nicht in vollem Umfange zu— 
geſtimmt werden. 

1. Das RG. hebt mit Recht hervor, daß der dritte Tatbeſtand 
des 8 15 Abs. 1 der 2. Stumm O. nur ſolche Fälle betrifft, in denen 
der Stqpfl. die unrichtige Steuererklärung bereits vor dem Inkraft⸗ 
treten der 2. St Amn VO. abgegeben hat. In dieſem Falle halte ich 
ein rechtliches Zuſammentreffen zwiſchen der Steuerhinterziehung und 
dem Amneſtievergehen nach wie vor (vgl. meine Anm. zu dem Urteil 
JW. 1934, 2155 °°) nicht für möglich. Das RG. begründet ſeine ab⸗ 
weichende Anſicht in dent angeführten Urteile RStBl. 1932, 1127 
ſolgendermaßen: „Dadurch daß der Angekl. die pflichtgemäße Be⸗ 
richtigung unterließ, beſtand er der Steuerbehörde gegenüber auf der 
Richtigkeit der von dieſer noch nicht erledigten Steuererklärung, ſetzte 
alſo ſeine ſtrafbare Einwirkung auf ſie fort.“ Dieſe Begründung 
leuchtet nicht ein. Einmal kann von einer Einheit des leitenden 

illens m. E. hier nicht die Rede ſein, da der Wille des Täters 
urſprünglich nur auf eine Verwirklichung einer Steuerhinterziehung 
gerichtet war. Der Wille, dem Gebote der Amn VO. zuwiderzuhandeln, 
it zlwangsläuſig erſt geboren worden, nachdem der Täter den Willen 
zur Steuerhinterziehung bereits in die Tat umgeſetzt hatte. Zum 
andern beſteht die nach Anficht des NÖ. ſtrafbare Einwirkung auf 
ie Steuerbehörde nur darin, daß der Täter von jeinem beendigten 
Verſuch nicht zurückgetreten iſt. Dieſes Verhalten iſt aber an ſich 
5 ſtrafbar und gehört nicht zum Tatbeſtande der Steuerhinterziehung. 
f er Täter begeht auch bei natürlicher Betrachtung hier keine Hand⸗ 
ung und Unterlaſſung, die als eine Einheit erſcheinen. 
841 2. Das RG. hält im Gegenſatz zum Ric. die Anwendung des 
ſei 0 RAbgdO. im Bereiche der 2. Stämmn VO. für ausgeſchloſſen. Zu 
Ie Anſicht kann hier nicht Stellung genommen werden, da das 
rteil ſich nur auf eine mir 3, Z. nicht vorliegende Entſch. v. 11. Jan. 


Rechtſprechung 
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1935 beruft. Eines Eingehens auf dieſe Entſch. bedarf es auch nicht. 
Die Frage iſt durch § 22 Abſ. 2 DurchfVO. z. Volks VG. ausdrück⸗ 
lich im Sinne des Gutachtens des RF. geregelt worden. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift gilt nicht nur für ſolche Vergehen gegen 8 15 der 2. St Amn O., 
die ſich auf ausländiſche Vermögensgegenſtände beziehen. Die Vorſchrift 
ſteht ſelbſtändig neben der des 8 22 Abſ. 1 a. a. O., wie ſich aus Abſ. 3 
deutlich ergibt. Zum Erlaß dieſer allgemeinen Vorſchrift war die 
DurchfVO. in 8 10 Satz 2 Volks VG. auch ausdrücklich ermächtigt. 
Das kann nur zu dem Zwecke geſchehen fein, die Rechtslage im Sinne 
des Gutachtens des NFH. allgemein authentiſch kKlarzuſtellen (gl. M. 
Jahn⸗Boethke-Arlt⸗Pünder, Anm. 1 zu § 10 Volks VG.). 

3. Das RG. wendet die für den Fall eines unzuläſſigen Straf⸗ 
befehls in der Entſch. RGSt. 54, 283 (286) entwickelten Grundſätze 
über die Anrechnung der auf Grund des Strafbefehls bezahlten Geld⸗ 
ſtrafen ohne weiteres auch auf den Fall einer unzuläſſigen Unter⸗ 
werfungsverhandlung an. Hiergegen beſtehen jedoch Bedenken. Bei der 
Anrechnung der in einem Strafbefehl verhängten Strafen handelt es 
ſich um die Ausgleichung des Fehlers einer anderen Juſtiz behörde. 
Bei der Richtigſtellung einer Unterwerfungsverhandlung oder eines 
Strafbeſcheides — für dieſen gilt das gleiche — handelt es ſich da⸗ 
gegen um die Beſeitigung der Entſch. einer Verwaltungs behörde. 
Man wird daher näher unterſuchen müſſen, ob auf dieſen Fall wirk⸗ 
lich die für jenen entwickelten Grundſätze Anwendung finden können. 

a) Die Abrechnung der auf Grund der Verwaltungsentſcheidung 
bezahlten Beträge von der neuerkannten Geldſtrafe war ſo lange nicht 
zuläſſig, als die Gerichte noch Landesbehörden waren. Die von ihnen 
verhängten Geldſtrafen floſſen dem Lande zu, während die von den 
Steuerbehörden verhängten Geldſtrafen dem Reiche zufloſſen (8 460 
NAbgdO.). Durch die Überleitung der Rechtspflege auf das Reich ſind 
die Gerichte jetzt zwar zu Reichsbehörden geworden. Solange die Länder 
jedoch noch ihre finanzielle Selbſtändigkeit haben und die Geldſtrafen 
in den Landesſäckel fließen, werden die Gerichte nicht befugt ſein, 
durch Abrechnung der zu Unrecht in den Reichsſäckel gefloſſenen Be⸗ 
träge die Landeseinnahmen zu ſchmälern. Eine ſolche würde aber 
durch die Abrechnung erfolgen, da eine rechtliche Grundlage für ein 
Verlangen des Landes auf Überweiſung der vom Reiche eingezogenen 
Beträge nicht zu erkennen iſt. 

Solange nicht ſämtliche Geldſtrafen dem Reiche zufließen, muß 
das Gericht daher die ihm angemeſſen erſcheinende Strafe ohne Rück⸗ 
ſicht darauf feſtſetzen, ob der Täter die von der Steuerbehörde zu Un⸗ 
recht feſtgeſetzte Strafe bereits bezahlt hat oder nicht. Aus den zu b 
zu entwickelnden Gründen darf das Gericht auch nicht die Rück⸗ 
zahlung der an das Fin A. gezahlten Beträge anordnen. Es muß 
Sache der Steuerbehörde bleiben, dieſe gegebenenfalls zu erſtatten. 

b) Wenn in dem Gerichtsurteil nur auf Freiheitsſtrafe erkannt 
wird, ſo halte ich eine Anordnung des Gerichts zur Zurückzahlung 
der unzuläſſigerweiſe verhängten Geldſtrafe nicht für angängig. Das 
Gericht kann eine derartige Anordnung gegenüber einer fremden Be⸗ 
hörde nicht treffen. Hier muß es der eigenen Entſchließung der Steuer⸗ 
behörde überlaſſen bleiben, aus dem Urteil des Gerichts die Folge⸗ 
rungen zu ziehen und die eingezogenen Beträge zu erſtatten. 

4. Zuzuſtimmen iſt der Anſicht, daß die Bumiderhandlungen 
gegen $15 der 2. Stumn DO. Steuerzuwiderhandlungen i. S. des 
8 392 NAGgD. find. Daraus folgt — was in der Praxis früher 
manchmal überſehen worden iſt —, daß die Fin A. ſowohl zur Unter⸗ 
ſuchung wie zur Einſtellung der Unterſuchung wegen des Verdachts 
dieſer Steuerzuwiderhandlungen zuſtändig ſind (83 421 Abſ. 1 Satz 1, 
446 RAbgO.). Bei Annahme mildernder Umſtände ſind ſie gem. 
815 bj. 4 der 2. StumnO. jetzt auch in der Lage, eine Geldſtrafe 
zu verhängen. 

Reg. Dr. Julius Criſolli, Berlin. 
+ 


13. 1. Auch gegenüber einem Mbttäter find 
die Strafgerichte nicht an 8 468 R Abg O. gebun⸗ 
den, wenn dieſer Angekl. nicht Mitſchuldner iſt, 
ſondern nur kraft Steuerſtrafrechts für die 
hinterzogenen Steuern heftet. 

2. Werden Bücher und Geſchäftspapiere 
einem Staatsbeamten zum Zwecke der Einſicht 
zur Verfügung geſtellt, fo liegt hierin ein „Ge⸗ 
brauchmachen“ i. S. des 8 267 RSt GB. 

3. Tateinheit zwiſchen Urkundenfälſchung 
und Steuerhinterziehung. 

4. Auch im Steuerſtrafrecht zehrt die Mit⸗ 
täterſchaft die minder ſchwere Teilnahmeform 
auf. f) 

1. Dem Gehilfen gegenüber ſind die Vorſchriften des 
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§ 468 (früher 433) R Abg O. nicht anwendbar (RGSt. 58, 
41 [43]; 66, 298 [301]). Eine Bindung des Strafrichters 
i. S. dieſer Vorſchriften beſteht auch dann nicht, wenn man 
das Tun des Angekl. nicht als Beihilfe zur Steuerhinter⸗ 
ziehung, ſondern als Mittäterſchaft beurteilt. Denn dieſer 
Angekl. iſt nicht Steuerſchuldner; als Mittäter haftet er viel⸗ 
mehr nur auf Grund Steuerſt raf rechts für die zum Vor⸗ 
teil ſeines Vaters hinterzogene Steuer (RGSt. 57, 212 
[216]; 66, 298 [301]) — dgl. jetzt 8 112 RAbgO. —. Dem⸗ 
gemäß war die Strͤ. den beiden BeſchwF. gegenüber auch in 
keiner Weiſe an die gegen den Steuerſchuldner (Vater des 
Angekl.) erlaſſenen Entſch. der Finanzbehörden und gerichte 
gebunden. Selbſt dieſem gegenüber beſtand eine Bindung nur 
inſofern, als die Str. die Entſch. des RFH. hätte einholen 
müſſen, wenn ſie bei der Prüfung der Frage, ob eine Steuer⸗ 
verkürzung vorliege, von der rechtskräftigen Entſch. des 
FinG. hätte abweichen wollen; über das Maß der Ver⸗ 
kürzung hatte ſie dagegen, da es ſich nicht um Zölle oder 
Verbrauchsſteuern handelt, auch dem Steuerſchuldner gegen⸗ 
über auf Grund eigener Prüfung nach ihrem freien Ermeſſen 
zu entſcheiden (RGSt. 63, 64 [65] und Urt. 4 D 406/34 vom 
13. Juli 1934 [JW. 1934, 2342 Nr. 15], ſowie die dort er⸗ 
et Urt.). Von dieſer Rſpr. abzuweichen, beſteht kein 
Anlaß. 


Ob ſich die Str. der vorſtehend dargelegten Bedeutung 
der Vorſchriften des 8 468 NUGGD. bewußt war, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben; aus dem Zuſammenhang der Urteilsgründe 
ergibt ſich jedenfalls ſo viel, daß ſie die im Steuerverfahren 
getroffenen Feſtſtellungen nicht ohne eigene Prüfung der 
Urteilsfindung zugrunde gelegt hat. Erſichtlich hat ſie vielmehr 
ſelbſtändig feſtgeſtellt, daß der Steuerſchuldner während der 
in Betracht kommenden Zeit das geſchäftliche Ergebnis in 
ſeinen Büchern und Aufzeichnungen falſch dargeſtellt, daß er 
insbeſ. nach und nach insgeſamt 90000 RA auf dem Gläu⸗ 
bigerkonto gebucht habe, obwohl er einen ſolchen Betrag über⸗ 
haupt nicht ſchuldig geweſen ſei. Die angeblichen Schulden 
hat er, wie das angefochtene Urt. weiter annimmt, durch ge⸗ 
fälſchte Rechnungen belegt, um ſo den Geſchäftsgewinn, den 
er in dieſer Höhe gemacht hatte, der Verſteuerung entziehen 
zu können. Auf Grund neuer, der wirklichen Sachlage ent⸗ 
ſprechender Bilanzen hat die Steuerbehörde die auf die einzel⸗ 
nen Steuerarten entfallenden Beträge, die der Steuerſchuldner 
hinterzogen hatte, berechnet. Die Richtigkeit der Berechnung 
iſt in der Hauptverhandlung von keiner Seite bezweifelt wor⸗ 
den. Nur hinſichtlich der Bewertung der „dubioſen Forde— 
rungen“ hat der Steuerſchuldner eine Einſchränkung gemacht; 
die ſich hieraus etwa ergebende Ermäßigung des hinter⸗ 
zogenen Betrags hat die Strͤ. jedoch — für die Straf⸗ 
bemeſſung — als unerheblich erachtet. Unter dieſen Umſtänden 
iſt auch die unzuläſſige Verweiſung auf das Urt. des Find. 
unſchädlich. Im übrigen hat ſich die Stra. nach dem Ergebnis 
der Hauptverhandlung die Berechnung der Steuerbehörde zu 
eigen gemacht. N 


2. Der Steuerpflichtige hat nach den Vorſchriften der 
NAGgD. der Steuerbehörde gegenüber eine gewiſſe Aufklärungs⸗ 
und Vorlegungspflicht (ogl. z. B. 88 161 Abſ. 9, 171 Abf. 2 
lalt: 173 Abſ. 2]; 172 falt: 174]; 207 RAbgo.). Demzufolge 
ſind die Bücher und Geſchäftspapiere, einſchließlich der ge⸗ 
fälſchten Urkunden, auch dem Steuerinſpektor K. am 19. und 
20. März 1931 zur Einſicht zugänglich gemacht worden. Darin 
liegt ein „Gebrauchmachen“ i. S. des 8 267 StGB., wobei 
es nicht darauf ankommt, ob dem Beamten die Urkunden be⸗ 
ſonders vorgelegt worden ſind; es genügt vielmehr, daß ihm 
allgemein die Bücher und Geſchäftspapiere zum Zwecke der 
Einſicht zur Verfügung geſtellt worden ſind. Dagegen geht 
die Anſicht der Str., ein „Gebrauchmachen“ ſei ſchon darin 
zu finden, daß die Papiere „zur eventuellen Nachprüfung 
bereitgelegen hätten“, fehl; ſtatt weiterer Ausführungen genügt 
ein Hinweis auf RGSt. 66, 298 [312, 313]. Die Anfertigung 
der gefälſchten Urkunden leinſchließlich ihres Bereithaltens in 
den Geſchäftsräumen) könnte höchſtens einen Verſuch der 
ſchweren Urkundenfälſchung darſtellen (RGSt. 56, 204 [206]; 
58, 211 [214]). Die rechtsirrige Auffaſſung der Str. hat 
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die Urteilsfindung nicht beeinflußt, da die gefälſchten Ur⸗ 
kunden dem erwähnten Beamten tatſächlich in der im § 267 
SGB. erforderten Weiſe zugänglich gemacht worden find. 


3. In der Annahme von Tateinheit zwiſchen der Ur⸗ 
kundenfälſchung und dem Steuervergehen tritt kein Rechts⸗ 
irrtum zutage. Um bei einer etwaigen ſteueramtlichen Nach- 
prüfung das in den Büchern vorgetäuſchte und der Verſteue⸗ 
rung zugrunde gelegte geſchäftliche Ergebnis als zutreffend 
hinſtellen zu können, hat man die hierzu erforderlichen „fin⸗ 
gierten Fakturen“ angefertigt und zur Vorlegung ſtändig 
bereitgehalten. Damit iſt der erſte Teilakt der Urkunden⸗ 
fälſchung verwirklicht worden. Wäre es nicht zur Nachprüfung 
durch das Fin A. gekommen und hätte man infolgedeſſen nicht 
von den fälſchlich angefertigten Urkunden zu Täuſchungs⸗ 
zwecken Gebrauch gemacht, ſo würde es ſich um einen während 
eines längeren Zeitraums betätigten, einheitlichen Verſuch der 
ſchweren Urkundenfälſchung handeln, mit dem das Steuerver⸗ 
gehen tateinheitlich zuſammenfiele. Dadurch, daß die Täter bei 
der ſteuerbehördlichen Nachprüfung von den gefälſchten Rech⸗ 
nungen zum Zwecke der Täuſchung Gebrauch gemacht haben, 
iſt die ſchwere Urkundenfälſchung vollendet worden. Das volk 
endete Verbrechen verbindet die ſämtlichen Hinterziehungs⸗ 
handlungen mit ſich und damit auch untereinander in der⸗ 
ſelben Weiſe zur Tateinheit, wie es bis dahin der — einheit- 
liche — Verſuch der ſchweren Urkundenfälſchung getan hatte. 
Andererſeits waren die Steuerhinterziehungen — jedenfalls 
zum Teil — zwar ſchon vor der Urkundenfälſchung rechtlich 
vollendet, aber noch nicht tatſächlich beendigt; ſie ſollten viel⸗ 
mehr gerade durch das Verbrechen der Urkundenfälſchung auf⸗ 
rechterhalten und fortgeſetzt werden. Hiernach kommt es nicht 
darauf an, in welchem Verhältnis die Hinterziehungshand⸗ 
lungen ohne das Bindeglied der Urkundenfälſchung zueinander 
ſtehen würden, je nachdem ſie dieſelbe Steuerart oder ver⸗ 
ſchiedene Steuerarten betreffen (vgl. RGSt. 64, 229 [239)). 


4. Das angefochtene Urt. iſt nur inſoweit zu beanſtanden, 
als es den Angekl. der Beihilfe zur Steuerhinterziehung und 
hinſichtlich der durch dieſelbe Handlung von ſeinem 
Vater begangenen Urkundenfälſchung der Mittäterſchaft für 
ſchuldig erklärt. Das verſtößt gegen die vom RG. in ſtändiger 
Rſpr. vertretene Anſicht, daß ein Mittäter nicht zugleich wegen 
Beihilfe (oder Anſtiftung) zu derſelben Tat beſtraft werden 
kann, ſolchenfalls zehrt vielmehr die Mittäterſchaft die minder 
ſchwere Teilnahmeform auf (RGSt. 10, 406 [409]; 16, 374 
[376]; 26, 198; 44, 207 [211]; 48, 206 [207]; 53, 189 
190). In dieſem Punkt kann das Urt. von hier aus richtig⸗ 
geſtellt werden. Die Str. hat anſcheinend auch nur deshalb 
gleichzeitige Mittäterſchaft und Beihilfe angenommen, weil ſie 
überſehen hat, daß nach 8 396 RAbg O. Steuerhinterziehung 
auch „zum Vorteil eines anderen“ begangen werden kann. 


(3. Sen. v. 3. Jan. 1935; 3 D 1155/34.) 


Anmerkung: 1. Der 3. StrSen. des RG. tritt der Rſpr. des 
4. StrSen. zu 8 468 (früher § 433) RAbgO. bei. Wegen der grund⸗ 
ſätzlichen Fragen verweiſe ich auf meine Beſprechung: JW. 1934, 2342 ff. 

Hiernach tritt eine Bindung der Strafgerichte aus 8 468 RAbgo. 
nur hinſichtlich der Frage, ob eine Steuerverkürzung ſeitens des 
Steuerſchuldners vorliegt, ein. Inſoweit ſteht das Entſcheidungsvor⸗ 
recht bei den Finanzbehörden. 

Im vorl. Falle haftete gem. § 112 RAID. ein Sohn für die 
Steuerſchulden ſeines Vaters. Der Sohn hatte nämlich ſich an der 
Steuerhinterziehung ſeines Vaters beteiligt. Auch ſoweit der Sohn 
nicht unmittelbarer Steuerſchuldner iſt, haftet er daher für den Betrag, 
in deſſen Höhe Steuereinnahmen verkürzt wurden. Dieſe ſteuerſtraf⸗ 
rechtliche Haftung macht den Sohn noch nicht zu einem Steuerſchuld⸗ 
ner i. S. des 8 468 RAbgO. § 468 RAbg0O. ſetzt nämlich eine per⸗ 
ſönliche Steuerpflicht des Täters voraus (RGSt. 66, 301). Daher 
findet $ 468 RAbgoO. gegen den Gehilfen keine Anwendung, wenn 
dieſer nicht ſonſt Steuerſchuldner iſt. 

Als Rechtsgrundſatz iſt daher feſtzuhalten, daß die Bindung des 
§ 468 RAID. in allen denjenigen Fällen nicht gegeben iſt, in denen 
der Angekl. im Steuerſtraſverfahren nicht unmittelbarer urſprüng⸗ 
licher Steuerſchuldner nach dem Einzelſteuergeſetz iſt. Jedenfalls wird 
das Anwendungsgebiet des § 468 RAbgdO. nicht dadurch erweitert, 
daß infolge ſteuerſtrafrechtlicher Beſt. eine Erweiterung des Steuer 
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ſchuldnerkreiſes eintritt. Es handelt ſich hier vielmehr erſt um ſteuer⸗ 
rechtliche Folgen, die an eine ſtrafbare Handlung anknüpfen. 

Somit muß in Fällen alleiniger Steuerſtrafrechtshaftung des 
Angekl. der Strafrichter eigene Feſtſtellungen hinſichtlich des Vor⸗ 
liegens einer Steuerverkürzung trefſen. Dieſer Verpflichtung war 
im übrigen, wie das RG. eingehend darlegt, die Str. nachgekom⸗ 
men. Die eigene Prüfung lag in der Feſtſtellung, in welcher Form 
Falſchdarſtellungen in Büchern und Aufzeichnungen vorgenommen 
wurden. Die Höhe der Steuerhinterziehung wurde durch Vergleich 
dieſer „friſierten“ Buchungen mit der von dem Fin A. aufgeſtellten 
Steuerbilanz feſtgeſtellt. Es wurde auch kraft eigener Prüfung die 
Berechnung der Steuerbehörde zugrunde gelegt. 


2. Das RG. äußert ſich ferner zu dem intereſſanten Kapitel der 
Vollendung der Urkundenfälſchung bei Steuerzuwiderhandlungen. 
Häufig werden Verkürzungen von Steuerbeträgen dadurch begangen, 
daß falſche Buchungen vorgenommen werden. Um die Beweiskraft 
er Buchungen zu erhöhen, werden falſche Belege angefertigt. Es 
tritt nunmehr die Frage auf, welche ſtrafrechtlichen Vorausſetzungen 
vorliegen müſſen, um ein „Gebrauchmachen“ i. S. des § 267 RStGB. 
ſeſtſtellen zu können. 

In jedem Fall muß die Urkunde in den. Machtbereich des zu 
Täuſchenden gebracht werden, dergeſtalt, daß für ihn die Möglichkeit 
gewährleiſtet iſt, von dem Inhalt ohne weiteres Kenntnis zu nehmen. 
Es genügt ſogar, wenn die Urkunde zur Kenntnisnahme des zu 
Täuſchenden nur bereit gelegt wird, ohne ihm unmittelbar über⸗ 
geben zu werden (RGSt. 40, 253; 64, 394 ff.; 66, 313). Dann muß 
aber der Täuſchende auch ohne weiteres den Zugriff auf die Urkunde 
vornehmen können (RGSt. 66, 313). In der Tat wird ja auch nur 
bei ſolcher Sachlage von einem Gebrauchmachen die Rede ſein können, 
weil nur dann die Urkunde an den zu Täuſchenden unmittelbar 
herangebracht worden iſt. Im vorl. Falle iſt dieſer Tatbeſtand er⸗ 
füllt, da die Urkunden dem Steuerinſpektor zur Einſicht zugänglich 
gemacht wurden. Richtig iſt die Rechtsmeinung des RG., wonach ein 
Gebrauchmachen noch nicht in dem Bereitliegen „zur evtl. Nach⸗ 
rüfung“ gefunden werden kann. 


Der Grund für die Vorlage der Urkunden iſt nach dem Inhalt 
des § 267 RSIGB. unerheblich. Es wird nur rechtswidrige Abſicht 
erſordert. Dieſe rechtswidrige Abſicht iſt aber beſonders bei Steuer⸗ 
zuwiderhandlungen ohne weiteres zu unterſtellen, da ja der Stpfl. 
den Steuerbehörden gegenüber Aufklärungs- und Vorlegungspflichten 
hat. Hieraus folgt ohne weiteres, daß jeder Stpfl. weiß, daß feine 

uchungsunterlagen als Beweismittel für das Steuerermittlungsver⸗ 
fahren von größter Bedeutung find. Jede unrichtige Buchführung zieht 
ach die Gefahr einer Verfolgung wegen Steuerhinterziehung 
ach ſich. 


3. Zwiſchen Urkundenfälſchung und Steuerhinterziehung iſt 
Tateinheit möglich. 

Im vorl. Falle ergibt ſich folgende tatſächliche Entwicklung: 

1. Herſtellung fingierter Fakturen. 

2. Vornahme fingierter Buchungen. 

3. Abgabe falſcher Steuererklärungen. 

4. Vorlage der fingierten Fakturen und der falſchen Bücher. 


Die Steuerhinterziehung iſt rechtlich vollendet mit Abgabe der 
falſchen Steuererklärung; ſie dauert jedoch noch tatſächlich fort, näm⸗ 
lich bis zur Bezahlung der hinterzogenen Steuern. 

Der Verſuch der Urkundenfälſchung beginnt bereits mit Ziff. 1 
(Herſtellung der fingierten Fakturen). Der Verſuch bleibt über den 

organg Ziff. 2 und 3 aufrechterhalten und gelangt erſt zur Voll⸗ 
endung mit dem Gebrauchmachen, alſo mit Ziff. 4, nämlich der Vor⸗ 
lage der Bücher und Fakturen. 

Mit Recht folgert das RG., daß bei Durchführung des Tat⸗ 
beſtandes bis Ziff. 3 verſuchte Urkundenfälſchung mit vollendeter 

teuerhinterziehung vorliegt. Hier it tateinheitliches Zuſammen⸗ 
fallen offenfichtlich. Aber auch die Vollendung der ſchweren Urkunden⸗ 
fälſchung nach bereits vollendeter Sbeuerhinterziehung iſt noch in 
-ateinheit erfolgt, weil die Vorlage der Bücher und Fakturen mit 
ämtlichen Hinterziehungshandlungen verbunden iſt. 

Es iſt alſo Tateinheit zwiſchen Urkundenfälſchung und Steuer⸗ 
hinterziehung auch nach rechtlich zwar beendeter, tatſächlich aber noch 
fortwirkender Steuerhinterziehung gegeben. 


5 4. Auch für das Steuerſtrafrecht gilt der allgemeine Grundſatz 
der Aufzehrung einer minder ſchweren Teilnahmeform durch eine 
ſtärkere Teilnahmeform. So umfaßt die Anſtiftung auch die Bei⸗ 
hilfe, da die erſte die ſchwerere Form der Teilnahme iſt (RGSt. 38, 
191 und 48, 207). 


0 Hier bietet das Steuerſtrafrecht keine beſondere Beurteilungs⸗ 
veiſe. Sobald Mittäterſchaft vorliegt, iſt jegliche Beihilfehandlung 
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aufgezehrt. Daher war der Urteilstenor im vorl. Falle dahin zu 
berichtigen, daß ſtatt der Verurteilung wegen „fortgeſetzter gemein⸗ 
ſchaftlicher ſchwerer Urkundenfälſchung in Tateinheit mit Beihilfe zur 
fortgeſetzten Steuerhinterziehung“ zu ſetzen war „in Tateinheit mit 
ſortgeſetzter gemeinſchaftlicher Steuerhinterziehung“. 

Daß gem. § 396 RAbgD. wegen Steuerhinterziehung auch 
Nichtſteuerpflichtige verurteilt werden können, ergibt ſich unmittel⸗ 
bar aus dem Wortlaut „zum Vorteil eines anderen“ und aus der 
ſtändigen Rſpr. Es ſind z. B. auch bereits wegen Steuerhinter⸗ 
ziehung Steuerberater und Steuerbeamte verurteilt worden (RGuUrt. 
v. 26. Jan. 1933, 2 D 1110/32 = Mrozek, Kartei, AO. 8396 
R. 16 und RGurt. v. 2. März 1934, 4 D 324/38 = Mrozek, 
Kartei, AO. 1931, § 396 R. 26 und mein Aufſatz: Steuerſtrafrecht 
und Strafverfahren im DStBl., Märzheft 1934). 


RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
* 


* 14. 8 2 Straffreih®. v. 7. Aug. 1934. Gegen⸗ 
über einer Einſtellung gemäß dem Straffreih G. 
v. 7. Aug. 1934 kann der Angekl. nicht zu dem 
Zwecke Rev. einlegen, daß ſeine Unſchuld feſt⸗ 
geſtellt und demgemäß ftatt auf Einſtellung auf 
Freiſprechung erkannt werde. f) 


Das LG. hat den nicht vorbeſtraften Angekl. eines 
fortgeſetzten Verbrechens der ſchweren Urkundenfälſchung gem. 
88 267, 268 Nr. 1 StGB. für ſchuldig befunden, das Ver⸗ 
fahren jedoch auf Koſten der Staatskaſſe eingeſtellt, weil 
nur eine Gefängnisſtrafe von vier Monaten angemeſſen ſei 
und infolgedeſſen die Vorausſetzungen des § 2 Abſ. 1 Straf⸗ 
freih®. v. 7. Aug. 1934 vorlägen. Der Angekl. begehrt mit 
der rechtzeitig und rechtsförmlich eingelegten Rev. Frei⸗ 
ſprechung, vorſorglich Aufhebung und Zurückverweiſung. Es 
ſei nicht richtig, daß er von den Quittungen mit den fälſchlich 
angefertigten Unterſchriften zu Täuſchungszwecken Gebrauch 
gemacht habe, auch habe er nicht in der Abſicht gehandelt, ſich 
einen Vermögensvorteil zu verſchaffen. 


Zunächſt fragt es ſich, ob der Angekl. mit dieſer Be⸗ 
gründung die auf Grund des Straffreihcg. erfolgte Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens überhaupt anfechten kann. Dieſe 
Frage iſt zu verneinen. Ein Angekl. kann allerdings, wenn 
ſeiner Meinung nach die Vorausſetzungen der Freiſprechung 
gegeben ſind, durch die bloße Einſtellung des Strafverfahrens 
ſich benachteiligt fühlen. Insbeſondere iſt dies dann der Fall, 
wenn, wie hier, in dem Urt. die ſtrafbare Schuld des Angekl. 
feſtgeſtellt und die Zuerkennung einer Strafe infolge Amneſtie 
(Niederſchlagung) als ausgeſchloſſen erachtet worden iſt. Man 
kann hier nicht ſagen, daß ein Eingriff in die Intereſſen des 
Angekl. deshalb nicht anzuerkennen ſei, weil durch die Ein⸗ 
ſtellung des Strafverfahrens die Strafverfolgung des Angekl. 
wegen dieſer Tat in dem Sinne für unzuläſſig erklärt worden 
ſei, daß jede Verfolgung desſelben wegen der hier fraglichen 
Tat für immer ausgeſchloſſen ſei, ſo daß die Einſtellung tat⸗ 
ſächlich der Freiſprechung gleichſtehe (ſo RGSt. 42, 399 für 
den Fall der Einſtellung eines wegen Verletzung der Wehr⸗ 
pflicht eingeleiteten Strafverfahrens wegen Unzuläſſigkeit der 
Strafverfolgung im Hinblick auf die ſog. Bancroftſchen Ver⸗ 
träge). Gerade das Gegenteil iſt hier der Fall. Die Nieder⸗ 
ſchlagung tritt kraft Geſetzes ein. Die aktenmäßige Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens hat lediglich feſtſtellende Wirkung 
(RES. 54, 17; 67, 145 = JW. 1933, 1326). Sie kann des⸗ 
halb, wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß ſie auf un⸗ 
richtigen Vorausſetzungen beruhte, abgeändert werden und 
bewirkt deshalb auch nicht den Verbrauch der Strafklage 
(RGSt. 67, 383 — JW. 1934, 236). Das Intereſſe des 
Angekl. an der Durchführung ſeines Rechtsmittels iſt daher 
nicht zu bezweifeln. Trotzdem kann die Rev. nicht für zuläſſig 
erachtet werden. Die Amneſtie nach dem Straffreih. vom 
7. Aug. 1934 tritt in Erſcheinung nicht nur als Begnadigung 
urteilsmäßig erkannter Strafen, ſondern auch als Nieder⸗ 
ſchlagung eines noch anhängigen Strafverfahrens und als 
Unterſagung jedweder Einleitung eines Strafverfahrens. Die 
Niederſchlagung äußert ihre Wirkung ſowohl auf dem Ge⸗ 
biete des Verfahrens als auch des materiellen Rechtes. Ver⸗ 
fahrensrechtlich wirkt ſie als Hinderungsgrund für den Fort⸗ 


20⁵ 


1634 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gang der anhängigen, noch nicht rechtskräftig abgeſchloſſenen 
Unterſuchungen (RGSt. 53, 39; 55, 231). Auch die Rechts⸗ 
hängigkeit der Sache endet kraft Geſetzes, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen der Niederſchlagung gegeben ſind, ohne Rückſicht 
darauf, ob eine Einſtellungsverfügung in den Akten getroffen 
worden iſt (RGSt. 67, 233). Materiellrechtlich bringt die 
Amneſtie den ſtaatlichen Strafanſpruch ſelbſt zum Erlöſchen 
(RGSt. 53, 39; 59, 54). Die Anwendbarkeit des Geſetzes iſt 
in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen 
(RGSt. 59, 56). Der Staat verzichtet durch Erlaſſung eines 
Straffreih®. bei den in Betracht kommenden Fällen auf 
ſeinen (etwaigen) Strafanſpruch gegenüber einem einſchlägig 
Beſchuldigten, gleichviel ob die Beſchuldigung mit Recht oder 
Unrecht erhoben wird, und er verbietet ſeinen Polizeibehörden, 
StA. und Gerichten, in der betreffenden Angelegenheit weiter 
tätig zu ſein. Der Beſchuldigte, Angeſchuldigte oder Angekl. 
hat kein Recht darauf, daß Polizei, StA. oder Gericht trotz 
dieſes Verbotes ihre Tätigkeit fortſetzen. Sein Intereſſe an 
der Feſtſtellung ſeiner (behaupteten) Unſchuld muß hinter dem 
gegenteiligen ſtaatlichen Intereſſe zurücktreten. Der Angekl. 
behauptet nicht etwa, daß auf den vom LG. tatſächlich und 
rechtlich feſtgeſtellten Sachverhalt das Straffreih®. falſch an⸗ 
gewendet worden ſei. Er behauptet vielmehr, daß er un⸗ 
ſchuldig ſei und daß deshalb das Gericht und die StA. 
zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts und Feſtſtellung 
ſeiner angeblichen Unſchuld weiter tätig werden müßten. 
Gerade damit aber kann der BeſchwF., wie dargetan, nicht 
gehört werden. Auch das RevG. würde durch das Vorliegen 
der negativen Verfahrensvorausſetzung der Niederſchlagung 
eines unter das StraffreihG. fallenden, gleichviel ob be⸗ 
wieſenen oder nicht bewieſenen Verbrechens gehindert ſein, 
die Frage zu prüfen, ob der Angekl. in ſeiner Rev. nicht in 
unzuläſſiger Weiſe die tatſächlichen Feſtſtellungen beſtreitet 
und ob die Anwendung des Rechtes auf den feſtgeſtellten 
Sachverhalt rechtlich einwandfrei iſt. Die Rev. iſt daher als 
unzuläſſig zu verwerfen (ſo im Ergebnis bereits Urt. 1 D 
1453/34 und 1 D 1460/34: JW. 1935, 945°). 
(5. Sen. v. 25. Febr. 1935; 5 D 519/34.) W.] 

Anmerkung: Der mit der ſtändigen Rſpr. übereinſtimmenden 
Entſch. iſt rückhaltslos zuzuſtimmen. Zwar iſt nicht zu verkennen, 
daß der Angekl. in Fällen, in denen er glaubt, Freisprechung er⸗ 
warten zu dürfen, ein erhebliches rechtliches und moraliſches Intereſſe 
an der Durchführung des Strafverfahrens haben kann, das bei dem 
erhofften Ausgang ſeine Rehabilitation ſowie die endgültige, unwider⸗ 
rufliche Erledigung der Sache im Gefolge hat. Aber dieſer Geſichts⸗ 
punkt, der vom RG. auch nicht verkannt wird, kann ſo lange gegen⸗ 
über dem in der Amneſtie zum Ausdruck kommenden Staatswillen 
nicht durchgreifen, als die Niederſchlagung oder der Straferlaß nicht 
von der Zuſtimmung des Betroffenen geſetzlich abhängig gemacht 
werden. Jede Amneſtie bedeutet ein generelles Friedewirken. Betrifft 
fie nicht nur Verurteilungen, fondern erſtreckt fie ſich auch auf an- 
hängige Verfahren, ſo verbietet ſie die Verfolgung des Verdächtigen, 
gleichviel ob der Verdacht begründet oder unbegruͤndet iſt. Der Ver⸗ 
dächtige hat ſein Privatintereſſe an der völligen Aufklärung der Sache 
dem übergeordneten, auf Friedewirken gehenden Staatsintereſſe unter⸗ 
zuordnen und kann bei der Höherwertigkeit des Staatsintereſſes nicht 
mit Mephiſto einwenden, daß Wohltat hier Plage bedeutet, zumal er 
nicht ſchlechter geſtellt iſt, als wenn er feine vermeintliche Unſchuld 
infolge irgendwelcher äußeren Gründe, wie des Wegfalls eines wich⸗ 
tigen Entlaſtungszeugen, des Stillſtands der Rechtspflege od. dgl., 
nicht durchſetzen könnte. 

StAR. Dr. Richter, Berlin. 


* 


15. Eine Einſtellung eines Strafverfahrens 
gem. 8 2 StraffreihG. v. 7. Aug. 1934 iſt ausgeſchloſ⸗ 
ſen, wenn zwar in dieſem Verfahren keine höhere 
Strafe als Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten 
und Geldſtrafe bis zu 1000 AH zu erwarten ift, 
gegen den Beſchuldigten aber noch ein weiteres 
Verfahren anhängig iſt und die zu erwartende 
Geſamtſtrafe die genannten Grenzen über- 
ſteigt. f) 

Das Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 würde auf den Angekl. 
zutreffen, wenn die in dem angef. Urt. v. 29. Juni 1934 aus⸗ 


geſprochene Strafe allein in Frage ſtünde; denn die Strafe 
hält ſich im Rahmen des 82 Abſ. 1 und 2 des Geſ., und die 
Verfallerklärung würde als Nebenſtrafe (RGSt. 67, 29, 
30; 57, 232) mit der Strafe niedergeſchlagen, ohne daß es 
einer dem 87 des Gef. entſprechenden Vorſchrift bedürfte 


(RGSSt. 50, 386, 388, 392; 53, 124, 306 f.; 54, 11 f.). Aber 


die Anwendung des StraffreiH®. ſcheidet nach § 2 a. a. O. des⸗ 
halb aus, weil der Angekl. in der Sache 2 K M 6/34 durch Urt. 
v. 23. Juli 1934 zu einer Gefängnisſtrafe von 1 Jahr 8 Mo⸗ 
naten und zu einer Geldſtrafe von 20000 AA verurteilt wurde 
und mit dieſer Strafe, die durch Verwerfung der Rev. rechts- 
kräftig iſt, eine Geſamtſtrafe gebildet werden muß. 

(U. v. 18. Febr. 1935; 2 D 1205/34.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

Nach 8 2 Abſ. 1 Straffreih G. v. 7. Aug. 1934 (RG Bl. 1, 769) wer⸗ 
den bei Inkrafttreten des Geſetzes anhängige Verfahren eingeſtellt, wenn 
keine höhere Strafe oder Geſamtſtrafe als Geldſtrafe bis zu 
1000 AM oder Freiheitsſtrafe bis zu 6 Monaten, allein oder neben⸗ 
einander, zu erwarten iſt. Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob 
eine dieſe Grenzen überſteigende Geſamtſtrafe auch dann zu erwarten 
ſei, wenn gegen den Beſchuldigten mehrere Verfahren (bei dem⸗ 
ſelben oder bei verſchiedenen Gerichten oder Staatsanwaltſchaften) an 
hängig ſind, und die in den einzelnen Verfahren zu erwartenden 
Strafen (oder eine davon) ſich im Rahmen des 8 2 Abſ. 1 halten, 
die Geſamtſtrafe aber, die gem. § 79 StGB. oder 8 462 StPO. ſpäter 
aus den in den einzelnen Verfahren erkannten Einzelſtrafen zu bilden 
iſt, die Grenze der Amneſtiefähigkeit überſchreitet. Dieſe Frage konnte 
aufgeworfen werden, weil nach der Auslegung, die 8 1 des Gef. ge⸗ 
funden hat, ein Straferlaß rechtskräftiger Einzelſtrafen von nicht 
mehr als 6 Monaten, die in verſchiedenen Urteilen ausgeſprochen ſind 
und aus denen gem. $ 462 SPD. eine 6 Monate überſteigende 
Geſamtſtrafe gebildet werden muß, nur ausgeſchloſſen iſt, wenn dieſe 
Geſamtſtrafe bei Inkrafttreten des Geſetzes bereits rechtskräftig feſt⸗ 
geſetzt war (vgl. OLG. Düſſeldorf v. 1. Dez. 1934: DNZ. 1935 
Nr. 127; Schäfer: JW. 1934, 2299); es lag deshalb nahe, an⸗ 
zunehmen, daß auch bei der Niederſchlagung die in dem 
einzelnen Verfahren zu erwartende Strafe oder Geſamtſtrafe ſelb⸗ 
ſtändig auf die Anwendbarkeit des Straffreihch. zu prüfen ſei. 
Demgegenüber iſt aber mit Recht geltend gemacht worden, daß dieſe 
Auslegung weder dem Wortlaut noch dem Sinn des 8 2 entſpreche 
(vgl. im einzelnen Schäfer: JW. a. a. O.; OL. Dresden v. 1. Nov. 
1934: Deutſche Juſtiz 1935, 231). Dieſer Auffaſſung hat ſich das RG. 
in der vorliegenden Entſch. (freilich ohne der Zweifel Erwähnung zu 
tun) angeſchloſſen. 

OLGR. Dr. K. Schäfer, Berlin. 


x 


** 16. 88 242, 244, 245, 261, 271, 337 StPO.; 8 263 
StGB.; BD. zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen v. 5. Juni und 6. Okt. 1931 (RGBl. 279, 
537); Geſ. zur Anderung von Beſoldungsvor⸗ 
ſchriften v. 30. Juni 1933 (RGBl. 433). 

1. Die Mitteilung der Anklageſchrift an 
Schöffen, damit ſie der Verhandlung beſſer 
folgen können, iſt unzuläſſig. — Wenn ein 
kranker Angekl. der Verhandlung nicht wider⸗ 
ſpricht, ſo iſt dies nicht ohne weiteres als ein 
Anzeichen für feine Verhandlungsfähigkeit 
zu verwerten. Wird die Verhandlung gegen 
einen kranken Angekl. auf Grund eines ärzt⸗ 
lichen Gutachtens zunächſt aufgenommen, dann 
aber im Hinblick auf den Zuſtand des Angekl. 
ausgeſetzt, ſo muß das Gericht prüfen, ob 
nicht die Anſicht über die Verfaſſung des An- 
gekl., die zur vorläufigen Aufnahme der Ver⸗ 
handlung Anlaß gab, irrig war. — Innere Vor“ 
gänge gehören ebenfalls zu den rechtlich erheb- 
lichen Tatſachen, die dem Zeugenbeweis zuge“ 
führt werden können. Dabei kommen nicht nur 
Vorſtellungen und Abſichten des Angekl. jon- 
dern auch dritter Perſonen in Betracht. — Das 
auf Ermittlung des anzuwendenden Rechts ab“ 
zielende Verfahren unterliegt nicht den Vor“ 
ſchriften der SS 244ff. StPO. — Der Antrag, ge⸗ 
wiſſe dem Gericht vorliegende Akten zu ver“ 
werten, kann nicht ohne weiteres als ein Be⸗ 
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weisermittlungsantrag abgelehnt werden. Viel⸗ 
mehr muß das Gericht den Antragſteller befra⸗ 
gen, auf die Verleſung welcher in den Akten ent⸗ 
haltenen Urkunden ſich fein Antrag richte. — 
Ein Berichtigungsantrag kann nicht mit der Be⸗ 
gründung zurückgewieſen werden, daß nach der 

rinnerung des Vorſitzenden und des St A. die 
Bekundung der Sitzungsniederſchrift über den 
umſtrittenen Prozeßvorgang zutreffend let, > 

2. Das Rev®. kann das angefochtene Urteil 

aufheben, wenn dieſes die Erfahrungen des 
Lebens außer acht läßt. — 
3. Durch die VO. zur Sicherung von Wirt⸗ 
ſchaft und Finanzen v. 5. Juni und 6. Okt. 
931 wurde weder dem RPräſ. noch den Län⸗ 
derregierungen das Recht eingeräumt, die 
wohlerworbenen Rechte der Beamten anzutaſten. 
Erſt das Geſ. zur Anderung von Beſoldungsvor⸗ 
ſchriften v. 30. Juni 1933 eröffnete hierzu eine 
gewiſſe Handhabe. 

1. Der BeſchwF. wirft dem LG. Verletzung des Grund⸗ 
ſatzes der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit vor. Er behaup⸗ 
tet, daß Abſchriften der Anklageſchrift von den Schöffen 
ſpäteſtens vom dritten Verhandlungstag ab in der Sitzung 
benutzt und zur weiteren Verwendung mitgenommen worden 
ſeien, wenn die insgeſamt über mehr als vier Wochen er⸗ 
ſtreckte Verhandlung Unterbrechungen erlitten habe. Um dieſe 
Behauptung glaubhaft zu machen, haben die beiden Verteidiger 
des Angekl. eine eidesſtattliche Verſicherung eingereicht; ſie 
bezeugen in ihr den Gebrauch der Anklageſchrift durch die 
Schöffen mit den Anfügen, daß ein Verteidiger den Vor⸗ 
lenden gefragt habe, ob die den Schöffen vorliegenden 
Schriften Abſchriften der Anklageſchrift ſeien, und daß der 

orſitzende geantwortet habe, er habe den Schöffen die An⸗ 
klageſchrift gegeben, weil die für erheblich erachteten Urkunden 
in ihr zum Teil wörtlich enthalten ſeien. 

Die Sitzungsniederſchrift beweiſt die Richtigkeit der Be⸗ 
hauptung des Beſchw§. In ihr iſt folgender Vorgang be⸗ 
urkundet. An einem der letzten Sitzungstage beantragte ein 
Verteidiger, die Tatſache, daß den Schöffen Abſchriften der 

nklageſchrift ausgehändigt worden ſeien, in die Sitzungs⸗ 
niederſchrift aufzunehmen. Das LG. lehnte dieſen Antrag ab, 
„weil er ſich auf Vorgänge außerhalb der Hauptverhandlung 
eziehe“. Hieraus muß gefolgert werden, daß die Aushändi⸗ 
gung zwar nicht während der Hauptverhandlung, aber vor 
eren Beginn oder in einer verhandlungsfreien Zwiſchenzeit 
mit Wiſſen und Willen der Mitglieder des LG. ſtattgefunden 
hat. Wäre die Aushändigung. nicht geſchehen, hätten den 
Schöffen Abſchriften der Anklageſchrift zur Verwendung in 
der und für die Verhandlung nicht vorgelegen, ſo hätte das 
Gericht dies dem Antrag des Verteidigers gegenüber un⸗ 
zweideutig ausſprechen können und müſſen. Die demnach ge⸗ 
otene Auslegung jenes Teils der Sitzungsniederſchrift erfährt 
eine Beſtätigung inſofern, als die Gegenerklärung der StA. 
zu den Beſchwerden des Angekl. über das Verfahren, die auf 
rund einer Erklärung des Vorſitzenden und eines Beſchluſſes 
des Gerichts abgegeben worden iſt, die Behauptung des 
BeſchwF., daß die Schöffen die Anklageſchrift während der 
erhandlung und in den Zwiſchenzeiten zu ihrer Unterrich— 
tung gebraucht haben, ſtillſchweigend hinnimmt. 

Das gerügte Verfahren iſt geſetzwidrig. 

Der Entw. der StPO. hatte in § 165 (jetzt S 200) die 
Aufnahme der weſentlichen Ergebniſſe der ſtattgehabten Er⸗ 
mittelungen in die Anklageſchrift nicht vorgeſehen und in 

205 (jetzt § 243) beſtimmt, daß im Beginn der Verhandlung 
er Inhalt der Anklageſchrift durch die StA. mitzuteilen ſei 
Hahn, Mat. 1, 24, 28). In den Motiven wurde hierzu bemerkt, 
aß der Entw. einen freien Vortrag und keine eigentliche Ver⸗ 
leſung der Anklageſchrift im Auge habe (Dahn, Mat. 1,191). 
u der erſten Leſung der Kommiſſion führte der Abgeordnete 
der Schwarze über die Anklageſchrift aus, durch dieſe werde 
er Angeſchuldigte gewiſſermaßen verurteilt, ehe noch die 
Sache ihren eigentlichen Anfang genommen habe; der Vor⸗ 
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trag einer ſolchen Schrift beeinträchtige die Unabhängigkeit der 
Geſchworenen; in ihm würden viele Tatſachen und Beweis⸗ 
ergebniſſe vorgetragen, die noch nicht durch die mündliche 
Verhandlung geläutert und geſichtet ſeien (Hahn, Mat. 1, 
800). Derſelbe Abgeordnete beantragte in der nächſten Sitzung 
der Kommiſſion, den 8 165 fo zu faſſen, daß in der Anklage⸗ 
ſchrift auch die weſentlichen Ergebniſſe der ſeitherigen Ermit⸗ 
telungen darzuſtellen ſeien; hierbei erklärte er, die Verleſung 
einer ſolchen Anklageſchrift in der Hauptverhandlung wolle er 
ſchlechterdings nicht, da durch ſie eine Voreingenommenheit der 
Geſchworenen herbeigeführt werden könne (Hahn, 802, 804). 
Die Kommiſſion nahm den Antrag des Dr. Schwarze unter 
der Vorausſetzung an, daß eine Verleſung der Anklageſchrift 
mit der aus den Akten des Vorverfahrens geſchöpften tatſach⸗ 
lichen Schilderung in der Hauptverhandlung nicht ſtattfinde 
(Hahn 1, 807). Dies hatte eine Anderung des 8 205 ljetzt 
§ 243) zur Folge. Von mehreren Seiten wurde der Antrag 
geſtellt, daß im Beginn der Hauptverhandlung nicht die An⸗ 
klageſchrift, ſondern der Beſchluß über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens zu verleſen ſei. Der Abgeordnete Dr. Schwarze 
hob nochmals hervor, welche Bedenken der Verwendung der 
Anklageſchrift in der Verhandlung entgegenftehen. Der Ver⸗ 
treter des RJ A. anerkannte, daß die im Entw. vorgeſehene 
Verleſung der Anklageſchrift nicht beibehalten werden könne, 
nachdem die Beſchlüſſe der Kommiſſion den Inhalt der An⸗ 
klageſchrift durch die Aufnahme des Ermittelungsergebniſſes 
einſchneidend geändert haben. Demgemäß wurde die Ver⸗ 
leſung des Eröffnungsbeſchluſſes ſtatt der Anklageſchrift be⸗ 
ſchloſſen (Hahn 1, 842). Die zweite Leſung der Kommiſſion 
ergab eine Anderung des den Inhalt der Anklageſchrift be⸗ 
treffenden § 165 dahin, daß das weſentliche Ergebnis der 
ſtattgehabten Ermittelungen nur in den vor dem NÖ., den 
SchwG. und den LG. zu verhandelnden Sachen in die Anklage⸗ 
ſchrift aufzunehmen ſei (Hahn 2, 1341). Die Kommiſſion 
faßte den Erfolg der Beratungen in ihrem Bericht in der 
Erklärung zuſammen, daß die Verleſung der vom St A. an⸗ 
gefertigten Anklageſchrift endgültig beſeitigt werden müſſe, 
weil ſie einen nachteiligen Einfluß auf die unbefangene Be⸗ 
urteilung der Sache bei den Geſchworenen ausübe und die 
unparteiiſche Würdigung der Beweiſe erſchwere, und daß die 
Verleſung keinesfalls durch eine Mitteilung der Anklageſchrift 
in freiem Vortrag erſetzt werden dürfe (Hahn 2, 1581). Der 
RT. ſtimmte den Beſchlüſſen der Kommiſſion zu (Hahn 2, 
1886, 1898). 


Das RG. folgte in feiner Rſpr. dem aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte erſichtlichen Willen des Geſetzgebers. Es ließ die 
Verwendung der Anklageſchrift in der Hauptverhandlung zwar 
zur Erläuterung eines mangelhaften Eröffnungsbeſchluſſes in 
dem Sinn zu, daß die dem Angekl. zur Laſt gelegte Tat, der 
als Verletzung eines Strafgeſetzes bezeichnete geſchichtliche Vor⸗ 
gang beim Fehlen ausreichender Angaben im Eröffnungs⸗ 
beſchluß nach der Anklageſchrift zu beſtimmen ſei (ROSE. 44, 
30; JW. 1927, 159532; 1930, 256225). Dagegen lehnte das 
RG. jede Einwirkung auf die Richter durch Unterbreitung der 
ſchriftlich dargeſtellten Ergebniſſe des Vorverfahrens als dem 
wichtigen Grundſatz der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit zu⸗ 
widerlaufend ab. Die Entſch. des RG. wieſen immer nach⸗ 
drücklich darauf hin, daß alles zu vermeiden ſei, was die Rich⸗ 
ter daran hindern könne, ihre Überzeugung fo, wie § 261 
SPD. dies vorſchreibt, ausſchließlich aus dem Inbegriff der 
mündlichen Verhandlung zu ſchöpfen. Insbeſ. ſprach der erk. 
Sen. (RGSt. 32, 318; 53, 176) mit eingehender Begründung 
aus, daß eine aus den Akten ausgezogene Darſtellung des 
Sachverhalts regelmäßig geeignet ſei, die Richter von der 
unbefangenen Beurteilung abzulenken, daß ſie deshalb auch 
dem Vorſitzenden nicht geſtattet werden dürfe, und daß hierin 
ein beſonders ſtrenger Maßſtab da anzulegen ſei, wo Ge⸗ 
ſchworene zur Teilnahme an der Urteilsfindung berufen ſind. 
Dieſe Anſicht wurde vom 3. StrSen: Lg. 1920, Sp. 834 
und ZW. 1921, 1039 58 gebilligt. 


Der Senat hält an der ftändigen Rſpr. feſt. Eine Ab⸗ 
weichung wäre wegen der ſchädlichen Folgen nicht zu ver⸗ 
antworten. Ergänzend iſt folgendes zu bemerken. Wenn es 
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für unzuläſſig zu erachten iſt, daß der Vorſitzende in der 
Hauptverhandlung mündlich darüber berichtet, welchen Sach⸗ 
verhalt er aus den ſchriftlichen Verhandlungen des Vorver⸗ 
fahrens entnimmt, ſo kann noch viel weniger zugelaſſen 
werden, daß die Richter eine ſchriftliche Darſtellung des 
St A., die ſich über das Ergebnis der Ermittelungen aus⸗ 
läßt, in der Hauptverhandlung oder in den Zwiſchenzeiten 
der Unterbrechung gebrauchen, um das Bild des abzuur⸗ 
teilenden Ereigniſſes in ſich zu geſtalten. Denn die Schil⸗ 
derung des StA. bietet im Vergleich mit dem Vortrag des 
Vorſitzenden jedenfalls keine größere Gewähr dafür, daß 
die entlaſtenden Umſtände nicht minder als die belaſtenden 
berückſichtigt werden. Ferner geht von dem der Wiederholung 
zugänglichen Leſen einer über die Dauer der Verhandlung zur 
Verfügung ſtehenden Schrift eine nachhaltige Wirkung aus, 
während das, was im Beginn der Verhandlung mündlich 
dargelegt worden iſt, ſich verflüchtigen und durch die Ein⸗ 
drücke der Beweisaufnahme verdrängt werden mag. 


Das Urt. Goltd Arch. 62, 155 ſteht nicht entgegen. Dieſes 
Urteil glaubte, die Überlaſſung von Anklageſchriften an die 
Mitglieder der Str., die damals nur mit BerR. beſetzt war, 
nicht beanftanden zu ſollen. Es ſtellte hierzu die Erwägung 
an, daß der Vorſitzende vom Inhalt der Anklageſchrift für 
die Vorbereitung und Leitung der Verhandlung regelmäßig 
Kenntnis nehme, daß nach § 23 Abſ. 3 StPO. a. F. einzelne 
Richter, die bei der Entſch. über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens mitgewirkt haben, an der Hauptverhandlung vor 
der StrK. teilnehmen dürfen und daß im übrigen die Einſicht 
in die Akten den Mitgliedern der erk. Strͤ. zuſtehe. Dieſe Er⸗ 
wägung trifft auf die Schöffen und die Geſchworenen nicht 
zu. Eine Einſicht der Schöffen oder der Geſchworenen in die 
Akten iſt im Geſetz nicht vorgeſehen und findet nicht ſtatt. 
Überdies verwehren gewichtige innere Gründe die Gleich— 
ſtellung der Schöffen und der Geſchworenen mit den BerR. 
für die hier in Betracht kommende Empfänglichkeit gegenüber 
geſetzwidrigen Einflüſſen. Die Ber R., die mit den geſetzlichen 
Vorſchriften und mit der geſchäftlichen Übung vertraut find, 
mögen im allgemeinen kraft ihrer Schulung und Erfahrung 
in der Lage ſein, die Eindrücke auf ihre Meinung über den 
tatſächlichen Hergang, die aus der Anklageſchrift herrühren, von 
denen abzuſcheiden, die in der Hauptverhandlung entſtehen. Den 
Schöffen und den Geſchworenen kann die Fähigkeit zu einer ſol⸗ 
chen Unterſcheidung, von ſeltenen Ausnahmen abgeſehen, nicht 
zuerkannt werden. Wird ihnen die in der Anklageſchrift nieder⸗ 
gelegte, aus den Akten des Vorverfahrens abgeleitete Darſtel⸗ 
lung des Sachverhalts überlaſſen, ſo daß ſie ſich innerhalb 
und außerhalb der Hauptverhandlung von ihrem Inhalt 
unterrichten können, ſo iſt regelmäßig mit der Folge zu 
rechnen, daß ſich die aus verſchiedenen Quellen zufließenden 
Eindrücke vermiſchen und daß ihre Anſicht über das Ge- 
ſchehene ſich auch nach der Schilderung richtet, die der St A. 
in der Anklageſchrift gegeben hat. 


Der Senat ſieht demnach den das Verfahren beherrſchen⸗ 
den Grundſatz der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit in der 
vorliegenden Sache als verletzt an. Doch begründet dieſer 
Verſtoß gegen das Verfahrensrecht die Rev. nur unter der 
in 8 337 StPO. beſtimmten Vorausſetzung, daß das ange- 
fochtene Urteil auf ihm beruht. Die Berückſichtigung des 
Inhalts der den Schöffen zum Gebrauch überlaſſenen An⸗ 
klageſchrift führt zu dem Schluß, daß dieſe Vorausſetzung er⸗ 
füllt iſt. 

(4. Sen. v. 8. Febr. 1935; 4 D 787/34.) 
= RsSt. 69, 120.) 


W.] 
* 


16 a. 88 342, 44 ff. StPO. Eine Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand iſt nur gegen die 
Verſäumung von Friſten gegeben; ſie iſt da⸗ 
gegen unzuläſſig, wenn die betreffende Friſt 
gewahrt iſt und nur einzelne Angriffe gegen 
die angefochtene Entſcheidung nachgeholt wer- 
den ſollen (RG St. 24, 250). 

(3. Sen., Beſchl. v. 4. März 1935; 3 D 1289,34.) [Hn.] 
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17. SS 25 Abſ. 1, 31, 37 Abf. 3 RErbHof®,. 

1. Übergabeverträge können nur genehmigt werden, 
wenn den Vorausſetzungen für die Wahl des Übernehmer? 
genügt iſt, wenn fie den Hof nicht über feine Kräfte be⸗ 
laſten und, was im Geſetz nicht ausdrücklich ausgeſprochen, 
aber ſelbſtverſtändlich iſt, auch im übrigen mit den Be- 
1 und Grundſätzen des RErbhofG. im Einklang 
tehen. 

2. So find insbeſondere die in § 31 RErbhofc. zum 
Ausdruck gekommenen Grundgedanken, die zwar unmit⸗ 
telbar nur für die geſetzliche oder auf Verfügung von 
Todes wegen beruhende Anerbenfolge gelten, auch bei 
Übergabeverträgen zu beachten. Auchdie Übergabeverträge 
müſſen den Grundſätzen und Zielen der Erſtarkung des 
Hofes, der Vermeidung einer Verſchuldung des Hofes, 
der Erhaltung des Hofes als Erbe der Sippe, des Zurück— 
tretens der perſönlichen Belange des Erbhofbauern vor 
den Belangen des Hofes Rechnung tragen. 

I. Die Bauerseheleute Johann und Franziska H. in S., die im 
Güterſtand der allgemeinen Gütergemeinſchaft des BGB. leben, ſind 
Eigentümer eines Grundbeſitzes in der Größe von 23,665 ha (dar- 
unter 36 Tagwerk Wald) mit einem Einheitswert von 13 500 K. l. 
Der Grundbeſitz iſt nur mit einer Hypothek von 5000 GM. belaſtet⸗ 
Die Mündelſicherheitsgrenze berechnet ſich auf 11880 N. Vieh⸗ 
ſtand: 4 Pferde, 23 Stück Rindvieh. 

Die Eheleute H. ließen zuſammen mit ihrem Sohn Joſef am 
16. Juni 1934 vor dem Notariat N. einen Vertrag beurkunden, wo⸗ 
nach ſie ihren Hof mit Zubehör ihrem Sohn Joſef unter folgenden 
Bedingungen übergeben: 

1. Übernahme der Hypothek von 5000 GM. und einer Konto⸗ 
korrentſchuld gegenüber dem Darlehnskaſſenverein N. zu 
500 RM durch den Übernehmer; 

2. Zahlung eines Zehrpfennigs von 200 GM. an die Übergeber in 
jährlichen Raten von 50 GM. ab 1. Nov. 1934; 

3. Leibgedinge mit Wohnungsrecht für die Übergeber; ein jähr- 
liches Taſchengeld von 300 GM. — nach dem Tode eines der 
beiden Elternteile ermäßigt auf 200 GM. — und Natural⸗ 
reichniſſe; 

4. Wegzugsrecht der Übergeber vom Hofe mit der Verpflichtung 
des Übernehmers, Mietzins für eine neue Wohnung zu zahlen 
und die Naturalreichniſſe 5 km weit vom Hofe nachzureichen; 

5. Eintragung einer beſchränkten perſönlichen Dienftbarkeit und 
einer Reallaſt für Ziff. 4 der Bedingungen. 

Das AnerbG. N. hat am 16. Juli 1934 folgenden Beſchluß 
erlaſſen: 

1. Die Übergabe des Hofes Haus Nr. 20 in St. der Bauersehe⸗ 
leute Johann und Franziska H. nach Maßgabe der Urkunde 
des Notariats N. v. 25. Juni 1934, GR Nr. 294, wird ge⸗ 
nehmigt mit folgenden Auflagen: 

a) Von dem Eheeinbringen der Braut des Übernehmers ſind 
mindeſtens 4000 AA zur teilweiſen Wegfertigung der über—⸗ 
nommenen dinglichen und perſönlichen Schulden zu ver— 
wenden; 

b) der Übergabevertrag iſt dahin abzuändern, daß die Über⸗ 
geber, wenn fie ohne wichtigen Grund vom Anweſen weg⸗ 
ziehen, lediglich eine jährliche Rente von 500 AM zu ber 
auſpruchen haben, die übrigen Leiſtungen aber ohne Ent 
ſchädigung wegfallen. 

. Die Koſten des Verfahrens haben die Beteiligten geſamtver—⸗ 

bindlich zu tragen. 

Auf ſofortige Beſchw. des Kreisbauernführers, in der insbeſ. 
die Auflage des Beſchluſſes des Anerb&. unter Ziff. 1 b beanſtandet 
wurde, und auf die ebenfalls eingelegte ſofortige Beſchw. des Notariats 
N., das ſich gegen die im Beſchluß des Anerbc h. angeordneten Auf⸗ 
lagen wendet, hat das Erbh Ger. in N. mit Beſchl. v. 26. Sept. 
1934 die ſofortige Beſchw. des Kreisbauernführers zurückgewieſen und 
den Beſchluß des AncrbG. N. dahin abgeändert, daß die beiden Auf⸗ 
lagen in Wegfall kommen. 

Der Landesbauernführer hat gegen dieſen Beſchluß rechtzeitig 
jofortige weitere Beſchw. eingelegt und die Vereinbarung eines Weg‘ 
zugrechts der Übernehmer vom Hof beanſtandet, da dieſe Vereinba⸗ 
rung mit § 31 RErbhofch. nicht im Einklange ſtehe. 

Die Beteiligten, hierzu gehört, haben vor dem AnerbG. N. 
erklärt, auf dieſe Vereinbarung verzichten zu wollen, und haben in 


de 
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einer nachträglichen Urkunde die Streichung dieſer Vertragsbeſtim⸗ 
mung (oben Ziff. 4 der Bedingungen) beurkunden laſſen. 

II. Nach 8 37 Abſ. 3 RErbhofGg. ſoll die Übergabe eines Erb⸗ 
Hofes genehmigt werden, wenn der Bauer den Hof einem Anerben⸗ 
berechtigten übergeben will, der beim Erbfall der Nächſtberechtigte 
wäre oder vom Erblaſſer gem. § 25 zum Anerben beſtimmt werden 
könnte, wenn ferner der Übergabevertrag den Erbhof nicht über ſeine 
Kräfte belaſtet und dieſer Vertrag auch im übrigen — was im Geſetz 
nicht ausdrücklich ausgeſprochen, aber ſelbſtverſtändlich iſt, — mit 
1010 Beſtimmungen und Grundſätzen des RErbhofch. im Einklange 

ht. 
5 85 Die erſte Vorausſetzung der Vertragsgenehmigung nach $ 37 
Abſ. 3 des Gef., die die Wahl des Übernehmers betrifft, iſt nach den 
Erhebungen des RErbhGer. erfüllt. Joſef H. durfte unter ſeinen 
mehreren Brüdern zur Übernahme des Hofes beſtimmt werden, da 
5 der Gegend von S. freie Beſtimmung des Anerben durch den 
Bauern üblich iſt (§ 25 Abſ. 1 Reérbhofch.). 
> Nachdem auf die Vereinbarung des freien Wegzugsrechts der 
uübernehmer vom Hofe mit der damit verbundenen, Hofbelaſtung von 
den Beteiligten verzichtet wurde, iſt aus den übrigen Vertrags⸗ 
beſtimmungen nur noch die Unterhalts vereinbarung als 
mit den Beſtimmungen und dem Geiſt des Geſetzes nicht im Ein⸗ 
klange ſtehend zu beanſtanden. Wenn die ubergeber neben einem 
reichlichen Natural⸗Leibgedinge ein jährliches Taſchengeld von 300 AM 
und daneben noch für die erſten vier Jahre einen „Zehrpfennig“ von 
jährlich 50 GM. erhalten ſollen, ſo waren für dieſe Vereinbarung 
nicht die Belange des Hofes und auch nicht der Unterhaltsbedarf 
der Hofübergeber maßgebend. Ein Unterhalt in dieſem Ausmaße 
geht über den „in ſolchen Verhältniſſen üblichen Unterhalt“ er⸗ 
heblich hinaus. Nun iſt die in $ 31 RErbhofch. enthaltene Beſtim⸗ 
hung, daß der überlebende Ehegatte eines Erblaſſers von dem 
Anerben lebenslänglich „den in ſolchen Verhältniſſen üblichen Unter⸗ 
halt auf dem Hofe“ verlangen kann, zwar für die geſetzliche oder 
a Verfügung von Todes wegen beru hende Anerbenfolge (88 20 ff., 
28 des Geſ.) getroffen und nicht unmittelbar auch bei der 
übergabe des Hofes bei Lebzeiten für die Rechte der Übergeber 
maßgebend. Aber die Grundgedanken dieſer Beſtimmung gehen 
doch über den Rahmen des 8 31 des Gef. hinaus und laufen in 
gleicher Richtung wie die anderen im Geſetz und in deſſen Ein⸗ 
eitung ausgeſprochen und unausgeſprochen enthaltenen Grundſäͤtze 
und Ziele: der Erſtarkung des Hofes, der Vermeidung einer Über⸗ 
ſchuldung des Hofes, der Erhaltung des Hofes als Erbe der Sippe, 
des Zurücktretens der perſönlichen Belange des Erbhofbauern vor 
den Belangen des Hofes. In Verbindung mit dieſen Zielen und 
Zwecken des Geſetzes enthält der $ 31 einen Gru ndſatz, der 
auch bei einem mit Rückſicht auf die künftige Erbfolge abge⸗ 
ſchloſſenen übergabevertrage zu beachten iſt. Die Vertragsvereinba⸗ 
rungen über den Unterhalt der übergeber laffen aber die Beachtung 
dieſer Grundgedanken des Geſetzes vermiſſen. Der erk. Gen. er⸗ 
achtete bei Mitberückſichtigung der ſchon vorhandenen Hofbelaſtung 
ein jährliches Taſchengeld von 250 GM. neben dem vereinbarten 

eibgedinge für geſetzentſprechend, ausreichend und tragbar. Dieſes 
Taſchengeld ermäßigt ſich nach dem Tode des zuerſt verſterbenden 
Ehegatten, wie dies auch im Vertrage beſtimmt iſt, auf / des 

etrages. Die Vereinbarung eines weiteren Zehrgeldes, das nur 
der gleichen Beſtimmung dient wie das Taſchengeld, widerſpricht 
den dargelegten Grundfägen des Geſetzes. 
e Aus dieſen Gründen war die Genehmigung des Vertrages 
in der Form einer Auflage von der Ermäßigung der bezeichneten 
Leiſtungen abhängig zu machen. 

(RErbhcher., 1. Sen., Beſchl. v. 13. Febr. 1935, 1 RB 683/34.) 
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18. 88 1, 15, 38 RErbhof GG. Erwirbt der Eigentümer 
eines im Zwangsverſteigerungsverfahren befindlichen 
erbhoffähigen Beſitztums nach dem 1. Okt. 1933 die Bauern⸗ 
fähigteit (Wirtſchaftsfähigkeit), die ihm vorher gefehlt 
dat, fo erlangt das Beſitztum damit die Erbhofeigenſchaft. 
Die Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungs verfahren 
ſteht dem nicht entgegen. }) 
Dier Bauer B. iſt als Eigentümer des 13,74, 90 ha großen 
Erbhofes eingetragen. Er iſt auf Grund des Erbauseinanderſet⸗ 
zungsvertrages v. 18. Nov. 1929 Eigentümer geworden. Im Aus⸗ 
einanderſetzungsvertrage hat ſich B. verpflichtet, ſeinen vier Schwe⸗ 
ſtern, der BeſchwF., der Frau Tr., der Frau B. und der Elisabeth 
B. je 5000 GM. als Abfindung und außerdem der Beſchwß. 
2000 N nebſt Zinſen zu zahlen. 


Die BeſchwF. hat wie auch ihre Schweſtern wegen ihrer 
Anſprüche aus dem Erbauseinanderſetzungsvertrage gegen den 
Bauern vollſtreckbare Schuldtitel erwirkt. Sie betreibt wegen des 
Anſpruches von 2000 % aus der Schuldübernahme und wegen 
eines Anſpruches von 250 %% Zinſen aus dem Abfindungsan- 
ſpruch die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung des 
Grundbeſitzes. 

B. hat in einem früheren Verfahren vor dem Anerb®. be⸗ 
antragt, feſtzuſtellen, daß ſein Grundbeſitz Erbhof ſei. Das An⸗ 
erb. hat darauf im Einvernehmen mit dem Kreisbauernführer 
den Beſchl. v. 10. März 1934 mit dem Inhalt verkündet: „Der 
Antragſteller iſt z. Z. nicht bauernfähig. Es wird ihm anheim 
gegeben, nach dem Vorſchlage des Kreisbauernführers v. 7. Marz 
1934 durch praktiſche Tätigkeit in einem von dieſem beſtimmten, 
aut geleiteten landwirtſchaftlichen Betriebe ſeine Bewirtſchaftungs⸗ 
fähigkeiten nachzuweiſen.“ Gegen dieſen Beſchluß haben die am 
Verfahren Beteiligten, der Antragſteller und der Kreisbauernfüh⸗ 
rer, keine Beſchw. eingelegt. 

Später, am 20. Aug. 1934, hat B. im vorl. Verfahren be⸗ 
antragt, ihn für bauernfähig zu erklären, und feſtzuſtellen, daß ſein 
Grundbeſitz Erbhof ſei. Nach Vernehmung des Ortsbauernführers 
und des Bauern B. und nach Anhörung des Kreisbauernführers 
hat das AnerbG. durch Beſchl. v. 22 Sept. 1934 B. nunmehr 
für bauernfähig erklärt und die Erbhofeigenſchaft ſeines Hofes 
feſtgeſtellt. Das Gericht iſt der Überzeugung, daß die früheren 
Bedenken hinſichtlich des Mangels an Exfahrung und an den not⸗ 
wendigen praktiſchen Kenntniſſen zur Leitung eines bäuerlichen 
Betriebes bei B. infolge der gewandelten Einſtellung und der er⸗ 
wieſenen praktiſchen Leiſtungen während der Probezeit be⸗ 
hoben ſeien. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die BeſchwF. ſofortige Beſchw. 
eingelegt. Sie beanſtandet die Bauernfähigkeit ihres Bruders. 

Die Beſchw. ift ſachlich nicht gerechtfertigt. 

Für die hier zu treffende Entſch. iſt nicht nur der angefoch⸗ 
tene Beſchluß, ſondern auch der Beſchluß des AnerbG. v. 10. März 
1934 von Bedeutung, weil in ihm das Anerb®. feſtgeſtellt hat, 
daß der Antragſteller zum damaligen Zeitpunkt nicht bauernfähig 
war, und weil dieſer Beſchluß rechtskräftig geworden iſt. Zwar 
kann gegen dieſen Beſchluß das Bedenken erhoben werden, ob er 
ſachlich gerechtfertigt war; ob dem Antragſteller etwa damals in 
Wahrheit die Bauernfähigkeit nicht gefehlt hat, ſondern ob 
nur Bedenken gegen ſie vorlagen und der Antragſteller nicht 
in der Lage war, ſie alsbald zu entkräften, ſondern es dazu 
des Nachweiſes durch eine Betätigung bedurfte, die mehrere Mo⸗ 
nate erforderte. Es iſt kaum anzunehmen, daß eine Tätigkeit in 
der Landwirtſchaft von Mitte März bis Mitte Auguſt eines Jah⸗ 
res, alſo von etwa fünf Monaten, genügt hätte, dem Antragſteller 
die erforderlichen Fähigkeiten zur Bewirtſchaftung ſeines Grund⸗ 
beſitzes zu verſchaffen, wenn fie ihm bis zum Erlaſſe des 
erſten Beſchluſſes des Anerb®. wirklich gefehlt haben. Gleich⸗ 
wohl müſſen dieſe Bedenken hier auf ſich beruhen bleiben. Denn 
das AnerbG. hat in dem Beſchl. v. 10. März 1934 unzweideutig 
ausgeſprochen, daß der Antragſteller damals nicht bauernfähig 
war; und dieſer Beſchluß iſt rechtskräftig geworden. Der Antrag⸗ 
ſteller muß ihn deshalb gegen ſich gelten laſſen. Deswegen iſt von 
ihm als von einer nicht mehr nachprüfbaren Entſch. auszugehen 
und hier ohne Rückſicht auf die hervorgehobenen Bedenken zu⸗ 
grunde zu legen, daß der Antragſteller am 10. März 1934 nicht 
bauernfähig war. Eine Feſtſtellung ſeiner Bauernfähigkeit im 
vorl. Verfahren kann alſo nur die Zeit ſeit dem 10. März 1934, 
nicht mehr die voraufgegangene Zeit und insbeſ. nicht 
mehr die Zeit des Inkrafttretens des RErbhofG. am 1. Okt. 1933 
betreffen. Für dieſe Zeit vor dem 10. März 1934 ergibt ſich aus 
dem Beichluffe des Anerb®. v. 10. März 1934 nach feſtſtehender 
Rſpr. und Rechtslehre notwendig die Folge, daß der Grundbeſitz 
des Antragſtellers bis dahin nicht Erbhof geworden iſt. Kann ser 
aber erſt in der Folgezeit Erbhof geworden ſein, ſo erhebt ſich 
die Frage, ob dem nicht das i. J. 1932 eingeleitete Zwangsver⸗ 
ſteigerungs⸗ und Zwangsverwaltungsverfahren im Wege ſteht. 

Das KG. hat dieſe Frage verneint (Beſchl. v. 4. Juni 1934: 
JW. 1934, 2267; |. a. Vogels, RErbhofch, 8 38, Anm. IV 
2 d; § 37, Anm. III 1b; Heſſe bei Vogels⸗Hopp, Erbh⸗ 
Rſpr., § 1 Abſ. I, Anm. zu Nr. 9). Dagegen hat das LErbhGer. 
bisher in ſtändiger Rſpr. angenommen, daß Grundstücke, die im 
Wege der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung beſchlag⸗ 
nahmt worden ſind und einer nicht bauernfähigen Perſon ge⸗ 
hören, durch eine Verkußerung an eine bauernfähige Perſon ſo⸗ 
lange nicht Erbhof werden, wie die Beſchlagnahme fortdauert; daß 
erſt, wenn die Beſchlagnahme aufgehoben wird, der bauernfähige 
Erwerber des Grundſtücks für ſich allein das zur Entſtehung eines 
Erbhofes erforderliche vollwirkſame Eigentum erwirbt und des⸗ 
wegen der Hof erſt dann Erbhof werden kann (Entſch. des 1. Sen. 
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v. 26. April 1934, 1 EH 330/34; des 2. Sen. v. 15. Mai 1934, 
2 EH 728/34 [Vogels ⸗Hopp a. a. O. § 1 Abſ. I Nr. 9] und 
v. 18. Sept. 1934, 2 EH 2289/34; des 3. Sen. v. 18. Mai 1934, 
3 EH 362/34 [Vogels⸗Hopp a. a. O. § 1 Abſ. I Nr. 6] 
und v. 21. Juni 1934, 3 EH 790/34). An dieſer Anſicht hält der 
Senat auch gegenüber den gegen ſie in dem Beſchluſſe des KG. 
vom 4. Juni 1934 geltend gemachten Bedenken feſt. Im vorl. 
Falle handelt es ſich aber nicht um eine Veräußerung des 
Erbhofes. Hier iſt vielmehr die Frage zu beantworten, ob die 
Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung, ohne daß eine 
Veräußerung hinzukommt, eine allein auf Wandlungen in der 
Perſon des Eigentümers zurückzuführende Entſtehung des Erbhofes 
hindert. Dieſe Frage verneint der Senat. 

Die Verſagung der Erbhofeigenſchaft in den zuerſt an⸗ 
geführten Fällen, in denen ein nicht bauernfähiger Eigentümer 
einen im Wege des Zwangsverſteigerungsverfahrens beſchlagnahm⸗ 
ten, ſonſt erbhoffähigen Grundbeſitz während der Dauer der Be⸗ 
ſchlagnahme an einen bauernfähigen Erwerber veräußert hat, be⸗ 
ruht nach der Rſpr. des Senats im weſentlichen auf folgenden 
Erwägungen. Nach § 20 ZwBVerit®. gilt der Beſchluß, durch den 
die Zwangsverſteigerung angeordnet iſt, zugunſten des betrei⸗ 
benden Gläubigers als Beſchlagnahme des Grundſtückes. Nach $ 23 
ZwVerſtG. hat die Beſchlagnahme, ſoweit es hier in Betracht 
kommt, die Wirkung eines Veräußerungsverbots zu⸗ 
gunſten des betreibenden Gläubigers gem. § 135 BGB. Da das 
Grundſtück bisher einem nicht bauernfähigen Eigentümer gehörte, 
iſt es bis zu ſeiner Veräußerung nicht Erbhof geworden. Seine 
Veräußerung hat ſich alſo außerhalb des Bereiches der Vorſchr. 
des RErbhof®. allein unter Geltung der Vorſchriften des allge- 
meinen bürgerlichen Rechtes, darunter insbeſ. auch des § 135 
BGB. vollzogen. Durch die Veräußerung konnte alſo der Erwerber 
trotz ſeiner Bauernfähigkeit nicht vollwirkſames Eigentum er⸗ 
langen. Dem betreibenden Gläubiger gegenüber iſt die Veräuße⸗ 
rung an ihn unwirkſam; ihm gegenüber bleibt die Rechtslage 
weiterhin dieſelbe, wie wenn der bisherige nicht bauernfähige 
Eigentümer das Eigentum behalten hätte. Da aber ein Beſitztum 
Erbhof nur entweder ganz oder überhaupt nicht ſein kann, eine 
relative wen ne wegen der ſonſt möglicherweiſe eintre⸗ 
tenden unentwirrbaren Folgen abzulehnen iſt, kann alſo das Beſitz⸗ 
tum in der Hand des bauernfähigen Erwerbers ſolange nicht Erb- 
hof werden, wie die Rechtslage dem betreibenden Gläubiger gegen⸗ 
über ſo anzuſehen iſt, als ob Eigentümer noch der nicht bauern⸗ 
fähige Veräußerer ſei; alſo ſolange wie die Beſchlagnahme fort⸗ 
dauert. Solange kann das Beſitztum aus den angeführten Grün⸗ 
den nicht in den Bereich der Vorſchr. des RErbhof®. hineinwachſen. 


Dieſe Erwägungen können aber in dem hier zu entſcheidenden 
Falle nicht Platz greifen. Er unterſcheidet ſich von den eben erörter⸗ 
ten Fällen, wie ſchon kurz angedeutet, dadurch, daß in den eben 
erörterten Fällen der Hof in die Hände eines (neuen) bauernfähigen 
Eigentümers gelangt iſt durch eine Veräußerung, alſo durch 
eine Verfügung über den Erbhof i. S. des $ 135 BGB. durch den 
bisherigen nicht bauernfähigen Eigentümer — mag dieſer damit 
eine Schädigung des betreibenden Gläubigers beabſichtigt haben 
oder nicht —, die der betreibende Gläubiger kraft des zu ſeinen 
Gunſten beſtehenden Veräußerungsverbotes nicht gegen ſich gelten 
zu laſſen braucht; daß dagegen in dem hier zu entſcheidenden Falle 
das Beſitztum ſeinen Eigentümer nicht gewechſelt hat und dieſer 
irgendeine Verfügung über den Erbhof nicht vorgenommen 
hat, ſondern daß das Beſitztum nur dadurch einen bauernfähigen 
Eigentümer erhalten hat, daß ohne eine Veräußerung oder ſonſt 
eine Verfügung des Eigentümers allein auf dem Wege des Er⸗ 
werbes einer perſönlichen Eigenſchaft der alte Eigentümer die 
Bauernfähigkeit erlangt hat. Gegen eine ſolche natürliche Fort⸗ 
bildung der perſönlichen Verhältniſſe des Schuldners und Eigen⸗ 
tümers iſt aber der Gläubiger durch die Beſchlagnahme nach den 
angeführten Belt. ebenſowenig geſichert, wie beiſpielsweiſe gegen 
das Hineinwachſen des minderjährigen Schuldners und Eigen⸗ 
tümers in die Volljährigkeit und den damit verbundenen Fortfall 
der Vormundſchaft über ihn — was praktiſch im einzelnen Falle 
wegen der möglicherweiſe ſtark verſchiedenen Wirtſchaftsweiſe des 
Vormundes und des volljährig gewordenen Mündels für den Gläu⸗ 
biger auch von entſcheidender Bedeutung ſein und erhebliche Nach⸗ 
teile für ihn im Gefolge haben kann. Durch die Beſchlagnahme 
iſt der Gläubiger keineswegs gegen jede Veränderung in der 
Rechtsſtellung feines Schuldners geſchützt. 8 135 BGB. erklärt nur 
Verfügungen des Schuldners über den von der Beſchlag⸗ 
nahme betroffenen Gegenſtand für ihm gegenüber unwirkſam. 
Ebenſo wie diejenigen Beſitzungen, bei denen alle Vorausſetzungen 
für das Vorhandenſein eines Erbhofes damals ſchon vorlagen, 
beim Inkraftreten des RExbhof®. kraft deſſen Belt. in die Stel- 
lung eines Erbhofes auch dann eingerückt ſind, wenn ſie im Wege 
eines damals noch anhängigen Zwangsverſteigerungs⸗ oder 
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Zwangsverwaltungsverfahrens beſchlagnahmt waren (und wie 
dieſer Erwerb der Erbhofeigenſchaft daun nach § 38 RErbhof®. zur 
Folge hatte, daß die anhängigen Zwangsverſteigerungs⸗ und 
Zwangsverwaltungsverfahren eingeſtellt werden mußten), iſt das⸗ 
ſelbe der Fall, wenn bei einem Beſitztum, bei dem damals no 

nicht ſämtliche Vorausſetzungen für den Erwerb der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft vorlagen, ſondern es an einer der perſönlichen Voraus- 
ſetzungen beim Eigentümer fehlte, der Eigentümer dieſe ſpäter in 
einer Weiſe — zum Beiſpiel durch den Erwerb der deutſchen 
Staatsangehörigkeit (8 12 RErbhofch.) oder durch den Erwerb der 
Wirtſchaftsfähigkeit (§ 15 NErbhof®.) erwirbt, gegen die der be⸗ 
treibende Gläubiger nicht, wie in den oben zuerſt erörterten Fällen, 
in jenen Rechten geſchützt ift, ſondern die er gegen ſich gelten laſſen 
muß. Die Vorſchr. der SS 20 und 23 ZwVerſtG. und des § 135 
BGB. können in dieſen Fällen die Entſtehung des Erbhofes nicht 
hindern, weil ſie nicht berufen ſind, den Erwerb der Bauernfähig 
keit zu hindern. Die hierfür in Betracht kommenden perſönlichen 
Eigenſchaften werden nicht im Wege einer Verfügung ($ 135 
BGB.) erworben; fie können möglicherweiſe fogar erworben wer⸗ 
den, ohne daß der Wille des Eigentümers gerade darauf gerichtet 
tft, wie zum Beiſpiel durch die Heirat einer Ausländerin, der ein font 
erbhoffähiges Beſitztum in Deutſchland gehört, mit einem Deut⸗ 
ſchen. Auch eine ſinngemäße Auslegung kann deshalb nicht zur 
Anwendung der eben angeführten Vorſchr. auf dieſe Fälle führen. 
Außerdem iſt im RErbhof®. nirgends ausdrücklich vorgeſchrieben 
und auch ſonſt nicht aus ſeinen Beft. zu entnehmen, daß der Er- 
werb der Erbhofeigenſchaft in der hier erörterten Weiſe ſich nur 
beim Inkrafttreten des RExbhof®., nicht dagegen mehr in ſpäterer 
Zeit ſolle vollziehen können. Danach hindert im vorl. Falle die Be⸗ 
ſchlagnahme auf Grund des Verfahrens der Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung die Entſtehung des Erbhofes nicht. 


(LErbhcher. Celle, Beſchl. v. 14. Dez. 1934, 3 EH 1842/34.) [n. 


Anmerkung: Der Entſch. iſt im Ergebnis zuzuſtimmen. Sie geht 
zunächſt mit Recht davon aus, daß für das ſchwebende Verfahren 
auf Grund der formellen Rechtskraft des AnerbGBeſchl. vom 
10. März 1934 unabänderlich für und gegen die Beteiligten feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß das Anweſen des B. mit dem 1. Okt. 1933 wegen 
des Fehlens der Bauernfähigkeit des Eigentümers nicht die Erb- 
hofeigenſchaft erlangt hatte. 
SGrundſätzlich werden aber ſolche Anweſen dennoch in dem 
Zeitpunkt Erbhöfe, in dem die letzte Vorausſetzung des § 1 RErb⸗ 
hof®. erfüllt wird. Trotz äußerer Erfüllung der Vorausſetzungen 
wird jedoch 1150 der bisherigen Rſpr. und Rechtslehre die Er- 
langung der Erbhofeigenſchaft ganz oder teilweiſe verneint 
a) bei Beſchlagnahme des Anweſens im Zwangsverſteige⸗ 
rungs⸗ oder Zwangsverwaltungsverfahren, 
b) beim Vorliegen eines ſonſtigen Veräußerungsverbots gem. 
§ 135 BGB., 
c) bei Anfechtbarkeit der die Erfüllung der Vorausſetzungen 
ſchaffenden Handlung. 


Über die Verſchiedenartigkeit der hierzu eingenommenen Stel⸗ 
lungen vgl. Rötelmann: JW. 1935, 587 ff. und die dort an⸗ 
geführten Entſch. und Schriftſteller. 


Der vorl. Fall iſt unter a) einzureihen, er unterſcheidet ſich 
jedoch von allen übrigen bisher entſchiedenen dadurch, daß die Er⸗ 
füllung nicht durch eine Verfügung oder eine verfügungsähnliche 
Handlung (vgl. DNot Z. 1935, 17) erreicht wird. Den Ausführun⸗ 
gen des Gerichts über die Unmöglichkeit ſowohl der unmittelbaren 
wie auch der entſprechenden Anwendbarkeit des $ 135 BGB. auf 
den Fall B. ift zuzuſtimmen. Rötelmann, der a. a. O. die 
vorſtehende Entſch. bereits anführt, lehnt ebenfalls die Anwendung 
dieſer Geſetzesſtelle auf unſern Fall ab, kommt jedoch auf anderem 
Weg zum entgegengeſetzten Ergebnis, dem ohne Angabe näherer 
Gründe auch Vogels, Dot. 1935, 244 zuſtimmt. Gegen die 
Richtigkeit der Ausführungen Rötelmannsz beſtehen jedoch er⸗ 
hebliche Bedenken, die zugleich die vorſtehende Entſch. ſtützen. 

1. Rötelmann ſchiebt die Bedeutung des § 38 RExbhof®. 
unter Hinweis auf die Geſetze vom 1. Juni 1933 und 27. Dez. 1933, 
die er dem NErbhof®. vorſchaltet, zur Seite. Neu erbhoffähig 
werdende Grundſtücke ſollen hiernach vor der Anerkennung ihrer 
Erbhofeigenſchaft entweder entſchuldet oder verſteigert werden oder 
ſie brauchen beides nicht. Mit dieſer Vorſchaltung iſt aber offenbar 
der Geſetzgeber nicht einverſtanden, da er in 88 32 ff. VO. vom 
21. Dez. 1934 (RG Bl. 1934, 1280) ſeinerſeits die Frage der Erb⸗ 
hofeigenſchaft u. U. vor der Entſch. über den Entſchuldungsantrag 
geklärt willen will und insbeſ. für Erbhöfe anderslautende Ent⸗ 
ſchuldungsbeſtimmungen feſtgelegt hat. Desgleichen fest § 6 Gel- 
v. 27. Dez. 1933 die Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft voraus, die 
die Anwendbarkeit der übrigen Beſt. dieſes Geſetzes überhaupt 
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ausſchließt. Wenn aber das Beſitztum die Entſchuldung nicht 
braucht, ſo iſt es zweifellos lebensfähig mit der Ausſicht auf 
auernden Beſtand und Befriedigung der Gläubiger. Warum ſollte 
es dann kein Erbhof mit der Folge des § 38 Erbhof. ſein? 
2. Der von Rötelmann entwickelte Begriff des „Allein⸗ 
eigentums“, das ſchon beim Vorliegen der Beſchlagnahme allein 
verneint wird, iſt ſo weit gefaßt, daß es mit den Worten des Ur⸗ 
hebers „doch ſehr fraglich iſt, ob ſich das Denkbild eines Juriſten 
von dem anderer Volksgenoſſen ſo weit entfernen darf“. Vor allem 
aber — und das iſt immer wieder der Kernpunkt des ganzen Pro⸗ 
lems — kann dieſer Standpunkt des verfeinerten Alleineigen⸗ 
tums gegenüber dem 8 38 RErbhofch. unter Berückſichtigung 
des § 56 RErbhofG. gehalten werden? Dies iſt zu ver⸗ 
neinen. Rötelmann mußte zu ſeinem Standpunkt kommen, da 
er einerſeits die et des 8 23 ZmBerit®. auf den Erwerber 
in der bisher vom LErbhcger. Celle, Vogels und Heſſe an⸗ 
genommenen Weiſe beſtreitet, andererſeits aber bei Verletzung des 
§ 23 AmBerit®. die Erlangung der Erbhofeigenſchaft gleichwohl 
verneint. Seine Ausführungen a. a. O. S. 590, ſind jedoch nicht 
überzeugend; ſelbſt wenn man mit ihm der Anſchauung iſt, daß 
die Wirkung der Beſchlagnahme bei Veräußerung eines erbhof⸗ 
freien Grundſtücks keine größere oder andere ſein kann als ohne 
eräußerung, ſo iſt damit noch nichts gewonnen, im Gegenteil, 
man kommt nur zu dem Ergebnis, daß eben ohne Veräußerung 
kein Erbhof vorliegt, weil auch ohne Rückſicht auf die Beſchlag⸗ 
nahme noch nicht alle Vorausſetzungen des 8 1 NErbhofc. erfüllt 
find, daß aber mit ihrer Erfüllung, wie im vorl. Fall B., kein 
Unterſchied mehr zur Lage vom 1. Olt. 1933 beſteht, d. b. ſofork 
Erbhofeigenſchaft entſteht und die Beſchlagnahme aufzuheben iſt. 
Dabei beſtreitet Rötelmann wohl zu Unrecht, daß § 23 
ZwVerſtGG. auf den Erwerber keinen anderen Einfluß habe als 
auf den Veräußerer. Der Veräußerer war immerhin Alleineigen⸗ 
tümer nach der bisherigen allgemeinen rechtlichen Anſchauung, der 
Erwerber aber wird es nicht, denn § 135 BGB. gibt ihm nicht nur 
nicht die gleiche Stellung wie dem Veräußerer, ſondern verhindert 
überhaupt den Erwerb des Eigentums im Verhältnis zum Be⸗ 
ſchlagnahmegläubiger. $ 135 S. 1 BGB. erklärt die gegen das Ver⸗ 
äußerungsverbot verſtoßende Verfügung ausdrücklich für unwirk⸗ 
ſam, weshalb auch der Veräußerer verfügungsberechtigt bleibt, der 
rwerber erlangt (nach LErbhcßer. u. a.) überhaupt nicht oder 
(nach Vogels u. a.) nur beſchränkt das Alleineigentum auch nach 
allgemeinem Recht. 
£ 8 56 RErbhofch. bietet keinen Anlaß, an das Alleineigentum 
im Erbhofrecht ſo ſehr ſchärfere Anforderungen zu ſtellen als im 
allgemeinen Recht, wie es Rötelmann vertritt. Die anders 
als durch Rechtshandlungen, die gegen $ 23 ZwVerſtGd. verſtoßen, 
erfolgten Erfüllungen der Vorausſetzungen des § 1 RErbhofch. er⸗ 
ſcheinen mir ſchutzbedürftiger als die Intereſſen der Gläubiger. 
Es entſpricht ſicher den Einleitungsworten des Geſetzes, wenn durch 
rbarmachung, Errichtung einer Hofſtelle oder Erſatz eines nicht⸗ 
bauernfähigen Eigentümers durch einen tüchtigen Bauern im Erb⸗ 
weg ein geſunder Bauernhof entſteht. Hierher gehört auch der 
Fall B., bei dem aber dem Gericht wegen ſeiner Bedenken gegen 
die ſachliche Richtigkeit des Beſchlußes des Anerb®. vom 10. März 
1934 nur zuzuſtimmen iſt. Eine zum entgegengeſetzten Ziel 
führende Auslegung des Begriffes Alleineigentum würde daher 
m. E. gegen § 56 RExbhof®. verſtoßen. Es iſt zuzugeben, daß 
gerade beim Erbgang, bei der Teilung oder bei der Abtrennung 
eines Gewerbebetriebs auch ein nicht beſonders tüchtiger Eigen⸗ 
tümer ans Ruder kommen oder ein erheblich belaſteter Erbhof ent⸗ 
ſtehen kann. Beim Erbgang kann aber von einer anrüchigen Flucht 
in den Erbbof keine Rede ſein, weshalb die Lage die gleiche iſt wie 
gegenüber einer zweifelhaften, aber nicht gerade bauernunfähigen 
Perſon, die am 1. Okt. 1933 Bauer wurde. Bei der Teilung ver⸗ 
hindert § 4 Ziff. 2 NExbhof®. die Bildung eines wirtſchaftlich 
ſchwachen Hofes, bei der Abtrennung oder Einſtellung eines bisher 
och überwiegenden Gewerbebetriebs bleibt den Gläubigern ent⸗ 
weder ein der freien Vollſtreckung unterworfener Vermögensteil 
erheblichen Werts oder die Handlung widerſpricht derartig Treu 
und Glauben, daß ſie die Aberkennung der Bauernfähigkeit recht⸗ 
fertigen dürfte. Gegenüber § 56 kann auch der Hinweis darauf 
nicht durchdringen, daß grundſätzlich der Erbe keine beſſere Stellung 
einnimmt als der Erblaſſer. Seine tatfächliche aus dem Vorſtehen⸗ 
den zu folgernde Beſſerſtellung im Erbhofrecht durch die Anerken⸗ 
nung der Erbhofeigeuſchaft iſt aber dadurch gerechtfertigt, daß in 
einer Perſon gegenüber ſeinem Rechtsvorgänger ein ſchutzwür⸗ 
diges Mehr an Vorausſetzungen für die Erbhofeigenſchaft gegeben 
iſt, nämlich mindeſtens die Bauernfähigkeit oder das Alleineigen⸗ 
tum im allgemeinen oder erbhofrechklichen Sinn. 
Wenn ſomit als Ergebnis dieſer Betrachtung in Übereinſtim⸗ 

mung mit der vorſtehenden Entſch. die Erlangung der Erbhof⸗ 


eigenſchaft bet Grundſtücken, die am 1. Okt. 1933 erbhoffrei waren, 
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nur dann zu verneinen iſt, wenn die Erfüllung ber Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1 RExrbhof®. gegen 8 23 ZwVerſtG., $ 135 BGB. 
mittelbar oder unmittelbar verſtößt, ſo iſt die Beſchlagnahme in 
den übrigen Fällen aufzuheben. Damit iſt aber auch die Dauer⸗ 
haftigkeit des geſchaffenen Zuſtands mindeſtens in gleicher Weiſe 
gewahrt, wie bei den am 1. Okt. 1933 entſtandenen Erbhöfen. So⸗ 
weit vielleicht dadurch — zu denken wäre vor allem an den Fall 
des Erwerbs der deutſchen Staatsangehörigkeit durch Heirat — 
unlautere Machenſchaften mangels Beweiſes ungeſtraft bleiben, 
find dieſe geringfügigen Ausnahmen im Intereſſe der wirtlich 
ſchutzbedürftigen weitaus überwiegenden anderen Fälle mit in 
Kauf zu nehmen. Der Schaden wäre im umgekehrten Fall viel 
größer. Schließlich wird die heutige Unzahl von Verſteigerungs⸗ 
verfahren in abſehbarer Zeit wieder auf ein geringfügiges Maß 
zurückgeführt ſein, ſo daß ſich auch die Befürchtung nicht rechtfertigt, 
es könnten immer wieder zahlreiche ohne Entſchuldung nicht ſanie⸗ 
rungsfähige Erbhöfe in Verfolgung der Rſpr. des LErbhöGer. Celle 
entſtehen. 
Notar Dr. Oeller, Waldkirchen b. Paſſau 


* 


19. 8 38 RErbhof®. Die Unterwerfung unter die ſo⸗ 
fortige Zwangsvollſtreckung gegen den jeweiligen Eigen- 
tümer des Erbhofes iſt vorbehaltlich der erforderlichen 
Genehmigung des AnerbG. auch jetzt noch zuläſſig und 
eintragungsfähig. f) 

Auf dem Grundbeſitz des Bauern Sch. iſt 
und Darlehnskaſſenverein eine Sicherungshypothek zum Höchſt⸗ 
betrage von 4000 GM. eingetragen. Die Beteiligten ſind ſich einig 
geworden, dieſe Höchſtbetragshypothek in eine Grundſchuld von eben⸗ 
falls 4000 GM. nebſt 5% Zinſen umzuwandeln. In der hierüber er⸗ 
richteten Urkunde hat ſich der Eigentümer auch der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den jeweiligen Eigentümer des Erbhofes unter⸗ 
worfen und entſprechende Eintragungen im Grundbuche bewilligt. 
Der beurkundende Notar hat für die Beteiligten die anerbengericht⸗ 
liche Genehmigung nachgeſucht. 

Das AnerbG. hat die Genehmigung verſagt, weil die Unterwer⸗ 
fung unter die Zwangsvollſtrechung in den Erbhof wegen des Voll⸗ 
ſtreckungsverbotes des 8 38 NExbhof®. unwirkſam ſei und im Grund⸗ 
buch nicht eingetragen werden könne. 

Hiergegen haben die Autragſteller rechtzeitig Beſchwerde ein⸗ 
gelegt. Die angefochtene Entſcheidung mußte aufgehoben werden, da 
das Anerb&. von einer unzutreffenden Rechtsauffaſſung ausgeht und 
infolgedeſſen von einer weiteren ſachlichen Prüfung abgeſehen hat. 

Wenn auch die Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung 
in einen Erbhof grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt, ſo iſt damit die Unter⸗ 
werfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung in den Erbhof und 
die Eintragung dieſer Unterwerfung in das Grundbuch weder unter⸗ 
ſagt noch gegenſtandslos. Die freiwillige Unterwerfung unter die 
Zwangsvollſtreckung gibt dem Gläubiger allerdings keine größere 
Möglichkeit zur Vollſtreckung, als ſie ein ſonſtiger Titel bieten würde. 
Die Urkunde nach 8 794 Ziff. 5 ZPO. erſetzt lediglich den ſonſtigen 
Zwangsvollſtreckungstitel. Inwieweit die Vollſtreckung im Einzelfall 
möglich iſt, regelt ſich nach den Zwangsvollſtreckungsbeſtimmungen, 
darunter auch nach den Beſtimmungen des NErbhoiG. Da ſonach die 
freiwillige Unterwerfung nur der Erſatz eines Titels auf Zahlung 
iſt, kann fie nicht als ein Verſtoß gegen 8 38 angeſehen werden. 

Das AnerbG. hat auch überſehen, daß das NErbhof®. noch ge⸗ 
wiſſe Vollſtreckungsmöglichkeiten (88 39, 59 RErbhofG.) offen läßt, 
für welche die Unterwerfung ſogar praktiſche Bedeutung hat. Die 
Unterwerfung kann ferner für den Fall von Wert ſein, daß das 
belaſtete Grundſtuck einmal die Erbhofeigenſchaft verliert. In Über⸗ 
einſtimmung mit der Entſch. des KG. v. 8. Febr. 1934 (Dotz. 1934, 
346; Vogels, Reérbhofch., 3. Aufl., S. 246) erachtet der Sen. die 
Unterwerfungsklauſel und ihre Eintragung, vorbehaltlich der zur 
Belaſtung erforderlichen Genehmigung des Anerb®., als zuläſſig. 

Da das AnerbG. den Antrag ſachlich noch nicht geprüft hat, war 
Aufhebung und Zurückverweiſung geboten. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 5. Febr. 1935, 2 We 279/35.) [—n.) 


für den Spar⸗ 


Anmerkung: Der vorl. Beſchl. behandelt drei wichtige, nicht un⸗ 
beſtrittene Fragen: 

1. Daß die Unterwerfung unter die ſofortige 
Zwangsvollſtreckung aus einer gerichtlichen oder notariellen 
Urkunde auch vom Erbhofbauern erklärt werden kann, begegnet 
keinerlei Zweifeln, ſolange die Unterwerfung nur wegen einer per⸗ 
ſönlichen Schuld ausgeſprochen wird, da die Eingehung von Schuld⸗ 
verpflichtungen keiner Genehmigung der Anerbenbehörden bedarf. Bei 
Nichterfüllung der Verbindlichkeiten kann gegen den Bauern in glei⸗ 
cher Weiſe wie gegen jeden anderen Volksgenoſſen Leiſtungsklage er⸗ 
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hoben und Leiſtungsurteil gefällt werden. Es bedeutet nur eine Vor⸗ 
wegnahme des Leiſtungsurteils, wenn ſich der Bauer der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung wegen der Schuld unterwirft. Inſoweit dürften 
alle Meinungen einig ſein. 

Die Anſichten gehen aber auseinander, wenn nicht eine perſön⸗ 
liche Schuld, ſondern Anſprüche aus einer Hypothek-, Grund⸗ oder 
Rentenſchuld Gegenſtand der Klage bzw. Unterwerfungserklärung find. 
So verneint das OLG. Naumburg die Zuläſſigkeit der Hypotheken⸗ 
klage (Urt. v. 2. Aug. 1934, 7 U 135/34: JW. 1935, 651) im 
weſentlichen mit der Begr., daß der Inhalt des Klagebegehrens und 
der Verurteilung in dieſem Falle die Duldung der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung in den Erbhof wäre, alſo nach 8 38 NErbhof®. unzuläſſig ſei. 
Dieſe Unzuläſſigkeit ſei nicht erſt in der Zwangsvollſtreckung, ſondern 
ſchon im Erkenntnisverfahren zu beachten und müſſe zur Klageabwei⸗ 
jung führen. Demgegenüber hat das OLG. Breslau (Urt. v. 24. Juli 
1934, 5 U 42/34: IW. 1934, 2933) die Zuläſſigkeit der Hypotheken⸗ 
klage gegen den Erbhofbauern mit der Begr. bejaht, daß Klage und 
Verurteilung noch keine unzuläſſige Zwangsvollſtreckung darſtellen. 
Es weiſt in der Begr. feiner Entſch. vor allem darauf hin, daß dem 
Hypothekkengläubiger immer noch eine Reihe von Vorzugsrechten ge⸗ 
blieben ſeien, wie das Recht zur Beſchlagnahme der Erzeugniſſe und 
der Miet⸗ und Pachtzinsforderungen, ſchließlich das Recht vorzugs⸗ 
weiſer Befriedigung gem. § 805 3PO. aus Erzeugniſſen und dann 
auch die Befugnis zum Widerſpruch gegenüber einer Pfändung ſtehen⸗ 
der Früchte nach § 810 Abſ. 2 ZPO. Dieſe aus der Hypothek her⸗ 
geleiteten Rechte könnten nur bei Zulaſſung der Hypothekenklage ver⸗ 
wirklicht werden. Inhalt der Verurteilung ſei dabei nur mehr die 
Duldung der nach dem RErbhofch. noch zuläſſigen Vollſtreckungshand⸗ 
lungen, was in der Begr. des Urt. zwar nicht ausdrücklich ausgeſpro⸗ 
chen, in der zuſtimmenden Beſprechung von Vogels (JW. 1934, 
2933) aber mit Recht beſonders hervorgehoben wird. Nunmehr hat 
ſich auch das RG. unter Hinweis auf das Urteil des OLG. Breslau 
(JW. 1934, 2933) für die Zuläſſigkeit der Hypothekenklage ausgeſpro⸗ 
chen und damit dieſe Frage für die Praxis im hier vertretenen Sinn 
entſchieden (RG. v. 19. Nov. 1934, VI 297/34: DNOLZ. 1935, 219 1). 


Was für die Verurteilung auf Grund einer Hypothekenklage gilt, 
muß in gleicher Weiſe für die Unterwerfung unter die ſofortige 
Zwangsvollſtreckung wegen eines dinglichen Auſpruchs aus einer 
Hypothek, Grund- oder Rentenſchuld gelten. Zu dieſer Frage hat ſich 
das KG. (Beſchl. v. 2. Febr. 1934, 1 X 23/24: Dot. 1934, 346) 
in eingehender Begr. geäußert. Es iſt mit Recht zur Bejahung 
der Zuläſſigkeit der Unterwerfung gekommen. In jeiner Begr. führt 
es im weſentlichen die Punkte an, auf die ſich das OLG. Breslau in 
dem obenerwähnten Urt. unter Bezugnahme auf den Beſchl. des KG. 
ſtützt. Die Begr. erſcheint überzeugend. Auf ihren Inhalt und die 
Ausführungen bei Vogels (Komm. 8 37 Anm. IV 2 a) darf ver⸗ 
wieſen werden. 


2. Eine andere Frage iſt, ob die vom Erbhofbauern erklärte 
Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung der Ge⸗ 
nehmigung des AnerbG. bedarf. Dieſe Frage iſt zu verneinen, 
wenn die Unterwerfungserklärung nur eine perſönliche Schuld betrifft, 
nicht aber einen dinglichen Vollſtreckungstitel ſchaffen ſoll. Wird aber 
eine Unterwerfungserklärung abgegeben, die das dingliche Recht aus 
einer Hypothek, Grund- oder Rentenſchuld mit der ſofortigen Voll⸗ 
ſtreckbarkeit gegen den jeweiligen Eigentümer ausſtatten ſoll 
(S 800 3PO.), fo wird vom KG. (Beſchl. v. 8. Febr. 1934, 1X 23/24: 
JW. 1934, 1244; DNOLZ. 1934, 346) die Genehmigung des AnerbG. 
vor der Eintragung der Unterwerfungserklärung in das Grundbuch 
verlangt. Das Erfordernis der Genehmigung leitet das KG. aus dem 
Zweck des Belaſtungsverbots in 8 37 NErbhof®. her. Es führt aus, 
daß das Erfordernis der Genehmigung nicht nur für jede Neu⸗ 
belaſtung, ſondern auch für jede Erweiterung der beſtehenden Be⸗ 
laſtungen gelten müſſe. Nach der weiten Auslegung, die das KG. dem 
8 37 NErbhof®. gibt, erſcheint ihm eine Genehmigung erforderlich, 
obwohl das Recht zur ſofortigen Zwangsvollſtreckung nur ein ab⸗ 
hängiges, verfahrensrechtliches Nebenrecht der Hypothek und ſeine Ein⸗ 
tragung demgemäß keine Belaſtung im eigentlichen Sinne darſtellt. 

Nun ſteht die Rſpr. (RG. v. 11. Dez. 1933: ZW. 1934, 403; 
NErbhcher. in wiederholten Beſchlüſſen, z. B. v. 23. Juli 1934: JW. 
1934, 2697) und die Literatur mit wenigen Ausnahmen auf dem 
Standpunkt, daß ſich die Belaſtungsgenehmigung nach § 37 RErb⸗ 
hofch. nur auf das dingliche Rechtsgeſchäft erſtrecht und dem obliga⸗ 
toriſchen Geſchäft hierbei nur die Bedeutung zukommt, das dingliche 
Geſchäft zu konkretiſieren, d. h. einwandfrei feſtzulegen, der Erfüllung 
welchen ſchuldrechtlichen Geſchäftes das zu genehmigende dingliche 
Geſchäft dient. In konſequenter Durchführung dieſes Gedankens iſt 
z. B. die Eintragung einer Auflaſſungsvormerkung zur Sicherung des 
Übereignungsanſpruchs (RG.: JW. 1934, 2039) und die Eintragung 


1) Die Entſch. des RG. v. 19. Nov. 1934, VI 297/34, wird mit 
Beſprechung in dem am 8. Juni 1935 erſcheinenden Heft der JW. 
veröffentlicht. D. S. 


einer Vormerkung auf Einräumung einer Sicherungshypothek (Erbh⸗ 
Ger. Bamberg: JW. 1934, 2250) als nicht genehmigungsbedürftig an“ 
gejehen worden. Da dem Vollſtreckungsrecht aus der Unterwerfungs⸗ 
erklärung der dingliche Charakter unſtreitig fehlt, erſcheinen Zweifel 
an der Genehmigungsbedürftigkeit wohl berechtigt, dies um ſo mehr, 
als Rſpr. und Schrifttum für die ſtrenge Beſchränkung der Genehmi⸗ 
gung nach $37 Abſ. 1 und 2 auf die dingliche Belaſtung ein⸗ 
getreten ſind. 


Trotz dieſer Bedenken wird man die Genehmigungsbedürftigkeit 
aber bejahen müſſen. Inhalt der Hypothek, Grundſchuld oder Renten⸗ 
ſchuld iſt die Belaſtung eines Grundſtücks in der Weiſe, daß aus dem 
Grundſtück gewiſſe Geldzahlungen zu leiſten find (88 1113, 1191, 
1199 BGB.), die ſich bei der Hypothek nach Forderungsrechten be⸗ 
meſſen. Die Befriedigung ſelbſt geſchieht durch Zwangsvollſtreckung 
(S8 1147, 1192 BGB.) in das Grundſtück oder — was bei der Erbhoi- 
hypothek allein Bedeutung hat — in die mithaftenden Gegenſtände. Das 
Recht zur Zwangsvollſtreckung iſt alſo mit Inhalt der dinglichen Be 
laſtung. Für die Auswirkungen dieſer Belaſtung iſt es dabei von 
größter Tragweite, ob die Zwangsvollſtreckung erſt nach Durchführung 
eines gerichtlichen Verfahrens, in dem der Schuldner auch noch Ein⸗ 
wendungen erheben kann, oder ohne weitere Förmlichkeiten aus einer 
notariellen Urkunde, eingeleitet werden kann. Dies wird beſonders 
klar, wenn man ſich vor Augen führt, daß der aus dem Vollſtreckungs⸗ 
titel erwachſende Vollſtreckungsrechtsanſpruch des Gläubigers, der ſich 
nur nach dem Inhalt der Urkunde richtet und von ſpäteren Ande⸗ 
rungen des zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes nicht unmittelbar 
berührt wird, mit den Befugniſſen aus dieſem Rechtsverhältnis nicht 
notwendig übereinſtimmen muß. Dies kann ſo weit gehen, daß dem 
Gläubiger durch den Vollſtreckungstitel die Möglichkeit zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung ohne weiteres formell gegeben iſt, während ihm das 
materielle Recht, deſſen Verwirklichung die Zwangsvollſtreckung dienen 
ſoll, gar nicht zuſteht. Der Schuldner iſt bei vorliegendem Voll⸗ 
ſtreckungstitel in eine Verteidigungsſtellung zurückgedrängt, die ihm 
die Wahrung der ihm etwa zuſtehenden Rechte nur durch eine beſon⸗ 
ſondere, von ihm zu erhebende Klage (8 767 ZPO.) ermöglicht. Das 
dingliche Recht erhält alſo durch die Unterwerfung unter die ſofortige 
Zwangsvollſtreckung gleichſam eine neue, dem Glaubiger beſonders 
willkommene Erſcheinensform, den dinglichen Vollſtreckungsrechts⸗ 
anſpruch, der in gewiſſer Hinſicht unabhängig vom dinglichen Recht 
ſelbſt beſteht, wenn er urſprünglich auch nur ein Ausfluß des letz⸗ 
teren iſt. Soweit dieſer Vollſtreckungsrechtsanſpruch als ſelbſtändiges 
Recht nur gegen eine beſtimmte Perſon auf Grund eines gegen ſie 
ergangenen Urt. (im ſtreitigen Verfahren, auf Grund Anerkenntniſſes 
oder als Verſäumnisurteil) oder erklärter Unterwerfung wirkt, wird 
die rein prozeſſuale Natur des Vollſtreckungsrechts nicht überſchritten. 
In dieſen Fällen erſcheint deshalb eine anerbengerichtliche Genehmi⸗ 
gung der Unterwerfung auch bei weiter Auslegung des 8 37 Abſ. 1 
und 2 ReErbhofG. nicht erforderlich. Wo aber die Unterwerfungs⸗ 
erklärung einen gegen den jeweiligen Grundſtückseigen⸗ 
tümer wirkſamen Vollſtreckungsrechtsanſpruch ſchaffen ſoll (8 800 
ZPO.), find ihre Auswirkungen mit denen einer dinglichen Belaſtung 
vergleichbar. Sie kann eine wirtſchaftlich und rechtlich nicht unerheb⸗ 
liche Schlechterſtellung des Schuldners bedeuten, die gegen eine un⸗ 
beſtimmte Zahl weiterer Perſonen (der ſpäteren Eigentümer) wirkt. 
In dieſen Fällen verlangt 5 800 ZPO. Eintragung der Unterwerfung 
in das Grundbuch. Durch die Eintragung wird natürlich kein ding⸗ 
licher Charakter der aus der Unterwerfung ſich für den Glaubiger 
ergebenden Rechte begründet, aber doch angedeutet, daß Wirkungen 
vorliegen, die denen eines dinglichen Rechts gleichen. Aus dieſem 
Grunde erſcheint in den Fällen der Unterwerfung nach 8800 ZPO. 
die Genehmigung der Anerbenbehörden erforderlich, deren Vorliegen 
vor Eintragung in das Grundbuch nachgewieſen werden muß l(über⸗ 
einftimmend Vogels, Komm. 8 37 Anm. III 2a). 


3. Eine weitere Frage iſt in dem Beſchl. ſtillſchweigend übergangen. 
Die Frage, ob die Umwandlung der Höchſtbetragshypothek in 
eine Grundſchuld einer Genehmigung bedarf. Das LErbhcher. 
ſcheint die Genehmigungsbedürftigkeit in Übereinſtimmung mit dem 
KG. (Beſchl. v. 18. Febr. 1935: JW. 1935, 11841; Dotz. 1935, 
218) zu verneinen. Die Frage iſt von ſo großer Tragweite, daß es 
erwünſcht geweſen wäre, das Gericht hätte ſeine Stellungnahme aus⸗ 
drücklich niedergelegt und begründet. Wie vielfältig die hier zu be⸗ 
achtenden Probleme ſind, zeigt der im Anſchluß an die erwähnte 
KGeEntſch. erſchienene Aufſatz von Weh (oben S. 1603), der nach 
erſchöpfender Unterſuchung und mit überzeugenden Gründen ſich für 
die Genehmigungsbedürftigkeit der Umwandlung einer Hypothek in 
eine Grundſchuld einſetzt. 


Notar, Dr. Seybold, Berlin. 
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20. 88 1228, 1282, 1283, 1288 BG B.; § 54 GBD.; Künd- 
SHRD. v. 11. Nov. 1932 (RODL. I, 525). Durch eine löſchungs⸗ 
fähige Quittung, in welcher der Pfandgläubiger einer 
Grundſchuld beſtätigt, daß der Eigentümer den Betrag an 
ihn gezahlt hat, wird der Übergang der Grundſchuld auf 
den Eigentümer noch nicht nachgewieſenz es bedarf Hier- 
für vielmehr noch — abgeſehen vom Nachweiſe des Be⸗ 
ſtandes und der Fälligkeit der Forderung des Pfand⸗ 
gläubigers — des Nachweiſes der Fälligkeit der Grund- 
ſchuld. 

Im Grundbuche war eine Grundſchuld für den Kaufmann G. 
ſowie deren Verpfändung an V. eingetragen. Auf Grund löſchungs⸗ 
fähiger Quittung des V., in welcher dieſer beſtätigt, daß der Eigen⸗ 
tümer den Betrag an ihn gezahlt hat, iſt die Grundſchuld auf den 
Eigentümer und zugleich gemäß deſſen Abtretungserklarung und 
Eintragungsbewilligung mit neuen Zahlungs⸗ und Kündigungs- 
bedingungen auf V. umgeſchrieben worden. G. hat daraufhin bei 
dem GBA. die Eintragung eines Amtswiderſpruchs gegen dieſe 
Umſchreibungen angeregt, weil eine Kündigung der Grundſchuld 
nicht erfolgt und nach dem Geſetz über den Kündigungsſchutz bzgl. 
zwangsgeſenkter verzinslicher Forderungen auch nicht zuläſſig ge⸗ 
weſen ſei, ſo daß die Auszahlung des Betrages an den Pfand⸗ 
gläubiger V. unwirkſam geweſen ſei. Das GBA. hat die Ein⸗ 
tragung des Amtswiderſpruchs abgelehnt, das LG. die hiergegen 
eingelegte Beſchw. zurückgewieſen. Die weitere Beſchw. führte zur 
Aufhebung der Vorentſch. und zur Zurückverweiſung der Sache an 
das GBA. zwecks Anſtellung von Ermittlungen, 

Die Eintragung des Amtswiderſpruchs ſetzt gem. § 54 GBO. 
voraus, daß die betreffende Eintragung unter Verletzung geſetz⸗ 
licher Vorſchr. vorgenommen und daß durch die Eintragung das 
Grundbuch unrichtig geworden ilt. 

Die von dem BeſchwF. angegriffene Eintragung durfte nur 
erfolgen, wenn dem GBA. nachgewieſen war, daß die Grundſchuld 
auf den Grundſtückseigentümer übergegangen war. Dieſer Über⸗ 
gang wurde durch die Quittung des Pfandgläubigers allein aber 
noch nicht nachgewieſen. Nach § 1282 i. Verb. m. SS 1228 Abi. 2, 
1288 Abf. 2 BGB. iſt der Pfandgläubiger, wenn die pfandgeſicherte 
Forderung fällig iſt, in Höhe ihres fälligen Betrages berechtigt, 
die verpfändete 17 mit Wirkung gegen den Pfandſchuldner 
— Glaubiger der verpfändeten Forderung — einzuziehen. Das 
Einziehungsrecht des Pfandgläubigers ſetzt aber auch die Fälligkeit 
der verpfändeten Forderung voraus (RGRKomm., 8. Aufl., 
Anm. 1; Staudinger, 9. Aufl., Anm. II 1b zu $ 1282 BGB.). 
Hängt die Fälligkeit des verpfändeten Rechts nach deſſen Inhalt 
von einer vorherigen Kündigung ab, ſo kann nach eingetretener 
Einziehungsbefugnis — Fälligkeit der pfandgeſicherten Forderung 
— gem. § 1283 Abſ. 2 BGB. die Kündigung vom Pfandgläubiger 
gegenüber dem Drittſchuldner oder umgekehrt erfolgen. 

Die Zuläſſigkeit der Vornahme der beanſtandeten Eintragung 
ſetzte hier alſo voraus: 1. daß dem Pfandgläubiger aus dem ge⸗ 
ſicherten Kredit eine Forderung von 20 000 % gegen den Kauf⸗ 
mann G. zuſtand, 2. daß dieſe Forderung fällig war, 3. daß die 
verpfändete Grundſchuld durch Kündigung und Ablauf der Kun⸗ 
digungsfriſt fällig gemacht war. Vor Eintritt der Fälligkeit der 
Grundſchuld konnte dieſe mit Wirkung gegenüber dem eh 
als Gläubiger nicht gezahlt werden, weil die Vorſchr. der 88 271 
Abſ. 2, 1142 Abſ. 1 letzter Halbſatz, wonach der Schuldner im Zwei⸗ 
fel eine Forderung ſchon vor deren Fälligkeit bezahlen darf, Vor⸗ 
ſchriften, deren Anwendbarkeit ſchon bzgl. des dinglichen Hypo⸗ 
thekenrechts zweifelhaft iſt (gl. RGRKomm. Anm. 3; Planck, 
4. Aufl., Anm. 3 b zu § 1142 BGB.; JW. 1924, 1621; OLG. 28, 
90), für das rein dingliche Grundſchuldrecht keinesfalls Geltung 
haben können ($ 1192 B60). 

Falls die vorſtehenden Vorausſetzungen für das Einziehungs⸗ 
recht des Pfandgläubigers bei dem GBA. nicht offenkundig waren, 
mußte es darüber Amtsermittlungen anfteilen, da der Grundſatz, 
daß die Eintragungsunterlagen im Grundbuchverfahren vom An⸗ 
tragſteller zu beſchaffen ſind, in dem Amtsverfahren des 8 54 GBO. 
nicht gilt. Hat das GBA. die Eintragung ohne Offenkundigkeit der 
erörterten Vorausſetzungen lediglich auf Grund der Erklärung des 
Pfandgläubigers vorgenommen, ſo hat es inſofern das Geſetz i. S. 
des § 54 GB. verletzt, ohne Rückſicht darauf, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen in Wirklichkeit vorlagen. War das letztere nicht der Fall, 
ſo iſt auch das Grundbuch durch die Eintragung unrichtig gewor⸗ 
den, weil die Grundſchuld nicht auf den Grundſtückseigentümer 
übergegangen iſt. Dieſer Übergang iſt auch dann ausgeſchloſſen, 
wenn die Zahlung des Grundſtückseigentümers nicht auf die 


Grundſchuld, ſondern auf die durch ſie geſicherte Forderung des 
Pfandgläubigers erfolgt iſt; denn deren Erfüllung hätte lediglich 
das Erlöſchen des Pfandrechts zur Folge gehabt (8 1252, 1273 
Abſ. 2 BGB.). 

Auf die Kündigungsbeſchränkungen der VO. v. 11. Nov. 1932 
(RGBl. I, 525) kann der Beſchw . ſich nicht berufen, weil dieſe 
nach § 14 b nicht für Grundſchulden gelten, die der Nehmer eines 
bankmäßigen Perſonalkredits auf einem ihm gehörigen Grundſtuück 
für den Kreditgeber beſtellt hat. Dieſer Fall liegt hier vor, weil 
der Kaufmann G. die damals an ſeinem eigenen Grundſtück be⸗ 
ſtehende Grundſchuld als Sicherheit für den ihm gewährten Kredit 
verpfändet hat. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 31. Jan. 1935, 1 Wx 7/35.) [Sch.] 


* 


21. 88 103, 104, 727, 732, 829, 835 ZPO. Wirkung der 
Pfändung und Überweiſung des Koſtenerſtattungsanſpruchs 
auf das Koſtenfeſtſetzungsverfahren. 7) 

(RS., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 16. Febr. 1935, 20 W. 1011/35.) 

Abgedr. JW. 1935, 10418, 


Anmerkung: Der in der Entſch. ausgeſprochene 
Grundſatz bedarf m. E. der Nachprüfung. 

Daß der Koſtenerſtattungsanſpruch ſchon vor der Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung gepfändet werden kann, ſteht außer Streit; die Frage, ob 
der Anſpruch ſchon vor Erlaß des Koſtenurteils als künftiger 
oder aufſchiebend bedingter Anſpruch oder als Anwartſchaft ge⸗ 
pfändet werden kann, intereſſiert hier nicht. In Frage ſteht, wie 
ſich nach erfolgter Pfändung das Koſtenfeſtſet⸗ 
zungs verfahren geftaltet, insbe. ob und wie es von 
dem Pfändungs- und Überweiſungsgläubiger 
betrieben werden kann. 

Das KG. ſagt: „Zu dem Antrag auf Koſtenfeſtſetzung iſt 
ausſchließlich die in dem Koſtentitel bezeichnete Partei befugt; 
weder eine Abtretung noch eine Pfändung und Überweiſung des 
Erſtattungsanſpruchs iſt in dem Feſtſetzungsverfahren zu beachten, 
bevor nicht eine Umſchreibung des Vollſtreckungstitels ſelbſt auf 
den Zeſſionar oder den Pfandgläubiger ſtattgefunden hat.“ Dieſer 
Satz hält m. E. näherer Nachprüfung nicht ſtand. Unmittelbar 
aus dem Geſetz iſt eine Antwort nicht zu entnehmen; man kann 
auch wohl als ſicher unterſtellen, daß weder die Verfaſſer des 
urſprünglichen Geſetzes noch die der ſpäteren Novellen (bei der 
Übertragung des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens auf den UrkB. und 
bei ſeiner Betrauung mit der Erteilung der qualifizierten Voll⸗ 
ſtreckungsklauſeln) dieſe Fälle in den Kreis ihrer geſetzgeberiſchen 
Erwägungen gezogen haben. Man wird daher die Frage, die eine 
rein praktiſch⸗techniſche ohne jede grundſätzliche Bedeutung iſt, 
weniger nach ſyſtematiſch⸗logiſchen als eben nach praktiſch⸗techni⸗ 
ſchen Zweckmäßigkeitsgeſichtspunkten entſcheiden müſſen. 

Hat die obſiegende Partei, gleichviel ob vor oder nach der 
Pfändung, einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß erwirkt, ſo kann der 
Vollſtreckungsgläubiger jederzeit ohne Schwierigkeit die Umſchrei⸗ 
bung der Klausel zu dem Feſtſetzungsbeſchluß beantragen. Wie 
aber, wenn ein Feſtſetzungsbeſchluß noch nicht vorliegt? Der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner wird dem Gläubiger wohl ſchwerlich den Ge⸗ 
fallen tun, die Koſtenfeſtſetzung zu betreiben, um demnächſt die 
Umſchreibung auf den Gläubiger zu ermöglichen, und einen Zwang 
auf ihn auszuüben, iſt der Gläubiger nicht in der Lage. Der Gläu⸗ 
biger müßte alſo ſelbſt die Umſchreibung des Koſtentitels auf ſich 
betreiben — inſoweit iſt dem KG. an ſich durchaus zuzuſtimmen. 
Hier ergibt ſich zunächſt die Frage, ob das auch dann moglich iſt, 
wenn eben nur der Koſtenanſpruch, nicht aber der Hauptanſpruch 
gepfändet iſt, oder wenn es ſich um ein klageabweiſendes, ein rein 
feſtſtellendes oder rechtsgeſtaltendes Urteil handelt, alſo um Entſch., 
bei denen vollſtreckbare Ausfertigungen zu eigentlichen Vollſtrek⸗ 
kungszwecken überhaupt nicht erteilt werden können. Die Frage 
iſt ficher zu bejahen. Es iſt allgemein anerkannt, daß neben der 
eigentlichen Zwangsvollſtreckung die ſog. Vollſtreckungswirkungen 
im weiteren Sinne ſtehen (wgl. dazu Gaupp⸗Stein, Vorbem. 
por $ 704 III), wozu u. a. das Koſtenfeſtſetzungsverfahren gehort, 
und daß inſoweit die Vorſchr. des 8. Buches der PO. — alſo 
auch die Ss 726 ff. — entſprechende Anwendung finden. Selbſt⸗ 
verſtändlich muß, wenn nur der Koſtenerſtattungsanſpruch ge⸗ 
pfändet und überwieſen iſt, die vollſtreckbare Ausfertigung des 
Haupttitels nach § 726 mit einer entſprechenden Beſchränkung 
dahin erteilt werden: „Vorſtehende Ausfertigung wird dem X. aus⸗ 
ſchließlich zum Zwecke der Betreibung des Koſtenfeſtſetzungsverfah⸗ 
rens erteilt.“ 

Dieſe Ausfertigung erteilt nach § 730 i. Verb. m. Art. VI § 1 
Nr. I EutlGG. v. 11. März 1921 der Rechtspfleger nach Anhörung 
des Schuldners. Auf Grund dieſer Ausfertigung müßte nunmehr 
der Vollſtreckungsgläubiger den Antrag auf Koſtenfeſtſetzung ſtel⸗ 
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len, über den dann nach § 104 dieſelbe Stelle, regelmäßig genau 
derſelbe Beamte, zu befinden hätte. 

Unwillkürlich drängt ſich hier die Frage auf: Weshalb dieſe 
Spaltung? Weshalb ſoll es nicht — in dem Regelfalle, wo ſowohl 
die Umſchreibung der Klauſel wie die Koſtenfeſtſetzung durch den 
Rechtspfleger des erſtinſtanzlichen Gerichts vorzunehmen iſt — 
möglich ſein, die Prüfung der Rechtsnachfolge und die Feſtſetzung 
des Koſtenbetrages in einem Akte vorzunehmen, d. h. einen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Inhalts zu erlaſſen: „In Sachen 
X. gegen M. werden die von 9. zu erſtattenden Koſten für Z., dem 
der Erſtattungsanſpruch laut Beſchluß des... vom ... zur Ein⸗ 
ziehung überwieſen iſt, auf ... % feſtgeſetzt“ oder auch „Die zu 
erſtattenden Koſten werden auf .. . % feſtgeſetzt. Vorſtehende 
Ausfertigung wird dem Z. uſw. zum Zwecke der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung erteilt“? Ob dieſe oder jene Faſſung, iſt kaum mehr als 
eine Kanzleifrage. Es ſind m. E. in der Tat weder ſyſtematiſche 
noch techniſche Gründe erſichtlich, die einem ſolchen Verfahren, das 
den Vorzug der Einfachheit hat, entgegenſtehen ſollten. 

Die Einheitlichkeit des Ausſpruchs ändert ſelbſtverſtändlich 
nichts daran, daß es ſich ſachlich um zwei Ausſprüche handelt, 
und dementſprechend den Beteiligten unter beiden Geſichtspunkten 
die geſetzlich vorgeſehenen Rechtsbehelfe zuſtehen. Kommt der 
UrkB. dem Antrage des Pfändungsgläubigers nicht nach, weil er 
ihn nicht für legitimiert erachtet, ſo hat der Gläubiger die Er⸗ 
innerung nach § 576, während bei Abſetzung eines Koſtenbetra⸗ 
ges diejenige nach S 104 der gegebene Weg iſt — in beiden 
Fällen alſo der Rechtszug von dem UrkB. an den Richter. Entſpre⸗ 
chend bei Anſtänden des Koſtenſchuldners: die Anrufung des Rich⸗ 
ters bei Einwendungen zur Legitimationsfrage ergibt ſich aus 
§ 732, bei Einwendungen gegen den Koſtenanſatz aus 8 104. Dar⸗ 
aus, daß die Erinnerungen nach § 576 bzw. 732 unbefriſtet, die⸗ 
jenige aus § 104 dagegen befriſtet iſt, können ſich weder praktiſche 
Weiterungen noch ſyſtematiſche Bedenken ergeben. — 

Die Frage, ob, wenn der Pfändungs- und Überweiſungs⸗ 
gläubiger den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß erwirkt, ſein Schuldner, 
d. h. der aus dem Titel erſichtliche Koſtengläubiger, dagegen Ein⸗ 
wendungen erheben kann, und ebenſo in dem umgekehrten Falle 
der Pfändungsgläubiger, wenn der urſprüngliche Koſtengläubiger 
das Feſtſetzungsverfahren für ſich betreibt, iſt keine dem vorl. Falle 
eigentümliche Sonderfrage — die Frage kann in gleicher Weiſe 
in allen Fällen der Umſchreibung der Vollſtreckungsklauſel auf 
einen Rechtsnachfolger auftauchen. Dieſe Frage hier näher zu be⸗ 
handeln, würde im Rahmen einer Anmerkung zu weit führen. 
Es ſei dazu nur auf meine Ausführungen bei Gaupp⸗Stein 
§ 727 VI verwieſen. Dort bin ich in dieſer von der ZPO. bei 
Geſtaltung der Rechtsbehelfe offenbar nicht bedachten, übrigens 
in der Rſpr. anſcheinend nur ſelten akut gewordenen Frage zu 
dem Ergebnis gelangt, daß der (an ſich dem Wortlaut des Geſetzes 
nach nur auf den Schuldner zugeſchnittene) Behelf des § 732 
— ebenſo wie auch die rechtsgeſtaltende Klage auf Beſeitigung 
der Klauſel (§ 768) — auch dem konkurrierenden Prä⸗ 
tendenten zu gewähren iſt. Danach wäre im vorl. Falle, 
wenn z. B. der aus dem Titel berechtigte urſprüngliche Koſten⸗ 
gläubiger einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß erwirkt, der Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsgläubiger nicht gezwungen, dies tatenlos mit 
anzuſehen, ſondern könnte dem mit der Erinnerung nach $ 732 
erfolgreich entgegentreten. — 

Daß der vorſtehend aufgezeichnete Weg den praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen eher entſpricht als der vom KG. eingeſchlagene, dürfte 
auf der Hand liegen, und es beſtehen keine durchſchlagenden 
Gründe, die dazu zwängen, ſtatt des einfachen den komplizierteren 
Weg zu gehen. 

MinR. Dr. Jonas, Berlin. 
* 


22. Der Sen. beantwortet die beiden Fragen: 


1. Iſt die Gebühr aus § 33 Abſ. 1 Nr. 5 DG KG., wenn 
in einem Antrage die Ableiſtung des Offenbarungseides 
von mehreren Geſamtſchuldnern gefordert wird, nur ein⸗ 
mal zu erheben oder ſoviel mal in Anſatz zu bringen, als 
Geſamtſchuldner vorhanden ſind? 

2. Iſt die Gebühr aus $ 33 Abſ. 1 Nr. 5 DGKG. nach 
dem Betrage der Forderung, wegen der bei dem Schuldner 
vollſtreckt worden iſt, oder nach dem Teilbetrage, deſſent⸗ 
wegen der Antrag auf Ableiſtung des Offenbarungseides 
geſtellt iſt, zu berechnen? 

wie folgt: 

Zul. Die Gebühr aus $ 33 Abſ. 1 Nr. 5 DGK. betr. 
das Offenbarungseidsverfahren iſt bei mehreren Schuld— 
nern für jeden einzelnen Schuldner zu erheben, auch wenn 
ein einheitlicher Antrag vorliegt und es ſich um Geſamt⸗ 
ſchuldner handelt. 
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Zu 2. Der für die Berechnung der Gebühr aus 8 33 
Abt. 1 Nr. 5 DGK G. betr. das Offen barungseidsverfahren 
nraßgebende Streitwert iſt nach 83 3 PO. frei zu ſchätzen. 

Eine Begrenzung des Antrages auf Offenbarungseidsleiſtung 
durch den Gläubiger iſt rechtlich bedeutungslos. 

Es erſcheint zweckmäßig, die geſtellten Fragen in umgekehrter 
Reihenfolge zu behandeln. 

I. Zu Frage 2. 

Streitwert des Offenbarungseids verfahren aus 
88 807, 900 3 PO. 

Für die Beantwortung tt von den verfahrensrechtlichen Vor— 
ausſetzungen des Offenbarungseides, wie ſie $ 807 ZPO. enthält, 
auszugehen. Danach muß ein Titel vorhanden fein, aus dem er⸗ 
folglos vollſtreckt iſt, oder aus dem eine Vollſtrechung — wie glaub⸗ 
haft zu machen iſt — keinen Erfolg verſpricht. Das Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren jest alſo in der Regel ein vorhergegangenes ander- 
weites Vollſtreckungsverfahren des Gläubigers voraus. Obwohl es 
ſeinerſeits ein ſelbſtändiges, in ſich abgeſchloſſenes Verfahren dar⸗ 
ſtellt, iſt es begrifflich nichts anderes als eine Art Hilfs verfahren 
für die eigentliche Vollſtreckung zur Ermittlung von Vermögens⸗ 
werten des Schuldners, die der Gläubiger mit Beſchlag belegen Kann. 
Nun iſt anerkannt, daß der freien Entſchließung des Gläu⸗ 
bigers überlaſſen iſt, in welchem Umfang er ſeine im Titel ihm zu⸗ 
geſprochene Forderung verwirklichen will, daß er alſo wegen der 
ganzen Forderung oder eines beliebigen Teils derſelben vollſtrecken 
kann. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß gerade aus Koſtenerſparnis⸗ 
gründen bei hohen Forderungen weitgehend von dieſer Einſchrän⸗ 
kung Gebrauch gemacht wird. Anwalts⸗, Gerichtsvollzieher⸗ und Ge⸗ 
richtsgebühren erwachſen dann nur nach demjenigen Teilbetrag, deſſent⸗ 
wegen der Glaubiger Vollſtreckungsauftrag erteilt. 

Zu prüfen iſt, ob dieſe Beſchränkung ſich in gleicher Weiſe auf 
das Offenbarungseidsverfahren auswirkt und der Gläubiger ſomit in 
der Hand hat, den Streitwert des Offenbarungseidsverfahrens ab⸗ 
weichend von der Forderung im Titel zu beſtimmen. Wie ſchon er⸗ 
wähnt, iſt das Offenbarungseidsverfahren ein in ſich abgeſchloſſenes, 
ſelbſtändiges, der Vollſtreckung zuzurechnendes Verfahren, demzufolge 
auch in 8 33 Ziff. 5 GKG. eine ſelbſtändige Verfahrensgebühr, um⸗ 
faſſend das Verfahren vom Antrag bis gegebenenfalls zur Erlaſſung 
des Haftbefehls, vorgeſehen iſt. Gleichwohl liegt ſeine Beſonderheit 
darin, daß es nur ein Hilfsverfahren zur Durchführung der eigent⸗ 
lichen Vollſtreckung, nämlich zur Ermittlung von der Beſchlagnahme 
von Vermögensſtücken des Schuldners unterliegenden Vermögens⸗ 
ſtücken darſtellt und daß es in der Regel nur eine Ergänzung eines 
vorangegangenen Vollſtreckungsverfahrens im eigentlichen Sinne bil⸗ 
det. Dieſe Erwägung und Betonung des Unterſchiedes zu dem eigent⸗ 
lichen Vollſtreckungsverfahren iſt inſofern wichtig, als ſie zeigt, daß 
dieſelben Grundſätze, die für das eigentliche Befriedigungsverfahren 
gelten, nämlich die beliebige Abgrenzung des Umfanges des Ver⸗ 
fahrens durch Beſchränkung auf einen Teil der im Titel genannten 
Forderung, für das Offenbarungseidsverfahren nicht anwendbar find, 
OLG. Königsberg v. 17. April 1931 (JW. 1931, 1114) betont mit 
Recht, daß die Eigenart dieſes Verfahrens darin liege, daß eine Be⸗ 
ſchränkung der Eidesleiſtung und damit der Eideswirkung auf einen 
entſprechenden Teil des Vermögens des Schuldners ausgeſchloſſen und 
infolgedeſſen auch eine Einſchränkung des Antrages auf Eidesleiſtung 
auf einen beliebigen Teil der Forderung des Gläubigers begrifflich 
unmöglich ſei. Auch Rittmann⸗Wenz, Anm. 21 zu 8 33 GKG. 
führen aus, daß das Offenbarungseidsverfahren ſelbſt nicht auf die 
Offenlegung von pfändbaren Gegenſtänden, deren Wert eine beſtimmte 
Höhe erreicht, beſchränzt werden könne. Ju gleichem Sinne auch 
Baumbach, Reichskoſtenc., 1933, Anm. 6 zu 833 GKG. 

Im Gegenſatz zu dieſer Auffaſſung halten Stein⸗Jonas, 
1934 III I zu 8 901 3PO.; Jonas, Anm. 17 zu § 33 GKG. ; ebenſo 
DLG. Roſtock v. 13. Mai 1930: ZW. 1931, 1832 eine Beſchränkung 
des Offenbarungseidsverfahrens gemäß dem Antrag des Gläubigers 
rechtlich für zuläſſig und wollen demgemäß den Streitwert in dieſem 
Falle nur nach denjenigen Teilbetrag der Forderung berechnen, deſſent⸗ 
wegen der Gläubiger ausdrüchlich das Offenbarungseidsverfahren be⸗ 
antragt hat. Jonas meint, daß kein Grund erſichtlich ſei, weshalb 
die allgemein geltende Zuläſſigkeit von Teilanträgen für das Offen⸗ 
barungseidsverfahren ausgeſchloſſen fein Tolle. 

Im Gegenſatz dazu ziehen OLG. Königsberg a. a. O. und 
Baumbach, Anm. 6 zu 8 33 aus ihren Darlegungen die Fol⸗ 
gerung, daß der Streitwert des Offenbarungseidsverfahrens ſtets 
gleich der vollen Summe des noch beſtehenden Vollſtreckungs⸗ 
anſpruchs ſei. 

Keine dieſer Anſichten kann als zutreffend an⸗ 
erkannt werden. Geht man nämlich von dem vorangegangenen 
fruchtloſen Vollſtreckungsverfahren als der — regelmäßigen — Vor⸗ 
ausſetzung des Antrages auf Leiſtung des Offenbarungseides, alſo von 
dem Regelfall, aus, dann ergibt ſich daraus bereits in natürlicher 
und zwangloſer Weiſe eine Beſchränkung des Umfanges des Offen⸗ 
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barungseidsverfahrens, die naturgemäß für die Streitwertbemeſſung 
von Bedeutung iſt: über die Höhe desjenigen Forderungsbetrages 
hinaus, deſſentwegen die Vollſtreckung verſucht worden iſt, kann der 
Streitwert nicht bemeſſen werden. Der Gläubiger hat durch die Be⸗ 
ſchränkung der Zwangsvollſtreckung auf die Teilforderung zu er⸗ 
kennen gegeben, daß ſein Intereſſe für dieſes Vollſtreckungsverfahren 
und damit für das anſchließende Hilfsverfahren der Offenbarungs⸗ 
eidsleiſtung ſich auf dieſen Teil der Forderung beſchränkt. 

In denjenigen Fällen, in denen der Gläubiger ohne voran⸗ 
gegangene Vollſtreckung — ſei es überhaupt, ſei es aus demjenigen 
Titel, auf Grund deſſen er nunmehr den Offenbarungseidsantrag 
ſtellt — das Verfahren betreibt, beſteht die natürliche Beſchränkung 
durch vorangegangene Geltendmachung nur eines Teilbetrages der 
Forderung nicht. Hier entſteht alſo die Frage, ob der Glaubiger ebenſo 
wie bei ſonſtigen Vollſtreckungsaufträgen die Höhe ſeiner Forderung, 
derentwegen er das Offenbarungseidsverfahren betreibt, beliebig be⸗ 
ziffern und den Umfang des Offenbarungseidsverfahrens nach Be⸗ 
lieben beſchränken kann oder ob etwa ohne weiteres (ſo die Anſicht 
von OLG. Königsberg) der volle Betrag der im Schuldtitel genannten 
Summe den Streitwert des Offenbarungseidsverfahrens zu bilden hat. 

Beide Anſichten find unzutreffend. Das Intereſſe des Gläubigers 
an der Offenbarungseidsleiſtung wird zwar nach oben in jedem Falle 
durch den Betrag der ganzen Forderung, über den der Schuldtitel 
lautet, begrenzt. Es iſt deshalb aber keineswegs mit dieſem oder mit 
demjenigen Betrag, deſſentwegen die Vollſtreckung vergeblich verſucht 
worden iſt, ohne weiteres identiſch. Aus der Natur des Offenbarungs⸗ 
eidsverfahrens als einerſeits ſelbſtändigen, andererſeits nur als Hilfs⸗ 
verfahren vom Geſetz konſtruierten Verfahrens folgt zwangsläufig, 
daß von vornherein ein beſonderes, unſicheres, einer feſten Berech- 
nung und Abgrenzung nicht zugängliches Element darin enthalten iſt, 
das eine feſte Streitwertbezifferung, die ſich automatiſch nach dem 
Betrag der Forderung richtet, nicht zuläßt. Aus dieſem Grunde hat 
auch der Gläubiger nicht in der Hand, das Offenbarungseidsver⸗ 
fahren ſelbſt durch eine nur auf einen beſtimmten Teil der ihm zu⸗ 
ſtehenden Forderung ſich beſchräukenden Antrag abzugrenzen. Für 
derartige Verfahren kennt vielmehr die ZPO. nur die freie Schät⸗ 
zung des Intereſſes des Antragſtellers durch das Gericht und ſomit 
die Streitwertfeſtſetzung nach freiem Ermeſſen des Gerichts auf Grund 
des 8 3 BRD. (fo auch KG., 11. ZivSen. v. 7. Mai 1929, 11 W. 
8726/29: JW. 1930, 194). 

Die Schätzung hat naturgemäß auszugehen von dem Betrag 
der Forderung, für welchen der Gläubiger durch das Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren Befriedigungsmöglichkeiten zu ermitteln hofft und nach 
Lage der Sache erhoffen darf. Sie wird alſo die Chancen eines ſolchen 
Vorgehens für den Gläubiger beſonders berückſichtigen müſſen, ſoweit 
für ſolche ſich irgendwelche tatſächlichen Anhaltspunkte bieten. Hier 
muß, wie KG.: JW. 1930, 194 mit Recht betont, die praktiſche 
Erfahrung im Vordergrund ſtehen. Mit Recht ſagt KG., daß im 
Regelfalle das Intereſſe des Gläubigers recht gering iſt, weil er⸗ 
fahrungsgemäß im allgemeinen der Offenbarungseid für große Sum⸗ 
men kaum je Erfolg verſpricht. 

Daraus ergibt ſich alſo von ſelbſt, daß die Angaben des Gläu⸗ 
bigers über beſtimmte Vermögensſtücke, die er durch die Leiſtung des 
Offenbarungseides zu ermitteln hofft, und dereutwegen er mitunter 
ausſchließlich zur Einleitung dieſes Verfahrens bewogen wird, vom 
Gericht bei feiner Schätzung weſentlich mit zu berickfichtigen ſind, 
ſofern ſie glaubhaft (gegebenenfalls ſogar glaubhaft gemacht) und 
nicht etwa nur als Vorwand erſcheinen, um für das Offenbarungs⸗ 
eidsleiſtungsverfahren einen möglichſt geringen Streitwert zu er⸗ 
reichen. So wird man dem in Anmerkung zu OLG. Königsberg: 
JW. 1931, 114 erörterten Fall, daß der Gläubiger, der eine Forde⸗ 
rung von 50000 , hat, aber erfährt, daß der Schuldner eine aus⸗ 
ſtehende Forderung von 200% hat und dieſerhalb nun von dem 
Schuldner die Eidesleiſtung erzwingen will, gerecht. Es liegt auf der 
Hand, daß in ſolchem Falle nicht die 240 RA betragende Gebühr nach 
der vollen Forderung von 50 000 RAM dem richtigen Streitwert ent⸗ 
ſpricht, ſondern dieſer nur frei unter Berückſichtigung der Angaben 
des Gläubigers (ſofern dieſe glaubhaft ſind) geſchätzt werden kann. 
Ob allerdings in ſolchem Fall das Gericht uur das erhoffte Ver⸗ 
mögensſtück als Jutereſſe des Gläubigers anſehen oder in Anbetracht 
des immerhin zugunſten des Gläubigers noch weiterwirkenden ſodaun 
tatſächlich geleiſteten Offenbarungseides i. ©. einer höheren Bemeſſung 
des Streitwertes mit berückſichtigen will, iſt ausſchließlich Sache ſeines 
die Lage des einzelnen Falles berückſichtigenden freien Ermeſſens. 
Eine untere Grenze gibt es dabei nicht. Die obere Grenze iſt in 
jedem Falle die ganze Forderung. Im Falle vorhergegangenen Voll⸗ 
ſtreckungsverſuchs iſt die obere Grenze der Teil, deſſentwegen die 
Vollſtrechung verſucht worden iſt. Hier ließe ſich einwenden, daß 
auch trotz Beſchränkung vorhergegangener Vollſtreckung die ſpätere 
Eidesleiſtung gleichwohl über den geltend gemachten Teilbetrag der 
Forderung hinaus zugunſten des Gläubigers bis zur Höhe der vollen 
Forderung ſich auswirken könne, dieſer Teilbetrag mithin nicht die 
obere Grenze bilden dürfe. Dem iſt jedoch entgegenzuhalten, daß die 
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Tatſache einer zuvorigen quantitativen Abgrenzung des Vorgehens 
des Gläubigers im Vollſtreckungsverfahren, das eine ſolche Beſchräu⸗ 
kung zuläßt, beſteht und für das folgende Hilfsverfahren keinesfalls 
unbeachtet bleiben darf. Deshalb erſchien es unbedenklich richtig, auf 
dieſem Wege dem Gläubiger die Beſchränkung des Streitwertes auch 
für das Offenbarungseidsverfahren zu ermöglichen. 

Ob das Gericht bei wirklich erfolgreicher Offenbarungseidsleiſtung 
feine vorherige geringere Streitwertfeſtſetzung ändern und nunmehr 
einen anderen Maßſtab anlegen will, wird gleichfalls Frage des ein⸗ 
zelnen Falles fein. Grundſätzliche rechtliche Bedenken find dagegen 
nicht zu erheben, weil eben das Gericht im Intereſſe einer der ob⸗ 
jektiven Sachlage möglichſt gerecht werdenden Streitwertfeſtſetzung 
jederzeit in der Lage iſt, von Amts wegen ſeine bisherige Streit⸗ 
wertfeſtſetzung zu ändern (8 18 GG.), d. h. insbeſ. gerade dann, 
wenn es erſieht, daß die bisherige Schägung — häufig gerade mangels 
ausreichender tatſächlicher Anhaltspunkte — dem wahren Intereſſe 
des Gläubigers nicht entſpricht. 


II. Zu Frage 1. 

Gebühr aus 8833 Abſ. 1 Nr. 5, 35 GKG. 

Das KG. hält an der in feiner Entſch. 20 W 11261/28 vom 
20. Dez. 1928 zum Ausdruck gebrachten Anſicht feſt, daß bei einem 
einheitlich gegen mehrere Schuldner betriebenen Offenbarungseidsver⸗ 
fahren nicht nur eine Gebühr entſteht, ſondern in Wahrheit ſoviel 
einzelne Verfahren vorliegen, als Schuldner in Frage kommen, dem⸗ 
gemäß alſo auch ebenſoviel Gebühren aus 833 Abſ. 1 Nr. 5 GKG. 
erwachſen. Wenn auch dieſe Entſch. für die Frage der Rechtsanwalts⸗ 
gebühren ergangen iſt, ſo trifft ſie doch in gleicher Weiſe für das 
GKG. zu. 

Dabei verkennt der Sen. durchaus nicht, daß die allgemeine 
Geſtaltung zunächſt für die gegenteilige Auffaſſung zu ſprechen ſcheint. 
Denn alle Verfahrensgebühren des GKG. ſind einheitliche Ge⸗ 
bühren und entſtehen nur einmal, ohne Rückſicht darauf, ob das 
Verfahren gegen mehrere Perſonen einheitlich betrieben wird. Inſo⸗ 
fern iſt der Hinweis zu LG. Hamburg v. 15. März 1932 (das eben⸗ 
falls dieſen Standpunkt vertritt) in Anm. zu IW. 1932, 17842 und 
die Anſicht des LG. Berlin v. 23. Juni 1932, 227 T 4609 (728/32: 
GrundeE. 1932, 1087 zutreffend. 

Die daraus für das Offenbarungseidsverfahren gezogenen Schluß⸗ 
folgerungen vermag aber der Seu. nicht als zwingend und berechtigt 
anzuerkennen. Die frühere Entſch. des Sen. ging von der Erwägung 
aus, daß die Entwicklung des gegen mehrere Streitgenoſſen betrie⸗ 
benen Offenbarungseidsverfahren trotz einheitlichen Antrags eine völ⸗ 
lig verſchiedene ſein könne und daß ſich die Gebundenheit etwaiger 
Streitgenoſſen im Offeubarungseidsverfahren grundſätzlich lockere. Es 
iſt zuzugeben, daß dieſe Begr. nicht ganz ſtichhaltig, zum mindeſten 
nicht erſchöpfend erſcheint, da auch im Prozeßverfahren die Geſtaltung 
des Verfahrens bei den verſchiedenen Streitgenoſſen eine völlig ver⸗ 
ſchiedene ſein kann. Das entſcheidende Moment iſt denn auch 
nicht die Möglichkeit der ſpäteren Geſtaltung des Verfahrens 
gegen den einzelnen Beteiligten, ſondern der von Anfang an 
begrifflich jedem Offenbarungseidsverfahren gegen einen Schuld⸗ 
ner anhaftende individuelle Charakter, der aus der Beſonderheit und 
dem Ziel des Offenbarungseidsverfahrens ſich ergibt: Jeder Schuld⸗ 
ner ſoll unabhängig von irgendwelchem anderen Schuldner feine per- 
ſönlichen Vermögensverhältniſſe klarlegen. Hier iſt es nicht fo, daß 
durch das Verhalten des einen der Anſpruch gegen den anderen irgend⸗ 
wie berührt würde, daß die Erfüllung des Offenbarungseidsanſpruchs 
durch den einen ſich irgendwie zugunſten des anderen auswirkte. Die 
Eigentümlichkeit dieſes Verfahrens — das nach den obigen 
Darlegungen nur ein Hilfsverfahren zur Durchführung des materiellen 
Vollſtreckungsanſpruchs iſt — iſt darin begründet, daß es ſich von 
Anfang an ausſchließlich nur mit der Perſon und den Vermögens⸗ 
verhältniſſen eines Schuldners befaſſen kaun und daß deshalb die 
Zuſammenfaſſung mehrerer ſolcher Verfahren gegen verſchiedene 
Schuldner zu einem einheitlichen Verfahren hier begrifflich ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Geſchieht dies trotzdem, fo bleibt das Verfahren ſtets eine 
bloße Summierung und äußerliche Aneinanderreihung mehrerer ein⸗ 
zelner, dadurch ihre Selbſtändigkeit nicht verlierender Verfahren. 

Die Einheitlichkeit kann auch nicht dadurch hergeſtellt werden, 
daß bei einem gegen mehrere Geſamtſchuldner betriebenen Verfahren 
das Ziel die einmalige Befriedigung des Gläubigers wegen feiner 
geſamten Forderung iſt (wie LG. Berlin meint). Gerade der Um⸗ 
ſtand, daß das Offenbarungseidsverfahren koſteurechtlich trotz 
feines alkzeſſoriſchen Charakters vom Geſetz als ſelbſtändiges 
Verfahren anerkannt wird, beweiſt, daß für dieſes Verfahren das 
einheitliche Ziel und die einheitliche Befriedigung des Gläubigers 
keine Rolle ſpielt, daß dieſer Geſichtspunkt weder rechtfertigt noch 
ermöglicht, ein Verfahren gegen mehrere Offenbarungseidsſchuldner 
auch begrifflich als einheitliches und demnach nur eine Gebühr aus 
833 Ziff. 5 GKG. auslöſendes Verfahren anzuſehen. 


(KG., 20. ZivSen., Gutachten v. 19. Jan. 1935, XVII 61/936.) 
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23. § 245 Abſ. 2 StPO. Für den Fall, daß kein Pro- 
zeßbeteiligter die Vernehmung verlangt hat, bedarf es 
eines Gerichtsbeſchluſſes nicht, wenn das AG. einen vor- 
geladenen und erſchienenen Zeugen nicht vernimmt. 5) 


Allerdings iſt in der Hauptverhandlung vor dem AG. der 
vorgeladene und erſchienene Zeuge W. nicht vernommen worden, 
ohne daß aus der Sitzungsniederſchrift das Einverſtändnis der 
Prozeßbeteiligten mit ſeiner Nichtvernehmung oder ein die Ab- 
ſtandnahme von der Vernehmung ausſprechender Beſchluß des Ge⸗ 
richts hervorgeht, und die nachträgliche Protokollergänzung („Von 
der Vernehmung des Zeugen W. wird Abſtand genommen, da der 
Tatbeſtand genügend geklärt iſt.“) kommt ſchon aus dem Grunde 
nicht in Betracht, weil ſie erſt nach dem Eingange der auf die 
Unterlaſſung der Vernehmung eine Verfahrensbeſchwerde ſtützen⸗ 
den ReviſionsrechtfertigQung vorgenommen worden iſt. Ein die 
Aufhebung des Urteils begründender Verfahrensfehler liegt jedoch 
nicht vor. Nach § 245 Abſ. 2 StPO. gilt deſſen Abſ. 1, wonach 
grundſätzlich die Beweisaufnahme auf ſämtliche herbeigeſchafften 
Beweismittel zu erſtrecken iſt und von der Erhebung einzelner Be- 
weiſe nur bei Einverſtändnis der Beteiligten abgeſehen werden 
kann, nicht für Verhandlungen, die, wie hier, eine Übertretung 
betreffen, vielmehr hat in ſolchen Fällen das Gericht den Umfang 
der Beweisaufnahme nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen. Das 
AG. brauchte daher den Zeugen W. nicht zu vernehmen. Da 
keiner der Beteiligten deſſen Vernehmung verlangt hatte, war es 
auch zur Verkündung eines die Abſtandnahme von der Verneh⸗ 
mung ausſprechenden Beſchluſſes nicht verpflichtet. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 5. März 1935, 1 Ss 36/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 


Anmerkung: Ich kann der Auffaſſung des KG. nicht bei⸗ 
treten. 

1. Man muß davon ausgehen, daß § 245 Abſ. 2 für alle Ver⸗ 
handlungen vor dem Amtsrichter, dem Shöff®. und dem LG. in 
der Ber nſt. eine weſentliche Einſchränkung, ja die faſt gänzliche 
Beſeitigung der beiden Grundrechte bedeutet, die dem Angekl. für 
die Prozeßgeſtaltung zuſtehen, nämlich des im § 244 Abſ. 2 be⸗ 
handelten, durch die Praxis des RG. weit ausgebauten Beweis⸗ 
antragsrechts und des im § 245 Abf. 1 beſtimmten Beweiserhe⸗ 
bungsanſpruchs hinſichtlich aller vorgeladenen und erſchienenen 
Zeugen und Sachverſtändigen und ſonſt herbeigeſchafften Beweis⸗ 
mittel. Insbeſondere iſt durch die Neufaſſung der Ausnahme⸗ 
beſtimmung des § 245 Abſ. 2 auf Grund der NotV O. v. 14. Juni 
1932, wonach das Gericht bei den genannten Verfahren den Um⸗ 
fang der Beweisaufnahme „nach freiem Ermeſſen“ beſtimmt, nach 
allgemeiner Auffaſſung klar herausgeſtellt, daß es nicht nur von 
der Vorſchr. zur Vernehmung aller erſchienenen und geladenen 
Zeugen und Sachverſtändigen ($ 245 Abſ. 1) befreit fein ſoll, ſon⸗ 
dern daß es auch bei der Ablehnung von Beweisanträgen, mögen 
dieſe ſich auf präfente oder noch herbeizuſchaffende Beweismittel 
beziehen, nicht an die ſtrengen Grundſätze des reichsgerichtlichen 
Beweisrechts gebunden iſt. In den genannten Verfahren kann 
der Beweisantrag regelmäßig mit einer das freie Ermeſſen des 
Gerichts offenbarenden Begr., z. B. mit der Begr., die Sache ſei 
genügend aufgeklärt, weitere Vernehmungen ſeien nicht erforder⸗ 
lich uſw., abgetan werden, während ſolche Begr. der Ablehnung 
im Verfahren vor der Str. und dem Schwe. einen erfolgreichen 
Reviſionsangriff ſchaffen würde. Würden die Gründe der Ableh⸗ 
nung des Beweisantrages allerdings ſich nicht auf die Feſtſtellung 
des freien richterlichen Ermeſſens beſchränken, ſondern ſtatt deſſen 
oder darüber hinaus Erörterungen enthalten, die eine Verkennung 
der Rechtslage oder eine reine willkürliche Behandlung des An⸗ 
trages enthielten, würden fie in Verbindung mit den Urteilsgrün⸗ 
den erkennen laſſen, daß das Gericht die ihm gem. § 155 Abſ. 2 
obliegende Wahrheitserforſchungspflicht nicht erfüllt habe, oder 
würde z. B. eine in den Ablehnungsgründen enthaltene Wahr⸗ 
unterſtellung durch das Urteil wieder umgeworfen, ſo wäre ſelbſt⸗ 
verſtändlich ein Verfahrensverſtoß gegeben, der zur Aufhebung 
des Urteils führen müßte (j. die beachtliche Entſch.: RGSt. 67, 
I, eee, e 

2. Nun kommt im vorl. Falle nicht die Ablehnung eines Be⸗ 
weisantrages, ſondern die Verſagung des grundſätzlich dem Angekl. 
zuſtehenden Rechts auf Erhebung der ſiſtierten Beweiſe in Frage. 
Der geladene und erſchienene Zeuge W. hätte nach den Grundſätzen 
des § 245 Abſ. 2 vernommen werden müſſen, ohne daß es eines 
ſubſtantiierten Antrages oder eines Antrages zur Vernehmung 


überhaupt bedurft hätte. Freilich hätte der Angekl. auch die Ver⸗ 
nehmung des Zeugen beantragen können, und zwar von vorne⸗ 
herein ſowie nach etwa erfolgter Ablehnung gemäß der Ausnahme⸗ 
beſtimmung des Abſ. 2; in beiden Fällen hätte es einer mit Grün⸗ 
den verſehenen, zumindeſt das freie Ermeſſen des Gerichts kennt⸗ 
lich machenden Ablehnung des Antrages im Sinne der Ausführun⸗ 
gen unter 1. bedurft. Ein ſolcher Vernehmungsantrag iſt aber 
nicht geſtellt worden, vielmehr hat das Gericht die Vernehmung 
des Zeugen einfach unterlaſſen, ohne ſich darüber und den Grund 
zu äußern. Das iſt zunächſt ungewöhnlich. Der Regel entſpricht es, 
darüber einen Beſchluß zu faſſen und zu protokollieren oder wenig⸗ 
ſtens die Schließung der Beweisaufnahme bekanntzugeben. Das 
Inſtanzgericht hat denn auch gewiſſermaßen die dahingehende Un- 
terlaſſungsſünde eingeräumt, die es durch eine — verſpätete — 
Protokollberichtigung gutzumachen verſucht hat. Daß die Unter⸗ 
laſſung eines Beſchluſſes über die Nichtvernehmung des anweſen— 
den Zeugen zudem einen Verfahrensverſtoß darſtellt, er- 
gibt ſich aus folgenden Erwägungen: 

a) Von der Vernehmung der ſiſtierten Zeugen darf nur aus⸗ 
nahmsweiſe abgeſehen werden, wenn das Gericht ſie für über⸗ 
flüſſig hält. Hierüber muß es ſich ſchlüſſig machen. Für derartige, 
ein grundſätzliches Recht des Angekl. verſagende Entſchließungen 
iſt regelmäßig die Abſetzung eines Beſchluſſes nach Anhörung der 
Prozeßbeteiligten vorgeſehen (88 33 ff. StPO.). 

b) Es iſt nicht einzuſehen, weshalb die Verſagung des An⸗ 
ſpruchs auf Vernehmung des ſiſtierten Zeugen anders behandelt 
und beſchieden werden ſoll, als die Ablehnung eines Beweis 
antrages. In der vorſchriftsmäßigen Bereitſtellung von Zeugen 
liegt ohne weiteres das Begehren zu ihrer Vernehmung, dem 
grundſätzlich ſtattzugeben iſt, ohne daß es eines Antrages oder 
einer beſonderen Erklärung bedarf. Will das Gericht dieſes Be⸗ 
gehren ablehnen, ſo muß dies in derſelben Weiſe geſchehen, in der 
der Beweisantrag abgelehnt wird. Denn beide Anſprüche verfol⸗ 
gen dasſelbe Ziel, und ihre Ablehnung iſt an die gleiche Voraus⸗ 
ſetzung geknüpft: freies richterliches Ermeſſen. 

e) Schließlich können aus der Abſtandnahme von der Be⸗ 
ſchlußfaſſung Nachteile für den Angekl. erwachſen. Während die 
Bekanntgabe der Ablehnung ihm u. U. Anlaß zu weiteren Aus 
führungen und Anträgen geben würde, wird er ohne dieſe in 
der Regel dazu weder die Gelegenheit noch den Mut finden. 

d) Schließlich entfällt mit der Nichtbekanntmachung der Ab- 
lehnung jede Möglichkeit der Kontrolle ihrer Geſetzmäßigkeit oder 
Geſetzwidrigkeit. Iſt der geladene Zeuge aus Verſehen nicht 
vernommen worden, ſo iſt der Geſetzesverſtoß außer Frage. Das⸗ 
ſelbe trifft zu, wenn die Nichtvernehmung auf rechtsirrtümlichen 
Erwägungen beruht. Wie ſoll feſtzuſtellen ſein, ob ſie auf dem 
freien Ermeſſen des Gerichts beruht oder nicht? 

Hiernach erſcheint ein Gerichtsbeſchluß in allen Fällen, in 
denen das Gericht gem. § 245 Abſ. 2 den Umfang der Beweis⸗ 
aufnahme nach freiem Ermeſſen als Ausnahme gegenüber den 
grundſätzlichen Beweisanſpruch des Angekl. beſtimmt, erforder⸗ 
lich, ſei es, daß ein Beweisantrag abgelehnt wird, ſei es, daß von 
der Beweiserhebung entgegen $ 245 Abſ. 1 Abſtand genom 
men wird. 

3. Die Entſch. des KG. bewegt ſich in der Richtung des 
heutigen Rechtsdenkens, das in der Strafrechtspflege das gericht⸗ 
liche Ermeſſen tunlichſt frei geſtalten und von Zwang und Feſ 
ſeln befreien will, ſowohl auf ſachlich⸗rechtlichem wie verfahrens⸗ 
rechtlichem Gebiete. Der Einfluß der Beteiligten, namentlich des 
Beſchuldigten, auf die Erſtreckung der Beweiſe wird mehr und 
mehr eingeſchränkt. Vor der NotVO. v. 14. Juni 1932 mußte er 
in den ſog. Bagatelleſachen, nach dieſer in allen Verfahren vor 
dem AG., dem Shöff®. und LG. in der Ber Inſt. dem Ermeſſen 
des Gerichts weichen. Nach § 13 VO. über die Bildung von 
Sondergerichten kann das Sondergericht eine Beweiserhebung ab- 
lehnen, wenn es die Überzeugung gewonnen hat, daß dieſe für 
die Aufklärung der Sache nicht erforderlich iſt. Heute herrſcht die 
Meinung vor, daß das Beweisrecht der StPO. einer grundfätz⸗ 
lichen Umgeſtaltung bedarf. Das mag feinen Grund darin haben, 
daß das vom RG. geſchaffene Beweisantragsrecht vom einfachen 
Volksgenoſſen kaum verſtanden und ſelbſt von den Juriſten durch⸗ 
weg nur unvollkommen beherrſcht wird, ſo daß Verſtöße dagegen 
mit der Folge der Urteilsaufhebung an der Tagesordnung ſind. 
Auch ſoll nicht verkannt werden, daß dieſe komplizierten Rechts⸗ 
regeln hin und wieder zur Prozeßverſchleppung mißbraucht worden 
ſind. Andererſeits ift das vom RG. außerordentlich gründlich her 
ausgearbeitete Beweisantragsrecht im Rahmen des geltenden 
Strafprozeßrechts ein unentbehrlicher Garant der Rechtsſicherheit. 
Jeder Strafrechtspraktiker weiß, wie zahlreiche Fehlurteile er 
gangen ſind und noch ergehen, deren Beſeitigung nur dieſem ſtreng 
formalen Beweisrecht zu danken iſt. Der nationalſozialiſtiſche 
Staat, der das Strafrecht und Verfahrensrecht im Sinne der wirk 
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ſamſten Verbrechensbekämpfung umgeſtalten, gleichzeitig aber vor 
allem die Rechtsſicherheit und den Schutz des ſchuldlos Beſchul⸗ 
digten gewährleiſten will, wird in der Ausarbeitung des Be⸗ 
weisrechts ſowie ſeines richtigen Verhältniſſes zu dem richterlichen 
Ermeſſen und den berechtigten Anſprüchen der Prozeßbeteiligten 
und des Angekl. ein wichtiges und ſchwieriges Problem zu meiſtern 
haben, wozu alle berufenen Kenner und Praktiker des Strafpro⸗ 
zeßrechts das ihrige beitragen mußten. Der Freislerſche Ge⸗ 
danke, daß das RevG. grundſätzlich die Frage der materiellen Ge⸗ 
rechtigkeit nachzuprüfen habe und nicht auf die Prüfung formaler 
Rechtsfragen beſchränkt bleiben dürfe, iſt ein wertvoller Wegweiſer 
für die Loͤſung dieſes ſtrafprozeſſualen Grundproblems (ſ. die Abh. 
„Der Volksgerichtshof — Das Reichsſtrafgericht?“ von Staats⸗ 
Sekr. Dr. Roland Freisler: Ztſchr. d. Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht, 1935, Heft Nr. 3). 
RA. Theodor Klefiſch, Köln. 
* 

Karlsruhe 

24. 82 Abſ. 1 Straffreihch. v. 7. Aug. 1934. Iſt in 
einer Entſch. auf mehrere Geldſtrafen erkannt, ſo ſind 
dieſe für die Zwecke des Straffreih v. 7. Aug. 1934 nicht 
einzeln, ſondern in ihrer Summe der Betrachtung zugrunde 
zu legen.) 

Angekl. war wegen mehrerer Vergehen gegen die RAbgO. zu 
Geldſtrafen von 300 ＋ 500 ＋ 1500 RM (bzw. Gefängnis) verurteilt. 
Er hat gegen das — im übrigen rechtskräftige — Urteil, ſoweit 
Verurteilung zu 300 und 500 AM erfolgt iſt, Rev. eingelegt und 
Einſtellung des Verfahrens auf Grund des Straffreihch. v. 7. Aug. 
1934 beantragt. 

Es war zu entſcheiden, ob die Straftat, deretwegen auf 
300 AM erkannt ift, unter das Gef. v. 7. Aug. 1934 fällt. Hierfür 
kommt es darauf an, ob dieſe Tat für ſich allein oder zuſammen 
mit den beiden andern Straftaten zu betrachten iſt. Im erſten Falle 
fällt ſie unter das Geſetz, weil die Geldſtrafe von 300 AA die 
1000 4, -Grenze nicht erreicht; im andern fällt ſie nicht darunter, 
weil die drei Geldſtrafen zuſammen die Grenze überſchreiten. Dar⸗ 
aus, daß 82 Abſ. 1 a. a. O. die Höhe einer Geſamtſtrafe für 
die Anwendbarkeit des Geſetzes entſcheiden läßt, iſt zu ſchließen, 
daß auch die in einem Verfahren ausgesprochenen mehreren Geld⸗ 
ſtrafen in ihrer Geſamtheit zu betrachten find. Der Begr. „Geſamt⸗ 
ſtrafe“ kaun ſich allerdings nur auf Freiheitsſtrafe beziehen; bei 
Geldſtrafen gibt es keine Geſamtſtrafe (88 74, 78 StGB.). Es liegt 
kein Grund vor anzunehmen, daß der Geſetzgeber es hier anders 
gewollt habe. Aber es iſt nicht einzuſehen, warum für Geſamtſtrafen, 
die aus mehreren Freiheitsſtrafen gebildet ſind, etwas anderes gel- 
ten ſoll als für mehrere Geldſtrafen, dergeſtalt, daß bei jenen die 
Geſamtſtraſe, bei dieſen jede einzelne maßgebend iſt. Dieſe Unter⸗ 
ſcheidung würde zu einer unbilligen Bevorzugung der zu mehreren 
Geldſtrafen Verurteilten führen. Denn dieſe mehreren Geldſtrafen 
würden gegebenenfalls, ſelbſt wenn ſie im ganzen die Grenze auch 
noch ſo weit überſchritten, die Anwendung des Geſetzes ermöglichen, 
die mehreren Freiheitsſtrafen, auf eine Geſamtſtrafe zurückgeführt, 
die die Grenze von ſechs Monaten überſchritte, aber nicht. Der hier 
vertretenen Anſicht ſteht auch die Faſſung des Geſetzes nicht ent⸗ 
gegen: „wenn keine höhere Strafe oder Geſamtſtrafe als Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 1000 RM oder Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten 
. . . zu erwarten iſt“ (8 2 Abſ. 1 a. a. O.) Für mehrere zuſam⸗ 
mengefaßte Geldſtrafen gibt es keine beſ. Bezeichnung. Jede ein⸗ 
zelne von ihnen iſt „die Strafe“, und alle zuſammen ſind auch 
„die Strafe“. Danach fallen mehrere zuſammengezählte Geldſtrafen 
unter den Begriff des Geſetzes „Strafe“. 

Der Senat ſpricht ſich daher — entgegen Os. Darmſtadt 
v. 18. Sept. 1934 (JW. 1934, 2575) — für die Zuſammenziehung 
der wegen mehrerer Taten erk. Geldſtrafen aus. Danach fällt die 
Straftat, für die auf 300 RA Geldſtrafe erkannt iſt, nicht unter 
das Straffreihch. 

(OLG. Karlsruhe, StrSen., Beſchl. v. 3. Dez. 1934, SOL 314/34.) 
Ber. von AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


Anmerkung: Nach 8 2 Abſ. 1 Straffreihc. v. 7. Aug. 1934 
dürfen anhängige, vor dem 2. Aug. 1934 begangene Straftaten 
u. a. dann nicht weiter verfolgt werden, wenn „keine höhere 
Strafe oder Geſamtſtrafe als Geldſtrafe bis zu 1000 AM oder 
Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten, allein oder nebeneinander, 
zu erwarten iſt“. Das OLG. Karlsruhe wendet die Vorſchrift 
dahin an, daß die in einem Verfahren ausgeſprochenen mehreren 
Geldſtrafen zuſammengefaßt werden müßten und die ſich ergebende 
Summe der Beurteilung zugrunde zu legen ſei. Dem kann nicht 
gefolgt werden. 

Bereits der Ausgangspunkt der Entſch. des OLG. Karlsruhe 
erſcheint abwegig. Es läßt ſich nicht folgern: weil § 2 Abſ. 1 


Straffreihch. v. 7. Aug. 1934 die Höhe einer Geſamtſtrafe für 
die Anwendbarkeit des Geſetzes entſcheiden laſſe, jo müßten auch 
die in einem Verfahren ausgeſprochenen mehreren Geldſtrafen in 
ihrer Geſamtheit betrachtet werden. Der Gebrauch des Ausdrucks 
Gejamtftrafe in 82 Abf. 1 a. a. O. zwingt vielmehr gerade 
zur gegenteiligen Deutung. Dieſer Ausdruck, der in § 74 StGB. ge⸗ 
ſetzlich feſtgelegt iſt, weiſt eindeutig darauf hin, daß die Zuſammen⸗ 
ziehung der Strafen auf Freiheitsſtrafen, für die allein das 
Kumulationsprinzip gilt, ich beſchränken ſoll, und daß bei Geld⸗ 
ſtrafen, auf die nach § 78 StchB. geſondert erkannt werden 
muß, die Vorausſetzungen der Straffreiheit für jede auch geſon⸗ 
dert zu betrachten Find (vgl. KG.: JW. 1935, 67 29), Hiernach 
bietet ſchon die Förmelung des § 2 Abſ. 1 Straffreihch. v. 7. Aug. 
1934, die den allgemein feſtgelegten ſtrafrechtlichen Begriff der Ge⸗ 
ſamtſtrafe verwendet, für die vom OLG. Karlsruhe erſtrebte Aus⸗ 
legung keinen Raum. 

Den Kern der Begründung des OLG. Karlsruhe bilden je⸗ 
doch Billigkeitserwägungen. Dieſe aber beſtimmend für die richter⸗ 
liche Entſch. ohne Anhalt in dem zum Ausdruck gekommenen Wil⸗ 
len des Geſetzgebers werden zu laſſen, begegnet ſchweren Bedenken. 
Hinzu kommt, daß der Entfch. im vorl. Falle ein Amneſtiegeſetz zu⸗ 
grunde liegt. Dieſes kann niemals ſchematiſche Abgrenzungen ent⸗ 
behren und daher auch nicht für jeden Einzelfall eine unbedingt 
angemeſſene Entſch. gewährleiſten. Daß Härten nicht zu vermeiden 
fein würden, hat der Geſetzgeber nicht verkannt (vgl. Schäfer: 
Deutſche Juſtiz 1934, 1049, 1077). Dieſe zu beſeitigen, iſt aber 
eine ausſchließliche Aufgabe der Gnadenbehörde, an die der an 
das Geſetz gebundene Richter die Akten in dieſen Fällen zur Eut⸗ 
ſchließung weiterzuleiten hat, und der es überlaſſen bleiben muß, 
ob ſie einen Einzelgnadenerweis für geboten hält oder nicht. 

Auch der abſchließenden Ausführung des OLG. Karlsruhe, 
daß die Faſſung des Straffreihch. v. 7. Aug. 1934 feiner Anſicht 
nicht entgegenſtehe, kann nicht beigepflichtet werden. Gerade die 
Gegenüberſtellung von Strafe und Geſamtſtrafe in § 2 Abſ. 1 
a. a. O. läßt erkennen, daß im erſten Falle die für die einzelne 
Straftat ausgeworfene Strafe, im zweiten Falle die Geſamtſtrafe, 
alſo die Strafe, bei der die Vorausſetzungen einer Zuſammen⸗ 
ziehung nach $ 74 StGB. gegeben find, gemeint iſt. Daß aus⸗ 
nahmsweiſe auf die Summe der verwirkten Geldſtrafen abgeſtellt 
werden muß, iſt allerdings denkbar. Dieſer Fall liegt vor, wenn 
zwei Geldſtrafen nebeneinander für ein und dieſelbe Tat 
feſtzuſetzen ſind (vgl. Schäfer: JW. 1934, 2299 A 2 c). Er ſtellt 
aber die — im übrigen äußerſt ſeltene — Ausnahme von der 
Regel dar. 

Abgeſehen davon, daß der eindeutig zum Ausdruck gekom⸗ 
mene Wille des Geſetzgebers der Entſch. des OLG. Karlsruhe ent⸗ 
gegenfteht und damit zugleich die angeſtellten Billigkeitserwägun⸗ 
gen von vornherein abgeſchnitten ſind, kann in dem Verbot der 
Zuſammenziehung von Geldſtrafen für mehrere ſelbſtändige Straf⸗ 
taten bei Prüfung der Amneſtiewürdigkeit keine unbillige Bevor⸗ 
zugung geſehen werden. Sobald der Strafzweck durch eine Geld⸗ 
trafe in der begrenzten Höhe des Straffreihcß. v. 7. Aug. 1934 
erreichbar iſt, liegt im Regelfalle eine Straftat geringeren Grades 
vor, die auch dann für amneſtiewürdig zu erachten iſt, wenn eine 
Häufung ſolcher Straftaten ſich ergeben ſollte. 

StA. Dr. Krille, Dresden. 


Landgerichte: Zivilfachen 


Berlin 

25. Art. 17 Abſ. 166 BG B. Die Ehe polniſcher Staats⸗ 
angehöriger kann in Deutſchland nicht mehr geſchieden 
werden, weil nach Kündigung des Haager Eheſcheidungs⸗ 
abkommens durch Deutſchland ein vom polniſchen Recht 
verlangter, die Gegenſeitigkeit verbürgender Staatsver⸗ 
trag nicht mehr vorhanden iſt. 

Die Parteien ſind polniſche Staatsangehörige. Wie die übrigen 
deutſchen Gerichte, hat auch das erkennende LG. ſeit dem letzten 
Viertel des Jahres 1926 bis in die Gegenwart die Ehen polniſcher 
Staatsangehöriger, die im Deutſchen Reich ihren Wohnſitz hatten, ge⸗ 
ſchieden. Es leitete ſeine Zuſtändigkeit aus Art. 17 Abſ. 3 poln. Geſ. 
betr. das für internationale Privatrechtsverhältniſſe geltende Recht 
v. 2. Aug. 1926 her, das beſtimmte: „Haben polniſche Ehegatten ihren 
Wohnſitz im Auslande, ſo ſind auch die Gerichte dieſes Staates zu⸗ 


ſtändig. Ihre Urteile werden in Polen aber dann nicht anerkannt 


und vollſtreckt, weun das poln. Recht von den Gerichten nicht an⸗ 
gewendet worden iſt.“ Da auch nach Art. 17 Abſ. 1 EGBGB. das 
Heimatsrecht des Ehemannes angewandt werden mußte, ſo wurde ſtets 
der Bedingung, die das polniſche Recht in der oben angeführten Be⸗ 
ſtimmung stellte, genügt. Die Gerichte haben auf Grund der erwähnten 
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Beſtimmung alſo angenommen, daß erſtens die deutſchen Gerichte zu⸗ 
ſtändig ſind, und zweitens daß auch die Gegenſeitigkeit mit Polen 
verbürgt iſt. Dieſer Standpunkt wurde i. J. 1929 noch dadurch ver⸗ 
ſtärkt, daß auch Polen dem Haager Eheſcheidungsabk. v. 12. Juni 
1902 beitrat. Nun ergab ſich die Zuſtändigkeit aus Art. 5 des Haager 
Abk. i. Verb. m. Art. 17 Abſ. 3 jenes poln. Geſ., und die Gegenſeitig⸗ 
keit der Anerkennung war durch Art. 17 des Haager Abk. gewähr⸗ 
leiſtet. So blieb der Rechtszuſtand bis zum 1. Juni 1934, zu welchem 
Tage das Deutſche Reich das Haager Eheſcheidungsabk. kündigte. 

In der Zwiſchenzeit war aber Polen von ſeiner bisherigen Hal⸗ 
tung, ausländiſche Eheſcheidungsurteile über polniſche Staatsangehörige 
anzuerkennen, abgerückt. Zunächſt hat das poln. Juſt Min., ſpäter 
aber auch der OGH. in dem Urt. v. 5. Febr. 1931: OſtRg. 1932, 
383 ff., ausgeſprochen, daß der Art. 17 Abf. 3 nicht zu der An⸗ 
erkennung ausländiſcher Scheidungsurteile zwinge, ſondern ſie 
nur ermögliche, und zwar wenn nähere Beſtimmungen über ſie, die 
insbeſ. die Gegenſeitigkeit ſichern, getroffen wären. Die Anerkennung 
von ausländiſchen Scheidungsurteilen über poln. Staatsangehörige ſei 
nur möglich, wenn deren Gegenſeitigkeit durch einen Staatsvertrag 
verbürgt ſei. Solange beide Staaten, Polen und das Deutſche Reich, 
dem Haager Eheſcheidungsabk. v. 12. Juni 1902 beigetreten waren, 
lag eben in ihrem Eheſcheidungsabk. der Staatsvertrag vor, der die 
Anerkennung von ausländiſchen Scheidungsurteilen verbürgte. Seit- 
dem aber Deutſchland das Haager Eheſcheidungsabk. gekündigt hat, 
iſt dieſer Staatsvertrag nicht mehr vorhanden. Die Rechtslage iſt nun 
fo, daß zwar auch jetzt noch Polen die ausſchließliche Zuſtändigkeit 
in Eheſachen nicht in Anſpruch nimmt, ſondern die Zuſtändigkeit der 
Auslandsgerichte ſogar poſitiv ausſpricht, nämlich im Art. 17 Abſ. 3, 
daß aber deutſche Scheidungsurteile grundſätzlich nicht mehr anerkannt 
werden, weil ein Staatsvertrag, der Gegenſeitigkeit verbürgt, fehlt. 
Denn auch nach Art. 528 poln. ZPO. iſt die Vollſtreckung und damit 
auch die Anerkennung von ausländiſchen Urteilen nur möglich, wenn 
ein internationales Abkommen vorliegt und eine vertragsmäßige Zu⸗ 
ſicherung der Gegenſeitigkeit vorhanden iſt. — 

Dieſer Zuſtand der Rechtslage wird ausführlich behandelt und 
beſprochen in einem Gutachten des Prof. Zoll: ZAusl Int pPrR. 1934, 
716 ff. Dieſen Ausführungen hat ſich auch das KG. in der Sache 
13 U 1907/35 im Urt. v. 4. April 1935, das in der einſtweiligen 
Verfügungsſache zwiſchen denſelben Parteien ergangen iſt, angeſchloſſen. 

Da alſo Polen die deutſchen Scheidungsurteile über polniſche 
Staatsangehörige nicht anerkennt, iſt eine Zuſtändigkeit gem. $ 606 
Abſ. 4 ZPO. nicht gegeben, wenn auch nach den eigentlichen Zu- 
ſtändigkeitsbeſtimmungen des Auslandsſtaates das angegangene Gericht 
zuſtändig wäre (vgl. RG. 85, 153). 

(LG. Berlin, 41. 3 K., Urt. v. 9. April 1935, 241 R 366/34.) 
Ber. von LGR. Dr. Hefftner, Berlin. 


Amtsgerichte 


Düſſeldorf 

26. 8 91 ZPO. Den durch den Prüfungsausſchuß der 
Rechtsfront anerkannten Rechtsbeiſtänden iſt der Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch zuzubilligen. f) 


Nach bisheriger Gerichtsübung konnten außer den RA. auch 
die Prozeßagenten ihre Gebühren nach der RAGebO. berechnen, 
und zwar in halber Höhe der für einen RA. vorgeſehenen Sätze. 
Das galt nach hieſiger ſtändiger Rſpr. auch für Rechtsbeiſtände, 
vorausgeſetzt, daß es ſich um einen gewerbsmäßigen Rechtsbeiſtand 
handelt, d. h., daß er feinen Betrieb nach 8 35 GewO. angemeldet 
hatte, den Vorſchr. des Min. für Handel und Gewerbe genügte, 
und daß er als Rechtsbeiſtand im Rechtsſtreit erkennbar für Ge⸗ 
richt und Gegenpartei in feiner Eigenſchaft als gewerbsmäßiger 
Rechtsbeiſtand aufgetreten iſt (JW. 1931, 2450). 

Die Bewilligung von Gebühren muß aber erſt recht erfolgen, 
wenn es ſich, wie vorliegend, um einen Rechtsbeiſtand handelt, der 
durch den Prüfungsausſchuß der Rechtsfront in die Reichsberufs⸗ 
gruppe Rechtsbeiſtände aufgenommen iſt. Es kann nicht die Abſicht 
ſein, einen Berufsſtand zu ſanktionieren, ihn aber gleichzeitig 
durch Verſagen angemeſſener Vergütungen für Arbeitsleiſtung 
praktiſch brotlos zu machen. Keine Partei würde künftig einen 
zur mündlichen Verhandlung nicht zugelaſſenen Rechtsbeiſtand 
weiter mit der Erledigung von Aufgaben außerhalb der münd⸗ 
lichen Verhandlung betrauen, wenn ſie nicht die Gewähr hätte, 
im Falle des Obſiegens die ihr erwachſenen Vertretungskoſten von 
dem unterlegenen Gegner erſtattet zu bekommen. 


(AG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 6. April 1935, 15 G 239/35.) 


Anmerkung: Dem Beſchluß iſt inſoweit zuzuſtimmen, als 
er den Koſtenerſtattungsanſpruch für die in die Reichsberufs⸗ 
gruppe aufgenommenen Rechtsbeiſtände bejaht. Durch die Entſch. 


des Prüfungsausſchuſſes der Rechtsfront iſt die Gewähr für ge⸗ 
9 Vorbildung und Zuverläſſigkeit dieſer Rechtsbeiſtände ge⸗ 
geben. 

Dieſe Vorausſetzungen liegen jedoch bei anderen Perſonen 
nicht vor, ſo daß für außerhalb der Reichsberufsgruppe ſtehende 
Rechtsberater die Zubilligung von Vergütungen für prozeßrecht⸗ 
liche Handlungen nicht mehr in Frage kommen kann. Dieſer Ten⸗ 
denz entſpricht auch das in Vorbereitung befindliche RGeſ. gegen 
unzuverläſſige Rechtsberater. 

F. Panſe, Düſſeldorf. 


* 


Wittenburg 

27.8 361 Nr. 5 StGB. Augeſichts der Stellung, 
welche die Amtsleitungen der NSV. in der deutſchen 
Volksgemeinſchaft einnehmen, und angeſichts der Auf- 
gaben, welche ihnen zugewieſen ſind, müſſen dieſe Dienſt⸗ 
ſtellen als Behörden i. S. von 8 361 Nr. 5 StGB. ange- 
ſehen werden. 


(AG. Wittenburg, Urt. v. 13. März 1935, 3 Es 9/35.) 
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Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


** 28. §S 61 ArbOG.; 8 72 Abſ. 1 Satz 3 ArbGG. n. F. 
Wenn ein Arbeiter oder Angeſtellter die Unwirkſamkeit 
einer friſtloſen Kündigung geltend macht und mit der 
Lohn- oder Gehaltsklage die Kündigungswiderrufsklage 
nach §§ 56ff. ArbO®. verbindet, jo beſchränkt ſich der 
Ausſchluß der Reviſion auf die Entſch. über die Wider- 
rufsklage. 

Der Kl. hält die Rev., obſchon fie vom LArbG. zugelaſſen it, 
unter Berufung auf die Vorſchr. in $ 72 Abſ. 1 Satz 3 ArbGG. 
i. d. Faſſ. v. 10. April 1934 für unzuläſſig. Er meint, es handle ſich 
um eine Kündigungswiderſpruchsſache i. S. der 88 56 ff. ArbOc. 
Das trifft indeſſen nicht zu. Die Klage iſt als Gehaltsklage erhoben. 
Mit ihr fordert der Kl. Gehalt für Okt. bis Dez. 1933, weil ein 
berechtigter Grund zu friſtloſer Entlaſſung nicht vorgelegen habe. 
Der Kl. hatte ſich bereits in der Klageſchrift die Erhebung weiterer 
Anſprüche, insbeſ. des Anſpruchs aus § 56 ArbOG. vorbehalten und 
hat dann dieſen weiteren Anſpruch bei der Verhandlung vor dem 
ArbG. erhoben. Er geht dabei davon aus, daß ihm dieſer weitere 
Anſpruch aus § 56 ff. Arb OGG. nach 8 61 ArbOG. neben dem Ge- 
haltsanſpruch zuſtehen würde, falls ſich die friſtloſe Entlaſſung als 
unbegründet erweiſe, in ihr aber eine wirkſame Kündigung für den 
zunächſt zuläſſigen Termin liegen ſollte. Dadurch iſt aber die Ge⸗ 
haltsklage nicht geändert worden, vielmehr in der durch $61 ArbOG. 
zugelaſſenen Weiſe dem Gehaltsanſpruch im Wege der Klageerweite⸗ 
rung nur ein weiterer Anſpruch hinzugefügt. Es handelt ſich danach 
um Klagehäufung (8 260 3PO.). Über dieſen zweiten Auſpruch haben 
ArbGG. und LAS, bisher nicht entſchieden. Mit ihm kann der Kl. 
auch nur dann obſiegen, falls ſich die friſtloſe Entlaſſung als un- 
wirkſam erweiſt 5 61 Abſ. 1 Satz 1 ArbOG.), in ihrem Ausſpruch 
eine wirkſame Kündigung für den nächſten zuläſſigen Kündigungs- 
zeitpunkt lag und für fie die beſonderen Vorausſetzungen des § 56 
Abſ. 1 und des § 61 Abſ. 1 Satz 2, 3, 4 ArbOc. erfüllt find. Nur 
für den Anſpruch auf Kündigungswiderruf und die beim Obſiegen 
mit dieſem Anſpruch dem Arbeitgeber für den Fall, daß er den 
Widerruf ablehnt, nach 88 57 ff. ArbOG. aufzuerlegende Entſchädi⸗ 
gung iſt durch 8 72 Abſ. 1 Satz 3 ArbGG. u. F. die Rev. ausge 
ſchloſſen. Wird alſo mit der Gehaltsklage die Widerrufsklage ver- 
bunden, ſo beſchränkt ſich der Ausſchluß der Rev. auf die Entſch. 
über letztere (vgl. auch RArbc .: MrbNipr. 1927/28, 290). Aus 8 61 
Abſ. 2 ArbOG. iſt nicht Gegenteiliges zu folgern. Denn dort wird 
lediglich ausgeſprochen, daß beim Erfolg der Widerſpruchsklage durch 
die gem. § 57 feſtgeſetzte Entſchädigung der Lohnanſpruch für die 
Kündigungszeit nicht berührt wird. Soweit alſo das ArboG. in Frage 
kommt, iſt der Lohnanſpruch für die Zeit bis zum Wirkſamwerden 
der in einer unbegründeten friſtloſen Kündigung etwa liegenden zu- 
läſſigen befriſteten Kündigung, unabhängig vom Erfolg des Wider⸗ 
rufsantrags, verfolgbar, die Entſch. darüber auch nach Maßgabe des 
8 72 Abſ. 1 Satz 1 ArbG. der Rev. zugänglich. Der gegenteiligen, 
im Erläuterungsbuch von Mansfeld⸗Pohl zu § 61 Anm. 2 b 
Abſ. 2 vertretenen Anſicht kann nicht beigepflichtet werden. Nur über 
den in jenem Umfange vom Kl. geltend, gemachten Gehaltsanſpruch 
hat aber das ArbG. durch das Teilurteil v. 14. Juni 1934 und das 
L ArbG. durch das jetzt mit der Rev. angef. Urt. entſchieden. Dafür 
konnte, wie geſchehen, die Rev. zugelaſſen werden. Der andere An⸗ 
ſpruch iſt noch beim ArbG. 

(RArbG., Urt. v. 9. Febr. 1935, RAG 194/34. — Köln.) 
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29. Das Straffreig®. v. 7. Aug. 1934 (RG Bl. I, 769) 
findet nur auf kriminelle Strafen, nicht auf Diſziplinar⸗ 
ſtrafen Anwendung. 

Es ſchreibt im § 1 zwar u. a. den Erlaß von Geldſtrafen von 
beſtimmter Höhe vor, behandelt aber weder die ganz anders gearteten 
milderen Diſziplinarſtrafen (Warnung oder Verweis) noch ehrengericht⸗ 
liche Strafen oder Ordnungsſtrafen. 

Der Hinweis des BeſchwF. auf die StAmn VO. v. 23. Aug. 
u. 19. Sept. 1931 (RG Bl. I, 451 u. 503) und das Volks VG. v. 12. Juni 
1933 u. 16. Okt. 1934 (RGBl. 1933, I, 360 u. 1934, I, 937) geht 
fehl. Der Umſtand, daß in ihnen die Befreiung von der Strafe aus⸗ 
drücklich auch auf Diſziplinarſtrafen erſtreckt worden iſt, ſpricht gerade 
dafür, daß der Geſetzgeber auch im Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 eine 
ſolche Ausdehnung ausdrücklich ausgeſprochen haben würde, wenn er 
ſie beabſichtigt hätte. 

(RDiſzo., Beſchl. v. 22. Jan. 1935, F 184/34.) 
Ber. von RA. Dr. Görres, Berlin. 


Keichsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Ott und Sölch 


U Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


30. 8 13 KörpStG.; 88 13, 19, 20, 29 Nr. 3 EinkStG.; 
88 214 ff. RA bg. 

1. Eine Erwerbsgeſellſchaft, die an einer Perſonal⸗ 
geſellſchaft (OHG., Kommanditgeſellſchaft uſw.) mit glei⸗ 
chem Wirtſchaftsjahr beteiligt iſt, darf den Verluſt aus 
dieſer Beteiligung in einem beſtimmten Steuerabſchnitt 
in ihre Bilanz mit keinem höheren Betrag einſtellen, als 
der Verluſt nach der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung bei 
der Perſonalgeſellſchaft auf fie entfällt (vgl. R§ H. 33, 234). 
Sie darf daher insbeſondere nicht neben der Übernahme 
des vollen auf fie entfallenden Verluſtes noch eine Ab⸗ 
ſchreibung an dem in ihrer Bilanz aktivierten Werte der 
Beteiligung vornehmen, es ſei denn, daß dieſer Wert den 
Preis für den Erwerb der Beteiligung darſtellt und dieſer 
Preis den Wert des Rein vermögens der Perſonalgeſell- 
ſchaft im Zeitpunkt des Erwerbs überſtiegen hat. 

2. Eine ſolche Erwerbsgeſellſchaft darf auch an einer 
Forderung, die ihr am Schluſſe eines beſtimmten Steuer⸗ 
abſchnitts gegen die Perſonalgeſellſchaft zuſteht, jeden- 
falls zu dem Teile, der dem Verhältnis ihrer Beteiligung 
an der Perſonalgeſellſchaft entſpricht, keine Abſchreibung 
vornehmen, ſofern die entſprechende Schuld der Perſonal⸗ 
geſellſchaft bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung für 
den gleichen Steuerabſchnitt in voller Höhe berückſichtigt 
worden iſt. +) 


Aus dem Vorbeſcheid: 

Die Beh. trat bet der ihr verſchuldeten Weberei Z., einer 
Kommanditgeſellſchaft, gegen Zahlung von 80 115,39 2M als 
Komplementär ein. Z. blieb als Kommanditiſt mit 2000 .RM 
beteiligt. Der Verluſt der BeſchwF. aus der Weberei betrug auf 
Grund einheitlicher Gewinnfeſtſtellung für das Rumpfgeſchäfts⸗ 
jahr 1929 98 288,99 ,, für 1930 193 715,82 % f. Die Beſchwß. 
bildete demzufolge in den Handels- und Steuerbilanzen 1929 und 
1930 ein Verluſtreſervekonto in Höhe dieſer Beträge Sie hatte 
außerdem in der Handels- und Steuerbilanz 1929 ihre Beteili⸗ 
gung zum Nennwert aktiviert und ſchrieb fie 1930 auf 17% ab. 
Jing. und Finger. haben dieſe Abſchreibung nicht zugelaſſen. 
Die RBeſchw. iſt unbegründet. 

Nach der Entſch. des Ri H. 33, 234 tft ein Gewerbetreibender, 
der als ſolcher an einer Perſonalgeſellſchaft beteiligt ift, bei Auf⸗ 
tellung ſeiner Bilanz an die Gewinnfeſtſtellung bei der Perſonal⸗ 
Aae beſonders an die einheitliche Gewinnfeſtſtellung ge— 

unden. 

Dieſer Grundſatz, dem ſich der erk. Sen. auch für die Be⸗ 
ſteuerung der Erwerbsgeſellſchaften anſchließt, wirkt ſich, wenn die 
Perſonalgeſellſchaft und die an ihr beteiligte Erwerbsgeſellſchaft 
das gleiche Wirtſchaftsjahr haben, dahin aus, daß für den Aus- 
weis der Erfolgsergebniſſe der Perſonalgeſellſchaft in der Bilanz 
der Erwerbsgeſellſchaft die einheitliche Gewinnfeſtſtellung ſchlecht⸗ 


hin maßgebend iſt (vgl. Becker: StW. 1933 Sp. 1160). Die an 
der Perſonalgeſellſchaft beteiligte Erwerbsgeſellſchaft darf daher 
in ihre Bilanz für ein beſtimmtes Wirtſchaftsjahr, in dem die 
Perſonalgeſellſchaft einen Verlust erlitten hat, dieſen Verluſt nur 
in der Höhe einſtellen, in der er nach der einheitlichen Gewinn⸗ 
feſtſtellung auf fie entfällt. Sie darf alſo insbeſ. nicht neben der 
Übernahme des vollen auf fie entfallenden Verluſtes noch eine 
Abſchreibung auf den in ihrer Bilanz aktivierten Wert der Be⸗ 
teiligung vornehmen. Das auf die ſteuerliche Anerkennung einer 
ſolchen Abſchreibung gerichtete Verlangen der BeſchwF., die den 
auf ſie treffenden Verluſt aus dem Betriebe der Firma Z. in 
voller Höhe unter die Paſſiven ihrer Bilanz für den ſtreitigen 
Steuerabſchnitt aufgenommen hat, iſt hiernach von den Vorin⸗ 
ſtanzen mit Recht abgelehnt worden. 

Eine Abweichung von dem bezeichneten Grundſatze wäre 
allerdings dann gerechtfertigt, wenn die Beteiligung an der Per⸗ 
ſonalgeſellſchaft bei ihrer erſten Einſtellung in die Bilanz der 
beteiligten Erwerbsgeſellſchaft zuläſſigerweiſe höher angeſetzt wor⸗ 
den wäre, als dies dem damaligen Werte des Reinvermögens der 
Perſonalgeſellſchaft entſprochen hätte. Ein ſolcher Fall liegt aber 
hier nicht vor. Denn nach der ohne Rechtsirrtum und ohne Ver⸗ 
ſtoß gegen den klaren Akteninhalt getroffenen Feſtſtellung des 
Fincher. hat ſich der von der BeſchwF. für den Erwerb der Be⸗ 
teiligung gezahlte Kaufpreis, mit dem ſie die Beteiligung in ihrer 
Bilanz aktiviert hat, mit dem Werte des Reinvermögens der 
Firma Z. im Zeitpunkt des Erwerbs gedeckt. 

An der ſteuerlichen Unzuläſſigkeit der von der BeſchwF. vor⸗ 
genommenen Abſchreibung vermag auch ihr Einwand nichts zu 
ändern, daß ſich die jahrlange Verluſtarbeit der Firma 1 über 
den bloßen anteilsmäßigen Verluſt, der jeweils in der jährlichen 
Gewinnfeſtſtellung erfaßt ſei, hinaus auf ihren Betrieb un⸗ 
günſtig auswirke und die Teilwerte ihres Betriebs, vor allem 
den Teilwert der Beteiligung ſelbſt mindere. Eine Abſchreibung 
an dem Werte der Beteiligung neben der Übernahme des vollen 
Verluſtes in die Bilanz der BeſchwF. kommt nach dem Aus⸗ 
geführten nicht in Frage. Abſchreibungen an den übrigen Aktiv⸗ 
werten der BeſchwF. aber können im allgemeinen für ihre Steuer⸗ 
veranlagung nach dem Grundſatze der Abhängigkeit der Steuer⸗ 
bilanz von der Handelsbilanz nicht zugelaſſen werden. Denn in 
letzterer hat ſie ſolche Abſchreibungen nicht gemacht. Es mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob dieſer Grundſatz, wie in der Vorentſcheidung 
ausgeführt iſt, auch die ſteuerliche Berücksichtigung von Abſchrei⸗ 
bungen auf die Warenforderungen verbietet, die der Beſchw . 
gegen die Firma Z. am Schluſſe des ſtreitigen Steuerabſchnittes 
zugeſtanden haben und mit deren Abdeckung in voller Höhe die 
Beſchwß. nach ihrer Angabe nicht rechnen kann. Denn die Zuläſ⸗ 
ſigkeit von Abſchreibungen auf dieſe Forderungen kann ſchon des⸗ 
halb nicht anerkannt werden, weil die entſprechenden Warenſchul⸗ 
den der Firma Z. bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung in vol 
ler Höhe berücksichtigt worden find. Im allgemeinen iſt allerdings 
die Zuläſſigkeit der vollen oder teilweiſen Abſchreibung einer un⸗ 
einbringlichen oder zweifelhaften Forderung beim Gläubiger un⸗ 
abhängig von dem Anſatz oder der Bewertung der entſprechenden 
Schuld in der Bilanz des Schuldners. Dieſe Regel muß aber eine 
Ausnahme erleiden, wenn es ſich um die Forderung des Geſell⸗ 
ſchafters einer Perſonalgeſellſchaft gegen die Geſellſchaft handelt. 
Denn hier iſt für das Einkommenſteuer⸗ und Körperſchaftſteuer⸗ 
recht der Geſellſchafter, der an Stelle der Perſonalgeſellſchaft Ein: 
kommensträger iſt, im Verhältniſſe ſeiner Beteiligung an der Ge⸗ 
ſellſchaft gewiſſermaßen Gläubiger und Schuldner in einer Per 
ſon. Dies bedingt, daß inſoweit Veränderungen in der Höhe oder 
in der Bewertung der Forderung oder Schuld ſein ſteuerpflich⸗ 
tiges Einkommen nicht berühren dürfen. Auch in dieſem Punkte 
iſt alſo die einheitliche Gewinnfeſtſtellung für die Aufitellung 
ſeiner Bilanz bindend. Iſt bei dieſer Feſtſtellung der Wegfall oder 
eine Minderung der ſeiner Forderung entſprechenden Schuld nicht 
berückſichtigt, ſo darf auch der Geſellſchafter die Forderung — 
jedenfalls zu dem Teile, der dem Verhältniſſe ſeiner Beteiligung 
an der Perſonalgeſellſchaft entſpricht — nicht abſchreiben. 


Aus dem Urteil: 


Für die Einkommen- und Körperſchaftſteuer iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß ſteuerpflichtig nicht die OHG. oder Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft, ſondern ihre Geſellſchafter find, gleichviel, ob fie für die 
Schulden der Geſellſchaft beſchränkt oder unbeſchränkt haften. Das 
Ergebnis der Ermittlung des ſteuerpflichtigen Gewinnes des Ge⸗ 
ſellſchafters einer OHG. oder Kommanditgeſellſchaft darf daher 
fein anderes fein, als wenn der Geſellſchafter den Betrieb der 
Geſeſlſchaft in dem feinem Anteil entſprechenden Umfang als 
eigenen Betrieb führen würde. Schon daraus ergibt ſich, daß bei 
der ſteuerlichen Gewinnermittlung für den Geſellſchafter neben der 
Übernahme des vollen nach der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung 
auf ihn entfallenden Verluſtes eine weitere gewinnhindernde Ab⸗ 
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ſchreibung der Beteiligung oder Einſtellung eines Paſſivpoſtens 
nicht berückſichtigt werden darf. Insbeſondere läßt ſich auch nicht 
etwa die Bildung einer Rücklage mit Rückſicht auf die etwa ein⸗ 
mal mögliche Inanſpruchnahme der perſönlichen Haftung des Ge- 
ſellſchafters für Schulden der Geſellſchaft rechtfertigen. Soweit 
dieſe Schulden ſchon am maßgebenden Bilanzſtichtag beſtanden 
haben, iſt der Haftung des Geſellſchafters hierfür durch die Über⸗ 
nahme des Verluſtes, auf deſſen Ermittlung ſich ja die in den 
Vermögensvergleich einbezogenen Schulden ausgewirkt haben, in 
vollem Umfange Rechnung getragen. Die ſteuerliche Anerkennung 
von Rückſtellungen wegen der Haftung für etwaige künftige Schul⸗ 
den, alſo für vielleicht mögliche künftige Verluſte aber hat der 
RF. in ſtändiger Rſpr. grundſätzlich abgelehnt (vgl. z. B. RFP- 
2, 109; 4, 89; 7, 177). Eine Ausnahme Hierfür gilt zwar unter 
beſtimmten Vorausſetzungen für künftige Verpflichtungen aus 
ſchwebenden Geſchäften (vol. z. B. RF. 17, 332). Dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen ſind aber im vorl. Falle nicht gegeben. 

(RFB., 1. Sen., Urt. v. 15. Jan. 1935, TA 131/33.) 


Anmerkung: Wenn eine Tochtergeſellſchaft einen Verluſt erlei⸗ 
det, ſo iſt die Muttergeſellſchaft gezwungen, dieſen Verluſt in ihrer 
eigenen Bilanz in irgendeiner Weiſe zum Ausdruck zu bringen, 
und der Kampf geht dann darum, ob und in welcher Weiſe dieſer 
Verluſt der Tochtergeſellſchaft bei der Körperſchaftſteuerveranla⸗ 
gung der Muttergeſellſchaft berückſichtigt werden kann. Es kann 
hier vor allem auf die ſehr ausführliche Entſch. v. 31. März und 
31. Okt. 1933, I A 391/31: AmtlSamml. 34, 228 ff. verwieſen 
werden. Stehen ſich die beiden Geſellſchaften als ſelbſtändige 
ſteuerpflichtige Gebilde gegenüber, fo kann eine un mittelbare 
Übernahme des Verluſtes der Tochtergeſellſchaft auf die Mutter⸗ 
geſellſchaft mit körperſchaftſteuerlicher Wirkung nicht erfolgen. Da⸗ 
gegen iſt die Muttergeſellſchaft natürlich nicht gehindert, mit Rück⸗ 

ſicht auf das Verluſtergebnis der Tochtergeſellſchaft beſondere Ab⸗ 
ſchreibungen auf den Wert ihrer Beteiligung oder auf die ihr 
gegen die Tochtergeſellſchaft zuſtehenden Forderungen zu machen. 
Dabei mag es im Einzelfall zweifelhaft ſein, ob dieſe Sonder⸗ 
abſchreibungen ihrer Höhe nach mit dem wirklichen Verluſt der 
Tochtergeſellſchaft übereinſtimmen muſſen oder können. 

Dieſe Erwägungen mögen im vorl. Falle bei der Beſchwß. 
maßgebend geweſen ſein, auch hier die Sonderabſchreibungen zu 
verlangen, obwohl hier die beiden Geſellſchaften nicht als ſelb⸗ 
ſtändige Steuerpflichtige einander gegenüberſtanden. Hier wirkt der 
Verluſt der Tochtergeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft, un⸗ 
mittelbar auf das Geſchäftsergebnis der Muttergeſellſchaft ein, der 
Verluſt der Tochtergeſellſchaft ift gewerblicher Verluſt der Mutter- 
geſellſchaft, und es bedarf nicht mehr der beſonderen Abſchreibung 
auf Warenforderungen oder auf den Buchwert der Beteiligung. 
Buchmäßig wäre in dieſem Fall richtiger ſo zu verfahren, daß der 
Verluſt der Kommanditgeſellſchaft bei der Muttergeſellſchaft nicht 
auf einem beſonderen Verluſtreſervekonto erſcheint, ſondern daß 
er unmittelbar von dem Beteiligungskonto abgeſchrieben wird. 
Dann zeigt ſich noch deutlicher die Richtigkeit des vom NFH. auf⸗ 
geſtellten Satzes über die Unzuläſſigkeit der doppelten Berückſich⸗ 
tigung des Verluſtanteils. Gegen die Richtigkeit dieſer buchmäßigen 
(und anſchließend ſteuerlichen) Behandlung kann auch nicht ein⸗ 
gewendet werden, daß möglicherweiſe der Verluſtanteil höher ſein 
kann als der Buchwert der Beteiligung. Solange der Buchwert 
der Beteiligung mit dem wirklichen Wert übereinſtimmt, kann 
dieſe Folgerung nur dann eintreten, wenn der Verluſt zu einer 
Überſchuldung der Kommanditgeſellſchaft geführt hat, wenn alſo 
in deren Bilanz das Kapitalkonto der Muttergeſellſchaft als Aktiv⸗ 
poſten erſcheint. Dann iſt es durchaus folgerichtig, daß auch die 
Muttergeſellſchaft nunmehr ihre Beteiligung in ihrer eigenen Bi⸗ 
lanz als Paſſivpoſten führt, da ſie ja bei einer Auflöſung der 
Kommanditgeſellſchaft auf Grund ihrer perſönlichen Haftung die⸗ 
ſen Betrag würde zuſchießen müſſen, falls die Veräußerung der 
Vermögenswerte gerade zum Bilanzwerte erfolgt. 

Rechneriſche Schwierigkeiten ergeben ſich natürlich in dem 
vom Urteil erwähnten Fall, daß der Buchwert der Beteiligung 
nicht mit ihrem wirklichen Wert übereinſtimmt. Wenn der Buch⸗ 
wert geringer iſt, ſo werden die durch gemeinſchaftliche Gewinn⸗ 
feſtſtellung ermittelten Verluſtanteile an der Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft bei der Muttergeſellſchaft ebenfalls vom Beteiligungskonto 
abzuſetzen ſein, ſo daß der Unterſchied zwiſchen Buchwert und 
wirklichem Wert unverändert bleibt. Erſt wenn einmal der Ver⸗ 
luſt größer wird als der Buchwert der Beteiligung, wird man 
zweifeln können, ob nicht von dieſem Verluſt zunächſt einmal der 
Unterſchied zwiſchen Buchwert und wirklichem Wert abgezogen 
werden muß, bevor die Muttergeſellſchaft den Verluſtanteil von 
ihrem Gewinn abziehen kann. Das würde dazu führen, daß die 
Beteiligung in der Bilanz der Muttergeſellſchaft erſt dann als 
Schuldpoſten erſcheinen kaun, wenn die Kommanditgeſellſchaft 


wirklich überſchuldet iſt. Dieſes Ergebnis hatte ſeine innere Recht⸗ 
fertigung darin, daß ja der unter dem wirklichen Wert liegende 
Buchwert ein ſtille Reſerve in Höhe dieſes Unkerſchiedes enthält, 
die in dieſem Augenblick bilanzmäßig in die Erſcheinung tritt und 
den Gewinn erhöht oder den Verluſt vermindert. 

Wenn umgekehrt der Bilanzwert der Beteiligung höher iſt 
als der wirkliche Wert, ſo wird man der Muttergeſellſchaft das 
Recht geben müſſen, dieſen Bilanzanſatz jederzeit auf den Teilwert 
zurückzuführen, und zwar auch dann, wenn dieſer Unterſchied nicht 
ſchon bei der erſten Einſtellung der Beteiligung in die Bilanz 
entſtanden iſt, jondern aus irgendeinem Grunde ſpäter hervor⸗ 
getreten iſt. 

Mit Recht läßt das Urteil die Möglichkeit offen, die un- 
günſtige Einwirkung des ſchlechten Geſchäftsganges der Kom⸗ 
manditgeſellſchaft auf das Geſchäft der Muttergeſellſchaft durch 
Abſchreibungen auf ſonſtige Bilanzwerte der Muttergeſellſchaft 
auszudrücken, wenn ſich wirklich bei dieſen ein Wertrückgang nach⸗ 
weiſen läßt. Das ift im Einzelfall Tatfrage, und es ſetzt nach feſt⸗ 
ſtehender Rſpr. voraus, daß die gleiche Abſchreibung für Wert⸗ 
minderung auch in der Handelsbilanz durchgeführt worden iſt. Da 
dies nicht geſchehen war, ſo konnte das Urteil ſachlich auf dieſe 
Möglichkeit nicht weiter eingehen. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
* 


31. $ 60 KapVerfSt®. Zu den Arbitragegefhäften 
1. S. 860 des KapVerkStG. gehören auch unmittelbare 
Geſchäfte zwiſchen Bankgeſchäften an verſchiedenen Bör⸗ 
ſenplätzen Als feſter Kurs i. S. des 8 60 iſt auch ein verein- 
barter zahlenmäßig beſtimmter Kurs anzuſehen. Die in 
§ 60 zugelaſſene Friſt von 4 Börſentagen kann von den 
Beteiligten voll ausgenutzt werden. 15 

Die Beſchwerdegegnerin hat Effektengeſchäfte, bei denen ſie 
die Effekten entweder von B. Börſenbanken zum Börſenkurs 
kaufte und innerhalb einer Friſt von vier Börſentagen unmittel⸗ 
bar an eine F. Börſenbank zu einem vereinbarten Nettokurs wei⸗ 
terverkaufte oder umgekehrt von der F. Börſenbank zu einem 
vereinbarten Nettokurs kaufte und an B. Börſenbanken zum Bör⸗ 
ſenkurs weiterverkaufte, als der ermäßigten Steuer des § 60 des 
früheren KapVerkStéd. unterliegende Arbitragegeſchäfte behandelt. 

Das Fin A. forderte zu zwei von dieſen Geſchäften 6,50 74 
Borſenumſatzſteuer nach, weil ſie nach ſeiner Anſicht als gewöhn⸗ 
liche Händlergeſchäfte anzuſehen ſeien. Es hielt die Ermäßigung 
aus folgenden drei Gründen nicht für anwendbar: 

1. § 60 gewähre die Steuerermäßigung nur, wenn die betr. 
Effekten an einem Börſenplatz gekauft und an einem anderen 
Börſenplatz verkauft ſeien oder umgekehrt. Die Geſchäfte mit der 
F. Bank ſeien aber auch nicht an einem fremden Börſenplatz ge⸗ 
ſchloſſen, ſondern unmittelbar zwiſchen der Beſchwerdegegnerin 
und der F. Bank. Dieſe habe ſich ebenfalls als Alleinarbitrageur 
betrachtet, die Steuerermäßigung des $ 60 gleichfalls für die Ge⸗ 
ſchäfte mit der Beſchwerdegegnerin in Anſpruch genommen und 
ſomit die Geſchäfte als in B. zuſtande gekommen bezeichnet. Ein 
und dasſelbe Geſchäft könne aber nicht an beiden Börſenplätzen 
abgeſchloſſen ſein. 

2. 8 60 verlange weiter, daß die einander gegenüberſtehenden 
Geſchäfte zu feſten Kurſen abgeſchloſſen ſeien. Hier aber hätten 
die Beſchwerdegegnerin und die F. Bank zu einem vereinbarten 
Nettokurs gehandelt, der weder dem B. noch dem F. Kurſe ent⸗ 
ſprochen habe. > 

3. Bei dem einen Geſchäft habe ſich die Beſchwerdegegnerin 
für das mit der F. Bank abgeſchloſſene Geſchäft erſt am vierten 
Tage mit einem Kursverluſt von 7,5% eingedeckt. Die Be⸗ 
ſchwerdegegnerin habe alſo nicht, was zum Weſen des Arbitrage- 
geſchäfts gehöre, einen gleichzeitigen örtlichen Kursunterſchied aus⸗ 
nutzen wollen, ſondern das Geſchäft ſei von der F. Bank an ſie 
herangetragen worden. Es handle ſich nicht um eine Kursanglei⸗ 
chung, vielmehr ſei durch die Geſchäfte der zwiſchen den beiden 
Börſen beſtehende Kursunterſchied eher noch verſchärft worden. 

Die Vorinſtanz hat die Geſchäfte als Arbitragegeſchäfte an⸗ 
geſehen und die Steuernachforderung aufgehoben. 

Die von der Vorinſtanz zugelaſſene RBeſchw. des Fin A. 
konnte keinen Erfolg haben. j 

Die Vorinſtanz ſtützt ihre Entſch. auf das Urteil des Senats 
v. 6. Juli 1928, II A 135/28 (RF. 24, 20). An dieſem Urteil 
und an der dort gegebenen eingehenden Begr. muß der Senat 
bei Auslegung des § 60 des früheren KapBertSt®. feſthalten. Er 
kann dann aber nach dem wirtſchaftlichen Zweck des § 60 unmit⸗ 
telbare Geſchäfte zwiſchen zwei Bankgeſchäften an zwei verſchie⸗ 
denen Börſenplätzen nicht anders behandeln als Geſchäfte von 
Büro zu Büro an einem Börſenplatz, da in beiden Fällen, dem 
volkswirtſchaftlichen Zweck der Arbitrage entſprechend, die Kurs⸗ 
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unterſchiede ausgeglichen werden ſollen. Er verbleibt ferner dabei, 
daß der in § 60 verlangte feſte Kurs auch ein nicht dem Börſen⸗ 
kurs entſprechender vereinbarter Nettokurs ſein kann, da, wenn das 

eſetz nur von einem feſten Kurs ſpricht, es keinen amtlich notier⸗ 
zen Kurs verlangt, ſondern die Feſtſetzung einer beſtimmten Zahl 
genügt. Noch weniger läßt ſich der von dem Fin A. hinſichtlich des 
einen Geſchäfts für ſeine Anſicht vorgebrachte dritte Grund halten, 
da, wenn das Geſetz für den Abſchluß der beiden Geſchäfte ſchlecht⸗ 
Hin eine Friſt von vier Tagen zuläßt, dieſe von den Beteiligten 
auch voll ausgenutzt werden kann. Es iſt zwar richtig, daß die 
Friſt von vier Tagen ſtatt der in TarNr. 4a Ermäßigungen Zif⸗ 
ler 2 RStempG. von nur zwei Tagen es den Banken ermöglicht, 
ihre Engagements an dem einen Börſenplatz länger offen zu hal⸗ 
ten in der Erwartung, daß je nach Lage des Falles der Kurs wei⸗ 
ter ſteigen oder fallen werde und eine dahingehende Spekulation 
möglich macht. Das wollte aber das Geſetz in Kauf nehmen, um 
ledenfalls den Beteiligten die für die Abwicklung ihrer Geſchäfte 
nötige Zeit zu gewähren, und daher iſt die Friſt von vier Tagen 
orb unverändert in $ 33 des jetzigen KapVerkStG. übernommen 

orden. 


(RFH., 2. Sen., Urt. v. 15. Febr. 1935, II A 150/84 8.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt im Ergebnis und in der Begr. 
deizutreten. Die Einwendungen, die das Fin A. gegen die Entſch. 
des SinGer. erhoben hat, dürften darauf zurückzuführen ſein, daß 
der Wunſch beſtand, dieſe Zweifelsfragen durch eine Entſch. des 
RFH. zu klären. a 

Wegen der Punkte zu 1 und 2 könnten ſich bei der Faſſung 
des Geſetzes und bei der manchmal etwas an der Form haftenden 
Auslegung des Geſetzes vielleicht Zweifel ergeben, die nun glück⸗ 
lich zugunſten der Stpfl. geklärt find. 

„Wenn das Fin A. in feiner letzten Einwendung darauf hin⸗ 
weiſt, daß bei einem Zeitraum von vier Tagen der innere wirt⸗ 
ſchaftliche Grund für die Steuerbegünſtigung der Arbitragegeſchäfte 
nicht mehr gegeben iſt, ſo läßt ſich dieſer Einwand in der Tat 
nicht ganz von der Hand weiſen. Der RF. hebt aber mit Recht 
hervor, daß dieſe Frage nicht durch die Rſpr., ſondern bei dem 
klaren Wortlaut des Geſetzes nur durch die Geſetzgebung geklärt 


werden kann. 
RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
* 


* 32. § 2 Nr. 4a Umſ StG. 1926/30; § 2 Nr. 8 UmfSt®. 
1932. Ob Umſätze von Grundſtücken und grundſtücksgleichen 
Berechtigungen i. S. des GrErwStG. vorliegen, hat die 
Umſaßzſteuerſtelle ſelbſtändig und unabhängig von der 

runderwerbſteuerſtelle zu prüfen. 

Der Beſchw. betrieb früher in A. (Preußen) in einem ihm 
gehörigen Haufe eine Apotheke. Das Apothekenbetriebsrecht beruhte 
auf einer in der Zeit zwiſchen 1870 und 1880 einem Vorgänger er⸗ 
teilten perſönlichen Erlaubnis (Konzeſſion), mit der Befugnis des 

nhabers oder ſeiner Erben, bei Ausſcheiden einen Nachfolger zu 

enennen. Durch Vertrag v. 5. Febr. 1931 veräußerte der Beſchw . 

an den Apotheker B. das Apothekengrundſtück für .. , die 
Geſchäftseinrichtung für .. %, die Vorſchriften und Rezepte 
für... e, das Warenlager für .. RM, er erhielt ferner vom 
Erwerber für den Verzicht auf die Betriebserlaubnis (Konzeſ⸗ 
ion) .. Hall, und für die Erlaubnis zur Fortführung der Ge⸗ 
ſchäftsbezeichnung „N.⸗N.⸗Apotheke“ (Kundſchaftswert) .. AH, 
zuſammen ... . . . Auf die Ber. des Stpfl. hat das Fin⸗ 
Ger. den auf das Grundſtück entfallenden Teil des Kaufpreiſes 
don der Umſatzſteuer freigeſtellt auf Grund der Vorſchr. des § 2 
Ar. 4a UmjSt®. 1926 i. d. Faſſ. der NotVO. v. 1. Dez. 1930 
NG Bl. I, 517, 531, 581 (= 8 2 Nr. 8 VerſStG. 1932), wonach 
die Umſätze von Grundſtücken und grundſtücksgleichen Berechti⸗ 
gungen i. S. des GrErwStG. — von der hier nicht in Betracht 
kommenden Ausnahme für den gewerbsmäßigen Grundſtückshan⸗ 
del abgeſehen — von der Beſteuerung ausgenommen ſind. Der 
Beſchw . begehrt auf Grund der gleichen Vorſchr. Umſatzſteuer⸗ 
freiheit auch für die Beträge von ....R.M (Wert der Betriebs- 
erlaubnis) und . ge (Firmenwert), da die Grunderwerbſtener⸗ 
telle unſtreitig dieſe beiden Beträge zuſammen mit dem Grund⸗ 
ſtückspreis der Veraulagung zur Grunderwerbſteuer zugrunde ge- 
legt hat. Der BeſchwfF. begehrt des weiteren 

„Die MyBeſchw. iſt hinſichtlich des erſten Punktes nicht be⸗ 
gründet. 

4 Auszugehen ift davon, daß der BeſchwF. im Steuerabſchnitt 
931 folgende Entgelte vereinnahmt hat 

92 Ob dieſe Entgelte in voller Höhe der grundſätzlichen Steuer⸗ 
pflicht nach $ 1 Nr. 1 UmiStG. unterliegen, oder ob aus ihnen 
wegen nur teilweiſer Zugehörigkeit des Grundſtücks zum Betriebs⸗ 
dermoͤgen ein Teil des Grundſtückskaufpreiſes ſchon gem. § 1 Nr. 1 


auszuſcheiden wäre und gegebenenfalls in welcher Höhe, kann 
dahingeſtellt bleiben, weil jedenfalls der ganze Grundſtückskauf⸗ 
preis, auch wenn er in voller Höhe grundſätzlich nach §8 1 Nr. 1 
ſteuerpflichtig ſein ſollte, doch gemäß der inhaltlich oben wieder⸗ 
gegebenen Vorſchr. des §S 2 Nr. 4 (§ 2 Nr. 8) Umſ StG. von 
der Beſteuerung ausgenommen iſt. 

Um die Auslegung dieſer Befreiungsvorſchrift geht in erſter 
Linie der Streit. Die RBeſchw. vertritt die Auffaſſung, daß im 
Falle einer der Umſatzſteuerveranlagung vorausgegangenen und 
rechtskräftig gewordenen Grunderwerbſteuerveranlagung alle 
Gegenſtände, die — zu Recht oder zu Unrecht — tatſächlich 
der Veranlagung zur Grunderwerbſteuer unterlegen haben — im 
vorl. Falle alſo das Grundſtück, das Betriebsrecht und die Ge⸗ 
ſchäftsbezeichnung (Kundſchaftswert) — unter die umſatzſteuer⸗ 
rechtliche Befreiungsvorſchrift fallen. Das FinGer. hat dagegen, 
ohne die Tatſache der rechtskräftigen Grunderwerbſteuerveranla⸗ 
gung rechtlich zu würdigen, ſelbſtändig geprüft, inwieweit ein Um⸗ 
ſatz von Grundſtücken und grundſtücksgleichen Berechtigungen im 
Sinne des GrErwStG. angenommen werden kann. Zu dieſen 
Gegenſtänden hat es in Abweichung von der Entſch. der Grund⸗ 
erwerbſteuerſtelle das Betriebsrecht und die Geſchäftsbezeichnung 
nicht gerechnet. Dem Umſtand, daß die Grunderwerbſteuer nicht 
zur Erhebung gelangt iſt, kommt in dieſem Zuſammenhang keine 
Bedeutung zu. Denn die Anwendung der Befreiungsvorſchrift des 
§ 2 Nr. 4a (Nr. 8) UmſStG. iſt nicht von der Zahlung der 
Grunderwerbſteuer abhängig, ſondern allein davon, daß der zu 
beſteuernde Vorgang ein ſolcher im Sinne des GrErwStG. iſt, 
d. h. grundſätzlich unter das GrErw StG. fällt. 
Aber auch nur dann, wenn dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, iſt die 
umſatzſteuerrechtliche Befreiungsvorſchrift anwendbar. Das ent⸗ 
ſpricht nicht nur dem Wortlaut, ſondern auch dem Zweck der 
Vorſchr., die die Heranziehung eines und desſelben Umſatzes zur 
Umſatzſteuer und zur Grunderwerbſteuer verbietet, dabei aber nur 
ſolche Vorgänge im Auge haben kann, die grundſätzlich von beiden 
Steuergeſetzen erfaßt werden. Fällt alſo ein Tatbeſtand grundſätz⸗ 
lich nicht unter das GrErwStcg., jo iſt die Anwendung der um⸗ 
ſatzſteuerlichen Befreiungsvorſchrift ausgeſchloſſen. Das muß auch 
Ne den Fall gelten, daß die Grunderwerbſteuerſtelle zu Unrecht 
as GrErwStc. auf einen bei richtiger Auslegung des Geſetzes 
nicht darunterfallenden Tatbeſtand angewendet hat. Dies iſt im 
vorl. Fall inſoweit geſchehen, als auch das Entgelt für den Ver⸗ 
zicht auf die Betriebserlaubnis und das Entgelt für die Erlaubnis 
zur Fortführung der Geſchäftsbezeichnung der Grunderwerbſteuer⸗ 
veranlagung zugrunde gelegt worden iſt. Wenn die Grunderwerb⸗ 
ſteuerſtelle die perſönliche Betriebserlaubnis und die Geſchäfts⸗ 
bezeichnung als werterhöhende Eigenſchaften des Grundſtücks an⸗ 
geſehen und den erhöhten Wert der Grunderwerbſteuerveran⸗ 
lagung zugrunde gelegt hat, jo entſpricht dies zwar der Rſpr. des 
Riß. zu $ 11 GrErwStG. in ſeiner vor dem 1. Okt. 1930 
geltenden Faſſung, wonach Steuermaßſtab der von der Veranla⸗ 
gungsſtelle zu ermittelndegemeine Wert des Grundſtücks war 
(vgl. insbe). RFH. 8, 9). Die Grunderwerbſteuerſtelle hat aber 
die Anderung der Rechtslage überſehen, die eingetreten iſt, feit- 
dem durch Teil 4 Kap. II Art. 2 Nr. 2 NotVO. v. 1. Dez. 1930 
(RGBl. 1, 517, 585) mit Wirkung v. 1. Okt. 1930 an Stelle des 
gemeinen Werts der Einheitswert als Beſteuerungsgrund⸗ 
lage getreten iſt (vgl. Ott: StW. 1931 Sp. 1328/29; 1932 
Sp. 1570; 1933 Sp. 905 /7; 1934 Sp. 686, 690/91, 1286/87). Seit⸗ 
dem iſt für eine Bewertung durch die Grunderwerbſteuerſtelle gar 
kein Raum mehr. Denn der Einheitswert eines Grundſtücks wird 
von der Bewertungs ſtelle (geſondert) feſtgeſtellt (vgl. § 214 
RAbgO.) und iſt von der Grunderwerbſteuerſtelle als Veran⸗ 
lagungsbehörde — vorbehaltlich gewiſſer, hier nicht in 
Frage kommender Ausſchaltungen — unverändert zu übernehmen. 
Das hat der NFH. für einen Fall ausgeſprochen, in dem die BO. 
über Wertermittlung bei der Grunderwerbſteuer v. 10. April 1933 
(RGBl. I, 193) anzuwenden war (RF. 33, 116/17). Im vorl. 
Fall iſt die Veranlagung zur Grunderwerbſteuer bereits vor Er⸗ 
laß dieſer BO, rechtskräftig geworden. Das beeinflußt jedoch die 
Rechtslage nicht, da die VO. v. 10. April 1933 an den einſchlä⸗ 
gigen Beſt. der NotVO. v. 1. Dez. 1930 nichts geändert hat, ſon⸗ 
dern nur zur Behebung gewiſſer Schwierigkeiten erlaſſen iſt, die 
ſich bei Anwendung jener Beſt. ergeben haben (vgl. auch den 
Runderlaß des RF M. v. 10. April 1933 8 4410—7 III (RStBl. 
1933, 343 Nr. 307). Der Einheitswert des Apotheken grund⸗ 
füds war aber von der Bewertungsſtelle gemäß den Vorſchr. 
des RBewG. 1931 ohne Berückſichtigung des perſönlichen Apo⸗ 
thekenbetriebsrechts und des Firmeuwertes feſtzuſetzen (vgl. § 50 
Abſ. 1, 2 und 3 Satz 1 RBewG. 1931). Daß auch tatſächlich fo 
verfahren worden iſt, darf aus dem Akteninhalt geſchloſſen wer⸗ 
den. Steuermaßſtab für die Veranlagung zur Grunderwerbſteuer 
iſt zwar im vorl. Fall nicht gem. § 11 GrErwStcG. der Einheits⸗ 
wert, ſondern gem. § 12 a. a. O. der hohere Kaufpreis geweſen. 
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Dieſer durfte aber nur inſoweit zur Grunderwerbſteuer verun- 
lagt werden, als er ſich auf den gleichen Gegenſtand bezog wie 
der Einheitswert, alſo auf das Grundſtück ohne Betriebsrechts⸗ 
und Firmenwert (RFH. 22, 228/29; 33, 117/18). 

Die umſatzſteuerpflichtigen Entgelte vermindern ſich demnach 
um den reinen Grundſtückspreis, wie vom FinGer. feſtgeſetzt. 
Eine weitere Minderung um die für die Betriebserlaubnis und 
die Geſchäftsbezeichnung (Kundſchaft) ausgeworfenen Beträge iſt 
unzuläſſig, weil dieſe Werte weder als Eigenſchaften des Grund⸗ 
ſtücks i. S. des §S 1 GrErwStG. 1927 i. d. Faſſ. der NotVO. 
v. 1. Dez. 1930 angeſehen werden können, wie vorher dargelegt 
worden iſt, noch auch im vorl. Fall grundſtücksgleiche Berechtigun⸗ 
gen i. S. des § 2 a. a. O. ſind. 

Zu einer ſelbſtändigen Prüfung der Frage, ob Umſätze von 
Grundſtücken oder grundſtücksgleichen Berechtigungen im Sinne 
des GrErwStG. vorliegen, war das FinGer. im Rechtsmittelver⸗ 
fahren wegen der Umſatzſteuer befugt und verpflichtet, ohne durch 
die rechtskräftige Veranlagung der Grunderwerbſteuerſtelle gebun⸗ 
den zu ſein. Iſt die Grunderwerbſteuer zu Unrecht veranlagt wor⸗ 
den, ſo kann das die rechtmäßige Veranlagung der Umſatzſteuer 
nicht hindern. Zwar iſt es der Wille des Geſetzes, daß ein und 
derjelbe Umſatz nicht zugleich mit der Umſatz⸗ und mit der Grund⸗ 
erwerbſteuer belegt werden darf. Die Frage, auf welche Weiſe 
dieſem geſetzlichen Gebot zur Wirkſamkeit zu verhelfen iſt, wenn 
zwei einander widerſtreitende Entſch. verſchiedener Steuerſtellen 
vorliegen, durch welche die Steuerpflichtigkeit für beide Steuer⸗ 
arten bejaht wird (vgl. das Urt. des erk. Sen. v. 8. Nov. 1929, 
Ve A 298/29: StW. 1929 Nr. 968 und das Urt. des 1. Sen. v. 
18. Febr. 1930, Ie A 820/29: StW. 1930 Nr. 441), gewinnt im 
vorl. Fall deshalb keine praktiſche Bedeutung, weil die Grund⸗ 
erwerbſteuer nicht zur Erhebung gekommen iſt. 

Dieſe Rechtsauffaſſung ſteht nicht in Widerſpruch zu den in 
RH. 16, 25 und 34, 137 veröffentlichten Entſch. des 2. und 
des erk. Sen., weil es ſich dort um Fälle des Zuſammentreffens 
von Grunderwerbſteuer und Schenkungsteuer handelte. 


(NZH, 5. Sen., Urt. v. 14. Dez. 1934, V A 360/34 8.) 
(= RES. 37, 109.) 
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33. 88 1, 4, 5, 11 (n. F.), 12 GrErwStG. Iſt ein Grund⸗ 
ſtück mit aufſtehender Ernte verkauft, ſo iſt der Steuer⸗ 
maßſtab nach 88 11, 12 GrErwStG. durch einen Vergleich 
des Einheitswerts mit dem für das Grundſtück nebſt auf⸗ 
ſtehender Ernte vereinbarten Preiſe zu beſtimmen. f) 

Durch notariſchen Vertrag v. 20. Juni 1933 kaufte der 
Beſchw§. zum Preiſe von 377500 AM das Gut B., das am 
1. Juli 1933 in ſeinen Beſitz übergehen ſollte, während die Auf⸗ 
laſſung auf ſpäteſtens 1. Okt. 1933 vereiabart war. Im Kauf⸗ 
vertrage verpflichtete ſich der Beſchwy. zur übernahme der 
Grunderwerbſteuer, und es war ferner beſtimmt worden, daß „das 
Zubehör des Grundſtücks, lebendes und totes landwirtſchaftliches 
Inventar ſowie die Erntevorräte mitverkauft“ ſeien und „hier⸗ 
auf .. . von dem obengenannten Kaufpreis 170 000 AM. verrech⸗ 
net“ werden ſollten. Nachdem am 30. Okt. 1933 die Eigentums⸗ 
übertragung erfolgt war, veranlagte das Fin A. die Grunderwerb 
ſteuer nach dem um den Wert des Inventars verminderten Kauf 
preiſe zuzüglich der halben Grunderwerbſteuer — 274 666,65 Nell. 
und forderte von dieſem Betrage durch Beſcheid v. 23. Nov. 1933 
3/100 Hauptſteuer = 8239,95 RM zuzüglich 2/100 — 5493,30 Add 
Zuſchlag. 

In dem hiergegen eingelegten Einſpruch beantragte der 
BeſchwF. die Abrechnung eines weiteren Betrages von 66 500 Ad 
als Wert der auf dem Halm ſtehenden und mitverkauften Ernte. 
Er führte aus, die Steuer wolle lediglich den Umſatz des Grund 
und Bodens als Erzeugungsmittel erfaſſen, wie denn auch der in 
der Regel maßgebende Einheitswert lediglich den reinen Boden⸗ 
wert errechne und die Betriebsmittel und Früchte auf dem Halm 
ausſcheide. Aber auch wirtſchaftliche Erwägungen rechtfertigten die 
Freilaſſung der Erntewerte, da ſonſt ein kurz vor der Ernte ge⸗ 
ſchloſſener Gutsverkauf viel höher beſteuert werde als ein ſolcher 
nach Einbringung der Ernte. Im übrigen ſei für die Bemeſſung 
der Steuer die Zeit der Grundbuchumſchreibung maßgebend, da 
die Parteien die Abwicklung des Geſchäfts und den Eigentumsüber⸗ 
gang erſt nach Einbringung der Ernte gewollt hätten, weil vorher 
noch eine Anzahl Formalitäten zu regeln geweſen ſeien. 

Nach erfolgloſem Einſpruch wurde auch die Berufung mit der 
Begründung zurückgewieſen, daß für den Eigentumsübergang zwar 
der Tag der Eintragung im Grundbuch maßgebend ſei, daß jedoch 
der Wert des Grundbeſitzes nach dem Zuſtand berechnet werden 
müſſe, in dem er zum Gegenſtand des ſchuldrechtlichen Vertrags ge⸗ 
macht worden jei, was die Einrechnung der mitverkauften auf⸗ 
ſtehenden Ernte zur Folge habe. 


Zur Begründung ſeiner RBeſchw. trug der Beſchw§. vor, die 
Abſtellung der Veranlagung auf den zufälligen Tag des Vertrags“ 
abſchluſſes und die Einbeziehung der Ernte widerſpreche den Inter⸗ 
eſſen der Landwirtſchaft an einem vom Stande der Frucht unab⸗ 
hängigen, ſich gleichbleibenden Verkaufswerte, zumal auch der Land⸗ 
wirt die Saat und die aufſtehende Ernte nicht als Teil des Grund⸗ 
ſtücks, ſondern, ebenſo wie die Hofvorräte, als ſelbſtändiges Wirt⸗ 
ſchaftsgut anſehe. Der Wert des Landgutes als reiner landwirt⸗ 
ſchaftlicher Betrieb und der Preis dafür ſei daher beim Eigentums⸗ 
übergang im Oktober der gleiche geweſen wie beim Verkauf im 
Juni, da der jeweilige Bewirtſchaftungszuſtand als werterhöhend 
nicht berückſichtigt werden dürfe. Andernfalls ſeien jtarke Wert⸗ 
ſchwankungen zu verzeichnen, die bei der Zugrundelegung des für 
längere Zeit feſtſtehenden Einheitswertes vermieden würden. Vor⸗ 
liegend könne aber der Zuſtand des Grundſtücks beim Vertrags- 
abſchluß auch deshalb nicht maßgebend ſein, weil die Abſicht der 
Beteiligten auf übereignung des Gutes ohne Ernte gezielt habe, ſo 
daß höchſtens der Gutswert bei der Auflaſſung im Oktober unter 
Abzug der inzwiſchen eingebrachten und mit 50 224,22 Ast zu be⸗ 
wertenden Ernte zugrunde gelegt werden könne. 

Die RBeſchw. konnte keinen Erfolg haben. 

Die Vorinſtanz iſt von der ſtändigen Rſpr. des RFH. aus⸗ 
gegangen (RF H. 9, 61; 13, 120 und 293, insbeſ. das zuſammen⸗ 
faſſende Urt. v. 10. Nov. 1931, II A 321/31: RH. 30, 321 
= 3%. 1932, 1605), wonach ein Grundſtück in dem Zuſtande zu 
bewerten iſt, in dem es die Beteiligten zum Gegenſtande des 
ſchuldrechtlichen Veräußerungsgeſchäftes gemacht haben. In der 
Entſch. RF H. 9, 61 hat der Senat zur Begründung ſeiner Rſpr. 
uusgeführt, daß entſprechend dem § 11 GrErwStG. für die Höhe 
der Steuer zwar der Wert maßgebend ſei, den das Grundſtück zur 
Zeit des Eigentumsübergangs gehabt habe. Es iſt aber dann her⸗ 
vorgehoben, daß dieſe Vorſchrift keine Beſt, enthalte, derzufolge 
das Grundſtück gerade in dem Zuſtande zu bewerten iſt, in dem es 
ſich zur Zeit des Eigentumsübergangs befunden hat, und dargelegt, 
daß eine derartige Auslegung des Geſetzes zu unhaltbaren Folge⸗ 
rungen führen würde. Daher hat der Senat als entſcheidend ſtets 
den Zuſtand angeſehen, in dem das Grundſtück zum Gegenſtand 
des Veräußerungsvertrages gemacht wurde, und zur Begründung 
auch darauf hingewieſen, daß in den Fällen, wo der den Wert ($ 11) 
überſteigende höhere Preis (§ 12) zugrunde zu legen ſei, der Wert 
grundſätzlich nicht für ein anders beſchaffenes Grundſtück feſtgeſtellt 
werden kann, als es zur Zeit der Preisvereinbarung geweſen iſt. 
In dem Urt. v. 10. Nov. 1931: RF. 30, 321 hat der Senat 
dieſen Standpunkt erneut betont und ihn auch in dem Falle des 
Verkaufs eines Waldgrundſtücks in dem Urt. v. 9. Nov. 1932, II A 
491/32 ( Mrozek, Rechtsſpr. 22 zu § 1 GrErwStG. Abt. IV) ver- 
treten. In der Entſch. RF H. 30, 321 iſt auf S. 325 unter B12 
beſonders hervorgehoben, daß in den Fällen, wo das Grundſtück mit 
aufſtehender Ernte Gegenſtand des Veräußerungsgeſchäfts war, die 
Ernte mitzubewerten iſt, und zwar nicht nur für die Steuer aus 
8.5, ſondern auch für die Steuer aus 88 1, 4 GrErwstG. Aller⸗ 
dings bezog ſich dieſe Auffaſſung auf Fälle, bei denen der ver⸗ 
einbarte Preis ($ 12) noch mit dem gemeinen Wert (8 11) ent- 
ſprechend der früheren Faſſung des GrErwStch. zu vergleichen 
war. Es fragt ſich daher, ob auch nach der durch die NotVO., vom 
1. Dez. 1930 eingetretenen Anderung des $ 11, durch welche an 
Stelle des gemeinen Werts der Einheitswert für den Anſatz der 
Grunderwerbſteuer maßgebend wurde, der bisherige Standpuußt 
aufrechterhalten werden kann. Demgegenüber iſt geltend gemacht 
worden, daß bei der Gegenüberſtellung des Veräußerungspreiſes, 
in dem die Ernte enthalten iſt, und des Einheitswertes der Ver⸗ 
gleich ſich nicht auf ein Grundſtück in dem gleichen Zuſtande be⸗ 
zieht. Dieſer Einwand iſt aber nicht ſtichhaltig, denn der Einheits⸗ 
wert enthält nicht nur den Boden und die aufſtehenden Gebäude, 
ſondern berückſichtigt auch die Höhe der Ernte, die der landwirt⸗ 
ſchaftliche Betrieb in dem der Bewertung zugrunde gelegten ſechs⸗ 
jährigen Hauptfeſtſtellungszeitraum ($ 23 R Bewag.) als nachhaltigen 
Ertrag erzielen kann (vgl. 88 11, 22, 29, 30, 31, 33, 37, R Bew.; 
ferner $ 67 Nr. 4 RBe weh.). Wenn ſich bei der Gegenüberſtellung 
von Veräußerungspreis und Einheitswert vereinzelt Unſtimmig 
keiten ergeben ſollten, ſo muß das hingenommen werden, nach⸗ 
dem der Geſetzgeber, dem dieſe Umſtände bekannt waren, den Ver 
gleich zwiſchen Veräußerungspreis und Einheitswert ausdrücklich 
angeordnet hat. Daher kann auch bei landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücksverkäufen, mögen dieſe mit oder ohne Ernte erfolgen, nicht 
allgemein der Einheitswert zugrunde gelegt werden, zumal dies die 
im Geſetz für Grundſtücksverkäufe im § 12 vorgeſehene Erfaſ⸗ 
ſung der höheren Verkaufspreiſe unmöglich machen würde. 

Für den vorl. Fall kommt es daher lediglich darauf an, 
welche Vereinbarungen über die Ernte in dem Vertrag über das 
Gut getroffen worden ſind. Wie die Vorinſtanz ohne Verſtoß 
gegen den Akteninhalt zutreffend angenommen hat, ergibt ſich aus 
dem Kaufvertrage v. 20. Juni 1933 und der Preisbemeſſung, daß 
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das Gut B. mit der aufſtehenden Ernte verkauft worden iſt. Hier⸗ 
an wird durch die Vertragsabmachung nichts geändert, wonach auf 
Zubehör, Inventar und Erntevorräte ein Betrag von 170 000 f 
zur Verrechnung kommen follte. Keinesfalls iſt daraus zu folgern, 
daß eine geſonderte Veräußerung der Ernte beabſichtigt war. Da⸗ 
von könnke nur die Rede fein, wenn der Grund und Boden für 
ſich, die Ernte aber geſondert an eine andere Perſon veräußert 
worden wäre. Der Beſchw§. hat aber das Gut mit den auf⸗ 
ſtehenden Früchten bereits am 1. Juli 1933 in ſeinen Beſitz und 
in Bewirtſchaftung genommen und die Ernte dann ſelbſt eingebracht 
und verwertet. Iſt ſomit anzunehmen, daß das Vorhandenſein der 
aufſtehenden Ernte für die Höhe des Veräußerungspreiſes maß⸗ 
gebend geweſen iſt, ſo iſt auch die Steuer nach Ausſcheidung des 
Inventarwertes im übrigen von dem ganzen für Grundſtück nebſt 
aufſtehender Ernte vereinbarten Preiſe, der den Einheitswert über⸗ 
ſteigt, zu berechnen. 


(RFH., 2. Sen., Urt. v. 15. Febr. 1935, II A 318/34.) 


Anmerkung: Steuerauslöſend iſt bei der Grunderwerbſteuer 
der Grundſtücksumſatz, Steuergegenſtand das Grundſtück. 


1. Der Grundſtücksbegriff könnte, nachdem ſich die 
Steuerhöhe entweder nach dem Veräußerungspreis oder nach dem 
Einheitswert richtet, nach den Grundſätzen des RBewG. oder des 
bürgerlichen Rechts feſtgeſtellt werden; die Feſtſtellung war für 
die Zeit ab 1. Okt. 1930 nach den Grundſätzen des NBernG. zu 
treffen (vgl. Ott: StW. 1932, 1554 ff; 1934, 1278 ff.; JW. 1935, 
485), während für die Zeit ab 1. Jan. 1935 der bürgerlich⸗-recht⸗ 
liche Grundſtücksbegriff (mit gewiſſen Abwandlungen) maßgebend 
iſt, der bereits für die Zeit bis zum 1. Okt. 1930 entſcheidend 
war (vgl. 8 10 GrEDdB. 1935: RStBl. 1935, 99). Das vorliegende 
Urteil iſt unter der Zeit der Herrſchaft des reichsbewertungsrecht⸗ 
lichen Grundſtücksbegriffs ergangen. Gemäß 8 28 RBewG. 1931 
rechnen auch die Kulturen, insbe]. aljo die aufſtehende Ernte, zum 
Grundſtück, und aus dieſem Grunde wird auch für die Grunde 
erwerbſteuer nicht nur der Grund und Boden, ſondern auch die 
aufſtehende Ernte als ſteuerpflichtig angeſehen. Bei Zugrundelegung 
des bürgerlich⸗rechtlichen Grundſtücksbegriffs müßte gleichfalls die 
aufſteheude Ernte als grunderwerbſteuerpflichtig bel werden, 
8005 zu den weſentlichen Grundſtücksbeſtandteilen rechnet ($ 94 


2. Der Umfang des ſteuerpflichtigen Grund⸗ 
ſtücks wird aber nicht nur nach dem NBew®. bis 1. Jan. 1935 
und nach bürgerlichem Recht ab 1. Jan. 1935, ſondern darüber 
hinaus danach feſtgeſtellt, was zum Gegenſtand des Umſatzgeſchäf⸗ 
tes gemacht worden iſt. Dies iſt alte, gefeſtigte Rechtspraxis (vgl. 
Ott: StW. 1932, 1131 ff.). Nicht maßgebend iſt dagegen, Nas 
Gegenſtand des dinglichen Eigentumsüberganges iſt. Sit infolge 
deſſen ein Grundſtück mit aufſtehender Ernte verkauft, die Ernte 
aber bis zur Umſchreibung im Grundbuch eingebracht worden, ſo 
iſt gleichwohl nicht nur der Grund und Boden, ſondern auch die 
aufſtehende Ernte Steuergegenſtand und deshalb auch von ihr 
Steuer zu zahlen. Wird andererſeits die aufſtehende Ernte nicht 
mitverkauft, ſondern noch von dem Verkäufer eingebracht, ſo 
brauchen auf die Ernte keine Steuern gezahlt zu werden. 


3. Da die Steuer jetzt von dem Einheitswert oder Ver⸗ 
äußerungspreis des Grundſtücks im Siune des bürgerlichen Rechts, 
ſoweit dieſes Umſatzgegenſtand iſt, erhoben wird, ſo ergeben ſich 
intereſſante Unterſchiede. Der Einheitswert ſucht — ſtatiſch — 
einen normalen Grundſtücksertragswert feſtzulegen und geht des⸗ 
halb vom normaliſierten Zuſtand des Grundſtücks am Bewertungs- 
ſtichtage und einem Durchſchnittsertrage aus, während der Ver⸗ 
äußerungspreis — dynamiſch — den beſonderen Jahresertrag, wie 
er gerade vorliegt, berückſichtigt. Sit die aufſtehende Ernte des 
Verkaufsjahres gering, ſo wird der Veräußerungspreis geringer 
ſein; iſt die aufſtehende Ernte groß, ſo wird der Veräußerungs⸗ 
preis höher ſein; wird die Ernte überhaupt nicht mitverkauft, ſo 
wird der Veräußerungspreis wiederum erheblich geringer ſein. 
Dieſer Veräußerungspreis für eine außergewöhnlich geringe oder 
eine außergewöhnlich gute oder gar keine Ernte wird alsdann mit 
em Einheitswert, der eine normale Ernte berückſichtigt, alſo einem 
aliud, verglichen. Eine Einheitsbewertung nach dem Stichtage, die 
wiederum nicht auf den Zeitpunkt des ſchuldrechtlichen Veräuße⸗ 
rungsvertrages, ſondern auf den Zeitpunkt der grundbuchlichen 
Umſchreibung zu erfolgen hätte ($ 15 Gre. 1935), würde, ſo⸗ 
weit überhaupt zuläſſig, hieran nichts ändern, da auch fie auf eine 
normale Ernte abſtellk. In Wahrheit ergibt ſich ſonach bei land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken, daß neben dem tatſachlichen Zuſtand 
des Grundſtücks, wie es Gegenſtand der Veräußerung iſt, wahl⸗ 
weiſe ein normaliſierter Zuſtand des Grundſtücks für die Steuer⸗ 
berechnung maßgebend iſt. . 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 
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Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin 


[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt] 


34. Nach $ 91 Abſ. 4 Satz 2 Verf. i. d. Faſſ. der Bek. 
v. 2. Nov. 1934 (RG Bl. I, 1113) ift die Ber. u. a. aus geſchloſſen, 
ſoweit es ſich darum handelt, ob bei Anſprüchen auf 
Elternrente der Antragſteller i. S. des $ 45 RVerſorgG. 
bedürftig iſt. Dieſe Vorſchr. gilt nicht nur für das Ver» 
fahren bei Erſtanträgen auf Elternrente, ſondern auch 
für das Verfahren bei Neufeſtſtellung nach §57RVerſorgG. 


(RVerſorgcher., Entſch. v. 3. April 1935, M 4482/34, 4.) 
* 


35. Wenn die Eltern den Antrag auf Gewährung der 
Elternrente nach einem Verſchollenen vor dem 31. März 
1930 geftellt haben, jo bildet den Gegenſtand des Verfah- 
rens auch dann ein Rechtsanſpruch, wenn das die Todes⸗ 
erklärung ausſprechende Urteil erſt im Laufe des Ver- 
fahrens und nach dem 31. März 1930 ergeht. 

(RVerſorgcGger., Entſch. v. 16. März 1935, M 7868/31, 4.) 


| preußiſches Oberverwaltungsgericht | 


36. 88 568, 569.—573, 710, 720, 731 II 11 ALR. Kirchen⸗ 
patronat. Nach kurſächſiſchem Kirchenrecht iſt der Landes- 
herr nicht als Oberlehnsherr der Privatpatrone, denen ein 
perſönliches Patronat zuſteht, anzuſehen. Die Ausdrücke 
„Kirchenlehen“ und „Pfarrlehen“ deuten nicht auf ein 
echtes Lehnsverhältnis hin. Die lehnsrechtlichen Vor- 
ſchriften, insbeſondere über den Lehnsheimfall, finden auf 
ein ſolches Patronat keine Anwendung. Hat der Landes- 
herr längere Zeitläufe hindurch zu einer Kirche in einem 
Rechtsverhältnis geſtanden, das als Patronat oder mit 
einem gleichbedeutenden Ausdruck (Kirchenlehen, Pfarr⸗ 
lehen uſw.) bezeichnet worden iſt, ſo wird bis zum Nach⸗ 
weiſe des Gegenteils vermutet, daß es ſich um ein Patro⸗ 
nat i. S. des § 568 II 11 ALR. handelt. f) 

(PrOVG., 8. Sen., Urt. v. 25. Sept. 1934, VIII C 79/32.) 


Abgedr. JW. 1935, 1266 v. 


Anmerkung: Dem Urteil iſt im Ergebnis zuzuſtimmen. Die 
Entwicklungslinien und Leitgedanken des ſächſ. Patronatsrechts hätten 
vielleicht ſchärfer gekennzeichnet werden können, worauf hier aber 
nicht näher eingegangen werden ſoll. Dagegen hätte es der eingehen- 
deren Darlegungen im Urteil darüber nicht bedurft, daß lehensrecht⸗ 
liche Grundſätze nicht auf die kirchlichen und geiſtlichen Lehen anwend⸗ 
bar ſind. Statt dieſer Ausführungen iſt vielmehr tragend der Hin⸗ 
weis auf die Doppelbedeutung des Wortes Lehen in der maß⸗ 
gebenden Rechtsſprache. Dieſer Hinweis hatte darum weiter ausgebaut 
werden muüſſen. Lehen bedeutet einmal — und das iſt allerdings die 
weitaus geläufigere Bedeutung — im weltlichen Recht: FEU DLM, 
zum andern aber im geiſtlichen Recht: DOS. Beide Bedeutungen 
ſtehen rechtlich ſelbſtändig nebeneinander. Lehen als DOS hat wiederum 
eine doppelte, unter ſich verwandte Bedeutung. Es bedeutet ſowohl 
das für beſtimmte kirchliche Zwecke (3. B. einer beſtimmten örtlichen 
Kirche, einer Pfarrſtelle uſw.) gewidmete, geſtiftete und dieſem Zweck 
dienende Vermögen, wie auch dies Vermögen als rechtlich ſelbſtändige 
Stiftung, wobei die betreffende Kirche, Pfarrſtelle uſw. als Trägerin 
dieſes Vermögens erſcheint. 

Daß das Wort Lehen zum Träger der Bedeutung DOS mit 
den beiden eben erwähnten Unterbedeutungen für die Rechtsſprache 
innerhalb eines gewiſſen Gebietes Deutſchlands geworden iſt, iſt allem 
Anſchein nach ſächſiſchen Urſprungs, und rührt von dem Grundſatz 
her, bei der Beſiedlung — im ſpäteren Mittelalter, als das Eigen⸗ 
kirchenrecht ſchon zerfallen war — eine Pfarre mit einer Hufe auszu⸗ 
ſtatten. Auf dieſen Zuſammenhang weiſt hin Herm. Löſcher in 
einem Aufſatz „Die Pfarrausſtattung im Verlaufe der bäuerlichen Be⸗ 
ſiedlung des Erzgebirges“, der die Arbeiten des im Urteil auch angef. 
Prof. Heinr. Felix Schmidt: Ztſchr. der Savignyſtiftung, Kan⸗ 
Abt. Bd. 46 u. 48 ergänzt. Da dieſer Aufſatz an einer für den Juriſten 
und Nichtſachſen gar zu entlegenen Stelle veröffentlicht iſt (Glückauf, 
49. Jahrg., 1929, S. 142 ff), ſei aus ihm angeführt: „Lehen heißt 
im Altmeißniſchen, das hierin dem Fränkiſchen folgte, weiter nichts 
als Hufe. Das lehren uns die Erbbücher der ſächſ. Amter aus dem 
16. Jahrh., in denen ſtets ein Lehen gleich einer Hufe, ganz gleich ob es 
ſich um bäuerlichen oder anderen Beſitz handelt, geſetzt wird. Aber auch 

207 


1652 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ältere Urkunden ſagen uns das, ſo die bekannte Ausſtattungsurkunde 
des Kloſters Altzella von 1162. Einen weiteren Beweis dafür bringt 
auch die Tatſache, daß die alten Viſitationsberichte und Kirchenord⸗ 
nungen, vornehmlich des 16. Jahrh., nur vom Pfarrlehen, nicht auch 
vom Kirchner⸗ oder Küſterlehen ſprechen, obwohl ſie auf Pfarrlehen und 
custodia (Küſterei) die gleichen kirchenrechtlichen Grundſätze anwenden. 
Das hat ſeinen Grund darin, daß die Küſterei gewöhnlich nur mit 
einem Garten und einem oder zwei Ackern und Wieſen ausgeſtattet 
wurde, der Küſter war alſo den Gärtnern und nicht den Hufnern 
gleichgeſtellt ... Alſo weil der Grundbeſitz einer Pfarre meiſt eine 
Hufe gleich einem Lehen betrug, daher kam die Bezeichnung Pfarr⸗ 
lehen.“ Später iſt das Wort Lehen auch darüber hinaus zur Bildung 
der Bezeichnung geiſtliche Lehen, Küſter⸗, Kirchſchullehen (vgl. über 
dieſe Friedr. Herm. Löſcher: „Schule, Kirche und Obrigkeit 
im Reformationsjahrhundert“, Leipzig 1925; Herb. Gündel: 
„Das ſächſiſche Kirchenſchullehen als Stiftung“, Borna⸗Leipzig 1932) 
verwandt worden. 

Obwohl der Urſprung dieſes Sprachgebrauches im Laufe der 
Zeit in Vergeſſenheit geriet, vermengte man im ſächſ. Recht nicht 
Lehen (dos) mit Lehen (feudum), ſondern hielt beider Grundſätze klar 
auseinander, wobei übrigens in Sachſen ſeit der Reformation noch 
innerhalb der kirchlichen Lehen das Kirchenlehen als Stiftungsgut 
einer Kirche und geiſtliche Lehen als Stiftungsvermögen der Kirchen⸗ 
dienerſtellen unterſchieden wurden. Daß mit Kirchenlehen und Pfarr⸗ 
lehen ſchließlich auch noch das Patronatsrecht — aber wiederum als 
kirchliches Recht — bezeichnet wurde, bedeutet im Sprachgebrauch eine 
Rückwendung vom Lehen als Stiftung auf den Patron als wirklichen 
oder angenommenen Stifter dieſes Lehens oder deſſen Nachfolger (ſiehe 
auch Weber, Kirchenrecht, 1. Aufl., 1828, II. Teil II. Abt. S. 293 f. 
Anm. 2). Aus der Bezeichnung des Patronats mit Kirchen- oder Pfarr⸗ 
lehen folgte dann die des Patrons als Lehnsherr. 

Selbſt wenn das Patronatsrecht mit einem Lehngut (feudum) 
verbunden war, und ſelbſt wenn dabei das Patronatsrecht als Lehen 
bezeichnet wurde, teilte es zwar wie jedes dingliche Patronat das 
Schickſal des Gutes, zu dem es gehörte, blieb aber in ſeinem Cha⸗ 
rakter und Inhalt unverändert wie das Kirchen- oder Pfarrlehen, 


auf das es ſich richtete. 
NA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 
* 

37. Polizeiverfügung. SS 14, 41 Abſ. 2 PrPol Verw. 
v. 1. Juni 1931 (GS. 77). Die Polizei darf nur taugliche 
Mittel zur Gefahrenabwehr vorſchreiben. Innerhalb des 
Kreiſes der tauglichen Mittel kann fie nach ihrem Ermeſ⸗ 
ſen dasjenige auswählen, das ſie für notwendig hält. 
Die Tauglichkeit des Mittels iſt im VerwStrVerf. nach— 
zuprüfen. f) 

Frau P. wurde die baupolizeiliche Genehmigung zu einem Um⸗ 
bau ihres Hotelgebäudes erteilt. Ein Teil der Treppe vom Erd⸗ 
geſchoß zum erſten Stock ſollte verlegt und in dem dadurch ge- 
wonnenen Raum unter dem beſtehenbleibenden Teil der Treppe ein 
Piſſoir angelegt werden. Eine der im Bauſchein enthaltenen „beſon⸗ 
deren Bedingungen“ lautet: 

„Der im Erdgeſchoß unter der Treppe befindliche Raum iſt 
feuerbeſtändig gegen das Treppenhaus abzuſchließen.“ 

Bei der Gebrauchsabnahme wurde feſtgeſtellt, daß dieſe Forderung 
nicht erfüllt war. Die Baupolizei verlangte darauf, daß der obere 
Lauf der Erdgeſchoßtreppe unterſeitig verputzt werde. 

Frau P. bat von dieſer Forderung Abſtand zu nehmen, ge= 
gebenenfalls ihr Schreiben als Beſchwerde an den RegPräſ. weiterzu⸗ 
leiten. Der letzteren Bitte entſprach die Baupolizei. Der Regpräſ. 
wies die Beſchwerde als unbegründet zurück. 

Auch die Klage der Frau P. wurde durch das BezVerwGer. ab⸗ 
gewieſen. Der Rev. verſagte das OVG. den Erfolg. 

Das OVG. führt zunächſt aus, die angef. Entſch. leide an einem 
weſentlichen Verfahrensmangel (der hier nicht iuntereſſiert), und fährt 
dann fort: Wegen dieſes weſentlichen Verfahrensmangels trat freie 
Beurteilung ein, ſo daß der Gerichtshof den Streitfall über die ſon⸗ 
ſtigen Beſchränkungen der RevJuſt. hinaus in vollem Umfange zum 
Gegenſtand feiner Prufung zu machen hatte (88 94, 98 LG.). 

Wenn Kl. behauptet, die Forderungen der Baupolizei ſeien un⸗ 
logiſch und bautechniſch unhaltbar, ſo iſt damit offenbar gemeint, daß 
der geforderte unterſeitige Verputz der Treppe kein geeignetes (taug⸗ 
liches) Mittel ſei, die Feuersgefahr zu vermindern. Dieſe Behauptung 
iſt erheblich. Zwar hat 814 PolVerwG. die Frage, ob eine Maß⸗ 
nahme zur Gefahrenabwehr notwendig iſt oder nicht, allein in das 
pflichtmäßige Ermeſſen der Polizei geſtellt und damit der Nach⸗ 
prüfung des Verwftichters entzogen. Aber dabei iſt ſtets vorausgeſetzt, 
daß die Polizei nur ſolche Mittel in den Kreis ihrer Erwägungen 
einbezieht, die zur Verhütung oder Verminderung einer Gefahr ob⸗ 
jektiv tauglich find. Das ergibt ſich insbeſ. auch aus 8 41 Abſ. 2 
Pol Verw., wonach der von der Polizei Inanſpruchgenommene das 
Recht hat, anſtatt des ihm aufgegebenen ein anderes Mittel anzu⸗ 


wenden, durch das die Gefahr ebenſo wirkſam abgewehrt wird. Das 
Geſetz geht alſo davon aus, daß auch das von der Polizei verlangte 
Mittel zur Abwehr der Gefahr wirkſam, d. h. tauglich, ſein muß. 
Verſtößt die Polizei gegen dieſe Vorausſetzung, ſo handelt ſie rechts⸗ 
widrig (vgl. Drews, PrpolRecht I, 4. Aufl., S. 61/62). Ihr 
Vorgehen unterliegt inſoweit ebenſo der Nachprüfung im VerwStr⸗ 
Verf., wie der Verwgtichter auch darüber zu entſcheiden hat, ob ein 
gemäß § 41 Abſ. 2 PolVerwG. von dem Polizeipflichtigen ange⸗ 
botenes Mittel tauglich iſt oder nicht. 

Die Behauptung der Kl., daß die Forderung der Baupolizei un⸗ 
geeignet ſei, die Feuersgefahr zu vermindern, iſt aber nicht begründet. 
Die Gefahr, die von der Baupolizei abgewehrt werden ſoll, beſteht 
darin, daß die Treppe bei einem im Erdgeſchoß oder im Keller aus⸗ 
brechenden Schadenfeuer frühzeitig ungangbar werden könnte. Dem 
Übergreifen eines ſolchen Brandes auf das Treppenhaus wird durch 
die feuerbeftändige Bauart des unteren Treppenlaufes und den eben⸗ 
falls feuerbeſtändigen Abſchluß dieſer Treppe ein Damm entgegen- 
geſetzt. Es iſt ohne weiteres einleuchtend, daß dieſer Schutz des 
Treppenhauſes weſentlich verſtarkt wird, wenn auch die Eiſenkonſtruk⸗ 
tion des Oberlaufs der Treppe gegen die unmittelbare Einwirkung 
des Feuers durch den geforderten Verputz geſchützt wird. 

(PrOVG., 7. Sen., Urt. v. 17. Dez. 1934, IV C 37,34.) 
Ber. von Sen Präſ. von Kries, Berlin. 


Anmerkung: Das Urt. entſpricht der Sach- und Rechtslage. 
Daß die Polizei nur ein taugliches Mittel zur Gefahrenabwehr vor⸗ 
ſchreiben darf, iſt ein unmittelbar evidenter und darum ſtets anerkannt 
geweſener Grundſatz. Auch zur Zeit der Geltung des § 10 II 17 ALR. 
war die objektive Tauglichkeit des von der Polizei zur Gefahren- 
abwehr vorgeſchriebenen Mittels eine Vorausſetzung der Gültigkeit 
der Pol Vfg. „Eine völlig zweckloſe und zweckwidrige Maßnahme der 
Polizeibehörde bewegt ſich nicht mehr im Rahmen der nötigen 
Anſtalten zur Abwendung der Gefahr i. S. des 8 10 II 17 ALR.“ 
(OVG. 79, 396). An dieſer Rechtslage hat ſich durch die Kodifikation 
des Polizeirechts im PrPolVerwG. v. 1. Juni 1931 nichts geändert. 
Auch § 14 Pol Verw. erwartet von der Polizei nur die Anordnung 
„notwendiger Maßnahmen“. Damit iſt klar zum Ausdruck gebracht, 
daß ſich der Inhalt des polizeilichen Verlangens nur auf ein „für die 
Beſeitigung objektiv in Frage kommendes Mittel“ (Prot. S. 102) 
richten darf. Dieſe objektive Tauglichkeit des vorgeſchriebenen Mittels 
iſt alſo auch heute noch eine Gültigkeitsvorausſetzung der Pol fg. 
Zutreffend iſt es auch, wenn die Entſch. erklärt, daß die Polizei aus 
den verſchiedenen tauglichen Mitteln das ihr nach pflichtmäßigem Er> 
meſſen im konkreten Fall am meiſten geeignet erſcheinende Mittel 
auswählen dürfe. Auch dies folgt unmittelbar aus dem Geſetz, da 8 14 
Pol Verw. die Polizei zur Anwendung der „nach pflichtmäßigem Er⸗ 
meſſen“-notwendigen Maßnahmen verpflichtet. Durch eine der An- 
nahme des § 14 PolVerwG. vorausgegangene Regierungserklärung 
iſt ausdrücklich klargeſtellt worden, daß die Pol Beh., wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen des 814 Pol Verw. gegeben ſeien, zwar gehalten ſein 
ſollten, tätig zu werden, daß ſie aber hinſichtlich der Wahl der Mittel 
inſofern frei ſein ſollten, als eine Amtspflichtverletzung wegen Unter— 
laſſung nicht ſchon dann vorliegen ſolle, wenn ſie jeweils nicht das 
objektiv ſicherſte Mittel zur Beſeitigung der Gefahr oder Störung 
anordnen, ſondern daß es genüge, wenn ſie je nach dem Grade ihrer 
Kenntnis der Gefahr oder Störung ein für die Beſeitigung objektiv 
in Frage kommendes Mittel anwenden (Prot. S. 102). 

Da die objektive Tauglichkeit des vorgeſchriebenen Mittels ein 
Gültigkeitserfordernis, alſo eine Rechtmäßigkeitsvorausſetzung der Pol⸗ 
Vfg. darſtellt, kann ihr Vorliegen gemäß $50 PolVerwG. im Verw⸗ 
StrVerf. nachgeprüft werden. 

Die Formulierung der Urteilsgründe iſt inſofern mißverſtändlich, 
als in ihnen geſagt wird, § 14 Pol Verw. habe die Frage, „ob eine 
Maßnahme zur Gefahrenabwehr notwendig iſt oder nicht, allein in das 
pflichtmäßige Ermeſſen der Polizei geſtellt und damit der Nachprüfung 
des VerwRichters entzogen.“ Wie die weiteren Ausführungen der 
Urteilsgründe zeigen, ſoll damit nur geſagt werden, daß die konkrete 
Angemefjenheit der innerhalb aller überhaupt tauglichen Mittel ge: 
troffenen Wahl der Polizei unnachprüfbar iſt. 

RA. Reuß, Berlin. 


* 


38. 8$ 16, 17, 18 SchußwG. v. 12. April 1928 (RGBl. I, 
143). Verbot des Beſitzes einer Schußwaffe. Eine allge- 
meine Geſetzesvorſchrift des Inhalts, daß unzuverläſſige 
Perſonen zum Beſitz von Waffen und Munition nicht be 
rechtigt ſind und dieſelben daher der zuſtändigen Behörde 
in Verwahrung zu geben haben, iſt nicht erlaſſen; eine 
dahingehende Vorſchrift iſt auch aus den Beſtimmungen 
des SchußwG. nicht zu entnehmen. Ein derartiges Beſitz⸗ 
verbot beſteht vielmehr nur für die in $ 16 Abſ. 1 Ziff. 1—5 
SchußwG. aufgeführten Perſonen. Da jedoch 8 17 Schuß wh. 
das Verbot des Beſitzes von Waffen und Munition nicht 
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erſchöpfend regelt, jo kann beim Vorliegen einer kon⸗ 
kreten polizeilichen Gefahr auch anderen Perſonen der 
Beſitz von Waffen und Munition polizeilich unterſagt 
werden. 

Als i. J. 1931 in Preußen eine allgemeine Anordnung er⸗ 
ging, nach der der Beſitz von Schußwaffen der Ortspolizei anzu⸗ 
zeigen war, kam W. diejer Pflicht nach und meldete den Beſtitz 
einer Piſtole ohne Munition an. Ende April 1933 wurde eine 
Piſtole in ſeiner Wohnung durch die Polizei beſchlagnahmt. 
Nach vergeblicher Beſchw. erhob W. Klage, die das BezBerw®. 
abwies. Auf ſeine Rev. wies das OVG. die Sache an die Vor⸗ 
inſtanz zurück. 

Die Beſchlagnahme der Piſtole in der Wohnung des Kl. 
durch die Ortspoltzei ſtellt ſich als eine polizeiliche Vfg. dar, da 
gem. § 44 Abſ. 1 Satz 2 Pol Verw. die unmittelbare Ausfüh⸗ 
rung einer polizeilichen Maßnahme dem Erlaß einer polizeilichen 
Vfg. gleichſteht. 

Das BezBeriv®er. hat feine mannigfaltigen Bedenken unter 
liegende Entſch. in erſter Linie auf die Beſt. der 88 16, 17 
Shußw®. geſtützt. Danach ſeien Perſonen, denen nach § 16 
a. d. O. ein Waffenſchein nicht erteilt werden darf, auch zum 
Beſitz von Schußwaffen nicht berechtigt, hatten dieſelben vielmehr 
unverzüglich polizeilicher Verwahrung zu übergeben. Das Bez⸗ 
VerwöGGer. hat die Anwendung des § 16 Abſ. 1 SchußwG. auf 
den Kl. für gegeben erachtet, weil Bedenken gegen ſeine Zuver⸗ 
läſſigkeit beſtänden. Es leitet dieſe daraus her, einmal, daß Kl. 
wegen Amtsunterſchlagung gerichtlich beſtraft worden ſei und 
ſein Amt als Gemeindevorſteher habe niederlegen müſſen, und 
weiter, daß er ſich nach vertraulicher Mitteilung durch ſeinen Um⸗ 
gang verdächtig gemacht habe. 

Das BezVerwGer. ſtützt demnach feine Entſch. auf die An⸗ 
nahme eines allgemeinen Rechtsſatzes des Inhalts, daß unzu⸗ 
verläſſigen Perſonen ohne weiteres der Beſitz von Schußwaffen 
und Munition unterſagt werden könne und ſie zur Herausgabe 
der in ihrem Beſitz befindlichen Waffen verpflichtet ſeien. Eine 
ſolche allgemeine geſetzliche Belt. iſt jedoch weder ausdrücklich er⸗ 
laſſen, noch läßt ſie ſich, wie das BezVerwGer. das will, aus 
den von ihm angezogenen §§ 16, 17 SchußwG. entnehmen. 

§ 16 Schußw eh. beſtimmt in feinem Abſ. 1, daß Waffen⸗ 
(Munitions-) Erwerbſcheine oder Waffenſcheine nur an Perſonen, 
gegen deren Zuverläſſigkeit keine Bedenken beſtehen, und nur bei 
Nachweis eines Bedürfniſſes ausgeſtellt werden dürfen. Er fährt 
alsdann fort, daß die Ausſtellung insbeſ. zu unterbleiben hat an 
die unter Ziff. 5 beſonders aufgeführten Perſonen. Da § 17 
a. a. O. vorſchreibt, daß Perſonen, denen nach § 16 Abſ. 1 
Ziff. 1—5 ein Waffen⸗ (Munitions-) Erwerbſchein oder ein Waf⸗ 
fenſchein nicht ausgeſtellt werden darf, auch zum Beſitze von 
Schußwaffen und Munition nicht berechtigt ſind, ſofern nicht eine 
der hier intereſſierenden Ausnahmebewilligungen vorliegt, ſo iſt 
alſo das Beſitz verbot ausſchließlich auf die genannten fünf 
Perſonengruppen abgeſtellt. Wäre etwas anderes beabſichtigt ge⸗ 
weſen, fo müßte der $ 17, welcher ausdrücklich die Ziff. 1—5 des 
§ 16 Abf. 1 anführt, anders lauten. Jedenfalls kann aus dem 
Umſtande, daß die Ausſtellung von Waffenerwerb⸗ und Waf- 
fenſcheinen nach Satz 1 Abſ. 1 des § 16 von der Zuverläſſigkeit 
der nachſuchenden Perſonen abhängig gemacht wird, nicht eine 
dem klaren Wortlaut der den Waffen beſitz regelnden Beſt. des 
§ 17 widerſprechende Auslegung hergeleitet werden. 

Es fragt ſich nunmehr, ob eine der im § 16 gen. Perſonen⸗ 
gruppen, die vom Geſetzgeber als zum Beſitz von Waffen und 
Munition von vornherein als ungeeignet angeſehen werden, ſo 
allgemein umſchrieben iſt, wie das BezVerwGer. das nach ſeinen 

usführungen anſcheinend annimmt. Die Frage iſt zu verneinen. 
In allen Fällen iſt zwar, wie dies nach Sinn und Ziel der Beſt. 
ſelbſtverſtändlich iſt, eine Perſonengruppe gekennzeichnet, gegen 
eren Angehörige nach allgemeinen Erfahrungsgrundſätzen von 
vornherein Bedenken hinſichtlich ihrer Zuverläſſigkeit im Umgang 
mit Schußwaffen zu erheben ſind, wie 1. Perſonen unter 20 Jah⸗ 
ten, 2. Entmündigte oder geiſtig Minderwertige, 3. Zigeuner oder 
nach Zigeunerart umherziehende Perſonen, 4. Perſonen, die wegen 

Zuwiderhandlungen gegen beſtimmte Geſetzesvorſchriften, meiſt 
ſolche, die zum Schutze der Staatsſicherheit erlaſſen ſind, zu einer 
Freiheitsſtrafe von mehr als zwei Wochen rechtskräftig verurteilt 
worden find, und 5. Perſonen, gegen die auf Zuläſſigkeit von 
Polizeiaufſicht oder auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt worden iſt. Die Abgrenzung iſt jedoch in jedem Falle vom 
Geſetz unter Anführung objektiver Merkmale ſo eindeutig ge⸗ 
troffen, daß kein Zweifel darüber beſtehen kann, daß der Ge⸗ 
etzgeber damit nicht eine allgemeine Vorſchr. hat ſchaffen wollen, 
welche die Entſch. über die Zuverläſſigkeit in bezug auf den Be⸗ 
ſitz von Waffen und Munition dem freien Ermeſſen der zuftän- 
digen Stelle überläßt. Da Kl. unſtreitig keiner dieſer Perſonen⸗ 
gruppen zuzuzählen iſt, insbeſ. auch nicht einer der unter Ziff. 4 


erwähnten, jo beruht die Entſch. des BezBerivder. auf einer un⸗ 
richtigen Anwendung des beſtehenden Rechts und unterliegt daher 
der Aufhebung. 

Bei der gem. § 98 LVG. Platz greifenden Würdigung des 

Sachverhalts durch das Rev. erweiſt ſich die Sache nicht als 
ſpruchreif. 
Wenn auch, wie dargelegt, das Schukiw®. ein Verbot des Be⸗ 
ſitzes von Waffen und Munition in feinem $ 17 nur für ganz 
beſtimmte Perſonenkreiſe ausſpricht, ſo iſt damit doch noch nicht 
gejagt, daß nicht gleichwohl auch anderen Perſonen unter beſon⸗ 
deren Umſtänden der Beſitz von Waffen und Munition unter⸗ 
ſagt werden kann. Wie der Senat bereits in ſeinem Urt. v. 
12. Juli 1934 — III C 26/34 — ausgeführt hat, iſt das Verbot 
des Waffenbeſitzes durch das SchußwGl. nicht erſchöpfend geregelt. 
Beim Vorliegen einer konkreten polizeilichen Gefahr kann viel⸗ 
mehr insbeſ. denjenigen Perſonen, welchen gem. 8 16 Abi. 2 
SchußwG. wegen Bedenken gegen ihre Zuverläſſigkeit Waffen⸗ 
(Munitions-) Erwerbſcheine oder Waffenſcheine nicht hatten aus⸗ 
geſtellt werden dürfen, auch der Beſitz von Waffen und Munition 
polizeilich unterſagt werden. Vorausſetzung zum Erlaß einer da⸗ 
hingehenden polizeilichen Vfg. iſt jedoch der Nachweis einer von 
der betr. Perſon ausgehenden konkreten polizeilichen Gefahr. Die 
von dem Vorderrichter angeführten möglicherweiſe von ihm in die⸗ 
ſem Sinne gedeuteten Tatſachen der Verurteilung des Kl. wegen 
Amtsvergehens und ſeines verdächtigen Umgangs ſind jedoch in 
der vorl. Form jedenfalls nicht geeignet, die Annahme einer vom 
Kl. ausgehenden konkreten Gefahr zu begründen, bedürfen viel⸗ 
mehr der eingehenden Aufklärung, falls das ergangene Waffen⸗ 
beſitzberbot etwa aus dieſem rechtlichen Geſichtspunkt begründet 
werden ſoll. 

Auch auf die vom Vorderrichter angezogene VO. des RPraſ. 
zum Schutze von Volk und Staat v. 28. Febr. 1933 (RGBl. I, 
83) kann die ergangene Entſch. nicht geſtützt werden. Zwar iſt 
es zutreffend, daß durch dieſe NotV O. u. a. auch der das Eigen⸗ 
tum gewährleiſtende Art. 153 RVerf. bis auf weiteres außer 
Kraft geſetzt worden iſt, aber abgeſehen davon, daß im vorl. Fall 
nach dem Wortlaut des dem Kl. ſeitens der Ortspolizei erteilten 
Beſchwerdebeſcheides ſowie nach den ſonſtigen in den Akten enthal⸗ 
tenen einſchlägigen Ausführungen der zuſtändigen Verwaltungs⸗ 
ſtellen nur eine polizeiliche Beſchlagnahme, alſo ein vorübergehen⸗ 
der Eingriff in den Beſitz, nicht aber in das Eigentumsrecht des 
Kl. beabſichtigt war, würde die Anwendung der Beſt. der Not⸗ 
BO. v. 28. Febr. 1933 zur Vorausſetzung haben, daß die in ihren 
Eingangsworten gekennzeichnete Zweckbeſtimmung, nämlich die 
Abwehr kommuniſtiſcher ſtaatsgefährdender Gewaltakte, durch den 
Sachverhalt erfüllt iſt. Dafür ſind aber im vorl. Falle nach dem 
Akteninhalte ausreichende Unterlagen nicht gegeben. Außerdem 
wäre hierzu noch zu bemerken, daß nach § 1 PrVBO. v. 2. März 
1933 (GS. 33) für einen Eingriff in das Eigentum nach Maß 
gabe des § 1 der gen. VO. des RPräſ. v. 28. Febr. 1933 aus⸗ 
ſchließlich die Landes polizei zuſtändig iſt. 

Ob die angefochtene polizeiliche Vfg. etwa auf die 4. NotB O. 
zum Schutze des inneren Friedens v. 8. Dez. 1931 (RGBl. I, 
742) 8. Teil Kap. I § 1 geſtützt werden ſollte, iſt weder aus 
den an Kl. ergangenen Anordnungen noch aus dem Akteninhalt 
mit Sicherheit zu erſehen. Sollte es der Fall ſein, ſo müßte gem. 
§ 1 Abf. 2 a. a. O. dargetan werden, daß die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung die getroffene Maßnahme 
der einſtweiligen polizeilichen Inverwahrnahme der Schußwaffe 
des Kl. erforderte. Daran fehlt es jedoch im vorl. Falle. 

(PrOVG., 3. Sen., Urt. v. 18. Okt. 1934, III C 56/34.) 
Ber. von SenPräſ. v. Kries, Berlin. 
* 

39. Dienſtſtrafrechtliche Verantwortung des Mit- 
gliedes eines kollegialen Organs. 

Der Angeſchuldigte war als Bürgermeiſter Vorſitzender des 
Vorſtandes der Sparkaſſe. Als ſolcher iſt er für die unzuläſſigen 
Kreditbewilligungen in vollem Umfange verantwortlich. Zwar iſt 
der Sparkaſſenvorſtand eine kollegiale Behörde, in der der Vor⸗ 
figende lediglich bei Stimmengleichheit (8 6 Ziff. 3) den Ausſchlag 
gibt und, abgeſehen von der Befugnis der Leitung der Sitzungen, 
keine Sonderſtellung einnimmt. Jedoch wird die volle dienſtſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortung eines Beamten nicht dadurch aufgehoben 
oder gemindert, daß er einem kollegialen Organ angehört. Die 
Willensbildung, die durch Beſchlußfaſſung eines kollegialen Organs 
zuſtande kommt, gilt bis zum Beweiſe, daß das einzelne Mitglied 
an dieſer Willensbildung, ſei es infolge Abweſenheit oder infolge 
einer abweichenden Stimmabgabe, nicht beteiligt geweſen iſt, als 
Willensentſchließung auch des einzelnen Mitgliedes, für die dieſes 
verantwortlich iſt. 

(KOBE., Urt. v. 16. Jan. 1935, I D 59, 60/34.) 

Ber. von RA. Dr. Görres, Berlin. 
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40. 86 RF Gr. Die anläßlich der Beftattung eines 
Hilfsbedürftigen erwachſenen Stolgebühren, d. h. Gebüh⸗ 
ren für die perſönlichen Dienftleiftungen der Geiſtlichen 
und der niederen Kirchendiener find, keine erſtattungs⸗ 
fähigen Fürſorgekoſten. 

Der auf der Wanderſchaft nach D. gekommene Wilhelm B. 
wurde auf Koſten des Bezirksfürſorgeverbandes D.⸗Stadt im 
Krankenhaus v. 26. Aug. 1933 bis 20. Nov. 1933 verpflegt und 
nach feinem Tode beerdigt. Die dem Bezirksfürſorgeverband D.- 
Stadt hierfür erwachſenen Koſten zu insgeſamt 456,25 , wur- 
den bis auf einen Betrag von 5,90 .R.% Stolgebühren für Kan⸗ 
tor, Muſiker, Kreuzträger und Chorſchüler und 1,50 %% für das 
Friedhofgeläute vom Landesfürſorgeverband O. erſetzt. Da der 
Landesfürjorgeverband O. den Erſatz dieſer Koſten verweigerte, 
erhob der Bezirksfürſorgeverband D.-Stadt gegen ihn Klage bei 
der Regierung von O., Kammer des Innern, die am 26. Juli 
1934 folgenden Beſcheid erließ: 

Der Landesfürſorgeverband O. hat dem Bezirksfürſorgever⸗ 
band D.⸗Stadt die Koſten in Höhe von 7,40 7, zu erſetzen, die 
dieſem Verband aus Anlaß der öffentlichen Fürſorge (Beſtattung) 
für Wilhelm B. entſtanden ſind. 

Nach Art. IX des AbGeſ. v. 7. März 1924 zum VG. iſt 
in Verwaltungsſtreitſachen die Beſchw. ausgeſchloſſen, wenn der 
Streitgegenſtand einen Geldbetrag unter 50% l betrifft, ſofern 
nicht die Weiterbehandlung aus Gründen des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes geboten iſt. 

Es iſt hiernach zu prüfen, ob, wie die Beſchw. behauptet, 
im vorl. Fall die Weiterbehandlung des Rechtsſtreits im öffent⸗ 
lichen Intereſſe geboten iſt. Ein ſolches iſt im allgemeinen, ab⸗ 
geſehen von anderen, hier nicht einſchlägigen Gründen, dann als 
vorhanden anzuſehen, wenn ein beſonderer, für die Verwaltung 
wichtiger Grundſatz entſchieden oder eine Streitfrage ausgetragen 
werden ſoll, deren Tragweite an ſich die Grenzen des zur Entſch. 
ſtehenden Falles überſchreitet, insbeſ. alſo dann, wenn eine beſon⸗ 
dere, noch nicht geklärte Rechtsfrage zur Entſch. ſteht, deren Trag⸗ 
weite über den im Streite begriffenen Einzelfall hinausgeht 
(VBSHEntfd. v. 16. Juni 1932, Nr. 106 III/32; 28. Febr. 1933, 
Nr. 304 III/ 32, 10. Juli 1934, Nr. 47 III/34; Bundesamt f. 
Heimatw. 81, 133). 

Der anhängige Rechtsſtreit dreht ſich um die Frage, ob der 
Landesfürſorgeverband O. verpflichtet iſt, die von dem Bezirks⸗ 
fürſorgeverband D. aus Anlaß der n des Wilhelm B. 
entrichteten Stolgebühren zu 5,90 N und Gebühren für das 
Friedhofläuten zu 1,50 %%% zu erſetzen. 

Während das Schrifttum zur ſtrittigen Frage, ob die anläß⸗ 
lich der Beerdigung eines Hilfsbedürftigen erwachſenen Stolgebüh⸗ 
ren, d. h. Gebühren für die perſönlichen Dienſtleiſtungen der 
Geiſtlichen und der niederen Kirchendiener, als erſtattungsfähige 
Fürſorgekoſten zu erachten ſind, mehrfach, und zwar einmütig, im 
verneinenden Sinn Stellung genommen hat (vgl. Baath, 
Offentliche Fürſorge, 9. Aufl., S. 311; Jäger, Die öffentliche 
Fürſorge, 2. Aufl., S. 48/49; Rutz, Die Reichsfürſorgepflichtver⸗ 
ordnung S. 297 und Bl. f. öffentl. Fürſorge 1932, 183), iſt dem 
VGH. ein derartiger Streitfall noch nicht zur Entſch. vorgelegen. 
Auch die Sammlung der Entſch. des Bundesamts für Heimatw. 
laſſen die Behandlung eines ſolchen Falles nicht erſehen. Nachdem 
anzuerkennen iſt, daß der zur Entſch. geſtellten Frage eine über 
den vorl. Streitfall hinausgehende Tragweite zukommt, erſcheint 
deshalb die Weiterbehandlung des Rechtsſtreits aus Gründen des 
öffentlichen Intereſſes geboten. 

Nach 8 6 Abſ. 2 der zu § 6 RFürſpfl VO. ergangenen 
Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, Art und Maß der Fürſorge 
ift nötigenfalls der Beſtattungsaufwand zu beſtreiten. Der Be⸗ 
griff „Beſtattungsaufwand“ iſt im Geſetz nicht näher erläutert; 
immerhin iſt, wenn dies in den Reichsgrundſätzen auch nicht aus⸗ 
drücklich betont iſt, als ihrem Sinn entſprechend anzunehmen, daß 
nur der notwendige Beſtattungsaufwand von der öffentlichen 
Fürſorge zu beſtreiten iſt. Denn es iſt kein Grund dafür einzu- 
ſehen, daß, nachdem der einem hilfsbedürftigen Lebenden zu ge⸗ 
währende Lebensbedarf auf das Notwendige eingeſchränkt iſt, die 
einem ohne Hinterlaſſung von Mitteln Verſtorbenen zu gewährende 
Beſtattung den Rahmen des durchaus Notwendigen überſchreiten 
dürfte. Es beſteht deshalb kein Anlaß, der Belt. des §6 RF Gr. 
eine von der in Art. 3 Abſ. IV des bayer. Armen®. v. 21. Aug. 1914 
hinſichtlich der Beerdigung eines mittelloſen Verſtorbenen ausdrück⸗ 
lich getroffenen Regelung, die aus dem früheren bayer. Armen. 
v. 29. April 1869 übernommen worden iſt, abweichende Auslegung 
zu geben und die Verpflichtung der öffentlichen Fürſorge dahin zu 
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erweitern, daß fie auch die Koſten für die Bezahlung der Stol⸗ 
gebühren und der Gebühr für das Friedhofgeläute bei der Beerdi⸗ 
gung mittelloſer Verſtorbener zu übernehmen hat (vgl. auch Bun⸗ 
desamt f. Heimatw. 47, 39). Der VGH. ſchließt ſich deshalb der 
im Schrifttum vertretenen Anſchauung an, daß zum notwendigen 
Beſtattungsaufwand im fürſorgerechtlichen Sinne nach Maßgabe 
des § 6 Abſ. 2 RF. Gr. nur eine einfache Beerdigung ohne lirch⸗ 
liche Mitwirkung gehört. 

Es kann der Vorinſtanz zugegeben werden, daß es der An⸗ 
ſchauung weiteſter Volksteile entſpricht, daß eine Beſtattung nur 
unter den herkömmlichen kirchlichen Formen vor ſich gehen kann. 
Dieſe Anſchauung iſt nicht neu und hat ſchon zur Zeit der Erlaß 
fung des bayer. Armen. vom Jahre 1869 und 1914 in den 
weiteſten Volkskreiſen nicht minder geherrſcht als jetzt. Der Vor 
inſtanz kann aber nicht gefolgt werden, wenn fie aus dieſer An 
ſchauung die Folgerung zieht, daß die Vornahme kirchlicher Ver⸗ 
richtungen anläßlich der Beſtattung ein Teil der Beſtattung i. S. 
des 8 6 RF Gr. ſelbſt ſei. Die anläßlich der Beſtattung vor 
genommenen kirchlichen Verrichtungen vollziehen ſich auf Grund 
kirchlicher Ordnung, die beſtimmt, ob und welche Gebühren zu 
entrichten und von wem ſie aufzubringen ſind. 

Trifft dies aber zu, ſo war der Bezirksfürſorgeverband D. zur 
Bezahlung der anläßlich der Beſtattung des Wilhelm B. erwach⸗ 
ſenen Stolgebühren zu 5,90 %% und der Gebühr für das Fried⸗ 
hofgeläute zu 1,50 %% nicht verpflichtet. Seine Leiſtung war 
freiwillig. Der Bezirksfürſorgeverband D. kann deshalb auch nicht 
gem. § 14 Abſ. 1 RE BIRO. vom endgültig verpflichteten 
Landesfürſorgeverband O. Erſatz dieſer Koſten verlangen. 

(Bay G., Entſch. v. 22. März 1935, Nr. 241 1I1/34.) 
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41. Allgemeine Aufgabe der Polizei. 

Aufgabe der Polizei iſt es, die notwendigen Maßnahmen 
zu treffen, um von der Vollesgemeinſchaft oder ihren einzelnen Glie⸗ 
dern Gefahren fernzuhalten, durch die die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung bedroht wird. Eine „Gefahr“ kann begrifflich aber nur da 
als beſtehend anerkannt werden, wo eine ernſtliche und durch die Tat⸗ 
ſachen begründete Wahrſcheinlichkeit vorhanden iſt, daß ein lerheb⸗ 
licher) Schaden eintreten wird. Die bloß denkbare Möglichkeit einer 
Schädigung reicht alſo nicht aus, um vorbeugende Polizeimaßnahmen 
zu rechtfertigen. 

(Sächſo G., Entſch. v. 25. Jan. 1935, 152 I 34.) 
* 


42. Kein Einſchreiten der Polizei bei gelegentlicher 
Außerung von Selbſtmordabſichten. 

Es hann nicht als Aufgabe der Polizei betrachtet werden, 
Perſonen, die einmal vielleicht in der Erregung Selbſtmord⸗ 
abſichten geäußert haben, deren Zuſtand aber ſonſt nicht unmittel⸗ 
bar dieſe Gefahr dartut, Beſchränkungen aufzuerlegen, um ſie an der 
Durchführung eines ſolchen für einen geſunden Menſchen an ſich fern⸗ 
liegenden Gedankens zu verhindern. Eine ſo weitgehende Vorſorge 
für den erwachſenen geſunden Menſchen würde nach dem Volks- 
enipfinden die Aufgaben der Polizei überſchreiten und kann deswegen 
nicht als Recht angeſehen werden. 


(Süächſo G., Entſch. v. 25. Jan. 1935, 152 I 34.) 
5 


43. Entziehung eines Reiſepaſſes (Anfechtbarkeit, 
Gründe). 

Wird die Entziehung eines Reiſepaſſes mit der An⸗ 
fechtungsklage angefochten, fo muß ſich das OVG. darauf beſchräntzen, 
feſtzuſtellen, ob die Verwaltungsbehörden das beſtehende Recht richtig 
angewendet haben und ob die tatſächlichen Feſtſtellungen dieſer Ber 
hörden richtig find, ſoweit fie auf die rechtliche Beurteilung von Ein“ 
fluß ſind. Die tatſächlichen Feſtſtellungen in feinem Urteile darzu⸗ 
legen, iſt das OVch. aber nicht in der Lage, da die Vorſchrift der 
Reichspaßbekanntmachung v. 7. Juni 1932, wonach die Gründe ber 
Entziehung eines Paſſes in der Regel nicht genannt werden, auch das 
OVG. bindet. Wenn die Verwaltungsbehörden den Paßinhaber zu den 
für die Paßentziehung maßgebenden Umſtänden nicht gehört haben, ſo 
iſt das kein Verfahrensmangel. Denn halten die Behörden es für ge⸗ 
boten, den Paß ohne Angabe von Gründen zu entziehen, jo dürfen I1* 
auch von einem vorherigen Gehör abſehen. 


(Sächſo G., Entſch. v. 4. Jan. 1935, 184 I 34) 
* 
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44. Arbeitsgemeinſchaften 

(Gewerbeſteuer). 

Damit nicht bei größeren Bauaufträgen die ganze Arbeit einer 
einzigen Firma zugewieſen wird, die anderen Bewerber aber vollig 
ausgeſchloſſen bleiben, iſt es üblich geworden, Arbeitsgemein- 
ſchaften nur zur Herſtellung des einen Werkes zu be⸗ 
gründen. Die zuſammengeſchloſſenen Unternehmer führen keine beſon⸗ 
dere gemeinſame Firma und ſtehen in ihrer übrigen gewerblichen Be⸗ 
tätigung nach wie vor im freien Wettbewerb ſelbſtändig nebeneinander. 
Durch Begründung einer ſolchen Arbeitsgemeinſchaft entſteht kein 
neues ſelbſtändiges gewerbliches Unternehmen. Eine Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft, zu der ſich mehrere gewerbliche Unternehmen für die Ausfüh⸗ 
rung eines Bauwerkes auf gemeinſame Rechnung in der Form einer 
Geſellſchaft bürgerlichen Rechts zuſammengeſchloſſen haben, bildet ſo⸗ 
nach keinen ſelbſtändigen gemeinſchaftlichen Gewerbe- 
betrieb i. S. von 87 SächſchewStG. 

(Sächſo V., Entſch. v. 17. Jan. 1935, 39 II 34.) 


für große Bauaufträge 


* 

45. „Korreſpondenzverträge“ (Stempelſteuei). 

Der Austauſch von Briefen zum Zwecke der Eini⸗ 
gung über ein Rechtsgeſchäft iſt nach ſächſ. Stempel⸗ 
ſteuerrecht nur dann ſtempelpflichtig, wenn nach der Verkehrsſitte 
über das Geſchäft eine förmliche Urkunde errichtet zu werden pflegt 
und die Beteiligten beabſichtigt haben, durch den Briefwechſel die Er⸗ 
richtung der Urkunden zu erſetzen. Ein ſolcher „Korreſpondenz⸗ 
vertrag“ wird in Sachſen nach ſtändiger Übung auch dann ange⸗ 
nommen, wenn der Briefwechſel nicht erſt die Willenseinigung herbei⸗ 
führt, ſondern der Geſchäftsabſchluß ſchon vorher mündlich erfolgt iſt 
und der Briefwechſel anderen Zwecken dient. Nur dieſe Auslegung 
wird dem Leben gerecht. 

(Sächſo g., Entſch. v. 31. Jan. 1935, 90 II 34.) 


* 
46. Ausnahme vom Verbot der Neuerrichtung einer 
Verkaufsſtelle nicht mit Anfechtungsklage angreifbar. 
Nach ſächſiſchem Recht iſt die Anfechtungsklage vor dem OVG. 
ausgeſchloſſen gegen Beſchlüſſe über Erteilung der Genehmigung zu 
einer gewerblichen Anlage. Darunter fallen auch ſolche Beſchlüſſe, die 
ſich auf Einwendungen Dritter gegen Geſuche um Genehmigung zu 
einer ſolchen Anlage beziehen. Bewilligt die Verwaltungsbehörde eine 
Ausnahme von dem Verbot der Neuerrichtung einer 
Verkaufsſtelle (85 RGeſ. zum Schutze des Einzelhandels), ſo 
ſteht das der Erteilung einer Genehmigung gleich. Die Anfechtungs⸗ 
klage iſt alſo ausgeſchloſſen. 
(Süchſo V., Entſch. v. 1. Febr. 1935, 171 I 34.) 
* 


47. Rechtzeitigkeit der Anfechtungsklage. 

Die Anfechtungsklage vor dem OVG. iſt dann recht⸗ 
zeitig erhoben, wenn das Schriftſtück zwar bei einer nicht zu⸗ 
ſtändigen Behörde eingereicht, von dieſer aber innerhalb der ein⸗ 
monatigen Klagfriſt dem OVG. oder der Behörde, deren Entſcheidung 
ſagefechken wird (ſei es auch nur zur Akteneinſendung oder Bericht⸗ 
erſtattung), übermittelt worden iſt. Die frühere engere Rechtsauf⸗ 
ute (Jahrb. des OVG. 36, 295) wird nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten. 

(SächſO G., Entſch. v. 4. Jan. 1935, 184 I 34.) 
* 


48. Bauerlaubnis erſt nach voller Erfüllung auch 

früherer Anliegerverbindlichkeiten. 
Nach 847 Bauß, iſt eine Baugenehmigung erſt dann 

N erteilen, wenn die Anliegerleiſtungen erfüllt ſind. 

es gilt auch dann, wenn dieſe Leiſtungen ſchon infolge eines früheren 
Baufalles auf demſelben Grundſtück fällig geworden waren, der neu 
zur Genehmigung ſtehende Bau aber an ſich (vielleicht infolge Gering⸗ 
fügigkeit) nicht geeignet iſt, die Anliegerleiſtungspflicht auszulöſen. 

(Süchſo Gl., Entf. v. 1. Febr. 1935, 136 I 34.) 

E 


49. Stadtrat als Vertreter der im Gemeindebezirk zu⸗ 
ſammengefaßten Volksgemeinſchaft (Anliegerleiſtungen). 

Der Stadtrat, der eine Forderung auf Anliegerleiſtungen 
geltend macht, iſt nicht der Vertreter einer beliebigen juriſtiſchen Per⸗ 
ſon, ſondern der Stadtgemeinde, alſo der im Gemeindebezirke 
zuſammengefaßten Volksgemeinſchaft, deren Belange 
er zu vertreten hat und insbeſ. dann auch vertritt, wenn er die von 
er Gemeinde aufgewendeten Mittel für Straßenbau von den An⸗ 
liegern als denjenigen zurückfordert, denen der Straßenbau in erſter 
Linie Vorteile bringt. Der Stadtrat würde nicht pflichtmäßig handeln, 
wenn er ohne weiteres die von einem einzelnen Anlieger nach Recht 
1915 Geſetz zu tragenden Koſten auf die Schultern der Allgemeinheit 
gte. 


(Sächſo G., Entſch. v. 1. Febr. 1935, 136 I 34.) 
* 


50. Auliegerleiſtungen auch bei einftweiligen Bauten. 
Anliegerleiſtungen können auch daun verlangt werden, 
wenn ein einſtweiliger Bau auf dem Anliegergrundſtück her⸗ 
geſtellt wird. Denn auch derjenige, der einen ſolchen Bau errichtet, 
genießt zunächſt den Vorteil, der durch die Herſtellung der öffentlichen 
Verkehrsfläche vor dem Baugrundſtück erwächſt. 
(Sächſd G., Entſch. v. 22. Febr. 1935, 27 1 34.) 


* 

51. Auliegerverbindlichkeiten find öffentlich⸗recht⸗ 
liche Grundſtückslaſten. Pflichtig iſt zunächſt der „An⸗ 
bauende“. 

Die Anliegerverbindlichkeiten ruhen als öffentlich⸗ 
rechtliche Laſten auf dem Grundſtück und treffen deshalb grund⸗ 
ſätzlich den Eigentümer, denn ſie ſtellen bie Gegenleiſtung für den 
durch die Herſtellung der Straße gewährten Vorteil dar, der dem Be⸗ 
ſitzer erſt ermöglicht, ſeinen Grund und Boden baulich zu erſchließen 
oder vorteilhafter zu benutzen. Dieſer Vorteil kommt in erſter Linie 
dem Eigentümer zugute. Damit iſt aber nicht geſagt, daß die Bau⸗ 
polizeibehörde im Baufalle ſich wegen Erfüllung der Anliegerleiſtungen 
nur an den Grundſtückseigentümer zu halten habe oder halten könne, 
vielmehr konimt für fie als derjenige, von dem die Leiſtungen zu⸗ 
nächſt zu verlangen ſind, lediglich der „Anbauende“ in Frage, und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob er der Eigentümer iſt oder nicht. Ihm 
iſt es überlaſſen, ſich, wenn er nicht Eigentümer iſt, mit dieſem über 
die Übernahme der Anliegerleiſtungen zu einigen. 

(Sächſo Bg., Entſch. v. 22. Febr. 1935, 27 J 34.) 


* 

52. Entwerfen von Werbeſchriften iſt keine künſtle⸗ 
riſche Tätigkeit i. S. des Gewerbeſteuerrechts. 

Nach dem Sächſchew StG. (8 3 Abſ. 1) unterliegt der Gewerbe⸗ 
ſteuer jede fortgeſetzt auf Gewinnerzielung gerichtete ſelbſtändige 
Tätigkeit. Eine Ausnahme bildet die Ausübung einer künſtleri⸗ 
ſchen Tätigkeit ($4 Ziff. 3). Hierunter iſt nur eine künſt⸗ 
leriſche Betätigung im höheren Sinne zu verſtehen, d. h. die Schöp⸗ 
fung von Kunſtwerken, die dazu beſtimmt ſind, durch ſich ſelbſt einen 
Kunſtgenuß zu bereiten. Dies gilt nicht für Entwürfe zu Werbe⸗ 
ſchriften und Werbeanzeigen. Denn die künſtleriſche Anordnung und 
Geſtaltung iſt bei dieſen nur ein Mittel zur Verfolgung eines ge⸗ 
ſchäftlichen kunſtfremden Zweckes. 

(Sächſo G., Entſch. v. 29. Dez. 1934, 47 II 34.) 


* F 

53. Rückvergütungen der Konſumvereine (Gewerbe— 
ſteu er). 

Bei der Veranlagung eines Konſumvereins zur Gewerbeſteuer 
nach der SüchſcewSt VO. 1933 find die den Genoſſen nach dem 
Verhältniſſe ihrer Warenentnahme zufließenden Rückvergütungen, 
die erſt nach Ablauf des Geſchäftsjahres von der Genoſſenſchaft bei 
Genehmigung der Bilanz feſtgeſetzt werden, als ertragsabgabe⸗ 
pflichtiger Gewinn anzurechnen. Der Konſumverein kann in dieſem 
Falle alſo die Rückvergütungen weder als Schuld in die Bilanz 
einſtellen noch als Betriebsausgabe abjegen. 

(Sächſo ch, Entſch. v. 17. Jan. 1935, 124 II 34.) 


* 
54. Der Verſicherungsagent in der Gewerbeſteuer. 


Steuerrechtlich ſind unter den Verſicherungsagenten zu unter⸗ 
scheiden die als reine Vermittlungs⸗ und Abſchlußagenten tätigen 
— dieſe ſind als ſelbſtändige Gewerbetreibende zu behandeln — 
und die häufig als Generalagenten bezeichneten Vertreter, die all⸗ 
gemein die geſchäftlichen Angelegenheiten eines Verſicherungsunter⸗ 
nehmens in einem beſtimmten Bezirke beſorgen und kraft ihrer 
beamtenähnlichen Stellung als unſelbſtändige Hilfskräfte des Unter⸗ 
nehmens anzujehen find. Bei der Beurteilung, welcher Art ein Ver⸗ 
ſicherungsagent zuzurechnen iſt, kommt es beſonders darauf an, ob 
er ſeine ganze Tätigkeit ungeteilt einem Unternehmen widmet, wie 
ſeine Bezüge geſtaltet ſind, ob er das „Delkredere“ für die ihm 
unterſtellten Agenten trägt, ob ihm ſelbſt die Vermittlung von Ver⸗ 
ſicherungsverträgen obliegt und wie die Organiſation iſt, ob er 
insbes. die Bezirksvertreter anzuſtellen, die Außenbeamten zu uber⸗ 
wachen, die Prämien einzuziehen und bei der Schädenregelung mit⸗ 
zuwirken hat. 

(Süchſ OG., Entf. v. 8. Nov. 1934, 62 II 34.) 


| Badifher verwaltungsgerichtshof | 


55. 810 Abſ. 2 Gewd.: 88 4,6 Abf.3 BadGeſ. über die 
Ausübung der Realberechtigungen v. 11. Sept. 1898; 8 41 
Verfd. (Wiederherſtellung). Umfang eines Realſchank⸗ 
wirtſchaftsrechts im Zuſammenhang mit der Verlegung 
der Räume innerhalb desſelben Hauſes. 

Durch das Erkenntnis des Bezirksrats v. 25. Okt. 1934 
wurde dem Sch. die nachgeſuchte Genehmigung zum Betrieb der 
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Realſchankwirtſchaft „Zum Breisgauer Hof“, Kiſtraße Nr. 137 
in F., für die Räumlichkeiten der „Konditorei“ im erſten Stoch er- 
teilt, die nachgeſuchte Genehmigung zum Betrieb einer Realſchanke⸗ 
wirtſchaft im zweiten Stock dagegen verſagt, weil ein Realrecht nur 
bzgl. des I. Stockes als beſtehend anzuerkennen ſei. 

Hierauf ſtellte der Bevollmächtigte des im bisherigen Ver⸗ 
fahren nicht beigezogenen Eigentümers des Anweſens, Bäcker⸗ 
meiſter F. in F., Antrag auf „Wiederherſtellung“ des Genannten 
gem. 8 41 VBerfd., die durch Entſchließung des Bezirksrats vom 
29. Nov. 1934 gewährt wurde. 

Mit der rechtzeitig erhobenen Klage beantragten Sch. und 
F., die Entſchließung des Bezirksrats v. 25. Okt. 1934 inſoweit 
aufzuheben, als dem Antragſteller Sch. die Genehmigung zum 
Betrieb einer Realſchankwirtſchaft im II. Stockwerk des Anweſens 
„Zum Breisgauer Hof“ in F., Kiſtraße Nr. 137, verſagt worden ſei. 

Das Erkenntnis des Bezirksrats wurde inſoweit aufgehoben, 
als dem Sch. die Erlaubnis zum Realſchankwirtſchaftsbetrieb im 
II. Stock verſagt wurde. 

J. Die Zuläſſigkeit der Klage des Pächters Sch. ergibt ſich aus 
8 6 Abſ. 3 i. Verb. m. § 4 Gef. über die Ausübung der Realberech⸗ 
tigungen v. 11. Sept. 1898; aber auch die Zuläſſigkeit der Klage 
des Eigentümers F. iſt — entgegen der Meinung des Miniſterial⸗ 
bevollmächtigten — zu bejahen, weil durch die angefochtene Be⸗ 
zirksratsentſchließung dem Eigentümer ein Teil ſeines Realrechts 
abgeſprochen worden iſt. Deshalb iſt dem Genannten, der in dem 
Verfahren über das Geſuch des Sch. entgegen § 20 VerfO. vom 
31. Aug. 1884 nicht zugezogen worden war und dem auch die 
Entſchließung des Bezirksrats über die Verſagung der Ausübung 
des Schankwirtſchaftsrechts im II. Stock nicht zugeſtellt worden iſt, 
auch mit Recht die „Wiederherſtellung“ gem. $ 41 VerfoO. durch 
die Bezirksratsentſchließung v. 29. Nov. 1934 gewährt worden 
(vgl. BadVerwgtſchr. 1909, 96). Die Klage iſt auch für beide Kl. 
rechtzeitig innerhalb der Friſt des § 41 Ziff. 1 VerwapflG. er⸗ 
hoben und begründet worden. 

II. Die Kl. behaupten, daß ein „Real ſchankwirtſchafts⸗ 
recht“ auf dem Anweſen als ſolchem ohne Unterſchied, ob es im 
I. oder II. Stock ausgeübt werden ſoll, beſteht. Der Bezirksrat hat 
angenommen, daß das Realſchankwirtſchaftsrecht nur auf dem 
I. Stock ruht, daß ferner im II. Stock immer nur eine „Perſonal⸗ 
ae betrieben und dieſe ſeit 1925 aufgegeben wor⸗ 
en ſei. 

Wenn der Bezirksrat davon ausgeht, daß ein Realwirtſchafts⸗ 
recht ſich immer nur auf beſtimmte abgegrenzte Räume eines An⸗ 
weſens beziehe und wenn der Miniſterialbevollmächtigte ſich hierzu 
auf die Rſpr. des VGH. beruft, fo iſt darauf zu verweiſen, daß 
bei den in Betracht kommenden Entſch. des Gerichtshofs es ſich 
um die Frage der Erweiterung von Realwpirtſchaftsrechten durch 
Hinzunahme von außerhalb der für die Ausübung realer Wirt- 
ſchaftsrechte urſprünglich maßgebenden Grundſtücksfläche ge⸗ 
legenen Gebäudeteilen gehandelt hat, während es ſich im vorl. Falle 
um die Frage der Beſchränkung oder Erweiterung eines Real⸗ 
wirtſchaftsrechts zwar innerhalb der urſprünglichen Grundfläche 
aber in bezug auf die einzelnen Stockwerke handelt. Der Ge⸗ 
richtshof läßt es aber dahingeſtellt, ob eine Abgrenzung eines auf 
einem Grundſtück ruhenden Realrechts nach Stockwerken mit dem 
Weſen eines Realrechts, insbeſ. mit deſſen Eigenſchaft als eines 
unteilbaren Rechts nach deutſchrechtlichen Begriffen, die auch im 
Lande Baden bis zur Einführung des bad. Landrechts ausſchließ⸗ 
lich galten, und deren Fortbeſtand noch bis heute — abgeſehen 
von den öffentlich⸗rechtlichen Vorſchriften über die Erlaubnisertei⸗ 
lung und über das Erlöſchen eines Realrechts nach dem Geſ. vom 
11. Sept. 1898 — anzunehmen iſt, zu vereinbaren ſei. In den 
bisher entſchiedenen Fällen (vgl. insbeſ. BadVerwg. 1933, 140 
und dortige Zitate) wurde die Unteilbarkeit immer in der Rich⸗ 
tung erörtert, daß die Ausübung eines Realwirtſchaftsrechts je⸗ 
weils nur in der Hand eines oder mehrerer, dann aber in Rechts⸗ 
gemeinſchaft ſtehender Perſonen rechtlich zuläſſig und deshalb eine 
geteilte Ausübung in Geſtalt mehrerer ſelbſtändiger Kon⸗ 
zeſſionserteilungen unzuläſſig ſei. Des weiteren wird aber in dem 
Schrifttum (v. Landmann, Gemd., 8. Aufl., Anm. 6 Abſ. 1 zu 
§ 10 S. 136 mit Bezug auf die Entſch. des SächſO VG. vom 
31. Mai 1905: Reger 26, 488, in welchem auf die Entfch. des 
Bad Vid. Reger, Ergd. 3, 3 verwieſen wird; vgl. auch Vad⸗ 
Verwg. 1904, 205) die Anſicht vertreten, daß eine Realgerechtig⸗ 
keit, die ohne Einſchräukung für ein beſtimmtes Haus erteilt 
worden iſt, ſich auf alle Räume des Hauſes erſtreckt, die ſich ihrer 


Beichaffenheit nach zur Ausübung des (im entſchiedenen Falle) 
Schankgewerbes eignen oder die hierzu geeignet gemacht werden. 
Auch könnte von dem Geſichtspunkt aus, daß nach der Rſpr. ein 
Real ga ſt wirtſchaftsrecht auch dann vor dem Erlöſchen durch drei⸗ 
jährigen Nichtgebrauch als geſchützt angeſehen wird, wenn eine W 
herbergung von Fremden in dieſer Zeit überhaupt nicht ſtatt- 
gefunden hat, und wenn gegenüber dem früheren Umfang des Ber 
herbergungsbetriebs mit Benützung einer größeren Zahl von Zim⸗ 
mern nur noch einige wenige Zimmer für dieſen Zweck bereitgehal⸗ 
ten worden find (im entſchiedenen Falle: BadVerwg. 1910, 35: 
wenn nur ein eingerichtetes Fremdenzimmer ununterbrochen be⸗ 
reitgehalten wird), gefolgert werden, daß auch eine räumliche Ein⸗ 
ſchränkung des Scha nk wirtſchaftsbetriebs während der Erlöſchens⸗ 
friſt nicht zum teilweiſen Erlöſchen des Realſchankwirtſchaftsrechts 
in den zeitweiſe nicht benutzten Räumen führen kann. 

Der Gerichtshof entnimmt jedoch dem entſcheidenden Geſichts⸗ 
punkt aus der auch von dem Bezirksrat — wenn auch in ber 
ſchränkender Weiſe — bejahten Frage, daß an ſich auf dem Grund⸗ 
ſtück ein Realſchankwirtſchaftsrecht ruht. Nach der feſtſtehenden 
Rſpr. ergibt ſich die Beautwortung der Frage, ob durch Verlegung 
der für die Ausübung des Realwirtſchaftsrechts in Anſpruch ge 
nommenen Räume innerhalb des an ſich unverändert gebliebenen 
Hauſes eine nach § 10 Abſ. 2 GewO. und 8 51 Vollz O. hierzu 
unzuläffige Erweiterung des Realrechts eintreten würde, aus ber 
flächenmäßigen Vergleichung der künftig für die Ausübung ber 
anſpruchten Räume mit den früher für den betr. Wirtſchaftszweig 
verwendeten Räumen des I. Stockes, auf welchen das Realfchank“ 
wirtſchaftsrecht als auf jeden Fall nicht erloſchen anzuſehen iſt. 

Das Vorhaben der Kl. ſtellt ſich als eine teilweiſe Rückver⸗ 
legung der Ausübung des früher hauptſächlich in den Räumen des 
I. Stockes und ſeit 1933 nur noch im II. Stock ausgeübten 
Schankwirtſchaftsrechts in den I. Stock dar, wobei der bisher als 
Konditoreiladen benutzte Eckraum zu den Wirtſchaftsräumen des 
II. Stockes hinzugenommen werden ſoll. Die früher für Wirtſchafts⸗ 
zwecke benützten Räume des I. Stockes, nämlich die jetzt mit 
„Backſtube“, „Backofen“, „Vorräte“ bezeichneten Räume und die 
beiden vorderen Ladenlokale enthalten ein Geſamtflächenmaß von 
ungefähr 136 qm, während nach der Umgeſtaltung in einen 
Bäckereibetrieb die künftig für den Wirtſchaftsbetrieb verwendeten 
Räume des I. und II. Stockes insgeſamt etwa 110 qm Fläche be⸗ 
tragen. Es liegt ſomit — auch wenn man eine nur auf dem 
I. Stock ruhende Realſchankwirtſchaftsgerechtigkeit mit dem Bezirksrat 
annehmen wollte — räumlich gemeſſen überhaupt keine Erweite⸗ 
rung der Ausübung des Realſchankwirtſchaftsrechts vor. Unter dem 
Geſichtspunkt einer unzuläſſigen Neubegründung oder Erweiterung 
eines Realwirtſchaftsrechts — eine unbedeutende Erweiterung wäre 
übrigens zuläſſig — iſt daher das Vorhaben nicht zu beanftanden. 
Sollte entgegen der durch den Prozeßbevollmächtigten der Kl. ab⸗ 
gegebenen Erklärung verſucht werden, zwei getrennte Betriebe ein“ 
zurichten, ſo wäre dies im Hinblick auf die Unteilbarkeit der 
Realrechte und auf Grund des 8 10 Abſ. 2 Gewd. unzuläſſig und 
könnte durch die Polizeibehörde verhindert werden (vgl. Schen⸗ 
kel, Gewd., 2. Aufl., Anm. 4 zu § 10; v. Landmann a. a. O. 
Bem. 6 zu § 10; BadVerwg. 1904, 205). 

Da hiernach der Bezirksrat von unzutreffenden rechtlichen Er⸗ 
wägungen ausgegangen iſt, beruht feine Entſch., ſoweit dadurch 
dem Geſuchſteller Sch. die Erlaubnis zum Betrieb der Realſchank⸗ 
wirtſchaft im II. Stock verſagt wurde, auf einer Verletzung des 
Geſetzes, fo daß dieſe Entſch. inſoweit auf die Klage der in ihren 
Rechten Verletzten (Pächter und Eigentümer), wie geſchehen, auf 
zuheben war. 

Mit der Aufhebung dieſes Teils der angefochtenen Entſch. 
iſt die Zuſtändigkeit des VGH. erſchöpft; die Erteilung der Er⸗ 
laubnis zum Betrieb der Schankwirtſchaft auch im II. Stock liegt 
nicht innerhalb feiner Zuſtändigkeit; hierzu iſt vielmehr die zu“ 
ſtändige Verwaltungsbehörde berufen. 

(Bad VerwGerg., Entſch. v. 19. Febr. 1935, 218,34. 


Ber. von OVGR. Dr. Klotz, Karlsruhe. 


Berichtigung 


SW. 1935, 1408 rechte Spalte Zeile 7 von oben muß das Wort 
„Auseinanderſetzungsanſpruchs“ erſetzt, werden durch „Auseinander⸗ 
ſetzungsguthabens“. 
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